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I. Abschnitt 

Grundlagen der Bildungsberatung 





0. Einleitender Kommentar 

D i e folgenden Kapitel dieses Abschnittes versuchen einen Beitrag zur theore­

tischen Fundierung der Bildungsberatung zu leisten. Dieses Unterfangen ist be­

sonders schwierig, da es weder d i e Theorie noch einheitliche A n s ä t z e zur Be­

gründung v o n Bildungsberatung bislang gibt. Die hier behandelten Themen 

repräsentieren recht gut den gegenwärtigen Diskussionsstand und zeigen wich­

tige Aspekte für künft ige Entwicklungen auf. 

Wie im ersten Beitrag von ROSEMANN & H O F F M A N N dargestellt wird , ist die 

Entwicklung der Bildungsberatung auf dem Hintergrund der Entwicklung 

schulischer Beratung zu sehen. Sie ist Schlußpunkt jener Entwicklung, in der 

Schulpsychologische Dienste quasi Hilfsdienste „ex post facto" waren (also 

H i l f e leisteten, nachdem der „Schaden" bereits eingetreten war), und Anfangs­

punkt jener B e m ü h u n g e n , die „Schäden" von vornherein durch entsprechende 

Orientierung verhindern wollen. Nach Meinung der Autoren haben die letzte­

ren B e m ü h u n g e n zu einer unangemessenen Ausweitung des Aufgabenfeldes 

ebenso wie zu einer Unscharfe des Begriffs der Bildungsberatung geführt . Das 

vorgeschlagene Konzept soll vor allem zur Systematisierung und sinnvollen 

Integration der vielfält igen Beratungsaufgaben beitragen. Neben einer exakten 

Gegenstandsdefinition bzw. Standortbestimmung der Bildungsberatung werden 

als vordringliche Aufgaben ihre empirische Fundierung und die Einarbeitung 

eines theoretischen Bezugsrahmens gefordert. 

Die Notwendigkeit der Theoriebildung wird auch in dem Beitrag von M A R T I N 

(Kap. 5) betont. E r referiert zunächst kritisch die verschiedenen, aus dem ame­

rikanischen Bereich stammenden und auf psychologische Modelle zurückgehen­

den Theor ieansätze . N a c h Meinung des Autors muß eine leistungsfähige Theorie 

der Bildungsberatung „auf die wesentlichen Fragen der Beratungspraxis h in­

reichend allgemeingültige und problemlösende Antworten geben". E r kommt zu 

dem Schluß, d a ß die bisherigen A n s ä t z e diesem Anspruch nicht gerecht werden 

und fordert, „einen theoretischen Zusammenhang herzustellen, der sowohl die 

anthropologischen Begründungen von Ratlosigkeit und Ratbedürf t igkei t auf­

deckt als auch die konkrete Vielfalt der historisch-gesellschaftlich gegebenen 

Bedürfnisse der Ratlosen und Ratbedürf t igen systematisch erforscht". Eine 

solche Theorie m ü ß t e nach M A R T I N die Zieldiskussion und methodologische 

Überlegungen einbeziehen. 

Einen Beitrag dazu leistet das von ROSEMANN im folgenden Kapitel beschrie­

bene Prognosemodell für die Schullaufbahnberatung. Dieses M o d e l l soll im 

Gegensatz zur bisher fast ausschließlich global angelegten Vorhersage von Schul­

erfolg eine differentielle Prädikt ion ermöglichen. Voraussetzung dazu sind für 

Gruppen von Individuen mit bestimmten Merkmalskombinationen ermittelte 

charakteristische P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n e n und deren Beziehungen zu den ver­

schiedenen Aspekten der Schulleistung. Mittels einer sequentiellen Beratungs­

strategie wird dann die individuelle Prognose erstellt. 
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Eine Kernfrage und damit notwendiger Bestandteil einer Theorie der Bildungs­

beratung ist zweifellos die Funktion der Bildungsberatung im Kontext von 

Bildungsreform und Bildungsinnovation. A m Beispiel der Schule analysiert 

A U R I N (Kap. 2) die verschiedenen Aufgaben und Ziele der Beratung im B i l ­

dungswesen. Als besonders relevant erweisen sich diese im Hinblick auf die 

Bildungsplanung, die Schulentwicklung und das System der Schule selbst. „Die 

Vernachlässigung der Beratungsfunktion bei der Reform von Bildungseinrich­

tungen muß daher zu St rukturmängeln führen, die wiederum Erschwernisse für 

Schüler, Studenten und Eltern nach sich ziehen und auch Lehrer Problemen 

aussetzen, für deren Lösung sie vorerst nur unzureichend vorbereitet sind." Wie 

der Autor resümierend feststellt, kann — und muß — Beratung zwar die Reform 

des Bildungswesens initiieren und unterstützen, darüber hinaus bedarf es aber 

zusätzlicher Planungskonzepte für die Neugestaltung von Bildungsbereichen, 

will man nicht auf halbem Wege stehen bleiben. 

Die Interaktion von Bildungsberatung und Bildungsplanung steht im Mittel­

punkt der Erör terungen von B E N Z 6C CAROLI . Sie sehen einen grundsätzlichen 

Widerspruch zwischen Bildungsberatung und Bildungsplanung, der sich daraus 

ergibt, daß die individuelle Selbstverwirklichung (Ziel der Bildungsberatung) in 

Konflikt gerät mit einem störungsfreien Wirtschaftswachstum (Ziel der B i l ­

dungsplanung). Die Autoren halten eine Lösung dieses Widerspruchs nur dann 

für möglich, „wenn versucht wird, den technologischen Ansatz der Bildungs­

planung durch einen hermeneutischen Ansatz zu ergänzen, der die ,Analyse der 

gesellschaftlichen Normvorstellungen und -konflikte unter Berücksichtigung 

ihrer Genese, ihrer Ausprägung unter je bestimmten gesellschaftlichen Bedingun­

gen* leisten w i r d " . 

Bildungsökonomische Aspekte sind Thema des Beitrags von DöRrNG. E r unter­

sucht die Kosten, die bei einem weiteren Ausbau der Schulberatung (bis 1985) 

erwachsen würden. Ausführlicher geht der Autor ein auf die Probleme der 

Finanzierung und Fragen der organisatorischen Realisierung, insbesondere der 

Integration dieser neuen Organisationsmodelle in das bestehende System, sowie 

die quantitative Abschätzung des Nutzens von Beratung. Überlegungen dieser 

A r t sind nicht zuletzt — unentbehrliche — Argumentationshilfen im Hinblick auf 

die Institutionalisierung der Beratung im Bildungswesen. 
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B e r n h a r d R o s e m a n n u n d M a r t h a Hoff m a n n 

1. Entwicklungstendenzen der Bildungsberatung in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Teil I: 
Zur Problemgeschichte ( M . H o ff m a n n ) 

1.1. Erste Ansätze zur Institutionalisierung schulischer Beratung 

Der erste Teil dieses Beitrags beschreibt unter historischer Perspektive die Ent­

wicklung eines schulischen Beratungssystems in Deutschland. Angesprochen wer­

den hierbei neben den unterschiedlichen Bedingungen, die zur Entstehung von 

Beratungsdiensten führen, vor allem deren spezifische Aufgabenstellung sowie 

die ihnen zugeordnete Funktion im Bildungswesen. 

Ihren Ausgangspunkt hat die Institutionalisierung schulischer Beratung in den 

Pädagogischen Laboratorien, die um die Jahrhundertwende im In- und Aus­

land gegründet wurden. Diese A n s ä t z e fallen in eine Zeit, wo sich im ö k o n o ­

misch-strukturellen und im wissenschaftlich-theoretischen Bereich tiefgreifende 

Veränderungen vollziehen. Beobachtung und Experiment gewinnen als wissen­

schaftlich-methodisches Vorgehen für die Erforschung der körperlichen und 

geistigen Entwicklung des Kindes zunehmende Bedeutung. F ü r die Umsetzung 

der theoretischen Erkenntnisse des neuen Wissenschaftszweiges „Pädagogische 

Psychologie" auf den Bereich Schule erweisen sich die pädagogischen bzw. psy­

chologischen Laboratorien (z. B. Institut für experimentelle Psychologie und 

P ä d a g o g i k in Leipzig 1906) als ein geeigneter institutioneller Rahmen. Ent­

sprechend ihrer Aufgabenstellung — Erziehungsberatung, Begabungsforschung, 

Berufsberatung, Mitarbeit an der Lösung zei tgemäßer Fragen des Unterrichts, 

psychologisch-pädagogische Fortbildungslehrgänge für Lehrer der allgemeinbil­

denden Schulen und Sonderschulen (vgl. INGENKAMP 1966, S. 5) — sind sie mit 

den späteren Schulpsychologischen Diensten vergleichbar. Erst 1922 wird jedoch 

der Foderung STERNS nach E i n r i c h t u n g eines Scbulpsychologiscben D i e n s t e s 
Rechnung getragen. Die Aufgaben der Schulpsychologie dieser Zeit stehen in 

engem Zusammenhang mit den Bestrebungen nach Begabungsdifferenzierung 

u n d Individualisierung des Unterrichts. Der Einsatz des ersten deutschen Schul­

psychologen als wissenschaftlicher Begleiter von SICKINGERS Förderklassen­

system unterstreicht die Bestrebungen der Schulpsychologie, einen Beitrag zur 
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Schulreform zu leisten. Der nachfolgende Einfluß der geisteswissenschaftlichen 

P ä d a g o g i k im deutschen Raum und die damit verbundene Ablehnung p ä d a g o ­

gisch-psychologischer Diagnostik auf empirischer Grundlage, die nach INGEN­

KAMP (1966) zu den wesentlichen Voraussetzungen für eine eigenständige Schul­

psychologie zählt , gewährt ihr keine ausreichende Möglichkeit für eine k o n ­

tinuierliche Weiterentwicklung. 

E i n Neubeginn schulpsychologischer Arbeit auf breiterer Basis zeigt sich erst 

wieder nach 1945. Der Institution „Schülerhilfe" der Hamburger Schulbehörde 

kommt hierbei besonderes Verdienst zu. Die theoretische Konzeption der schul­

psychologischen Arbeit ist geprägt von den Einflüssen der R e f o r m p ä d a g o g i k , 

die eine individuelle Hinwendung zum K i n d in den Vordergrund pädagogisch­

psychologischer M a ß n a h m e n stellt. Die schulpsychologische Arbeit w i r d daher 

charakterisiert als „Konflikthilfe i m E i n z e l f a l l " , der Schulpsychologe als „ A n ­

walt des Kindes" gesehen. 

Anders ver läuft dagegen die Entwicklung in Hessen. Diese Konzeption orien­

tiert sich an der Aufgabenstellung des ersten Schulpsychologischen Dienstes, 

d. h. sie bezieht den Gesamtbereich Schule mit in ihren Aufgabenbereich ein. Das 

Individuum wird als Tei l dieses Schulsystems verstanden. Jede V e r ä n d e r u n g im 

Bildungswesen soll danach hinsichtlich ihrer Konsequenzen für das Individuum 

untersucht und daneben das Verhalten des Schülers rückwirkend in Beziehung 

zur Institution Schule gesetzt werden. 

Beide Konzeptionen haben auf die Entstehung von Schulpsychologischen D i e n ­

sten in anderen Bundesländern großen Einfluß. Die Unterschiede im theoreti­

schen Verständnis von Schulpsychologie und der sich daraus ergebenden A u f ­

gabenschwerpunkte verlieren jedoch immer mehr an Bedeutung. Beide Berei­

che, „Konflikthilfe im Einzelfal l" und „Schulhilfe", entwickeln sich in dieser 

Phase zu unverzichtbaren Bestandteilen schulpsychologischer Arbeit . In der 

Praxis der Schulpsychologie erweist sich jedoch die unmittelbare Behandlung 

von Konfliktfällen als das vordringliche Problem. 

1.2. Bi ldungsberatung — ein neuer B e g r i f f 

E i n deutlicher Einschnitt in der Entwicklung der Schulpsychologie vollzieht sich 

mit der E i n r i c h t u n g v o n B i l d u n g s b e r a t u n g s s t e l l e n i n Baden-Württemberg i m 
Jahre 1966. Die Einführung des Begriffs „Bildungsberatung" soll auf eine neue 

Akzentuierung schulpsychologischer Arbeit aufmerksam machen, die sich deut­

lich von der überwiegend betriebenen Einzelfallhilfe der Schulpsychologisclien 

Dienste abhebt. Im Vordergrund steht nach diesem Model l die S c h u l l a u f b a h n ­
b e r a t u n g mit dem Ziel , „durch fachkundige H i l f e und wissenschaftlich begrün­

dete Ratschläge zur Verwirklichung differenzierter schulischer Bildungsarbeit 

und Begabungsförderung beizutragen" (AURIN 1966, S. 3). Die konkrete A u f ­

gabenstellung der Bildungsberatungsstellen lautet daher in der Anfangsphase: 

Ermittlung und Erschließung von Begabungsreserven, mit der eine Steigerung 
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der Ubergangsquote zu weiterführenden (gehobenen und höheren) Schulen er­

reicht werden sollte, womit gleichzeitig ein Beitrag zum Abbau des regionalen 

und sozialen Bildungsgefälles verbunden war. Mithilfe bei der Schulreform, 

d. h. wissenschaftliche Begleitung von Modellschulen, Unters tützung der regio­

nalen Bildungsplanung durch empirisch gewonnene Informationen usw., zähl ten 

ebenfalls zum Aufgabenbereich der Bildungsberatung. Die Grundlage für die 

konkrete Aufgabenstellung der Bildungsberatungsstellen bildeten Unter­

suchungsergebnisse zur Begabungsreserve (AURIN 1966, A U R I N u . a . 1968; 

H E L L E R 1966, 1967, 1968, 1969, 1970), zunächst vor allem in den sog. L a n d ­

regionen geringer Bildungsdichte (sensu PEISERT 1965, 1967), später auch in 

Großstädten B a d e n - W ü r t t e m b e r g s (HELLER 1968 u. 1974; WEISS 1968 u. 1974), 

Modellstudien über W i r t s c h a f t s w a c h s t u m und B i l d u n g s - b z w . Arbeitskräfte­

bedarf (WIDMAIER u. a. 1966, RIESE 1967) u. dgl. m. 

Die auslösenden Faktoren für diesen V o r s t o ß B a d e n - W ü r t t e m b e r g s im Bereich 

der schulpsychologischen Arbeit sind demnach sowohl im ökonomischen als auch 

im sozialen Bereich zu suchen, ö k o n o m i s c h e G r ü n d e verweisen auf den steigen­

den Bedarf an qualifizierten Arbei tskräf ten, dem das Bildungssystem zu die­

sem Zeitpunkt nicht in ausreichendem M a ß e zu entsprechen schien. Das Schlag­

wort „Deutsche Bildungskatastrophe" (PICHT 1964) charakterisiert die dama­

lige Situation nur zu deutlich. Der Bildungsberatung wird in dem vorgelegten 

Modell eine Steuerungsfunktion zugewiesen. Sie soll in Verbindung mit zusätz ­

lichen bildungsstrukturellen M a ß n a h m e n (Schulneugründungen, Modellschulen 

u. a.) die Mobilisierung der Begabungsreserven einleiten und somit eine A n -

gleichung der quantitativen Bildungsabschlüsse an das N i v e a u vergleichbarer 

N a c h b a r l ä n d e r erreichen. 

D i e Forderung nach Chancengleichheit im Bildungswesen, d. h. Abbau sozialer 

Barrieren, die sich einer optimalen Begabungsentfaltung entgegenstellen, kenn­

zeichnet die zweite Argumentationsbasis. Bildungsberatung als Beitrag zur V e r ­

wirklichung des „Bürgerrechts auf Bi ldung" (DAHRENDORF 1966) gewinnt hier 

besondere Bedeutung. 

1 .3. Ausweitung des Aufgabenfeldes von Bildungsberatung 

Innerhalb der bildungspolitischen Reformdiskussion, die mit dem Erscheinen 

des Strukturplans (1970) ein erstes Ergebnis hervorbrachte, erhält der Begriff 

Bildungsberatung eine neue inhaltliche Ausfüllung. Das bis dahin hauptsächlich 

auf Schullaufbahnberatung ausgerichtete Aufgabenfeld wird um zusätzliche 

Bereiche erweitert. Bildungsberatung u m f a ß t nach den Vorschlägen des Deut­

schen Bildungsrates „Schullaufbahnberatung, Berufsbildungsberatung, indivi ­

dualpsychologische Beratung, Beratung der Eltern, Beratung und Lehrerbildung, 

Beratung im dualen System" (Strukturplan 1970, S. 94.). Die Zusammenfas­

sung verschiedener Beratungsaufgaben unter den Terminus Bildungsberatung 

intendiert nicht nur eine begriffliche Integration, sondern verweist gleichzeitig 

347 



auf die N o t w e n d i g k e i t einer i n s t i t u t i o n e l l e n N e u o r i e n t i e r u n g der bisher zum 

größten Teil isoliert voneinander arbeitenden Beratungsdienste. Dieses neue 

Konzept der Bildungsberatung wird einerseits mit der zunehmenden Differen­

zierung und Individualisierung des Bildungsangebots begründet . Das betrifft 

vor allem die Hervorhebung des Bereichs S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g . Z u m anderen 

steht infolge der steigenden Zahl psychisch gestörter Schüler die Notwendigkeit 

individualpsychologischer E i n z e l f a l l h i l f e außer Zweifel. 

Das im Strukturplan beschriebene Aufgabenfeld von Bildungsberatung hat 

noch keinen endgültigen Charakter. In der nachfolgenden Diskussion v e r ö f ­

fentlichen nahezu alle bedeutenden bildungspolitischen Entscheidungsträger 

(Bundesregierung, Bundländerkommission für Bildungsplanung, Kultusminister­

konferenz, Länderregierungen) sowie andere bildungspolitisch relevante Orga­

nisationen (Deutscher Städtetag, Sektion Schulpsychologie im Berufsverband 

der Deutschen Psychologen, U N E S C O - I n s t i t u t für P ä d a g o g i k ) ihre Vorschläge 

zur Bildungsberatung und übertragen ihr weitere Aufgaben. Eine Ubereinstim­

mung darüber, welche Aufgaben Bildungsberatung letztlich wahrzunehmen 

hat, kann auf der Grundlage dieser Stellungnahmen nicht erzielt werden. N e ­

ben begrifflichen Divergenzen — Bildungsberatung wird nicht durchgehend als 

Oberbegriff verwendet — bestehen auch Unterschiede hinsichtlich der einzel­

nen Beratungsaufgaben. Danach ist nicht geklärt , ob Bildungsberatung nur 

Diagnose oder zugleich auch Therapie umfassen soll, und ob sie darüber hinaus 

einen Beitrag zur äußeren und inneren Schulreform, zur Bildungsplanung und 

zu Forschungsproblemen leisten kann. 

Die Auffassungen über die Frage, welche Funktion Bildungsberatung, sowohl 

auf das Bildungswesen als auch auf den gesamtgesellschaftlichen Bereich bezo­

gen, übernehmen kann und welche Bedeutung ihr hierbei zukommt, gehen 

ebenfalls auseinander. Im Strukturplan wird Bildungsberatung als „Struktur­
element des Bildungswesens" bezeichnet und soll in dieser Funktion als „flan­

kierende M a ß n a h m e der Bildungsreform" eingesetzt werden. Das U N E S C O -

Institut für Pädagogik (AURIN U . a. 1973) entwickelt demgegenüber einen noch 

umfassenderen Funktionskatalog. H i e r wird die Bedeutung der Bildungsbera­

tung hinsichtlich einer „ innovat iven und systemverändernden Funktion" , die 

zur „Realisierung einer neuen Schulwirklichkeit" und eines „demokratisch aus­

gerichteten Schulwesens" eingesetzt werden soll, besonders hervorgehoben 

(AURIN U . a. 1973, S. 20). 

Unter Berücksichtigung der vorliegenden Konzeptionen läßt sich eine inhalt­

liche Ausdehnung von Bildungsberatung hinsichtlich dreier Ebenen beschreiben: 

(1) Z e i t r a u m : Bildungsberatung erfolgt von der Einschulung bis ins Erwach­

senenalter. 

(2) A d r e s s a t e n : Bildungsberatung wendet sich an a l l e Schüler, aber auch an E l ­

tern, Lehrer und andere für die Schule relevante Personen und Organisa­

tionen. 

(3) A u f g a b e n : Bildungsberatung u m f a ß t folgende Bereiche: Schullaufbahnbera­

tung, individualpsychologische Beratung (Einzelfallhilfe), Beratung von 
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Schule und Lehrer, Elternberatung, Mitarbeit bei der Lehrerbildung, For­

schung, Bildungsplanung bei der äußeren und inneren Schulreform (Unter­

richtshilfe) und bei der Erprobung bzw. Revision von Curricula, Berufsbil­

dungsberatung, Studienberatung, Beratung im dualen System. 

D i e nachfolgende Tabelle vermittelt einen Überblick über die qualitativen V e r ­

änderungen im Aufgabenfeld der Bildungsberatung in der Zeit von 1966 bis 

1973. Der gegenwärtige Stand der Diskussion über die inhaltliche Aufgliede­

rung von Bildungsberatung w i r d im zweiten Tei l dieses Beitrags einer krit i ­

schen Analyse unterzogen. 

Tabelle 1: T h e m a t i s c h e E n t w i c k l u n g d e r A u f g a b e n f e l d e r d e r B i l d u n g s b e r a t u n g . 

1966 1968 1970 
K u l t u s m i n i s t e r i u m B a d e n - W ü r t t e m b e r g : Deu tsche r B i l dungs ra t : 
E rmi t t l ung und Ersch l ießung v o n S t r u k t u r p l a n 
B e g a b u n g s r e s e r v e n im länd l i chen Raum 
und in G r o ß s t ä d t e n 

Schu l l au fbahnbe ra tung Schu l l au fbahnbe ra tung 

I nd i v i dua lpsycho log i sche Bera tung 
(E inze l fa l lh i l fe ) 

Leh re r fo r t b i l dung Leh re rb i l dung 

Forschung -B e g l e i t u n g v o n M o d e l l s c h u l e n -S t u d i e n b e r a t u n g Bera tung im dua len S y s t e m 
Be ru f sbe ra tung Be ru f sb i l dungsbe ra tung 

1970 1971 
B a d e n - W ü r t t e m b e r g : S täd te tag N o r d r h e i n - W e s t f a l e n : 
Ers te r S tu fenp lan zum A u s b a u de r S te l l ungnahme zu den A u f g a b e n und zur 
B i l d u n g s b e r a t u n g O r g a n i s a t i o n e ines S c h u l p s y c h o l o g i s c h e n 

Be ra tungsd iens tes 
Schu l l au fbahnbera tung Schu l l au fbahnbe ra tung 

E inze l fa l lh i l fe I nd i v i dua lpsycho log i sche Bera tung 
Leh re rb i l dung -Forschung Forschung 
Ä u ß e r e Schu l r e fo rm Innere S c h u l r e f o r m (Un te r r i ch tsh i l f e ) 
E l te rnbera tung E l te rnbera tung (Erz iehungsbera tung) 

- Beru f sb i l dungsbe ra tung 

1973 1973 
K u l t u sm i n i s t e r k on f e renz : B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n fü r B i l dungs ­
Emp feh lungen zur Bera tung in Schu le p lanung : 
u n d Hochschu le B i l d u n g s g e s a m t p l a n 

S c h u l lau fbahnbera tung Schu l l au fbahnbera tung 

I nd i v i dua lpsycho log i sche Be ra tung E inze l fa l lh i l fe 

Be ra tung v o n Schu le und Lehrern Bera tung der Lehrer 
Leh re r fo r t b i l dung 

- Forschung 

— M i t w i r k u n g bei M o d e l l v e r s u c h e n 
Erp robung und Rev is ion v o n C u r r i c u l a 

A l l g e m e i n e S tud ien - und Bera tung bei de r W e i t e r b i l d u n g 
S tud ien fachbe ra tung 

349 



1973 
U N E S C O - I n s t i t u t fü r Pädagog ik : 
B i l dungsbe ra tung 
( H r s g . K. A U R I N u. a.) 

Schu l l au fbahnbe ra tung 

I nd i v i d u a l p sy c ho log i s c he Be ra tung 

Leh re rbe ra tung 
Leh re rb i l dung 

S e k t i o n S c h u l p s y c h o l o g i e im B e r u f s v e r b a n d 
D e u t s c h e r P s y c h o l o g e n : 
Be ra tung im B i l d u n g s w e s e n 

Schu l l au fbahnbe ra tung 
B i l d u n g s b e r a t u n g 

E inze lbera tung 
W e i t e r g e h e n d e B e r a t u n g 

Leh re r f o r t b i l dung 

Forschung 

S c h u l r e f o r m 

E l te rnbera tung 

Z u s a m m e n a r b e i t m i t de r Beru fs - , B e r u f s -
ausb i l dungs - und S t u d i e n g a n g b e r a t u n g 

S c h u l v e r s u c h e 
Un te r r i ch t sh i l f e 
B i l d u n g s p l a n u n g 
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Teil II: 
Perspektiven der Bildungsberatung ( B . R o s e m a n n ) 

1.4. Zur gegenwärtigen Lage der Bildungsberatung 

1 . 4 . 1 . E i n e Synopse der A u f g a b e n der B i l d u n g s b e r a t u n g 

D e m Versuch, die Entwicklungstendenzen der Bildungsberatung in Westdeutsch­

land aufzuzeigen, m u ß eine Sichtung dessen vorausgehen, was Bildungsbera­

tung w i l l , welche Aufgaben sie sich stellt. Einen Einblick in die Entwicklung 

des Aufgabenbereiches der Bildungsberatung in der Bundesrepublik Deutsch­

land vermittelte Tei l I von H O F F M A N N ; die folgende Tabelle bietet eine 

zusammenfassende Darstellung (Lit . : A U R I N U . a. 1973, K M K - B e s c h l u ß 1973, 

Städtetag N R W 1971, Strukturplan 1970). Dabei wurde längst nicht alles, 

was als gegenwärt ige oder zukünftige Aufgaben der Bildungsberatung betrach­

tet wird , aufgenommen. Nicht Volls tändigkei t ist Ziel dieser Zusammenstel­

lung, sondern die Verdeutlichung der Vielzahl der Bereiche, in denen die B i l ­

dungsberatung ihr Wirkungsfeld sieht. 

Wie aus der Zusammenstellung in Tabelle 2 ersichtlich ist, beschreibt der Be­

griff der B i l d u n g s b e r a t u n g ein breites Aufgabenfeld. Bildungsberatung, nach 

ihrem derzeitigen Selbstverständnis, ist auf den „ g a n z e n " Menschen gerichtet. 

Bildungsberatung setzt ein im Kindesalter und erstreckt sich bis weit ins E r ­

wachsenenalter, u. U . bis zum Ende der „ a k t i v e n Lebenszeit" (Städtetag N R W 

1971). Sie bemüht sich um das Individuum im Elternhaus, Kindergarten, in 

der Schule, in der Hochschule bis hinein ins Berufsleben. Bildungsberatung er­

möglicht dem Individuum eine optimale „ K a r r i e r e p l a n u n g " , sie hilft ihm bei 

persönlichen Schwierigkeiten verschiedener A r t und liefert Behandlungsmög­

lichkeiten. Aber nicht nur das Individuum ist Gegenstand bildungsberateri-

scher Bemühungen, das System selbst (Schule, Hochschule, Gesellschaft) wird 

analysiert und innoviert. D a ß die jeweils notwendigen Forschungsaufgaben 

ebenfalls von der Bildungsberatung ü b e r n o m m e n werden, erstaunt danach 

ebensowenig wie die Tatsache, daß Methodenentwicklungen, Erstellung von 

Evaluationsverfahren usw. ureigene Bereiche der Bildungsberatung sind. 

Angesichts dieser Aufgabenfülle stellt sich die Frage, was denn Bildungsbera­

tung nun eigentlich ist oder, anders gewendet, was ist nicht Bildungsberatung? 

Meint Bildungsberatung Beratung über Bildung, zur Bildung, vor der Bildung, 

w ä h r e n d der Bildung? Was meint man in diesem Zusammenhang mit Bildung, 

auf die sich die Beratung beziehen soll? Was heißt Beratung? 

Greifen wir den letzten Begriff zuerst auf. M E L Z E R (1969) versteht unter B e r a ­

t u n g „die erschöpfende Orientierung über Mit te l und Wege zur Erreichung 

351 



B e r a t u n g s f e l d e r 

El te rnhaus / 
V o r s c h u l e 

S c h u l e 
als O r g a n i s a t i o n Lehre r Schü le r H o c h s c h u l e / U n i v e r s i t ä t Beru f Gese l l s cha f t 

Lau fbahn- I n fo rm , über 
beg le i ­
t ende 
Be ra tung 

B i l dungs ­
m ö g l i c h k e i t e n 

Rat bei der W a h l 
des B i l dungs ­
w e g e s 

Lau fbahnbera tung 

In fo rm, über B i l dungs ­
m ö g l i c h k e i t e n 

Rat bei der W a h l des 
B i l d u n g s w e g e s 

E inze l - /G ruppenbe ra tung 

S c h u l l a u f b a h n b e g l e i t u n g 

In fo rm, über S t u d i e n ­
m ö g l i c h k e i t e n , 
S t u d i e n b e d i n g u n g e n , 
S tud ien inha l t e , 
S t u d i e n g e s t a l t u n g 

I n fo rm , über 
B e r u f s m ö g l i c h ­
ke i t en , 

Be ru f s inha l t e , 
Be ru f sauss i ch ten , 

V e r m i t t l u n g be ru f l . 
E ingangs­
p o s i t i o n e n 

B e r u f s b i l d u n g s ­
be ra tung 
B i l d u n g s b e r a t u n g 
im Be t r i eb 
B e r u f s w e c h s e l 

D i a g n o ­
s t i sche u. 
the ra ­
peu t i sche 
A u f g a b e n 

Be ra tung bei 
Lern- u. Ve r ­
ha l t enss tö rungen 

E l te rn t ra in ing 

Be ra tung bei päd 
Kon f l i k t f ä l l en 

Leh re r t ra in ing 

S c h u l r e i f e u n t e r s u c h u n g e n U n t e r s u c h u n g der 
S t u d i e n e i g n u n g 

B e g a b u n g s ­
un te r suchungen 

U n t e r s u c h u n g , Be ra tung 
u. Behand lung bei Le rn ­
s t ö r u n g e n u. S t ö r u n g e n 
im soz ia len ode r 
a f f ek t i v - emo t i ona len 
Be re i ch 

Be ra tung bei D i s k r e p a n ­
zen zw i schen E ignung 
u. Le is tung 

Psych i sche S t ö r u n g e n , 
Legas then ie , Sp rach ­
b e h i n d e r u n g e n , 
D r o g e n p r o b l e m e 

Päd . u. Psycho l . Be ra tung 
be i S t ö r u n g e n u. K r i sen 

Psycho l . -med i z i n i sche 
S t u d i e n b e r a t u n g 



K r i t i k v e r m ö g e n , Ent fa l ­
t ung de r Pe rson , 
S e l b s t v e r w i r k l i c h u n g 

P s y c h o t h e r a p e u t i s c h e 
B e h a n d l u n g , p räven t i ve 
Be ra tung bei p s y c h o g e n 
o d e r o rgan . bed ing ten 
Le rnbeh inde rungen u. 
N e u r o s e n 

Fö rde rung s o z i a l p s y c h o l . 
G e s u n d h e i t und 
m o r a l i s c h e r In tegr i tä t 
Soz ia l i sa t i ons - und 
I nd i v i dua t i onsh i l f en 

Innova­
t i onsh i l f e 

Bee in f l ussung des S c h u l r e f o r m 
Erz ieherve rha l tens 

Un te r r i ch t sh i l f e 

E ins te l lungs­
ände rung g e g e n ­
über we i te r f . 
(Schu l - )B i l dung 

M o d e l l s c h u l -
beg le i t ung 

S y s t e m b e r a t u n g 

B i l dungsp lanung 

M i t w i r k u n g in 
R e f o r m k o m m i s s . 
Leh rp lanen tw . 

E rsch l ießung v o n 
B e g a b u n g s r e s e r v e n 

V e r ä n d e r u n g des 
Leh re rve rha l t ens V e r w i r k l i c h u n g v o n 

, , C h a n c e n g l e i c h h e i t 
Ve rbesse rung der a 

S c h u l a t m o s p h ä r e 

M i t w i r k u n g bei 
S t u d i e n r e f o r m 

V e r ä n d e r u n g 
gese l l scha f t l i che r 
B e d i n g u n g e n 

Ä n d e r u n g v o n 
G r u n d h a l t u n g e n 
bzg l . Erz iehung 

For tb i l dung A u s - u. W e i t e r ­
b i l dung bzg l . 
B i l d u n g s b e r a t u n g 

F ö r d e r u n g s p r o g r a m m e W e i t e r b i l d u n g 
w ä h r e n d ak t i ve r 
Lebensze i t 

E rwachsenen­
b i l dung 

Forschung Päd. Ta tsachen- Er fo rschung des En tw ick lung päd . u. Päd. Ta tsachen fo rschung Un te r suchung 
f o r schung Leh re rve rha l tens psycho l . Ve r f ah ren d. gese l l scha f t l i che r 
V e r f a h r e n zur D i a g n o s t i k Z u s a m m e n h ä n g e 
L e i s t u n g s m e s s g . B e w ä h r u n g s k o n t r o l l e n in i h rem Einf luß 
Eva lua t ion auf den e inze lnen 
C u r r i c u l u m e n t w . 



eines Zieles, das entweder vom Ratsuchenden angegeben oder für ihn oder z u ­

sammen mit ihm mit H i l f e der Identifizierung von Seiten des Beratenden er­

mittelt worden ist" (S. 21). Beratung wird also aufgefaßt als eine O r i e n t i e ­
r u n g s h i l f e , die das Erreichen eines selbst gesetzten oder übernommenen Zieles 

erleichtern soll. 

B i l d u n g s b e r a t u n g könnte demzufolge meinen eine O r i e n t i e r u n g s h i l f e a u f dem 
Wege z u r E r r e i c h u n g v o n B i l d u n g . A u f eine Diskussion des Bildungsbegriffs 

selbst soll hier verzichtet werden. M a n kann darauf hoffen, d a ß ein gewisser 

Konsens darüber besteht, wenn man den Begriff verwendet in Spezifizierungen 

wie Schulbildung, Hochschulbildung, Berufsbildung usw. D a n n ist Bildungs­

beratung Orientierungshilfe, Wegweiser zum Erreidien von Schulbildung, 

Hochschulbildung und so fort. 

E i n solcherart verstandener Begriff von Bildungsberatung dürf te jedoch nur 

einen kleinen Teil der in Tabelle 2 aufgeführten Aufgabenbereiche abdecken. 

Sicherlich w ü r d e er das umgreifen, was wir dort als „Laufbahnbegleitende 

Beratung" bezeichnet haben und was, historisch gesehen, den ersten Aufgaben 

der Bildungsberatungsstellen entspricht (s. Schulentwicklungsplan B a d e n - W ü r t ­

temberg 1964). Die Mehrzahl der übrigen genannten Aufgaben dürf te sich nur 

mit Mühe diesem Begriff der Bildungsberatung subsumieren lassen. Bildungs­

beratung will das Individuum auf den Weg schicken, in eine Laufbahn einwei­

sen und es fürderhin unterstützen, und dies in mannigfaltiger Weise. Sie wil l 

dafür Sorge tragen, d a ß das Individuum auf dem rechten Wege durch die Insti­

tutionen Schule, Hochschule usw. bleibt, indem sie ggf. notwendige Kurskor­

rekturen vornimmt. Sie wil l ferner behilflich sein bei allen persönlichen Schwie­

rigkeiten, seien diese individuell oder institutionell bedingt. Überdies will sie 

d a f ü r sorgen, daß Hindernisse, die das System verursacht, beseitigt werden, 

indem das System selbst einer Revision unterzogen wird und so fort. 

Unter diesem Blickwinkel gesehen, ist die oben gegebene Definition von B i l ­

dungsberatung zu eng. Oder, um es zu wiederholen, ist das Aufgabenfeld dessen, 

was derzeit unter Bildungsberatung subsumiert wird, zu weit? Ist die umfassende 

Inanspruchnahme des Individuums durch die Bildungsberatung überhaupt sinn­

voll und vertretbar, und kann die Bildungsberatung diesen Ansprüchen gerecht 

werden? M a n ist leicht geneigt, hier einer Äußerung SHAWS zuzustimmen, auch 

wenn sich diese auf amerikanische Verhältnisse bezieht: „As one reads the 

various kinds of delineated objectives it is easy to be overwhelmed. . . . Even 

when the objectives themselves are not overwhelming, the task implied by 

descriptions of functions usually appears impossible not only in the light of 

current stuffing ratios but even when the most favorable projections are taken 

into account (SHAW 1973). 

U m nun die oben gestellten Fragen zu beantworten, erweist es sich als erfor­

derlich, die verschiedenen Aufgaben dessen, was als Bildungsberatung bezeich­

net wird, zu untersuchen. 
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1 . 4 . 2 . B i l d u n g s b e r a t u n g u n d „Laufbahnbegleitende B e r a t u n g " 

Bildungsberatung in diesem Sinne wil l Eltern, Schüler, Studenten usw. infor­

mieren über die im Bildungssystem gegebenen Möglichkeiten. Sie will dem Rat­

suchenden das Bildungssystem transparenter machen, um ihm so eine G r u n d ­

lage für seine Entscheidung zu liefern. Eine enorme Aufgabe, wenn man die 

Zahl der potentiellen Adressaten bedenkt. B i l d u n g s b e r a t u n g w i l l aber darüber 

hinaus und v o r a l l e m R a t e r t e i l e n bei der W a h l des „richtigen", i n d i v i d u e l l 

angemessenen Bildungsweges und k o n t i n u i e r l i c h n o t w e n d i g e K o r r e k t u r e n a m 

i n d i v i d u e l l e n Bildungsgang herbeiführen. Z u r Erfüllung gerade dieser letzten 

Aufgabenstellung bedarf es jedoch, wie wir an anderer Stelle ausführlich dar­

gestellt haben, noch einer ganz erheblichen Forschungsarbeit (s. unten ROSEMANN, 

K a p . 5 im I. Abschnitt dieses Bandes). 

Allein die Verwirklichung dieser Zielsetzung, auch unter Berücksichtigung der 

Tatsache, d a ß noch andere Institutionen (Hochschulen usw.) sich mit der L ö ­

sung dieser Probleme beschäftigen, w ü r d e u. E . die K a p a z i t ä t derjenigen, die 

derzeit mit Bildungsberatung zu tun haben und in Zukunft zu tun haben wer­

den, auf lange Zeit vol l beanspruchen. Nicht zu vergessen ist in diesem Zusam­

menhang, d a ß ja quasi nebenbei, also neben der Erfüllung der zuletzt e r w ä h n ­

ten Aufgaben, auch noch beraten wird und werden muß, wenn auch eine solche 

Beratung vielfach noch auf verhäl tnismäßig unsicherem Boden gegründet ist. 

Aber selbst dann, wenn die Laufbahnberatung empirisch abgesichert ist, bleibt 

mit der Umsetzung der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf den Individualfall 

ein erheblicher Bereich pädagogisch-psychologischen Tuns erhalten. Eine Lauf­

bahnberatung etwa im Sinne einer sequentiellen Beratungsstrategie (s. ROSE­

MANN , a. a. O.) , die das Individuum kontinuierlich begleitet, stellt eine so be­

deutsame und umfassende Aufgabe dar, d a ß man in Zweifel gerät , ob sie von 

den derzeitigen und geplanten Bildungsberatungsstellen oder ihren Äquivalen­

ten zur G ä n z e geleistet werden kann. 

Wie aus den bisherigen Betrachtungen ersichtlich ist, wird hier L a u f b a h n b e r a ­

t u n g als ein T e i l g e b i e t der unter dem O b e r b e g r i f f B i l d u n g s b e r a t u n g zusammen­

gefaßten Beratungsaufgaben angesehen. Die derzeitige Unscharfe der N o m e n ­

klatur wird allerdings deutlich in der Verwendung von Formulierungen wie 

„BÜdungs- und Schullaufbahnberatung" (Bildungsbericht 1970) bzw. „Schul-

laufbahn- und Bildungsberatung" (Sektion Schulpsychologie o. J.), wo Schul-

laufbahnberatung offensichtlich nicht als ein Teilgebiet der Bildungsberatung, 

sondern als ein von der Bildungsberatung unterschiedener, eigener Aufgaben­

bereich aufgefaßt wird. 

1 . 4 . 3 . B i l d u n g s b e r a t u n g u n d d i a g n o s t i s c h - t h e r a p e u t i s c h e A u f g a b e n 

Es wird hier bewußt von diagnostisch-therapeutischen Aufgaben gesprochen 

und der Begriff Einzelfallhilfe bzw. Individualberatung vermieden, denn letzt­

lich ist auch Laufbahnberatung, bzw. sollte es sein, eine auf das Individuum 
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ausgerichtete Orientierungshilfe. Schullaufbahnberatung und Individualhilfe 

sind also keine unabhängigen, klar voneinander unterscheidbaren Kategorien. 

Bildungsberatung will neben den für die Laufbahnberatung notwendigen D i a ­

gnosen und Prognosen auch i n d i v i d u e l l e Störungen d i a g n o s t i z i e r e n und t h e r a ­
p i e r e n . Es besteht kein Zweifel an der Notwendigkeit und Bedeutung einer 

solchen H i l f e bei persönlichen Problemen, psychischen und physischen S t ö r u n ­

gen sowie einer p r o p h y l a k t i s c h e n B e r a t u n g und t h e r a p e u t i s c h e n B e h a n d l u n g 
des Individuums. Soll und kann man dies aber noch unter den Begriff der B i l ­

dungsberatung stellen, da ja ausdrücklich und sinnvollerweise H i l f e n auch bei 

außerschulischen Problemen gegeben werden sollen? Bildungsberatung w i l l , wie 

oben ausgeführt, das Individuum über den optimalen Bildungsweg informieren 

und es auf diesem Wege begleiten. Ziel der individuellen H i l f e ist es ferner, die 

Absolvierung des gewählten Bildungsganges von Störungen freizuhalten. Die 

o r g a n i s a t o r i s c h e V e r b i n d u n g v o n L a u f b a h n b e r a t u n g und T h e r a p i e jedoch birgt 

die G e f a h r in sich, d a ß Störungen institutionell und nicht individuell definiert 

und therapiert werden. Anders gesagt, das Ziel der Therapie wird durch die In­

stitution definiert und nicht durch das Individuum. Des weiteren ist zu berück­

sichtigen, daß die erwähnten diagnostischen und therapeutischen M a ß n a h m e n bis 

dato ja nicht unbeachtet geblieben sind, sondern von verschiedenen Beratungs­

diensten, z. B. dem Schulpsychologischen Dienst oder der Erziehungsberatung 

(EB), übernommen worden sind und auch weiterhin beansprucht werden (s. Sek­

tion Schulpsychologie o. J.). Z u bedenken ist ferner, daß die Subsumtion von dia­

gnostischen und therapeutischen M a ß n a h m e n in diesem Sinne den Begriff B i l ­

dungsberatung unangemessen ausweitet. Zweifellos sind psychische Störungen im 

Bildungsablauf von Bedeutung, ihre Feststellung und Behebung aber m u ß speziell 

geschulten und möglichst unabhängigen Fachkräf ten vorbehalten bleiben. D i a ­

gnose und Therapie solcher Störungen können nicht als Aufgabe von Bildungs­

beratern gesehen werden, und zwar keinesfalls als die Aufgabe von Beratungs­

lehrern, wie dies verschiedentlich geschieht, aber auch nicht von bildungsbera­

tenden i . S. von laufbahnberatenden Psychologen, einmal wegen deren Arbeits­

überforderung (nicht aus K o m p e t e n z g r ü n d e n ) , zum anderen wegen der mög­

lichen Rollenkonflikte, die sich aus den Ansprüchen der Institution und denen des 

Individuums ergeben (s. a. BENZ & CAROLI 1974). Oder hat Beratung tatsäch­

lich die Aufgabe, „den Lernenden dabei zu unterstützen, ein ungestörtes V e r ­

hältnis zur Organisation (des Kollegs) und zu den Lernprozessen zu haben be­

ziehungsweise ein von Störung bedrohtes Verhältnis ungestört zu erhalten" 

(BARSCH & LEISCHNER 1974)? Ist „ H i l f e zur bestmöglichen Eingliederung des 

Lernenden" (a. a. O.) ein vertretbares Ziel eines Beratungsdienstes? 

1 . 4 . 4 . B i l d u n g s b e r a t u n g u n d I n n o v a t i o n s h i l f e 

Innovationen im Schulbereich, Hochschulbereich usw. sind sicherlich ebenso be­

deutsam wie die H i l f e bei individuellen Problemen. Es ist einsichtig, d a ß im 

Zuge der im engeren Sinne verstandenen Bildungsberatung qua Laufbahnbera-
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tung dem dort tätigen Bildungsberater Informationen über Mängel und V e r ­

besserungsbedürftigkeiten bzw. -möglichkeiten des Systems zufließen. Gehören 

aber Schulreform, Systemveränderung usw. insgesamt noch zu einer solchen 

Bildungsberatung oder wird hier nicht erneut dieser Begriff übermäßig stra­

paziert? Die Antwort auf diese Frage mag von der Weite der Zielsetzung in 

diesem Bereich abhängen. Sind lokale oder regionale Verbesserungen im Schul­

system gemeint oder prinzipielle Ver änderungen , innere oder äußere Schul­

reform? 

1.4.5. B i l d u n g s b e r a t u n g u n d V o r s e h u n g 

W o h l jede praktische Tätigkeit benötigt in irgendeiner Weise ihre empirische, 

wissenschaftliche Fundierung. Selbstverständlich gilt dies auch für die Bildungs­

beratung. Problematisch erscheint aber auch hier der umfassende Anspruch: 

Pädagogische Tatsachenforschung, Methodenentwicklung (z. B. zur Schullei-

stungsmessung), Entwicklung von Verfahren zur pädagogischen und psycholo­

gischen Diagnostik, Evaluation, Curriculumentwicklung usw. Ist das alles noch 

Bildungsberatung? 

1.5. Bildungsberatung als Disziplin 

M a n kann das Problem der Definition dessen, was Bildungsberatung ist, unter 

verschiedenen Aspekten sehen. Einmal ist B i l d u n g s b e r a t u n g zu betrachten a l s 
eine bestehende b z w . sich e n t w i c k e l n d e I n s t i t u t i o n , zum anderen läßt sich B i l ­
dungsberatung sehen a l s eine p o t e n t i e l l e w i s s e n s c h a f t l i c h e D i s z i p l i n . 
Bezieht man sich auf die Bildungsberatung als eine I n s t i t u t i o n , dann stellt sich 

sogleich die Frage nach der Realisation der gestellten Ansprüche. K ö n n e n die 

Aufgaben, die unter dem Sammelbegriff Bildungsberatung zusammengefaßt 

werden, überhaupt von denen, die diese Bildungsberatung institutionell vertre­

ten, realisiert werden? Bezogen auf die derzeitigen Verhältnisse ist eine nicht 

nur oberflächliche Verwirklichung der gestellten Ansprüche utopisch, für die 

nähere Zukunft nur bei einem grenzenlosen Optimismus zu erwarten. Die 

U b e r f ü l l e dieser Aufgaben dürfte die in der Bildungsberatung Tät igen hoff­

nungslos überfordern (s. a. H O F F M A N N 1974, Bildungsbericht 1970). Sicherlich 

sollten unbefriedigende Gegenwartsverhältnisse nicht kühne Zukunftsperspek­

tiven ausschließen. Es muß aber die Frage gestellt werden, ob die Realisierung 

solcher Planungen im Interesse der Sache überhaupt wünschenswert ist. 

D a m i t gelangen wir zu einem zweiten, wichtigeren Aspekt, der sich bezieht 

auf die Bildungsberatung als potentielle D i s z i p l i n oder umschriebenen Z w e i g 
einer D i s z i p l i n . Die Aufblähung des Begriffes Bildungsberatung hat zur Folge, 

d a ß eine Koordinierung sowohl praktischer als auch wissenschaftlicher Tätigkeit 

in diesem Bereich kaum mehr zu leisten ist. Der einzelne kann sich auf T e i l ­

aspekte dieser breiten Aufgabenpalette zurückziehen und trotzdem jeweils be-
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haupten, er treibe Bildungsberatung. Dieses Dilemma der Bildungsberatung, die 

fehlende bzw. ungenaue E i n - oder Abgrenzung ihres Gegenstandsbereiches, hat 

andere Probleme unmittelbar zur Folge, nämlich das weitgehende Fehlen einer 

ausreichenden empirischen Fundierung bildungsberaterischen Tuns und das Feh­

len eines theoretischen Bezugsrahmens. Die Verzettelung der K r ä f t e verhindert 

systematische empirische Untersuchungen und damit das Fortschreiten dieses 

Gebietes. U n d wie soll ein theoretischer Bezugsrahmen, eine Theorie der B i l ­

dungsberatung aussehen, die diesen breiten Fächer von Aufgaben umgreift? 

Die Folgen eines derartigen Ausuferns von Aufgabenstellungen lassen sich ein­

drucksvoll an der amerikanischen Entwicklung dieses Gebietes studieren. D r i n ­

gend notwendig erscheinen deshalb entweder eine S y s t e m a t i s i e r u n g des G e ­
samtbereiches der Bildungsberatung oder eine R e d u k t i o n und e x a k t e E i n g r e n ­
z u n g ihres Aufgabengebietes. 

1 . 5 . 1 . E i n e neue S y s t e m a t i k der B i l d u n g s b e r a t u n g 

Wie die bisherigen Ausführungen verdeutlicht haben, wurde der anfänglich 

fest umrissene Begriff „Bildungsberatung" (s. Schulentwicklungsplan Baden-

W ü r t t e m b e r g 1964, A U R I N 1966) in einem M a ß e ausgeweitet, der bedenklich 

stimmen muß. Bedenklich einmal, weil dieser umfassende Aufgabenkatalog in 

eklatantem Widerspruch zu den gegenwärtigen und wahrscheinlich auch zu­

künftigen Realisationsmöglichkeiten steht. Bedenklich zum anderen, weil eine 

Koordination und Systematisierung dringlich notwendiger Forschungsarbeiten 

überaus erschwert wird. Bedenklich zum dritten, weil Bildungsberatung auf 

dieser Grundlage lediglich zur Alibifunktion mißraten könnte . Wie lassen sich 

diese Probleme angehen? 

Es sollen verschiedene Lösungsvorschläge diskutiert werden. D e r erste nimmt 

zur Kenntnis, d a ß die problemgeschichtliche Entwicklung zu dem Bestreben 

geführt hat, alle im Bildungsbereich notwendigen H i l f s - und U n t e r s t ü t ­

zungsmaßnahmen unter einen Oberbegriff zu stellen. Unsere Bedenken zu die­

ser Entwicklung haben wir ausführlich dargelegt. Geht man aber davon aus, 

d a ß die Subsumtion so vielfältiger und heterogener Aufgaben unter einen Be­

griff aus den verschiedensten Gründen, die hier unbehandelt bleiben sollen, 

nicht rückgängig zu machen ist, dann sollte man dennoch versuchen, eine O r d ­

nung in diese Vielfalt zu bringen. E i n solches Ordnungsschema w ä r e neben der 

Bildung von Forschungsschwerpunkten auch von Nutzen für die A u f g a b e n t e i -
l u n g der in der Institution Bildungsberatung Tät igen sowie für deren A u s b i l ­
dung. Die Meinung, der Vielfalt von Aufgaben allein durch Bildung von Be­

ratungsteams Herr werden zu können, scheint uns wenig stichhaltig zu sein. 

Auch Beratungsteams, die selbstverständlich als solche eine begrüßenswerte E i n ­

richtung darstellen, werden und müssen sich spezialisieren, wollen sie die ihnen 

gestellten Aufgaben in redlicher Weise erfüllen. Erforderlich sind für jeden der 

im folgenden Ordnungsschema aufgeführten Bereiche interdisziplinär z u s a m ­
mengesetzte B e r a t u n g s t e a m s . 
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Unser erster Vorschlag mündet also in den Entwurf einer (vorläufigen) 
S y s t e m a t i k der B i l d u n g s b e r a t u n g ( i . w . S . ) : 
(1) A l l g e m e i n e B i l d u n g s b e r a t u n g 

(a) Informationssammlung und -Vermittlung von Bildungsmöglichkeiten in 
— Schule 
— Hochsdiule und Univers i tä t 
— Beruf 

(b) Laufbahnwahlberatung und Begabungsförderung in Schule, Hochschule, 
Univers i tä t und Beruf 

(c) Kontinuierliche Laufbahnbegleitung 
(d) Modifikation von Einstellungssystemen bezüglich Bildung bei Eltern, 

Schülern, Studenten, Lehrern usw. 
(2) K l i n i s c h e B i l d u n g s b e r a t u n g 

(a) P r ä v e n t i v e Beratung und prophylaktische M a ß n a h m e n 
(b) Individuelle Beratung bei bildungssystemimmanenten Lern- und Verhal­

tensstörungen 
(c) Individuelle Beratung bei psychogen und organisch bedingten Lern- und 

Verhaltensstörungen 
(d) Therapeutische M a ß n a h m e n 

(3) S p e z i e l l e B i l d u n g s b e r a t u n g 
(a) Systemreform und -innovation 
(b) Begleitung von Schulversuchen 
(c) Entwicklung von Curricula und Förderungsmaßnahmen 
(d) Teilgebiete der Bildungsplanung 
(e) Mitwirkung bei der Lehrerausbildung und -fortbildung 

(4) T h e o r e t i s c h e B i l d u n g s b e r a t u n g 
(a) Grundlagenforschung 
(b) Methodenentwicklung 
(c) Untersuchung pädagogisch bedeutsamer gesamtgesellschaftlicher Zusam­

menhänge und Bedingungen 
(d) Theorienbildung 

1 . 5 . 2 . E i n g r e n z u n g der B i l d u n g s b e r a t u n g 

Einen zweiten, und unserer Meinung nach zu favorisierenden Lösungsvorschlag 
sehen wir in einer E i n g r e n z u n g des Aufgabenbereiches von Bildungs­
beratung. Der Begriff Bildungsberatung sollte dann nicht zur Bezeichnung eines 
unübersichtlichen Aufgabenfeldes herangezogen werden, sondern klar umschrie­
bene Aufgabenstellungen bezeichnen. Diese Eingrenzung sollte wie folgt erfol­
gen. 

B i l d u n g s b e r a t u n g ( i . e. S . ) : 
(1) Information über das Bildungssystem 
(2) Beratung bei der Laufbahnwahl 
(3) Laufbahnbegleitende Beratung in Schule, Hochschule, Universi tät , Beruf 
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(4) Förderung der Bildungsmotivation 
(5) Gegenstandsrelevante Forschung 
Wie wir meinen, böte sich damit der Bildungsberatung noch ein hinreichend 
weites Feld der praktischen und wissenschaftlichen Betät igung. Eine derartige 
Konzeption von Bildungsberatung leugnet, um es nochmals zu betonen, in kei­
ner Weise die Bedeutsamkeit der „sonstigen" Aufgaben, die bisher ebenfalls 
der Bildungsberatung zugeschlagen wurden. Im Gegenteil, gerade ihre Relevanz 
für das Individuum erfordert die G e w ä h r für eine optimale Bewäl t igung. Es 
sind dies keine Aufgaben, die Bildungsberater oder Beratungsteams der V o l l ­
ständigkeit halber auch noch, quasi nebenher, mit übernehmen können, und 
zwar weder zeitlich noch personell. 

Die sogenannte „Klinische Bildungsberatung" verbliebe im Kompetenzbereich 
der Schulpsychologischen Dienste. Die Aufgaben der sogenannten „Speziellen 
Bildungsberatung" könnte von einem eigenen Teilbereich „ R e f o r m b e r a t u n g " 
oder „Sys teminnovat ion" o. ä. übernommen werden, w ä h r e n d die Aufgaben 
der „Theoretischen Bildungsberatung" den einzelnen Bereichen anteilig zuzu­
ordnen wären . 

Eine solche Abgrenzung der Aufgaben hät te den V o r t e i l , d a ß gezielte Aktionen 
sowohl praktischer als auch wissenschaftlicher A r t ermöglicht bzw. erleichtert 
würden. N a c h t e i l i g könnte sich eine solche Differenzierung auswirken, wenn es 
zu einer A b k a p s e l u n g der verschiedenen Bereiche voneinander k ä m e . Prinzi ­
piell ist ein solches aber auch beim gegenwärtigen Stand der Dinge möglich. 
Vermeiden lassen sich diese oder ähnliche Nachteile nur durch f r u c h t b a r e K o ­
o p e r a t i o n aller Beteiligten. 

E i n letzter Vorschlag ist weniger grundsätzlicher als vielmehr terminologischer 
Natur und leitet sich ab aus der Problematik des Begriffes „ B i l d u n g " . Wie ange­
deutet, ist dieser Begriff auch nicht annähernd eindeutig zu definieren. Deswegen 
erscheint es erwägenswert , den Begriff Bildung in diesem Kontext zu ersetzen 
durch den konkreten Gegenstand der Beratung, also etwa „Laufbahnbeglei ­
tende Beratung" usw. 

Fazit unserer Überlegungen ist, d a ß die vielfältigen Aspekte, die heute unter 
dem Begriff Bildungsberatung zusammengefaßt werden, einer Systematisierung 
bedürfen, einer Systematisierung, die sich auch dann in der Infrastruktur eines 
Bildungsberatungssystems niederzuschlagen hätte . Dabei sollte einer umschrie­
benen Eingrenzung der Aufgaben der Bildungsberatung einer zunehmenden 
Ausweitung gegenüber der Vorrang eingeräumt werden. 

1.6. K ü n f t i g e E n t w i c k l u n g der Bi ldungsbera tung 

Die Kennzeichnung des gegenwärtigen Standes der Bildungsberatung in der 
Bundesrepublik Deutschland führt unmittelbar zu einem Ausblick auf ihre wei­
tere Entwicklung. M i t Entwicklung ist hier weniger gemeint der institutionelle 
A u f - und Ausbau, der sicherlich sehr stark von ökonomischen, politischen und 
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organisatorischen Bedingungen abhängt . Im Blickfeld steht vielmehr die Ent­

wicklung einer potentiellen Diszipl in Bildungsberatung oder wie immer auch 

letztlich deren Benennung sein mag. F ü r ihren weiteren Fortgang dürften min­

destens folgende Aspekte von entscheidender Bedeutung sein. 

1 . 6 . 1 . G e g e n s t a n d s a b g r e n z u n g u n d S t a n d o r t b e s t i m m u n g 

Als v o r d r i n g l i c h e A u f g a b e erscheint, um es nochmals zu unterstreichen, eine 
Abgrenzung und D e f i n i t i o n dessen, w a s a l s Gegenstandsbereich b z w . A u f g a b e n -
f e l d angesehen w e r d e n s o l l . Wie eng oder wie umfassend diese Abgrenzung 

auch erfolgt, sie m u ß bald geleistet werden, und zwar in einer Weise, die eine 

eindeutige Kommunikation über das erlaubt, was man als Bildungsberatung 

bezeichnet. A u f die Gefahren einer zu starken Ausweitung haben wir zur G e ­

nüge hingewiesen. Eine mögliche Reduktion der Aufgaben sollte dann gleich­

zeitig einhergehen mit einer I n t e n s i v i e r u n g ihrer Bearbeitung, sowohl in prak­

tischer als auch in wissenschaftlicher Hinsicht. Z u vieles gleichzeitig tun zu wol ­

len, könnte gerade hier bedeuten eine Verzettelung der K r ä f t e und die Gefahr 

der Oberflächlichkeit, und dies in einem Bereich, der für jedes Individuum exi­

stentielle Bedeutung hat. Die vorgeschlagene Eingrenzung der Aufgaben der 

Bildungsberatung w ü r d e m. E . Bildungsberatung nicht weniger bedeutsam, son­

dern effektiver machen. 

B i l d u n g s b e r a t u n g , so sie sich als eine p o t e n t i e l l e D i s z i p l i n verstehen wil l , w i r d 
i h r e n w i s s e n s c h a f t l i c h e n S t a n d o r t b e s t i m m e n müssen. Sie wird erklären müssen, 

wo sie sich neben oder in anderen Wissenschaftsgebieten anzusiedeln gedenkt. 

1 . 6 . 2 . E m p i r i s c h e F u n d i e r u n g u n d t h e o r e t i s c h e r B e z u g s r a h m e n 

Eine exakte Definition und Abgrenzung bzw. Differenzierung des Aufgaben­

feldes wird dann eine empirische F u n d i e r u n g des beraterischen Tuns ermög­

lichen. Dabei macht die herausgearbeitete Unterschiedlichkeit der Bereiche der 

Bildungsberatung auch deutlich, d a ß es d i e Theorie der Bildungsberatung wohl 

nicht geben kann. Es bedarf empirischer und theoretischer Arbeit in allen Be­

reichen und es dürften sich vermutlich zunächst einmal verschiedene t h e o r e t i ­
sche Ansätze entwickeln, etwa eine Theorie der Schullaufbahnberatung usw. O b 

sich letztlich dann eine A r t M e t a - T h e o r i e entwickeln kann und wird, sei dahin­

gestellt. Keinesfalls darf man aber dem Irrtum unterliegen, zu meinen, d a ß 

man durch simple Über t ragung psychologischer Modelle auf das Gebiet der B i l ­

dungsberatung bereits über Theorien oder gar d i e Theorie der Bildungsbera­

tung verfüge (s. z. B. STEFFLRE & G R A N T 1972). Erforderlich ist dreierlei. E r ­

stens ist das k o n k r e t e T u n i n der B e r a t u n g s s i t u a t i o n zu r e f l e k t i e r e n , also etwa 

eine Uberprüfung der Konzepte der Laufbahnberatung auf ihre Stichhaltigkeit 

zu leisten. Zweitens hat die A r t des Umgangs m i t dem Ratsuchenden Gegen­

stand der Überlegung zu sein, geht man also z. B. non-direktiv oder eher direk-

tiv vor. U n d drittens ist zu fragen, w o h i n man beraten wil l , welches das Z i e l 
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der B e r a t u n g ist, welcher Ideologie man sich verpflichtet fühlt . W i r d das indi­

viduelle Glück, die Selbstverwirklichung, durch optimale Ausschöpfung der Lei ­

stungsreserven gewährleistet oder bieten sich andere Wege an? Dies sind dann 

letztlich n o r m a t i v e Aussagen, eine Philosophie der Bildungsberatung. M a n wird 

dabei die Frage beantworten müssen, ob Bildungsberatung p r i m ä r Anpassungs­

funktion hat oder ob ihre emanzipatorische Funktion in den Mittelpunkt ge­

stellt werden soll. Es gilt darüber nachzudenken, ob sich Bildungsberatung an 

den Erfordernissen des Arbeitsmarktes auszurichten hat oder nicht, ob institu­

tionelle oder individuelle Entscheidungen zu treffen sind usw. (s. a. K Ö H L E R 

1973, BENZ & CAROLI 1974, C R O N B A C H & GLESER 1957). Es ist aber klar zu 

unterscheiden zwischen der empirischen Absicherung dessen was man tut bzw. 

tun kann, also sozusagen der G ü t e des Handwerkszeuges, und der Frage, wel­

ches Ziel man mit seinem T u n anstrebt. 

Z u dieser Reflexion gehört auch zu prüfen, ob sich die Verwirklichung der gegen­

wärt igen Zielsetzungen, die umfassende Inanspruchnahme des Individuums, 

überhaupt rechtfertigen läßt . Denn trotz aller Betonung der Entscheidungs­

freiheit des Individuums besteht latent die Gefahr, d a ß Bildungsberatung 

pervertiert zu einer Bildungsgängelung. D a ß diese Gefahr noch nicht akut ge­

worden ist, liegt u. a. darin begründet, daß die Beratungsinstitutionen sich erst 

im Aufbau befinden. E i n voll ausgebautes Bildungsberatungssystem ver­

mag sicher dem Individuum zu helfen, seine Fähigkeiten und Fertigkeiten auf 

seinem Wege durch die Bildungseinrichtungen optimal zu entfalten. Potentiell 

kann sich ein solches System aber auch zu einem Manipulationsinstrument ent­

wickeln, das die Interessen des Individuums hinter die sich verselbständigenden 

Interessen der Bildungsinstitutionen stellt, die dann weder individuelle noch 

gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen können. Prophylaktisch wirken hier 

die eindeutige Abgrenzung und Definition von Aufgaben und Zielsetzung der 

Bildungsberatung. 
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K u r t A u r i n 

2. Bildungsberatung und Bildungsreform 

2 .1 . Wandel des Bildungsverständnisses — Beratung ein vernachlässigtes 
Strukturelement der Bildungsreform 

Die mit den sechziger Jahren in fast allen L ä n d e r n der Bundesrepublik Deutsch­

land einsetzenden Bemühungen um Reform des Bildungswesens haben zu einem 

neuen Verständnis des Bildungsprozesses und der ihn tragenden und gestalten­

den Einrichtungen geführt . Das hatte auch für die Beratung Konsequenzen. 

Zwar existiert keine einheitliche und eindeutige Bestimmung des Bildungs-

begriffs, über die weitgehend Konsensus vorliegt. Doch scheint über folgende 

Komponenten und Dimensionen des Bildungsbegriffs allgemein Übereinkunft 

zu bestehen, wenngleich hier die in letzter Zeit in Gang gekommene Rück­

besinnung auf den Erziehungsbegriff und seine Inhalte erst noch abgewartet 

und berücksichtigt werden m u ß : Bildung wird als Vorgang lebenslangen Ler­

nens und damit als unabgeschlossener P r o z e ß verstanden. E r hat das Mündig-

und U n a b h ä n g i g w e r d e n des einzelnen in sozialer Verantwortung und Gebun­

denheit seines Denkens und Handelns zum Ziel . D a z u gehört die Entwicklung 

und Heranbildung von Qualifikationen und die Aneignung von Kenntnissen, 

die für das Zurechtfinden in unserer immer komplizierter werdenden Welt, für 

das soziale Handeln , für die Lebens- und Berufsbewältigung, für die M i t w i r ­

kung im öffentlichen Leben, für die persönliche und soziale Weiterentwicklung 

und für die Gestaltung des privaten Bereiches und der Freizeit erforderlich sind. 

H i e r f ü r lassen sich zwar besonders geeignete Inhalte, lernwirksame Situationen, 

Lernmethoden und -verfahren ausmachen; aber es gibt nicht mehr nur einen 
ausgezeichneten Weg, der das Erreichen allgemeiner Bildungsziele ermöglicht. 

„Gebildet ist man heute nicht für sich und gemessen an einem K a n o n , sondern 

in einem Zusammenhang von Personen und Aufgaben und gemessen an der 

Möglichkeit zu lernen und zu kommunizieren" (v. H E N T I G 1969, S. 115). 

S t ä r k e r als es früher notwendig und der Fall war, schließt das neue Verständnis 

von Bildung die Fähigkeit zu sozialer Veränderung sowie die Ermöglichung 

von beruflicher Mobili tät ein. Voraussetzungen dafür sind die Disponibilität 

von Qualifikationen und die Befähigung zu ihrem Neuerwerb. Das schließt das 

Erlernen des Lernens als einer charakteristischen Komponenten modernen 

Bildungsverständnisses ein. Zugleich hat sich das Verständnis der Begabung 

und des Lernvorganges gewandelt. Es gibt keine prästabilierte Zuordnung 

v o n Begabung im Sinne des genetischen Potentials zu bestimmten Schul-
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formen, Studiengängen oder Berufen. U m so mehr kommt es auf die Weckung, 
gezielte Förderung und Erprobung von Fähigkeiten und auf die Herausbildung 
und Bewährung von Eignungen an. Diese Grundgedanken gegenwärtiger B i l ­
d u n g s r e f o r m haben im Zusammenhang mit anderen erziehungs- und sozialwis­
senschaftlichen Überlegungen und den bildungspolitischen Forderungen dazu ge­
führt, das alle Alters- und Berufsbereiche umfassende Konzept eines differen­
zierten, in Stufen sich aufbauenden Bildungssystems zu entwickeln. M i t einer 
Neugliederung der Eingangs- und Ubergangsbereiche sowie durch Möglichkei­
ten individueller, flexibler Gestaltung des Bildungsganges innerhalb der einzel­
nen aufeinander abgestimmten Stufenbereiche sollen mehr Chancengerechtig­
keit, bestmögliche Förderung des einzelnen, ein höherer G r a d an Durchlässig­
keit, Kooperation und Integration der Schularten, der beruflichen bzw. aller 
tert iären Bildungs- und Studiengänge erreicht werden. 

Bildung ist nicht nur als P r o z e ß oder als Ergebnis desselben zu sehen, sondern in 
ihrer institutionalisierten Form öffentliche Dienstleistung und eine staatlich ver­
antwortete Aufgabe, für die alle Bürger eines Gemeinwesens aufkommen. B i l ­
dung ist damit ein den einzelnen verpflichtendes soziales Angebot. M i t ihm 
wird die immer wieder neu zu lösende Aufgabe unternommen, die bestmögliche 
Förderung des einzelnen und seine Selbstverwirklichung mit den Erfordernissen 
und Notwendigkeiten der Vorbereitung für spätere Lebens- und Berufsbewäh­
rung und für die Erhaltung und Weiterentwicklung eines demokratisch gestalte­
ten Gemeinwesens in Einklang zu bringen. 

I m V e r l a u f der b i l d u n g s r e f o r m a t o r i s c h e n Bemühungen w u r d e n i m m e r stärker 
d i e A u f g a b e n s i c h t b a r , d i e B e r a t u n g i m B i l d u n g s w e s e n a l s e i n e r E i n w i r k u n g s ­
möglichkeit a u f den e i n z e l n e n u n d e i n e m subsidiärem S y s t e m v o n B i l d u n g z u ­
k o m m e n k a n n . Beratung wird als Strukturelement eines modernen Bildungs­
wesens angesehen, das hauptsächlich mit der Individualisierung und Differen­
zierung des Lernens begründet wird wie auch mit der Notwendigkeit, in Anbe­
tracht der zunehmenden K o m p l e x i t ä t und Differenziertheit des Bildungssystems 
und der damit verbundenen Schwierigkeit, sich in ihm zurechtzufinden, Orien-
tierungshilfe zu geben (Bildungsrat 1970, S. 91). Damit sind Tätigkeits­
felder von Beratung wie Schullaufbahn-, Berufsbildungs-, individualpsycholo­
gische und Elternberatung angesprochen. Weitere wichtige Zieldimensionen und 
Funktionen, die Beratung im Konzept gegenwärtiger Bemühungen um Weiter-
entwiddung und Neugestaltung unseres Bildungswesens zugesprochen werden 
können, blieben jedoch noch unberücksichtigt. A u f G r u n d eines entsprechenden 
theoretischen Bezugsrahmens und der kritischen Auswertung von Erfahrungen, 
die im eigenen Bereich, insbesondere aber im Bildungswesen anderer L ä n d e r ge­
wonnen wurden, hät ten sie sich früher ausmachen lassen. Andererseits stellt sich 
der P r o z e ß der Bildungsreform in der Praxis keineswegs als ein einheitliches, in 
sich stimmiges Vorhaben aufeinander bezogener, gut koordinierter Tei lvorgänge 
dar. Erst nachdem entscheidende Reformen in den einzelnen Teilbereichen des 
Bildungswesens eingesetzt hatten und Stufenpläne entwickelt worden waren, 
entstanden Gesamtplanungen. 
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Nach wie vor besteht die Gefahr, d a ß wichtige Strukturelemente, die für ein 

modernes Bildungswesen und seine Funktionsfähigkeit konstitutiv sind, in ihrer 

Bedeutung für die Reform nicht genügend erkannt werden. D a z u gehört Be­

r a t u n g i m Bildungswesen. Trotz mancher positiver A n s ä t z e zu ihrer N e u k o n ­

zeption stellt sie in der Mehrzahl der Teilbereiche unseres Bildungswesens ein 

nach wie vor noch ungelöstes Problem dar. Z w a r hat sich die A n z a h l der Be­

ratungsfachleute vor allem im Schulbereich nicht unerheblich vermehrt; was die 

A n z a h l der hauptamtlich tätigen Schulpsychologen betrifft, ist sie von 106 im 

Jahre 1964 auf etwa 395 im Jahre 1974 angestiegen. Dennoch bleibt das der­

zeitige Verhältnis von Schulpsychologe zu Schüler mit 1:25 000 unbefriedigend 

und hinter den Richtzahlen staatlicher Planungsgremien weit zurück (AURIN 

1975). Auch die neueren Stellungnahmen bundesstaatlicher Gremien zur Be­

ratung im Schul- und Hochschulbereich geben trotz des unbestreitbaren Fort­

schritts, den diese Dokumente gegenüber den vorangegangenen Jahren beinhalten, 

zu erkennen, d a ß Beratung vorerst noch ein Defizitbereich ist, der der A u f ­

arbeitung bedarf. D a z u ist ein besseres Verständnis des Zusammenhanges von 

Bildungsreform und Beratung erforderlich. 

2.2 . Beratung als Strategie regionaler Bildungsplanung und 
Schulentwicklung 

Entsprechend den Schwerpunkten, die von der Bildungspolitik gesetzt werden, 

können sich für die Beratung unterschiedliche Ansätze der Intervention ergeben. 

Im bisherigen Verständnis von Beratung wurde diese von der Öffentlichkeit 

wie von den Bildungseinrichtungen vorwiegend als pädagogisch-psychologische 

Hilfeleistung bei besonders gelagerten Schulproblemen, in schwierigen Fällen 

des Schulversagens und bei Konflikten verstanden, die sich auf den Bildungs­

gang des Heranwachsenden folgenschwer auswirken. Pädagogisch-psychologi­

sche Beratung in Bildungsangelegenheiten wurde mit schulpsychologischer Be­

ratung, mit psychologischer Beratung für Studierende oder auch mit Erziehungs­

beratung gleichgesetzt. Das ist auch gegenwärt ig noch der Fal l . Die Beratungs­

dienste verstanden sich als Anwalt des einzelnen gegenüber den Bildungseinrich­

tungen, sie zielten auf „Hilfe zur Selbsthilfe" im Sinne der bestmöglichen Ent­

faltung seiner Individuali tät oder Persönlichkeit ; die Einwirkung von Beratung 

auf die Verbesserung von Lernsituationen und eine den individuellen Lernvor­

aussetzungen und Lernschwierigkeiten junger Menschen stärker Rechnung tra­

gende Gestaltung des Bildungsprozesses blieben begrenzt. 

Bei den bildungsreformatorischen Bemühungen um Abbau des zwischen Stadt 

und L a n d bestehenden Bildungsgefälles und der Ermöglichung eines höheren 

Grades an Chancengerechtigkeit sowohl im Zugang zu Bildungseinrichtungen 

als auch im Bildungsgang selbst erwuchsen den bisherigen Beratungsdiensten 

Aufgaben, die sie aus der bisherigen Begrenzung ihres Tätigkeitsfeldes heraus­

führten und ihnen im Zusammenhang mit der regionalen Schulentwicklung neue 
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Funktionen zuwiesen. Nicht nur in der Ermittlung von Begabungen bestanden 

diese. Vielmehr kam es auf ihre Erschließung, auf ihre Zuführung zu den je­

weils in Frage kommenden Schulen an. D a z u waren durch Beratung Hi l fen 

beim Abbau der meist sozial bedingten Hemmnisse, Vorurteile und Unsicher­

heiten notwendig, die im Einzelfall den Zugang zu den Schullaufbahnen des 

Gymnasiums, der Realschule sowie der auf ihnen aufbauenden Bildungseinrich­

tungen erschwerten. Ferner war die Mitwirkung der Beratung bei der Be­

hebung regionaler Bildungshemmnisse (so z. B. ungünstige Verkehrsverbindun­

gen zu Schulen) und bei der Verbesserung des Schulangebots in überwiegend 

wirtschaftlich strukturschwachen (agrar- und forstwirtschaftlichen) Regionen 

auf G r u n d ihrer Kenntnisse über die Schüler, über die Bildungsmotivation der 

Eltern und die jeweiligen Schulverhältnisse erforderlich. Als Beispiele da­

für sind vor allem das Bundesland B a d e n - W ü r t t e m b e r g und die Bundesrepublik 

Österreich zu nennen (AURIN 1966 u. 1968; österreichisches Bundesministerium 

1966). Die Ermittlung von Fähigkeiten, Begabungsschwerpunkten, Interessen 

und Neigungen gehörte sowohl in der schulischen Einzelfallarbeit als auch im 

Tätigkeitsbereich „Schulwahl und Schuleignungsfeststellung" bereits zum A u f ­

gabenkatalog von Beratungsdiensten. Aber die konsequente Mitwirkung von Be­

ratung bei der Erschließung des Begabungspotentials einer Region durch Erfas­

sung und Untersuchung sozialer und regionaler Bildungshemmnisse bei deren 

gezieltem Abbau auf dem Wege von Einzel- und Gruppenberatung und mit 

H i l f e der regionalen Schulentwicklung waren neu. Der bereits in der ange­

wandten Sozialpsychologie von LEWIN und seinen Schülern entwickelte Ansatz 

des a c t i o n research (LEWIN 1953 u. 1965), der im anglo-amerikanischen Bereich 

bei der Lösung von Minoritätsproblemen, in der Jugendarbeit, im Industrie-

Betrieb und dann auch im schulischen Bereich zur Implementation von Innova­

tionen sich bewährte , fand damit im deutschen Schulbereich seine Anwendung. 

Diese Form der Einbeziehung von Beratung in den P r o z e ß der Bildungsreform 

ist in nachträglichen Stellungnahmen und kritischen W ü r d i g u n g e n selbst von 

schulpsychologischen Fachleuten oft zu eng und nur aus der Sicht der Erhöhung 

der Schulbesuchsquoten von Realschulen und Gymnasien, der Schullaufbahnzu­

führung und der Großgruppenuntersuchung gesehen worden. Voraussetzung dieser 

unbestreitbaren Auswirkungen von Beratung in ausgesprochen bildungsungün­

stigen und schulisch unzureichend versorgten Gebieten von Flächenstaaten wa­

ren jedoch Veränderungen im sozialen Feld, in der Schulregion selbst. Sie waren 

auf dem Wege von Einstellungsänderungen und Motivationsaufbau herbeizu­

führen. Diese ließen sich durch diagnostische Ermittlungen allein nicht erreichen, 

sondern durch Einzelaufklärung und -beratung vor Ort , durch Gruppengesprä­

che und Gewinnung sozialer Schlüsselpersonen sowie durch Koordinierung der 

Beratungsaktivi täten mit denen der regionalen Schulentwicklung. In diesem 

Sinne kann B e r a t u n g bildungsplanerisch a l s I n t e r v e n t i o n s S t r a t e g i e z u r E i n l e i ­

t u n g und Herbeiführung s o z i a l e r Veränderungen angesehen werden. 

Im sozialwissenschaftlichen Verständnis wird methodisch durchgeführte Bera­

tung neben Ausbildung und Übung (training) sowie angewandter Forschung als 
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eine der drei Schlüsselfunktionen geplanter V e r ä n d e r u n g (planned change) be­

trachtet. „ P r o g r a m m e , die im sozialen Bereich Veränderungen einleiten, stellen 

eine subtile Verbindung von Ausbildung und Übung, Beratung und Forschung 

dar, die jede für sich Diagnose, Handlung und Auswertung vorsehen und sich 

einander unterstützen . . . Zwar unterscheiden sie sich einigermaßen begrifflich 

in spezifischer Richtung, aber in Wirklichkeit überschneiden sie sidi, und tat­

sächlich ist es notwendig, d a ß sie ineinander übergreifen" (BENNIS u. a. 1961, 

S. 618 f.). Damit hängt es zusammen, daß vielfach eines der Strukturelemente 

des mit H i l f e wissenschaftlicher Methoden bewirkten Veränderungsprozesses 

zur Bezeichnung des Ganzen genommen w i r d : Wecken des Bedürfnisses nach 

Veränderung — nicht Manipulation desselben —, Aufbau eines Bezugsverhält ­

nisses zu sozialem Wandel, Motivierung von Veränderungen, Diagnose der 

Problemsituation des zu Beratenden mit dem Ziel der Einsicht in die eigene 

Problemlage, Beratung und Prüfung alternativer Lösungsmöglichkeiten; A u f ­

bau von Zielen und Handlungsintentionen; Umsetzen der Ziele in tatsächliche 

Veränderungen; Verallgemeinerung und Stabilisierung der Veränderungen ; 

Erreichen eines (vorläufigen) Endverhältnisses zu der eingetretenen V e r ä n d e ­

rung. 

Die Verbindung von Beratung mit Vorgängen der Problembewußtmachung, der 

Information, der Bestandsaufnahme und Situationsanalyse einerseits, mit Lern-

und Ubungsvorgängen, Einstellungsänderungen, Bewertungs- und Entschei-

dungsprozessen andererseits gilt in ganz spezifischer Weise für den Bereich der 

Bildung. B i l d u n g s b e r a t u n g s t e l l t sich i n n e r h a l b der verschiedenen H a n d l u n g s ­

felder a l s ein a u f s o z i a l e r I n t e r a k t i o n beruhender, d i f f e r e n z i e r t e r Prozeß ge­

z i e l t e r Verhaltensänderung dar, der die freie Entscheidung des einzelnen, seine 

Fähigkeit z u r Selbstbestimmung und v e r a n t w o r t l i c h e r S e l b s t v e r w i r k l i c h u n g 

v o r a u s s e t z t und r e s p e k t i e r t . Insofern verhält sie sich gegenüber Zielen und M e ­

thoden kritisch, die diesen zentralen Eigenschaften des einzelnen entgegengesetzt 

sind oder sie mindern können. Je nach Eigenart des zu lösenden Problems und 

der gegebenen Situation sind für die Herbeiführung von Verhaltensänderungen 

unterschiedliche methodische Vorgehensweisen angezeigt. Bei der Situationsände­

rung durch Beratungsintervention im Feld der Schulklasse oder der Schülerklein­

gruppe, z. B. bei Team-teaching, und der Veränderung einer Schulregion mit 

H i l f e von Beratung bestehen jedoch im Hinblick auf die hauptsächlichsten 

Strukturelemente dieses Prozesses keine allzu großen Untersdiiede. Inzwischen 

werden pädagogisch-psychologische Beratungsdienste beziehungsweise Beratungs­

fachleute auf den unterschiedlichen Ebenen der Bildungsplanung hinzugezogen, 

sei es im Sinne einer besseren prophylaktischen Arbeit zur Früherfassung und 

- förderung sonderpädagogisch zu betreuender Schüler im Grundschulbereich oder 

spezifisch funktionsbeeinträchtigter Schüler, wie z. B. solcher mit Lese-Recht-

schreibe-Schwäche, oder zur Bildung von F ö r d e r - und Aufbauklassen von 

Hauptschülern mit besonderen Leistungs- und Interessenschwerpunkten. Immer 

geht es bei solchen und ähnlichen Aktivi tä ten um eine bessere Anpassung und 

Differenzierung von Bildungseinrichtungen im Hinblick auf die Lernvoraus-

369 



Setzungen oder auch -Schwierigkeiten des einzelnen Schülers wie auch bestimmter 

Schülergruppen. Das führt zu einem weiteren entscheidenden Ansatz von Be­

ratung bei der Bildungsreform. 

2.3 . Beratung im differenzierten System reformierter Bildungs­
einrichtungen 

Der zweite Ansatz, durch den Beratung für die Verwirklichung gegenwärt iger 

bildungsreformatorischer Bemühungen vor allem im Bereich der Schule ein be­

sonderes Gewicht gewonnen hat, beruht auf der zunehmenden Ausdifferenzie­

rung unserer Bildungseinrichtungen und den damit verbundenen Intentionen 

um Individualisierung und Differenzierung des Unterrichts, von Schullaufbah­

nen und Studiengängen. E r besteht in der Einbeziehung und institutionellen 

Verankerung von Beratung in der Funktionsstruktur von Bildungseinrichtun­

gen. Bildungseinrichtungen können als eine in sich differenzierte und relativ ge­

schlossene Systemeinheit verstanden werden, wobei diese in der Regel auch ö r t ­

lich einen Standort hat. Beratung wird damit über die Zugangshilfe zu B i l ­

dungsgängen, über die Unters tützung regionaler Bildungsplanung und Schul-

entwicklung hinaus sowohl zum organisatorisch institutionellen Bestandteil einer 

Schuleinheit — einer Schule, Hochschule oder Weiterbildungsstät te — als auch 

zum Strukturelement pädagogischen Handelns im Unterricht, in Studien- und 

Lehrveranstaltungen wie im Ganzen des Lerngeschehens der jeweiligen B i l ­

dungseinrichtung. 

Die z e n t r a l e pädagogisch-psychologische Beratungsstelle, die außerhalb der 

Schule ihren Standort hat und meist für alle Schulen eines Stadt- oder L a n d ­

kreisgebietes zuständig und tätig ist, wird durch die schulintegrierten Beratungs­

dienste ergänzt . Eine Reihe von Erziehungswissenschaftlern, von erfahrenen 

Schulpraktikern, Schulpsychologen und anderen Beratungsfachleuten hält die 

Einrichtung s c h u l i n t e g r i e r t e r Dienste für die wirksamere Form institutionali­

sierter Beratung. Seit 1966 sind in der Bundesrepublik Deutschland Beratungs­

dienste vornehmlich in Gesamtschulen, Schulzentren, Ganztagsgymnasien und 

auch bei einigen Modellversuchen im Vorschul- und Grundschulbereich einge­

richtet worden. Etwa 100 Schulpsychologen waren im Jahre 1974 in Schul­

systemen der genannten A r t hauptamtlich tätig. V o r b i l d für diese Form der 

Institutionalisierung von Beratung waren die Guidance- und Counseling-Dien-

ste des amerikanischen High-School- und des englischen Comprehensive-

Systems. Die Konzeption, der Aufbau und das allgemeine bildungspolitische 

und pädagogische Verständnis der beiden ausländischen Schulsysteme führten 

von Anfang an zur stärkeren Berücksichtigung von Beratung, die im Zusam­

menhang von bestmöglicher schulischer Förderung des einzelnen mit seiner Be­

rufs- und Lebensplanung und seinen Karrierevorstellungen gesehen wird. In der 

Entwicklung des deutschen Schulwesens ist zum ersten M a l beim Mannheimer 

Schulsystem des damaligen Stadtschulrates SICKINGER, der als Differenzierungs-
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prinzip die individuelle Lern- und Arbeitsfähigkeit ansah und entsprechend 

Haupt- , F ö r d e r - und Hilfsklassen einrichtete, ein als Psychologe ausgebildeter 

Lehrer für Beratungsaufgaben eingesetzt worden (SICKINGER 1925). 

Infolge der schwieriger gewordenen Umweltverhäl tnisse und der sich zuneh­

mend bemerkbar machenden Auswirkungen sozialer Veränderungen wurde in 

der Wiederaufbauzeit nach dem 2. Weltkrieg den Jugendproblemen wie auch 

— nicht zuletzt eine Auswirkung der Bemühungen um re-education — der in­

neren Reform der Schule besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die Lehrer­

schaft war für die damit verbundenen konkreten Aufgaben der Beratung und 

der Unterrichtsgestaltung nicht genügend gerüstet. In einer Reihe von Bundes­

ländern wurden daher Lehrer als Schuljugendberater oder auch Beratungslehrer 

ausgebildet, die zunächst vornehmlich in G r u n d - und Hauptschulen, später 

dann auch in Realschulen und Gymnasien tätig waren. Ihre Tätigkeit kann als 

eine Vorstufe der Institutionalisierung von Beratung im Schulwesen angesehen 

werden. Obwohl bereits vor den R e f o r m a k t i v i t ä t e n der sechziger Jahre an 

einigen Schulen als Psychologen ausgebildete Lehrer tätig waren und Beratungs­

aufgaben freilich in begrenztem U m f a n g wahrnahmen, so erfolgte doch erst mit 

zunehmender Einrichtung von Modellschulen in den Jahren 1966—1974 eine 

stärkere institutionelle Verankerung von Beratung im System der Schule selbst. 

In sich gegliederte größere Schuleinheiten, die die Schullaufbahnen mehrerer 

Schularten und -typen umfassen, sind auf hauptamtliche Berater und einen 

funktionsfähigen Beratungsdienst angewiesen, wenn einerseits Unterrichtsdif­

ferenzierungen vom einzelnen Schüler entsprechend seinen Lernvoraussetzungen 

richtig genutzt werden sollen, und wenn andererseits das komplizierte Differen­

zierungssystem der Schule sowohl den Lernschwierigkeiten und -problemen als 

auch den spezifischen Fähigkeits- und Interessenschwerpunkten der Schüler im­

mer wieder erneut Rechnung tragen soll. Die F u n k t i o n s s c h w e r p u n k t e der Be­

r a t u n g liegen sowohl in der Orientierungs- und Entscheidungshilfe für die V o r ­

planung und Gestaltung der Schullaufbahn als auch in Stütz- , F ö r d e r - und 

Individualberatung bei besonderen Lernschwierigkeiten und -mangeln sowie in 

der H i l f e bei der Lösung persönlicher Probleme und Konflikte, die den Schüler 

beschäftigen und sein schulisches Lernverhalten beeinträchtigen. D a die neuen, 

gegliederten Schulsysteme mit ihren E r g ä n z u n g s - und Förderkursen, mit W a h l ­

pflicht-, Wahlbereichen und mit Fächerschwerpunktbildungen und Niveaudif­

ferenzierungen auf fast jeder Schulstufe wichtige Entscheidungen vom einzelnen 

Schüler fordern, die den weiteren Verlauf seines schulischen Bildungsganges 

zwar nicht endgültig festlegen, jedoch ihn in bestimmten Zielrichtungen beein­

flussen und vor allem auch seine Berufswahlmöglichkeiten determinieren, ist 

eine möglichst sachkundige, durch wissenschaftliche Verfahren abgesicherte Be­

ratung unentbehrliches Hilfsinstrument der reformierten Schule. Das gilt ins­

besondere für jene Schulstufen, denen im Aufbau des Schulwesens eine spezi­

fische F ö r d e r - , Orientierungs-, Vorbereitungs- und Bewährungsfunktion für den 

weiteren Verlauf des Bildungsganges zugeschrieben w i r d : der O r i e n t i e r u n g s ­

stufe. Wenn sie ihren Aufgaben gerecht werden wil l , kann sie auf eine entspre-

371 



chende Diagnose der Begabungs- und Fähigkeitsstruktur , des Lernverhaltens 
und Lernerfolgs des einzelnen Schülers und auf eine sukzessive Folge von F ö r -
derdifferenzierungs- und Sdiullaufbahnberatungen der Schüler, Eltern und 
ebenso der Lehrer nicht verzichten. Dabei kommt es in der Praxis auf eine 
möglichst frühzeitige Durchführung von Eingangsuntersuchungen an, um Lern­
defizite bei Kindern, die aus unterschiedlichen Grundschulverhältnissen kommen 
oder spezifische Lernschwierigkeiten aufweisen, durch E r g ä n z u n g s - , Ausgleichs­
oder spezielle Förderkurse rechtzeitig zu beheben. In der Diagnose des Lern-,. 
Selbständigkeits- und Sozialverhaltens des Schülers arbeiten dabei Lehrer und 
Schulpsychologe eng zusammen; sie ergänzen, korrigieren und bestätigen sich i n 
ihren Beobachtungen auf G r u n d ihrer unterschiedlichen methodischen Z u g ä n g e 
und Erfahrungsebenen. Ähnliches gilt für die Beratungstät igkeit , die bei der 
Mehrzahl der Schüler und deren Eltern im Verlauf der beiden Orientierungs­
jahre in regelmäßigen Abständen nach Abschluß von Förderkursen und Diffe­
renzierungsphasen erforderlich ist. 

V o r allem die Einführung eines flexiblen Differenzierungssystems von K e r n -
und Kursunterricht auf der Oberstufe des Gymnasiums, durch das ein höherer 
G r a d an Wahlfreiheit und Eigenplanung des Lernens erreicht werden soll, die 
Jahrgangsklasse aufgelöst und ihre Funktion durch Tutorengruppen zu ersetzen 
gesucht wird, erfordert bei dem zum Tei l komplizierten Modus der Wahl von 
Leistungsfächern, Pflicht- und Wahlkursen und den damit verbundenen Berufs­
wahl- und Studiumsüberlegungen durch die Fachlehrer, die Tutoren und den 
Beratungsfachmann (Beratungslehrer/Schulpsychologen) vor allem im Vorse­
mester (1. Halbjahr) und auch danach noch Phasen intensiver Beratung. — D a ß 
die Wahl von Leistungs- und Prüfungsfächern auf G r u n d der derzeitigen Z u ­
lassungsschwierigkeiten an Hochschulen und der Bedeutung, die der N o t e n -
durchschnitt dabei spielt, nicht nach Fähigkeits- und Interessen-, Berufs- und 
Studienwahlgesichtspunkten erfolgt, ist ein Problem besonderer Ar t , das den 
Sinn von Beratung in Frage stellt und mit dem sich sowohl die Berater als auch 
die verantwortlichen Bildungsplaner und -politiker auseinandersetzen müssen. 
— Ebenso wird die Kollegstufe, mit der berufliche und allgemeine Bildungs­
gänge zusammengefaßt und durch didaktische Neugestaltung von Lernbereichen 
auf der Basis von acht berufsfeldbezogenen Abteilungen integriert werden sol­
len, vers tärkt Beratung anbieten müssen (Kollegstufe N W , 1972). 
A l l e auf Differenzierung und Individualisierung des Unterrichts, auf Durch­
lässigkeit und Teilintegration von Schullaufbahnen oder auf die Aufhebung der 
starren Festlegung von Schullaufbahnen und Studiengängen abzielenden Refor­
men machen Beratung mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen, in ver­
schiedenen Zielrichtungen und Interventionsformen notwendig. D i e V e r n a c h ­
lässigung der B e r a t u n g s f u n k t i o n h e i der R e f o r m v o n B i l d u n g s e i n r i c h t u n g e n 
muß d a h e r z u Strukturmängeln führen, d i e w i e d e r u m E r s c h w e r n i s s e für Schü­
l e r , S t u d e n t e n u n d E l t e r n n a c h s i c h z i e h e n u n d a u c h L e h r e r P r o b l e m e n a u s ­
s e t z e n , für deren Lösung sie vorerst nur unzureichend vorbereitet sind. 
Bei der Reform der Bildungseinrichtungen, insbesondere der Schulen und Hoch-
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schulen, galt zu lange Zeit den organisatorisch-strukturellen Problemen, dann 

den unterrichtstechnologischen Fragen und schließlich der Revision der Curricula 

das Hauptinteresse. Wichtige Probleme des Unterrichtsprozesses und des indi­

viduellen Lern-, Schullaufbahn- und Studiengangverlaufs kamen dadurch zu 

kurz, zum Teil wurden sie übersehen, zum Teil in ihren nachteiligen Auswir­

kungen auf den einzelnen Schüler erst später entdeckt. O b w o h l mit der Institu­

tionalisierung von Beratung in Schul- und Hochschuleinrichtungen innerhalb 

von zehn Jahren Bildungsreform unbestreitbare Fortschritte gemacht worden 

sind, so besteht gerade hier ein erheblicher Nachholbedarf. Zudem wird eine 

Reihe wichtiger Entwicklungs- und Erprobungsarbeiten geleistet werden müs­

sen, die der Unterstützung durch eine praxisbezogene Forschung unserer H o c h ­

schulen bedarf. 

2.4 . Beratung durch den Lehrer im Unterricht und außerunterrichtlichen 
Schulgeschehen 

A u f der Ebene der Unterrichtsgestaltung, der konkreten didaktischen P r o z e ß ­

abläufe wie auch der außerschulischen Situationen des Schulgeschehens — so 

z. B. bei „Schülerübungsgruppen", selbständigem Arbeiten, Freizeit- oder Inter­

essengruppen — kommt B e r a t u n g a l s spezifischer F o r m pädagogischen H a n d e l n s 

für die Reform der Schule (und auch der Hochschulen) eine nicht zu unter­

schätzende Bedeutung zu. Al le Neugliederungen von Schule und alle didaktisch 

noch so gut durchdachten Differenzierungskonzepte wirken sich auf die Fein­

strukturen des Schulgeschehens nicht zwangsläufig im Sinne der Verbesserung 

von Lernsituationen, der F ö r d e r u n g von Selbsttätigkeit und eines stärker schü­

lerbezogenen, partnerschaftlichen Lehrerstils aus. Vielmehr werden diese durch 

v e r ä n d e r t e Lehrer-Schüler-Beziehungen, ein gewandeltes Verständnis der Leh­

rer- und Schülerrolle und hieraus resultierende neue Interaktionen erreicht. 

H i e r z u kann Beratung als Form pädagogischen Handelns beitragen. Sie ist 

schülerorientiert und zählt zu den mehr indirekten, nicht-repressiven Formen 

pädagogischer Einflußnahme. Bereits die R e f o r m p ä d a g o g e n der ersten H ä l f t e 

unseres Jahrhunderts forderten eine neue Beziehung des Erwachsenen zum 

K i n d , das nach ihrer Auffassung in seiner Individuali tät , in seinem Recht auf 

freie Entfaltung, auf Eigenerfahrung und in seinen kreativen Fähigkeiten nicht 

genügend berücksichtigt wurde (MONTESSORI U . a.). BOLLNOW rechnet in seinen 

existenz-phänomenologischen Analysen von Erziehungsvorgängen auch Bera­

tung zu den „unstetigen Formen der Erziehung" (BOLLNOW 1959). Wann Pro­

blemsituationen für den Lernenden wie auch für den Lehrenden auftreten, ist 

bei der hohen Variabil i tät situativer Bedingungszusammenhänge und bei der 

Vielfal t der sie bestimmenden Faktoren schwer von vornherein auszumachen. 

Das von BOLLNOW herausgearbeitete Charakteristikum der Unstetigkeit 

existentiell bedeutsamer Bera tungsvorgänge gilt in abgeschwächter Form auch 

für die weniger hervorgehobenen Erziehungs- und Unterrichtssituationen, die 
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auf anderen Erlebnis- und Erfahrungsebenen entstehen und in denen Beratung 

erfolgt. Diese ist ein A n g e b o t und eine H i l f e , deren A n n a h m e v o n der Be­

r e i t s c h a f t des Schülers, v o n seiner E i n s i c h t i n d i e j e w e i l i g e P r o b l e m - oder K o n ­

f l i k t l a g e w i e auch v o n seinen Interessen und den I n t e n t i o n e n seiner Selbstver­

w i r k l i c h u n g abhängt. W o sich Beratung aufdrängt , bringt sie sich selbst um die 

beabsichtigte Wirkung. 

Bei den vom Lehrer im Vol lzug seiner Unterrichtsarbeit ausgeübten B e r a t u n g s ­

aktivitäten geht es hauptsächlich immer wieder um zweierlei: 

(1) Durch entsprechende methodische H i l f e n , gezielte Arbeitshinweise und er­

gänzende Lerninformationen soll der Schüler dazu befähigt werden, selber die 

in einem Sachverhalt, in einer Lerneinheit liegenden Schwierigkeiten zu analy­

sieren, sie sich bewußt zu machen und auf G r u n d selbstgewonnener Einsicht in 

den jeweiligen Problemzusammenhang nach Lösungen zu suchen. Der Lehrer 

bleibt zwar auf seinen Unterrichtsgebieten der Fachmann, aber „als Lehrer ist 

er weniger eine Quelle von Information, mehr einer, der zeigt, wie Wissen er­

worben wird. Das impliziert eine A n z a h l konkreter Aufgaben — Diagnose, 

Beratung, Planung usw. — die eine neue Definition der Lehrerqualifikation 

verlangen" (ROBINSOHN 1971). In diesem Sinne ist Beratung auf die Erfassung, 

Erarbeitung und Aneignung von Lernmethoden, auf das Erlernen von L e r n -

und Erkenntnisstrategien und das Einüben in sie ausgerichtet, wobei fachspezi­

fische Lernverfahren und gegenstandsbezogene Lerntechniken zu berücksichtigen 

sind. Diese Form i n d i v i d u e l l e r L e r n b e r a t u n g erstreckt sich ebenso auf die W a h l 

und den sinnvollen Gebrauch schulischer Lernangebote (Kurse, Arbeitsgemein­

schaften u. a.) wie auf die didaktisch zweckmäßige Verwendung von Lernmit­

teln, die modernen technischen Medien einbezogen. Der Lehrer wird in dieser 

Aufgabe durch den Fachdidaktiker, den Medienfachmann und den Schulpsycho-

logen (hier in seiner lernpsychologischen Kompetenz) unterstützt und seinerseits 

in besonderen Fällen beraten werden müssen. 

Die neueren Lernverfahren — wie z. B. Team-Teaching — sind ohne Beratungs­

interventionen, wie sie hier angesprochen sind, nicht zu verwirklichen. A m k o n ­

sequentesten scheint bislang individuelle Lernberatung in den T R U M P - P l a n -

Schulen in die Praxis umgesetzt worden zu sein (TRUMP & B A Y N H A M 1961). 

(2) Durch Beratung sucht der Lehrer im Unterricht wie auch außerhalb des­

selben die bei Schülern bestehenden psychischen Probleme und Hemmnisse, die 

sein Lern- und Arbeitsverhalten beeinträchtigen, zu beheben. Das erfolgt in der 

Regel über die Bewußtmachung der eigenen Problem- und Konfliktlage und 

ihre individuellen und sozialen Bedingungen, über die Klärung i n d i v i d u e l l e r 
Bedürfnisse, Befürchtungen, Ängste und auch V o r u r t e i l e , d i e Schülerproblemen 
zugrunde l i e g e n , s o w i e über H i l f e n bei i h r e r r a t i o n a l e n und e m o t i o n a l e n Be­
wältigung. Der Entscheidungsspielraum des Ratsuchenden kann durch gemein­

sames Durchdenken und Erarbeiten von Alternativen erweitert und damit für 

den einzelnen Schüler mehr Entscheidungsfreiheit und Möglichkeit zur Selbstbe­

stimmung erreicht werden. Bei den tagtäglich eintretenden großen und kleinen 

Schulnöten besteht Beratung vielfach im verständnisvollen Entgegennehmen 
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von Problemen, in der Bestätigung einer vom Ratsuchenden bereits erkannten 

Schwierigkeit, in der Ermutigung, eine selbstentdeckte Lösungsmöglichkeit zu 

realisieren wie auch im personalen Rückhal t bei der Bewältigung psychischer 
P r o b l e m e und K o n f l i k t e . 

W ä h r e n d die erstgenannte Zielrichtung v o m Lehrer praktizierter Beratung s tär ­

ker Aufgabe des Fachlehrers ist, wird die zweite Zielrichtung der Lehrerbera­

tung mehr v o m Klassenlehrer und v o m Tutor wahrgenommen werden. Auch 

hier werden beide, insbesondere bei Schülern mit hoher Symptombelastung, mit 

dem Schulpsychologen zusammenarbeiten müssen. 

Schülerorientierter Unterricht und demokratische Gestaltung des Schulgesche-

hens sind noch keineswegs eingelöste Forderungen gegenwärtiger Bildungs­

reform, sondern nach wie vor Aufgaben, die von allen Beteiligten immer wieder 

Lernprozesse und das Einüben in entsprechende Formen des Lehrens, des Unter-

richtens, des Lernens, des Erziehens und Selbsterziehens fordern. D a z u gehört 

die Beratung. D a ß dies vor allem F u n k t i o n e n einer r e v i d i e r t e n L e h r e r b i l d u n g 
und L e h r e r f o r t b i l d u n g sind, wurde nach zehn Jahren Bildungsreform den ver­

antwortlichen Planern und bildungspolitischen Entscheidungsträgern erneut be­

w u ß t . 

D a r ü b e r hinaus haben gerade die Reformschulen, in denen unter anderem neue 

Formen der Schulleitung und -Verwaltung, der Mitsprache aller am Erziehungs­

p r o z e ß Beteiligten erprobt wurden, infolge der damit verbundenen Umorien-

tierungen Spannungen und Konflikte entstehen lassen. Das gilt vor allem dort, 

wo das Verständnis der neuen Funktionen und Verhaltensweisen nicht sachlich 

einsichtig gemacht und begründet wird und wenn über das Was und Worin der 

Mitsprache keine Klarheit besteht. „Die Schule hat feststellen müssen, wie mit 

dem Abbau der formalen A u t o r i t ä t zunehmend Schwierigkeiten im Verhaltens­

bereich der Schüler sichtbar wurden, die mit den alten Methoden nicht mehr 

angehbar waren. E i n Bildungssystem m u ß auch in dieser Hinsicht H i l f e n bereit 

haben" ( K O H L 1971). Somit erwachsen der Beratung aus dem P r o z e ß der Re­

form selbst neue Aufgaben, deren Wahrnehmung für die Weiterführung und 

auch Korrektur von Reformbemühungen unerläßlich ist. Die B e r a t u n g der 
Schule a l s S y s t e m , die Beratung der Lehrer, der Schul- und Stufenleitungen, ist 

aus dieser Sicht nicht weniger wichtig als die unmittelbar dem Schüler zugute 

kommende Beratung. Im Hinblick auf die prophylaktische Wirkung, die sie für 

alle Schüler einer Schuleinheit haben könnte , w ä r e ihr zumindest die gleiche, 

wenn nicht gar — entsprechend der Notwendigkeit und potentiellen Wirksam­

keit gezielter prophylaktischer Interventionen — eine höhere Pr ior i tä t einzu­

räumen. 
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2.5 . Die übergreifenden Funktionen von Beratung — Grenzen von 
Beratung 

Die Funktion von Beratung für die Bildungsreform wurde vorwiegend am Bei­

spiel der Schule aufgezeigt. Sie läßt sich ebenso für die Reform der Hochschule 

und die der Weiterbildung nachweisen. Dabei gilt es auf der einen Seite vor 

allem die spezifische Lebenslage, die bisherigen Studiengänge, die allgemeinen 

und beruflichen Bildungsabschnitte wie auch die Berufsentwicklung des einzelnen 

Ratsuchenden und die aus ihnen resultierenden Probleme, Konflikte, Karriere-

und Lebensvorstellungen zu berücksichtigen. A u f der anderen Seite ist den ver­

änderten Zielsetzungen beider großer Bildungssektoren, den mit ihrer Reform 

angestrebten neuen Studienorganisationen, Studienangeboten und -Situationen 

Rechnung zu tragen. V o n hier aus ergeben sich, ähnlich wie es für den Schul-

bereich ausgeführt wurde, spezifische Aufgaben, konkrete Anlässe und E i n ­

wirkungsformen von Beratung. Durch sie können die Reformbestrebungen bei­

der Sektoren entsprechende Unters tützung erfahren. 

D u r c h B e r a t u n g a l l e i n w i r d jedoch die R e f o r m v o n Bildungseinrichtungen weder 

gesichert noch befriedigend weitergeführt und auch n i c h t ausreichend s t a b i l i s i e r t 

werden können. D a z u bedarf es eines Planungskonzepts, das die Neugestaltung 

eines Bildungsbereichs zum Ziel hat, wobei die für die Erreichung von Reform­

zielen entscheidenden Strukturbereiche und ihre „subsidiären Systeme", so vor 

allem die Lehrer-/Dozentenausbildung und die Forschung, einbezogen werden, 

die Einführungen von Neuerungen sorgfältig aufeinander abgestimmt und in an­

gemessener Form vorbereitet sind. Beratung vermag unter diesen Voraussetzungen 

zur Reform von Bildungseinrichtungen beizutragen; im anderen Fal l wird sie 

sich nur allzu schnell wieder auf jene Form der Einzelfallhilfe beschränken, 

deren Notwendigkeit für den einzelnen unbestritten und die nach wie vor ein 

Kernbereich ihrer Tät igkei t ist, deren prophylaktische Wirkung jedoch begrenzt 

und deren Einwirkung auf die Verbesserung von Lernsituationen, Bildungs­

prozessen wie auch von Bildungseinrichtungen wohl eher gering ist. 

Wenn B e r a t u n g i m G e s a m t z u s a m m e n h a n g des Bildungsprozesses, der einzelnen 

Bildungsabschnitte und -stufen gesehen wird, kommt ihr — gerade auch in A n ­

betracht des unterschiedlichen Reformstandes in den einzelnen Bildungsberei-

chen — die immer schwieriger werdende Aufgabe zu, die Kontinuität i n d i v i ­

dueller Bildungsgänge zu fördern und sie nach Möglichkeit zu sichern. V o n der 

Zielsetzung her gesehen wird Beratung zwar als Einheit gedacht, die „ v o m 

Elementarbereich bis in die Weiterbildung reicht" (Bildungsrat 1970, S. 91), 

aber in der Planungsumsetzung wird Beratung als durchgängigem Struktur­

element des Bildungswesens noch nicht konsequent genug Rechnung getragen. 

So ist im Bildungsgesamtplan der Bund-Länderkommiss ion ( B L K 1973) Be­

ratung nicht eingeplant, obwohl sie gerade dort für viele Erwachsene, die sich 

beruflich umschulen, Schulabschlüsse nachholen oder ihre Qualifikationen erwei­

tern und verbessern wollen, besonders notwendig w ä r e und eine vordringliche 

soziale Aufgabe darstellt (AURIN 1974). 
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Bei der Aufgabe, die K o n t i n u i t ä t individueller Bildungsgänge zu fördern, wer­

den zugleich die Grenzen von Beratung deutlich. Bei den vielen Entscheidungen 

über Fortführung, Abschließen oder gar Abbrechen von Bildungsgängen sind 

häufig soziale und sozio-ökonomische Faktoren durchschlagender als indivi ­

duelle Befähigung, Interesse und Neigung. U m so mehr kommt es darauf an, 

mit H i l f e von Beratung die möglichen Konsequenzen von Entscheidungen für 

die weitere Entwicklung und das Leben des einzelnen bewußt zu machen und 

die Alternativen aufzuzeigen, die im Rahmen der gegebenen und sich abzeich­

nenden gesellschaftlichen Bedingungen möglich und für den einzelnen auch 

realisierbar sind. 

D i e B i l d u n g s r e f o r m e r f o r d e r t B e r a t u n g i n vielfältiger F o r m und a u f unter­

schiedlichen Ebenen. Sie stellt an die vorhandenen Beratungsdienste erhebliche 

Anforderungen. Wenn sich beim derzeitig noch unzureichenden Ausbaustand 

die zentralen und schulisch integrierten Beratungseinrichtungen nicht selber 

überfordern wollen, sind S c h w e r p u n k t b i l d u n g e n ihrer Akt iv i tä ten unerläßlich. 

Bei der Festlegung von Aufgabenprior i tä ten wird es auch hier Kompromisse 

geben müssen, denn eine Beratungseinrichtung wird auf keinen ihrer Haupt -

tätigkeitsbereiche gänzlich verzichten können und wollen, da diese funktional 

eng miteinander verflochten sind, sich wechselseitig herausfordern und ergänzen. 

Die bildungspolitische Schwerpunktsetzung von Beratung kann jedoch in dem 

Sinne erfolgen, d a ß durch sie die Erreichung der Ziele, die mit der Reform einer 

Bildungseinrichtung angestrebt werden, im Interesse des einzelnen und nicht 

zuletzt auch unseres demokratischen Gemeinwesens im ganzen gefördert wird. 
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E r n s t B e n z u n d W a l t e r C a r o l i 

3. Beratung und Bildungsplanung — Widerspruch oder 
Ergänzung? 

3.1. Begriffsbestimmung 

Bevor wir uns der Problematik zuwenden, die sich aus der Zusammenschau der 

beiden Aspekte Beratung und Bildungsplanung ergibt, wollen wir uns den A n ­

spruch, der in ihnen zum Tragen kommt, vergegenwärt igen. Zeigen wir z u ­

nächst den Ansatz der B i l d u n g s b e r a t u n g auf: „ E r ist in dem Angewiesensein 

des einzelnen auf Beratung als Orientierungs-, Lern- und Entwicklungshilfe, als 

H i l f e zur Selbsthilfe, zur Selbstverwirklichung, zur bestmöglichen Entfaltung 

individueller Fähigkeiten und mündigen Verhaltens begründet. Beratung er­

weist sich in unserer arbeitsteiligen, wissenschaftlich orientierten Zivilisation 

mit ihren technokratischen Strukturen als eine notwendige soziale Aufgabe. 

Das gilt auch f ü r unser immer stärker sich differenzierendes Bildungswesen. 

Gleichwohl ist es letztlich das Ziel , die Unabhängigkei t des einzelnen von der 

Beratung zu erreichen und ihn entscheidungsfähiger zu machen. Beratung wird 

in den Gesamtzusammenhang lebenslangen Lernens gestellt. Sie ist von Bedeu­

tung für die Gestaltung der Erziehungswirklichkeit unserer Bildungseinrichtun­

gen und ihrer Organisation" (AURIN U . a. 1973, S. 4). 

Eine allgemein gültige Definition von B i l d u n g s p l a n u n g 1 w ä r e : „Bildungspla­

nung ist die rationale Durchdringung des Bildungswesens als System, die Fest­

stellung der quantitativen und qualitativen Grundtatsachen des Bildungspro­

zesses und die kurz- , mittel- und langfristige Vorausschätzung zukünftiger Ent­

wicklungstendenzen im Rahmen der gesellschafts- und wirtschaftspolitischen 

Zielsetzungen, mit dem doppelten Zweck, a) bildungspolitische Entscheidungen 

sachlich vorzubereiten und b) bei gegebenen Entscheidungen eine hinlänglich 

effiziente und rationale Entwicklung des Bildungssystems zu ermöglichen" 

(WIDMAIER & B A H R 1966, S. 18). 2 

WIDMAIER und B A H R nennen zwei H a u p t k r i t e r i e n der B i l d u n g s p l a n u n g : 

„Gleichheit der Bildungs- und Berufschancen" und „Eff izienz" (ebd., S. 17 f.). 

D i e Autoren unterscheiden „technologische" und „wirtschaftliche" Effizienz. 

D e m ersten Kriterium liegt die Frage nach dem „ G r a d der Demokratisierung" 

sowie nach dem Umfang und der Mobilisierung der „Begabtenreserven" z u ­

grunde (vgl. H E L L E R 1970). Das zweite geht einmal zurück auf die Frage nach 

der effektivsten Organisation der Lernprozesse und zum anderen auf die opti­

male Kombination der „ P r o d u k t i o n s f a k t o r e n " (Bildung als dritter Faktor 

neben Kapital und Arbeit), d. h. auf das K o s t e n - E r t r a g s - V e r h ä l t n i s . 
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Die bildungsökonomische O p t i k (vgl. EDDING 1963 und v. R E C U M 1969) der 

Bildungsplanung, das Problem der Rentabil i tät von Bildungsinvestitionen in 

mikroökonomischer (Binnenstruktur des Bildungswesens) und in m a k r o ö k o n o ­

mischer Sicht (Zusammenhang zwischen wirtschaftlichem Fortschritt, d. h. Stei­

gerung des wirtschaftlichen Wachstums und der Entwicklung des Bildungs­

wesens) wird noch im besonderen zu erörtern sein. 3 

3.2. M o d e l l e der B i l d u n g s p l a n u n g 

Zunächst ist es nötig, einen Exkurs über die Planungsmodelle der Bildungspla­

nung bzw. Bildungsökonomie einzufügen. Die methodischen A n s ä t z e lassen sich 

auf drei reduzieren, den „social demand approach", der auch als Angebots­
m o d e l l bezeichnet wird, den „ m a n p o w e r approach", auch N a c h f r a g e m o d e l l ge­

nannt, und schließlich das A n g e b o t s - N a c h f r a g e - M o d e l l , das eine Kombination 

der beiden ersten A n s ä t z e darstellt. Siehe dazu WIDMAIER & B A H R (1966, S. 

44 f.), WIDMAIER U . a. (1966, S. 93 ff.), RIESE (1970, S. 122 ff.), v . WEIZSÄCKER 

(1970, S. 167 ff.), JENSEN & N A U M A N N (1972, S. 45 ff.), B O M B A C H (1971, S. 

67 ff.), TINBERGEN & Bos (1971, S. 96 ff.), HUISKEN (1973, S. 146 ff.). 

(1) Das A n g e b o t s m o d e l l bezieht sich auf die individuelle Nachfrage nach B i l ­

dung oder anders ausgedrückt, auf das Angebot an Absolventen des Bildungs­

und Ausbildungssystems. Es wird versucht, durch eine Analyse der Situation 

und der Struktur des Bildungswesens und über eine Abschätzung der B e v ö l k e ­

rungsentwicklung sowie der potientiellen Nachfrage nach Bildung die zukünf­

tige Entwicklung des Bildungswesens bzw. die Entwicklung des Angebots an 

qualifizierten Absolventen zu ermitteln. 

(2) Das N a c h f r a g e m o d e l l bezieht sich auf den wirtschaftlichen Bedarf an A r ­

beitskräften und versucht, Umfang und Struktur der Nachfrage, die aus der 

Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung abgeleitet werden kann, zu progno­

stizieren. 

(3) Das k o m b i n i e r t e A n g e b o t s - N a c h f r a g e - M o d e l l 4 (vgl. WIDMAIER U . a. 1966, 

S. 35 ff.) geht davon aus, daß die beiden ersten A n s ä t z e sich k o m p l e m e n t ä r er­

gänzende Instrumente der Analyse und Prognose sind und simultan benutzt 

werden müssen. Die Ergebnisse werden in einer Bildungsbilanz (Angebot-Nach­

frage) gegenübergestellt, wobei zukünftige E n g p a ß - oder Uberschußsituationen 

ermittelt werden können. D a n n wird versucht, diese Bilanz im Hinblick auf ein 

Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage auszubalancieren. Somit k ö n ­

nen sich die Interessen der Absolventen des Bildungs- bzw. Ausbildungssystems 

mit denen der Wirtschaft verbinden, d. h. der einzelne kann einen seiner V o r ­

stellung entsprechenden Bildungsweg bzw. Ausbildungsgang einschlagen, und 

die Wirtschaft kann das qualitativ und quantitativ erwünschte Arbeitspotential 

erwarten. 

Allerdings beruht das von WIDMAIER und Mitarbeitern erarbeitete Angebots-

Nachfrage-Modell auf einigen Prämissen: 
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(1) Bildungsplanung wird als Regulator verwendet, da man sich nicht am 

Mechanismus der Marktgesetze mit der regulativen Funktion des Preises orien­

tieren kann. 

(2) A u f der Grundlage der These der „Knappheit der Mit te l " m u ß auf wir­

kungsvollen Einsatz der Bildungsplanung hingearbeitet werden (S. 42). 

(3) WIDMAIER und Mitarbeiter waren bei der regionalen Bildungsplanung in 

B a d e n - W ü r t t e m b e r g an bildungspolitische Zielwerte 5 gebunden. Sie gingen 

dabei von der Vergabe einer durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate (S. 

74 f.) aus, die folgerichtig der Analyse und Prognose der Arbei tsproduktivi tä t 

ein zentrales Gewicht zukommen l ieß . 6 

3.3. Bedeutung der Bildungsplanung für die Bildungsberatung 

Fragen wir zunächst einmal danach, welche funktionale Bedeutung Bildungs­

planung für die Bildungsberatung besitzt, wobei wir uns an den drei großen 

Aufgabenbereichen der Bildungsberatung der Einzelfallhilfe, der Schullauf­

bahnberatung und der Innovationshilfe orientieren wollen. 

(1) I n d i v i d u a l p s y c h o l o g i s c h e E i n z e l f a l l h i l f e hat zum Ziel , Lern- und Verhal­

tensschwierigkeiten aufzudecken und zu beheben. Bildungsplanung kann hierzu 

in zweierlei Hinsicht einen Beitrag leisten: Einmal kann sie Bildungsberatung 

institutionell im Bildungssystem verankern und somit individualpsychologische 

H i l f e erst realisieren helfen; zum anderen kann sie die Entwicklung des B i l ­

dungssystems so beeinflussen, d a ß Lern- und Verhaltensschwierigkeiten, die aus 

der Starrheit des Systems resultieren, möglichst gering gehalten werden. D a z u 

ist es erforderlich, daß die Planungskonzeptionen von ,Elastizität* und F l e x i ­

bilität ' als Grundprinzipien für die Organisation der Lernprozesse ausgehen. 

(2) Bildungsberatung t rägt bei zur I n n o v a t i o n i m B i l d u n g s s y s t e m durch die 

Beratung der Lehrer, der Schule oder durch die Beteiligung an Schulversuchen 

und Planungsvorhaben. Diesen Beitrag kann Bildungsplanung unterstützen, i n ­

dem sie fundierte Daten über die potentielle Zahl der Auszubildenden, deren 

Qualifikation sowie über den quantitativ und qualitativ zu erwartenden Bedarf 

an Arbeitskräften bereitstellt bzw. Vorschläge zum ökonomischen Einsatz der 

Ressourcen unterbreitet. 

(3) G a n z offensichtlich ist der funktionelle Zusammenhang von Bildungspla­

nung und S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g . Orientierungshilfe über mögliche Bildungs­

wege ist wohl kaum zu geben, ohne daß Informationen über zukünftige Aus-

bildungs- und Berufschancen vorhanden sind. Bildungsplanung vermag die H i n ­

tergrundinformationen dank ihres prognostischen Instrumentariums zu geben. 

Generell käme der Bildungsplanung und der Bildungsökonomie die Aufgabe zu, 

den Nutzeffekt der Bildungsberatung zu kalkulieren, d. h. eine Evaluatoren-

rolle zu übernehmen und über ein feed badt auf die Bildungsberatung so rück-

zuwirken, daß eventuell eine Konzeptions- und Organisat ionsveränderung der 

Beratung dieser zu größerer Effizienz verhelfen kann. Wurde bisher die Funk-
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tion der Bildungsplanung für die Bildungsberatung herausgestellt, so soll jetzt 

umgekehrt die Frage e r ö r t e r t werden, inwieweit Bildungsberatung für B i l ­

dungsplanung funktionalen Charakter besitzt. 

3.4. Bedeutung der Bildungsberatung für die Bildungsplanung 

Bildungsplanung analysiert die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen B e d ü r f ­

nisse, um darauf aufbauend Konzeptionen zum quantitativen und qualitativen 

Ausbau des Bildungswesens zu entwickeln. H i e r z u kann Bildungsberatung durch 

ihre innovative und sys temverändernde Funktion einen entscheidenden Beitrag 

leisten, indem sie ihre übergeordnete Zielvorstellung — im Bildungswesen einen 

hohen G r a d an Chancengerechtigkeit und Demokratisierung sowie eine g r ö ß t ­

mögliche Individualisierung zu verwirklichen — im Interesse der Betroffenen, 

d. h. in erster Linie der Schüler, in die geplante V e r ä n d e r u n g einbringen kann. 

Schullaufbahnberatung, bedeutende Teilaufgabe der Bildungsberatung, kann als 

Regulativ in einem stark differenzierten Bildungssystem dazu beitragen, „. . . 

das Risiko von Fehlentscheidungen zu verringern" ( H A H N 1972, S. 32) und so 

als Garant für das „ F u n k t i o n i e r e n " eines gegliederten Bildungswesens dienen. 

Indem sie sich mit den kritischen Stellen des gegenwärt igen Systems befaßt , 

kann Bildungsberatung „. . . vordringlich zur Milderung der Mängel beitragen, 

die durch die geringe Durchlässigkeit verursacht sind. Sie m u ß dazu beitragen, 

d a ß das Angebot bestmöglich genutzt und die Chancen zunehmender Durch­

lässigkeit wahrgenommen werden" (Dt. Bildungsrat 1971, S. 91). 

Aus bildungsökonomischem Blickwinkel gesehen, t r ä g t diese Regulatorfunktion 

der Bildungsberatung dazu bei, Fehlinvestitionen zu verhindern, die durch das 

Einschlagen eines falschen Bildungsganges oder gar durch den Abbruch einer 

Ausbildung entstehen (vgl. GOLDSCHMIDT 1971, S. 137 ff.). GOLDSCHMIDT sieht 

darin ein „ G e f a h r e n m o m e n t " für die Gesellschaft (ebd., S. 147). 

Individualpsychologische Einzelfallhilfe kann unter ihrer funktionalen Bedeu­

tung für die B i l d u n g s ö k o n o m i e ausschließlich gesehen werden, da die Behebung 

von Lern- und Verhaltensschwierigkeiten gleichzeitig die Behebung von D i s -

funktionalitäten darstellt und somit dem Bildungssystem zu größerer Effizienz 

verhelfen kann. 

Generell könnte aus der Sicht der Bildungsplanung festgestellt werden, d a ß 

Beratung ambivalent als Mittel zur Förderung des einzelnen und gleichzeitig 

als Mittel zur B e w ä l t i g u n g veränderter gesellschaftlicher und wirtschaftlicher 

Bedürfnisse betrachtet werden kann. 

3.5. Die Antinomie von Bildungsplanung und Bildungsberatung 

Wurde bislang die gegenseitige funktionale Beziehung zwischen Bildungspla­

nung einerseits und Bildungsberatung andererseits aufgezeigt, so gilt es jetzt, 
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Widersprüchlichkeiten, die aus dem Verhältnis beider resultieren, aufzudecken. 

U m den Interessenhintergrund der Bildungsplanung aufzuzeigen, ist es erfor­

derlich, daß wir uns an die drei Modelle bildungsökonomischer Planung erin­

nern. Die Bildungsökonomie geht, wie oben aufgezeigt, v o n drei Prämissen 

aus: (1) These von der Knappheit der Mittel, (2) Notwendigkeit staatlicher 

Planung als Regulativ, (3) Steigerung des Wirtschaftswachstums. 

Im a n g e b o t s o r i e n t i e r t e n Model l wird von der individuellen Nachfrage nach 

Bildung ausgegangen. Damit t räfe sich der „social demand approach" mit dem 

Ziel der Individualisierung. Indem sie Bildungsberatung einbezieht, könnte 

Bildungsplanung nach dem Angebotsmodell zum „ A n w a l t " des einzelnen wer­

den (vgl. DAHRENDORF 1965). Dieser Anspruch ist indessen zu hinterfragen. 

Das angebotsorientierte Modell unterliegt der Gefahr, bei Trendextrapolatio­

nen einem historischen Determinismus zu verfallen. Historische Entwicklungs­

tendenzen könnten einfach in die Zukunft projiziert werden. D i e bildungs­

politischen Zielwerte (s. A n m . 5), die mit H i l f e des Modells angestrebt werden, 

wie z. B. die E r h ö h u n g bestimmter Absolventenquoten, haben zumeist ihre 

Triebfeder im Abnehmerbereich der Wirtschaft. D a m i t beruft sich dieser Ansatz 

nicht nur auf die Verwirklichung des Grundrechts nach Bildung, sondern ist 

darüber hinaus Einflüssen des wirtschaftlichen Interesses ausgesetzt. H i n z u 

kommt, daß der wirtschaftliche Bedarf an Arbei tskräf ten die individuelle Nach­

frage nach Bildung entscheidend mitbestimmt, ja sogar ein Ubergewicht enthält , 

weil sich der Absolvent des Bildungssystems bei der W a h l seines Bildungs- bzw. 

Ausbildungsganges vorrangig am Angebot an A r b e i t s p l ä t z e n und den damit 

verbundenen sozialen Aufstiegschancen orientiert. 7 

Im nach f r a g e o r i e n t i e r t e n M o d e l l , dem „ m a n p o w e r approach", dem es um eine 

Prognose des wirtschaftlichen Bedarfs an Arbei t skräf ten in Q u a n t i t ä t und 

Q u a l i t ä t geht, wird die bildungsökonomische Planung eindeutig von den A n ­

forderungen der Wirtschaft bestimmt. Aufgrund einer prognostizierten Steige­

rung der Wachstumsrate wird versucht, die für das Wirtschaftswachstum er­

forderlichen Qualifikationen ( „ H u m a n k a p i t a l " ) zu ermitteln. 8 

Im k o m b i n i e r t e n A n g e b o t s - N a c h f r a g e - M o d e l l w i l l man über eine Bildungs­

bilanz beide Ansätze komplementär miteinander verbinden und so eine E i n ­

seitigkeit vermeiden. Das Interesse des Individuums an Bildung und das der 

Wirtschaft an qualifizierten Arbeitskräften soll gleichermaßen berücksichtigt 

werden. Deshalb beziehen sich auch WIDMAIER und Mitarbeiter auf die Krite­

rien der „Gleichheit" und der „Effizienz" . Gleiche Bildungschancen und ö k o n o ­

mischer Einsatz der Ressourcen sollen gleichermaßen zum Tragen kommen. Die 

bildungspolitischen Zielwerte und die durchschnittlichen jährlichen Wachstums­

raten, die im kombinierten Angebots-Nachfrage-Modell der regionalen B i l ­

dungsplanung in B a d e n - W ü r t t e m b e r g vorgegeben sind, lassen erkennen, daß 

das Hauptinteresse den ökonomischen Erfordernissen gilt. 

D a ß sich regionale Bildungsplanung in B a d e n - W ü r t t e m b e r g an der Nachfrage 

nach qualifizierten Arbeitskräften orientiert, läßt sich nicht nur an der gesetzten 

NormzifTer der Abiturienten- und Realschulabsolventenquote und an der pro-
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gnostizierten Wachstumsrate ablesen. Kultusminister W . H A H N formuliert diese 

Tatsache an verschiedenen Stellen selbst: 

— „In diesen Zusammenhang gehört auch die Feststellung, d a ß die Wirtschaft 

das gesellschaftliche und politische Geschehen weit mehr als in früheren E p o ­

chen beeinflußt, eine Tatsache, die sich in Zukunft noch eher vers tärken wird. 

F ü r die Schule und ihre Entwicklungen bedeutet dies, d a ß sie sich hierauf 

einstellen m u ß " ( H A H N 1966, S. 10). 

— „Das Wachstum des Sozialprodukts ist ohne Höchstleistungen, die das 

Niveau und die Q u a l i t ä t der von allen geleisteten Arbeit garantieren, un­

denkbar" ( H A H N 1972, S. 13). 

— „Freilich darf nicht übersehen werden, daß die Schule allein die sinnvolle 

Begrenzung des Leistungsdrucks nicht bewältigen kann, da seine Ursachen 

letztlich in den Gesetzmäßigkeiten der modernen Berufs- und Arbeitswelt 

liegen" (ebd., S. 38). 

H i e r tut sich ein Grundwiderspruch zwischen einer an ökonomischem Denken 

orientierten Bildungsplanung und der die Individualisierung und die größt ­

mögliche Selbstverwirklichung des einzelnen intendierenden Bildungsberatung 

auf. B i l d u n g s b e r a t u n g wi l l individualpsychologische H i l f e , Orientierungshilfe 

und Innovationshilfe leisten mit dem Ziel der bestmöglichen Entfaltung der 

individuellen Fähigkeiten und darf sich demnach nicht durch blinde Anpassung 

an die wirtschaftlichen Erfordernisse in die Abhängigkeit ökonomischer Z w ä n g e 

begeben. Bildungsökonomische P l a n u n g wi l l Störungen des Wirtschaftswachs­

tums vermeiden und versucht folgerichtig das Bildungssystem den qualitativen 

und quantitativen Anforderungen der Wirtschaft anzupassen. Der „richtige 

Bildungsweg", die „richtige Begabungslenkung" wird somit bestimmt durch die 

optimale Deckung des wirtschaftlichen Bedarfs an Arbei tskräf ten . 

In letzter Konsequenz m ü ß t e die Bildungsberatung wirtschaftliche Störungen 

zugunsten der Selbstverwirklichung und Entfaltung des einzelnen in K a u f neh­

men. Die bildungsökonomische Planung dagegen m ü ß t e eine störungsfreie Stei­

gerung des Wirtschaftswachstums den individuellen Wünschen nach Planung 

vorziehen, unter U m s t ä n d e n auf Kosten der Lern- und Verhaltensstörungen, 

die durch den Anpassungszwang hervorgerufen werden. H i e r i n liegt die A n t i ­

nomie von Bildungsberatung und Bildungsplanung. 

3.6. Möglichkeiten der Integration 

Ist dieser Widerspruch auflösbar? E r ist es nicht, wenn entweder auf den inno­

vatorischen Aspekt der Bildungsberatung oder aber auf systemkonforme B i l ­

dungsplanung verzichtet wird. Der Widerspruch wird gleichfalls nicht gelöst, 

wenn das Gewicht zugunsten der ökonomisdien Betrachtungsweise verschoben 

und die Funktion der Bildungsberatung einseitig in der Anpassung an über­

kommene Strukturen des Bildungssystems gesehen wird. 

Eine Auflösung dieses Widerspruches ist u. E . nur dann möglich, wenn versucht 
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wird, den technologisdien Ansatz der Bildungsplanung (dem alle drei Planungs­

modelle unterliegen) durch einen hermeneutischen Ansatz zu ergänzen, der die 

„Analyse der gesellschaftlichen Normvorstellungen und -konflikte unter Be­

rücksichtigung ihrer Genese, ihrer Ausprägung unter je bestimmten gesellschaft­

lichen Bedingungen" ( M E N C K 1972, S. 79) leisten w ü r d e . 

D a n n w ä r e die Verbindung zum emanzipatorischen Interesse der Bildungs­

beratung hergestellt, und es könnte versucht werden, die gesellschaftlichen Z u ­

sammenhänge aufzudecken, die sich gegen die Selbstverwirklichung und die 

Entfaltung der individuellen Fähigkeiten richten. 9 

Es zweifelt wohl niemand daran, d a ß der zukünftige Bedarf der Wirtschaft an 

qualifizierten Absolventen des Bildungssystems nicht losgelöst vom gesellschaft­

lichen Bedarf nach Bildung — und umgekehrt — festgestellt werden kann; ein­

sichtig ist auch, daß „. . . Bildung zwar ein Gut faktisch unbegrenzten Bedarfs 

darstellt, daß dieses Gut aber weder heute noch in Zukunft unbegrenzt ange­

boten werden kann" (v. D O H N A N Y I 1971, S. 457). Bildungsplanung kann aus 

ökonomischen Gründen Reformen unterlassen und durch notdürftiges Verdek-

ken der kritischen Stellen unseres Bildungssystems als A l i b i für dessen Funktio­

nieren dienen. So verstanden verschriebe sie sich einer möglichst reibungs- und 

problemlosen Anpassung des Bildungssystems an den wirtschaftlichen Bezugs­

rahmen. Die Beschränkung auf den A b b a u Ökonomischer Dysfunktional i tä ten 

kann den einzelnen auf einen bloßen Faktor im wirtschaftlichen Verwertungs­

prozeß reduzieren. Bildungsberatung sollte aber die Emanzipationschance des 

Individuums zu sichern wissen und dies zusammen mit einer Bildungsplanung, 

die „ . . . kritisch fundiert den R a u m der Fremdbestimmung aus der scheinbaren 

Naturwüchsigkeit , das heißt der konkreten aber verschleierten Herrschaft, in 

die Kontrolle und Planung und damit in Autonomie zu überführen" ( M E N C K 

1972, S. 81) weiß. 

A n m e r k u n g e n 

1 Es liegt nicht im Sinne dieses Beitrags, intensiver auf die Problematik der Bildungs­
planung einzugehen. Wir beabsichtigen hier nur, der Frage nachzugehen, ob Bil­
dungsberatung sich innerhalb bildungsplanerischer Aktivitäten funktional verhält, 
oder ob es Widersprüdilichkeiten aufzudecken gilt. Die Methodendiskussion und der 
wissenschaftstheoretische Hintergrund werden nur angedeutet. Wir verweisen in 
diesem Zusammenhang auf folg. Literatur: BECKER (1971), EDDING (1970), HÜFNER 
& NAUMANN (1971), HUISKEN (1973), JENSEN (1970), LEMPERT (1972, S. 479 ff.), 
SCHORB (1970), U N E S C O (1967); siehe auch Zeitschrift für Pädagogik, 18 (1972), 
Heft 1 (mehrere Beiträge zum Thema „Bildungsökonomic"). 

2 Siehe auch WIDMAIER u. a. 1966, S. 31. Es sind hier einige Passagen nahezu dek-
kungsgleich. 

3 Vgl. den nachfolgenden Beitrag N r . 4 von P. A . DÖRING in diesem Handbuchband. 
4 Das Bildungswesen wird als System interdependenter Prozesse begriffen, dessen 

Darstellung in Form einer Input-Output-Matrix als analytisches und prognostisches 
Instrument das Messen der Strömungsgrößen ermöglicht (WIDMAIER 1966, S. 60 ff.). 
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5 Als allgemeine bildungspolitische Zielwerte der regionalen Bildungsplanung in 
Baden-Württemberg gelten (WIDMAIER U. a. 1966, S. 29): 
„1. die wachsende Demokratisierung des Bildungs- und Ausbildungswesens; 
2. die Verwirklichung der Gleichheit der Berufschancen und die Sicherung eines 

adäquaten Arbeitsplatzes; 
3. die Demokratisierung und Sozialisierung des einzelnen durch Bildung; 
4. die Vermittlung von Bildung als Dienstleistung und als Konsumgut; 
5. die effiziente Organisation und Verwaltung des Bildungswesens; 
6. die kontinuierliche Expansion von Forschung und Entwicklung; 
7. die kontinuierliche Durchführung von Bildungsforschung und Bildungsplanung." 

Dazu kam die Vorgabe konkreter, quantifizierter Zielwerte: die Erhöhung der 
Abiturientenquote bis 1980 auf 15 v. H . und die der Realschulabsolventen auf 
40 v. H . Zur empirischen Kontrolle dieser Planzielquoten vgl. HELLER (1970, bes. 
S. 182 f.). 

6 Die Bildungsökonomie geht gleichfalls von einer Steigerung der Wachstumsrate aus. 
7 Vgl. HUISKEN (1973, S. 146 ff.). HUISKEN stellt fest, daß beide Grundrechte, das 

„Recht auf Bildung" und das „Recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes", beim 
Angebotsmodell unter dem „Primat einer wachstumsorientierten Bildungspolitik als 
vereinbar betrachtet werden" (S. 152). 

8 Das Bildungswesen wird „. . . auch in der Theorie zum Zulieferbetrieb für gewünschte 
Qualifikationen, deren Bedarf sich an dem Gesetz der Profitmaximierung der auf 
Privateigentum an Produktionsmitteln basierenden Wirtschaft orientiert" (HUISKEN 
1973, S. 157). 

9 „Die Bildungsplanung erfordert einen Bezugsrahmen, eine gesellschaftliche Theorie, 
von der wir einstweilen nur einen sehr allgemeinen, mehr idealistisch-normativen 
als kritisch geprüften Begriff haben. Demokratie, Autonomie und ähnliche Vor­
stellungen bedürfen, ehe sie tragfähig werden, sehr konkreter Reflexion auf ihre 
spezifischen Verwirklichungsmöglichkeiten in einer jeweils geschichtlichen Lage sowie 
im Hinblick auf die gegebenen und auf die zukünftigen sozioökonomischen Ver­
hältnisse" (GOLDSCHMIDT 1971, S. 430). 
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P e t e r A . Döring 

4. Bildungsökonomische Aspekte der Schul- und 
Studienberatung 

4 .1. Einführung 

Erkenntnisobjekte der Bildungsökonomie sind Bildungsprozesse, -Institutionen 

und -Systeme unter vorwiegend ökonomischer Perspektive. Diese Perspektive 

läßt sich kennzeichnen als Versuch, in einer anhaltenden Situation knapper Res­

sourcen (Personal, Kapi ta l , Humankapital , Boden, Zeit) dem „ökonomischen 

P r i n z i p " zur Geltung zu verhelfen, um einen möglichst hohen G r a d von Be­

dürfnisbefriedigung sicherzustellen. Das „ökonomische Pr inzip" ist eine H a n d ­

lungsmaxime, die besagt, d a ß mit einem bestimmten A u f w a n d an Ressourcen 

( „ K o s t e n " ) ein höchstmöglicher Ertrag ( „ N u t z e n " ) oder — was die logische 

Umkehrung des gleichen Prinzips ist — ein bestimmter Ertrag mit dem geringst­

möglichen A u f w a n d zu erwirtschaften ist. 

F ü r die Ü b e r t r a g u n g wirtschaftswissenschaftlicher Denkansätze und Unter­

suchungsmethoden auf den Bildungsbereich läßt sich — zumal für den deutsch­

sprachigen R a u m und hier insbesondere für die zweite H ä l f t e des 19. Jahr­

hunderts — eine eindrucksvolle dogmengeschichtliche Grundlegung herleiten 

( U N E S C O 1968). 1 Bi ldungsökonomie in dem heute gültigen Verständnis hat sich 

jedoch erst in Vorstudien und Begleituntersuchungen zur Expansion der B i l ­

dungssysteme in den späten fünfziger und den frühen sechziger Jahren dieses 

Jahrhunderts konstituieren können ( O E C D 1962; EDDING 1963; V O N R E C U M 

1969; H Ü F N E R 1970). 2 D a die bildungsökonomischen Forschungs- und Pla­

nungsansätze der sechziger Jahre weitgehend von der vorherrschenden neoklas­

sischen Wachstumstheorie kapitalistischer Wirtschaftssysteme ausgingen, riefen 

sie A n f a n g der siebziger Jahre ideologie-kritische Arbeiten auf den Plan ( A L T -

VATER & H U I S K E N 1971; HUISKEN 1972; BECKER & JUNGBLUT 1972). 3 Der 

„bürgerlichen" Bildungsökonomie wurde aus marxistischer Sicht vorgeworfen, 

sie sei ein Instrument System- und damit kapitalkonformer Rationalisierung 

des Bildungswesens, da sie unreflektiert die Produktion von Bildungs-Qualifika­

tionen von der Verwertbarkeit dieser Qualifikationen im kapitalistisch deter­

minierten Arbeitsmarkt abhängig mache. Dieser Vorwurf unterstellt einen A n ­

spruch, der sich bis in die sechziger Jahre hinein tatsächlich in vielen bildungs­

ökonomischen und -planerischen Arbeiten — zumindest implizit — nachweisen 

läßt. Diesem Anspruch wurde bereits durch das „Bürgerrecht a u f B i l d u n g " 

(DAHRENDORF 1965) 4 gegengesteuert. Doch insbesondere unter dem Eindruck 
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der ersten Ergebnisse einer flexibilitätsorientierten A r b e i t s m a r k t - und Berufs-
forschung (MERTENS 1973, 1974) 5 läßt sich eine Abkehr von der „geschlosse­

nen" hin zur „offenen" Bildungsplanung erkennen. Dies überträgt auch der sie 

abstützenden Bildungsökonomie Fragestellungen neuer Quali tät , deren Bearbei­

tung sowohl eine sozialwissenschaftliche wie auch eine gesellschaftspolitische 

Weitung der überkommenen „reinen" ökonomischen Perspektive erkennen 

läßt.« 

Inwieweit lassen sich nun bei der Schul- und Studienberatung bildungsökonomi­

sche Aspekte erkennen? Der dogmenhistorische Exkurs legt nahe, auch B i l ­

dungsberatung als ein Instrument zur straffen Koordination von Bildungsquali­

fikationen und Kapitalverwertungs-Interessen zu kritisieren. A u f der anderen 

Seite kann Bildungsberatung auch auf ein auf „Multi-Optionalität" (MERTENS 

1974) 7 angelegtes emanzipatorisches Leitbild abzielen. Unabhängig von sol­

chen inhaltlichen Zielalternativen sowie der dahinterstehenden Gesellschafts-

und Bildungspolitik, unabhängig von der jeweils praktizierten Theorie und M e ­

thodik der Beratung 8 , unabhängig auch von der jeweiligen Stufe des B i l ­

dungssystems, auf der beraten wird, lassen sich bestimmte Aspekte der Schul-

und Studienberatung ausmachen, die eine ökonomische Dimension haben. Die 

angestrebte Institutionalisierung von Bildungsberatung impliziert einen erheb­

lichen Ressourcenaufwand ( K o s t e n a s p e k t e ) , den es zu finanzieren gilt ( F i n a n ­
z i e r u n g s a s p e k t e ) . Die dabei denkbaren verschiedenen Organisationsmodelle von 

Beratung ( G e s t a l t u n g s a s p e k t e ) müssen — um funktionsgerecht zu werden — in 

geeigneter Form in das bestehende System eingebaut werden ( I n t e g r a t i o n s ­
a s p e k t e ) . Schließlich lassen sich Beratungsaktivi tä ten gerade auch durch quanti­

t a t i v - m o n e t ä r e Argumentationshilfen begründen ( N u t z e n a s p e k t e ) . 

4 . 2 . Kostenaspekte 

Zumindest seitdem der Deutsche Bildungsrat Anfang 1970 im „Strukturplan" 
die Forderung thematisierte, Bildungsberatung als ein „Strukturelement des 

Bildungswesens" zu begreifen, ist die Frage einer grundlegenden K a p a z i t ä t s ­

erweiterung der Schul- und Studienberatung Bestandteil der bildungspolitischen 

Priori tätendiskussion 9 geworden. Die Forderung des Bildungsrates wurde in 

dem im Juni 1970 vorgelegten „Bericht z u r B i l d u n g s p o l i t i k " von der Bundes­

regierung übernommen; dort wird ein leistungsfähiges Beratungssystem unter 

der Uberschrift „Dienste für das Bildungswesen" an erster Stelle behandelt. 1 0 

4 . 2 . 1 . Kostenansätze für B i l d u n g s b e r a t u n g i m B i l d u n g s g e s a m t p l a n 

Diese allgemeinen Begründungen und Forderungen wurden im Juni 1973 im 

„Bildungsgesamtplan" der B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n für Bildungsplanung in 

quantitative und m o n e t ä r e Daten umgesetzt (vgl. Tab. 1). Bei dieser ersten K o -

stenschätzung wurde davon ausgegangen, daß beim Ausbau der Schul- und Stu-
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dienberatung nur Personalkosten für zusätzliche Stellen von Beratungslehrern 

und Schulpsychologen berücksichtigt werden müssen; Kosten für Sachmittel, 

Räumlichkeiten, Erstausstattung sowie A n s ä t z e für das wissenschaftliche und 

technische Personal regionaler und zentralter Beratungsstellen wurden nicht 

vorgesehen. 1 1 

Die sich für die Eckjahre 1975, 1980 und 1985 ergebenden jährlichen Gesamt­

kosten für Bildungsberatung in H ö h e von 69, 191 bzw. 305 Millionen D M 

(konstante Preise) liegen in der Größenordnung entsprechender Ansätze des 

Bildungsbudgets für überbetriebliche Ausbildungsplätze oder Lehrerbildung. 

Diese B e t r ä g e bedeuten, daß die B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n eine Erhöhung des 

Anteils der Mittel für Bildungsberatung von 0,17 °/o im Jahre 1975 auf 0,49 %> 

des Bildungsbudgets i m Jahre 1985 anvisierte. 

Tabelle 1: K o s t e n a n s ä t z e f ü r B i l d u n g s b e r a t u n g im B i l d u n g s g e s a m t p l a n (Juni 1973) 

1975 1980 1985 

Schü le r j e P s y c h o l o g e 15 000 5 000 5 000 

S te l l en 817 2 308 2 077 

Schü le r je B e r a t u n g s l e h r e r 3 0 0 0 1 000 500 

Be ra tungs leh re r mi t je 5 S t u n d e n 4 084 11 540 20 772 

S te l l en 817 2 308 4 1 5 4 

S tuden ten je S t u d i e n b e r a t e r 1 500 1 000 500 

S te l l en 440 865 2 095 

S te l l en i nsgesamt 2 074 5 481 8 326 

Gehä l te r DM/Jah r ( kons tan te Pre ise) 33 208 34 902 36 682 

Pe rsona l kos ten Schu lbe ra tung ( in M i o . D M ) 54 161 229 

Pe rsona l kos ten S tud ienbe ra tung ( in M i o . D M ) 15 30 77 

Pe rsona l kos ten B i l d u n g s b e r a t u n g ( in M i o . D M ) 69 191 305 

G e s a m t e s B i l d u n g s b u d g e t * ( in M i o . D M ) 40.300 52.400 62.300 

B i l d u n g s b e r a t u n g als % - S a t z des B i l d u n g s b u d g e t s 0,17 0,36 0,49 

* Das Bildungsbudget belief sich im Jahre 1970 absolut auf 29.200 Mio. DM. 

Quelle: Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung — Bildungsgesamtplan. Band I I . Stuttgart 
1973, S. 172 sowie eigene Berechnungen. 

4 . 2 . 2 . Kostenschätzung e i n e r A d - h o c - G r u p p e der 
K u l t u s m i n i s t e r k o n f e r e n z ( N o v e m b e r 1 9 7 3 ) 

A u f ihrer 161. Plenarsitzung Mitte September 1973 faßten die Kultusminister 

der L ä n d e r den Beschluß „Beratung in Schule und Hochschule". Die personellen 

und finanziellen Auswirkungen dieser Empfehlung versuchte eine A d - h o c - G r u p ­

pe „Kosten der Bildungsberatung" abzuschätzen, die Mitte November ihre E r ­

gebnisse der Arbeitsgruppe B e d a r f sfeststellung der Kultusministerkonferenz 

vorlegte. 1 2 Bei dieser Kostenschätzung der Schulberatung — die Studienbera­

tung wurde hier ausgeklammert — wird von der gleichen Schülerprognose, den 

gleichen Richtwerten und den gleichen Eckjahren ausgegangen; dennoch kommt 
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diese Berechnung zu einem wesentlich höheren Finanzbedarf als im Bildungs­
budget des Bildungsgesamtplanes veranschlagt. 
Dies liegt einmal daran, d a ß die G e h ä l t e r bzw. Personalkosten nicht auf der 
Basis 1970, sondern auf der Basis 1973 berechnet wurden und daß darüber hin­
aus einige sehr kostenwirksame zusätzliche Annahmen getroffen wurden: 
(a) In den zentralen Beratungsstellen ergibt sich ein zusätzlicher Bedarf an wis­

senschaftlichen Mitarbeitern, der mit 10 Vo des Stellenbedarfs für Schul-
psychologen angesetzt wird. 

(b) F ü r die regionalen und zentralen Beratungsstellen ist technisches sowie Ver­
waltungspersonal vorzusehen, das unter anderem auch bei Testauswertung 
und statistischen Berechnungen assistieren soll; dabei w i r d für jede Stelle für 
Schulpsychologen bzw. wissenschaftliche Mitarbeiter eine Stelle für dieses 
Hilfspersonal als erforderlich angesehen. 

(c) Die im Bildungsgesamtplan außer Ansatz gebliebenen Sachkosten werden 
für die Schulen mit einem jährlichen Kostenrichtwert von 3000 D M je Be­
ratungslehrer, für die regionalen und zentralen Beratungsstellen mit 5000 
D M je Schulpsychologen bzw. wissenschaftlichen Mitarbeiter angesetzt. 

(d) W ä h r e n d an den in Schulen tät igen Beratungslehrern kein zusätzlicher 
Raumbedarf angenommen wird, wird für das an regionalen und zentralen 
Beratungsstellen tät ige Personal ein Flächenrichtwert von 16,4 qm pro Stelle 
angesetzt. Zusätzlich werden für T e s t r ä u m e 7 qm je Stelle für Schulpsycho-
logen bzw. wissenschaftlichen Mitarbeiter vorgesehen. Der Kostenrichtwert 
für Raumbedarf wird auf D M 2400 pro qm beziffert. 

(e) F ü r die Erstausstattung der Dienst räume einschl. G e r ä t e werden bei den re­
gionalen und zentralen Beratungsstellen 5000 D M je Stelle angesetzt. 

Nicht berücksichtigt werden der Personal- und Finanzbedarf der obersten 
Schulbehörden sowie der zu erwartende Zusatzbedarf größerer Schuleinheiten. 
Im übrigen fehlen Ansätze für die Schaffung, laufende E r g ä n z u n g und Uber­
prüfung der erforderlichen informatorischen (z. B. Datenbanken) und diagno­
stischen (z. B. Tests) Infrastruktur für Beratungsleistungen. 
A u f der Grundlage dieser Annahmen werden zwei Varianten durcligerechnet. 
Variante 1 stellt eine analog zu den im Bildungsgesamtplan enthaltenen Werten 
getroffenen Kostenschätzung dar. Variante 2 („Mindestbedarf") spiegelt dage­
gen die Vermutung wider, daß in zeitlicher Hinsicht andere Priori täten für den 
organisatorischen Aufbau der Schulberatung gesetzt werden müssen, nämlich 
dergestalt, d a ß 1975 nur Beratungslehrer tätig sind und erst 1980 die regionalen 
und 1985 die zentralen Beratungsstellen ihre Tät igkei t beginnen können. 
Wie Tab. 2 zeigt, ist der Finanzbedarf nach der Variante 1 mit 201, 580 bzw. 
632 M i o D M in den Eckjahren 1975, 1980 bzw. 1985 fast viermal (1985: fast 
dreimal) so hoch wie im Bildungsbudget veranschlagt. Dies ist bedingt durch 
einen Preiseffekt (höhere Kostenrichtwerte je Stelle) sowie durch einen Mengen­
effekt (zusätzliche Stellen und materielle Ressourcen); der Hauptteil der Mehr­
kosten gegenüber den Ansätzen des Bildungsgesamtplanes entsteht dabei als 
Folge der räumlichen und personellen Einrichtung der regionalen Schulbera-
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Tabelle 2: K o s t e n s c h ä t z u n g e i n e r A d - h o c - G r u p p e d e r K u l t u s m i n i s t e r k o n f e r e n z 
( N o v e m b e r 1973) 

1975 1980 1985 

1. Pe rsona l - /S te l l enbeda r f 
Be ra tungs leh re r 4 084 11 526 20 734 
S te l l en ( für Be ra tungs leh re r ) * * 816 2 305 4 147 
S c h u l p s y c h o l o g e 817 2 305 2 073 
W i s s e n s c h a f t l . Persona l 82 231 207 
S o n s t i g e s Persona l 899 2 536 2 280 
Insgesamt 5 882 16 598 25 294 
(dagegen V a r i a n t e 2 * 4 084 16136 25 294) 

2. Pe rsona l kos ten ( in M i o . D M ) 
Schu len 32 96 181 
Reg iona le Schu lbe ra tungss te l l en 52 154 146 
Z e n t r a l e Be ra tungss te l l en 5 15 15 
Insgesamt 89 265 342 
(dagegen V a r i a n t e 2 * 32 249 342) 

3. S a c h m i t t e l k o s t e n ( in M i o . D M ) 
Schu len 2 7 12 
Reg iona le Schu lbe ra tungss te l l en 13 37 33 
Z e n t r a l e Be ra tungss te l l en 1 4 3 
Insgesamt * * * 17 47 49* 
( d a g e g e n V a r i a n t e 2 * 2 44 49) 

4. Raumkos ten 
Reg iona le Schu lbe ra tungss te l l en 78 220 198 
Z e n t r a l e Be ra tungss te l l en 8 22 20 
I n s g e s a m t * * * 85 242 218 
(dagegen Va r i an te 2 * — 220 218) 

5. K o s t e n de r Ers tauss ta t tung 
Reg iona le Schu lbe ra tungss te l l en 8 23 21 
Z e n t r a l e Be ra tungss te l l en 1 2 2 
I nsgesamt 9 25 23" 
( dagegen Va r i an te 2 * — 23 23) 

6. Gesamtkos ten /F i nanzbeda r f ( in M i o . D M ) 
Schu len 35 103 194 
Reg iona le Schu lbe ra tungss te l l en 151 434 398 
Z e n t r a l e Be ra tungss te l l en 15 43 40 
Insgesamt 201 580 632* 
( d a g e g e n Va r i an te 2 * 35 536 632) 

* Die übrigen Daten stellen die Ergebnisse der Variante 1 dar. 
•* Die Zahlenangaben in der betr. Zeile sind bei der Summenbildung nicht berücksichtigt. Sie 

resultieren aus einer Umrechnung der Zahlen der Beratungslehrer in entsprechenden Stellen­
bedarf. 

*•• ' Wegen Auf- bzw. Abrundungen der betr. Spaltenziffern entsprechen die Summenwerte nicht 
immer exakt den Zahlenangaben in der Zei le .Insgesamt'. 

Quelle: Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der BRD — Kosten 
der Bildungsberatung. Arbeitspapier einer Ad-hoc-Gruppe vom 19. Nov. 1973 (unveröffentlicht), 
S. 11—12. 
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tungsstellen. Im Vergleich dazu weist Variante 2 lediglich in der Anfangsperi­
ode erhebliche Einsparungen auf, dann nämlich, wenn nur Beratungslehrer an 
den Schulen tätig sind: im Zeitraum 1975 bis 1980 entstehen dann nur Kosten 
in H ö h e von 35 M i o . D M jährlich, wogegen sie sich nach Variante 1 auf 201 
M i o . D M belaufen w ü r d e n ; für das Eckjahr 1980 ergibt sich mit 536 M i o . D M 
ein ähnlich hoher und für 1985 mit 632 M i o . D M ein gleichhoher Finanzbedarf 
beider Varianten. 

4 . 2 . 3 . B e u r t e i l u n g 

Bei diesen beiden, hier referierten, Kostenschätzungen ist zunächst auf die 
grundsätzliche Problematik einer B e d a r f s p r o g n o s e hinzuweisen, die über fixierte 
Schüler/Berater-Relationen den voraussichtlichen Bedarf an Schülerplätzen in 
Beratungsbedarf umzurechnen versucht, ohne d a ß die eigentlichen Beratungs­
aktivi täten inhaltlich und qualitativ eine hinreichende Präzis ierung erfahren 
hätten. Ähnlich wie Schüler/Lehrer-Relationen können solche Schüler/Bera­
ter-Relationen die tatsächliche Unterrichts- bzw. Beratungspraxis pervertieren, 
wenn sie als Bedingungen wirksam werden, die — einfach über das Vorhanden­
sein quantitativer „ w o r k loads" — bestimmte B e r a t e r a k t i v i t ä t e n verhindern 
oder andere erzwingen. 

Ungeachtet dieses prinzipiellen Einwandes ist zu bedenken, d a ß der erforder­
liche Stellen- und damit auch der geschätzte Finanzbedarf sich möglicherweise 
geringer errechnet, wenn der Kostenschätzung eine neuere Schülerprognose zu­
grunde gelegt wird ; die Schätzungen basieren auf der inzwischen überholten 
3. koordinierten Bevölkerungsprognose des Statistischen Bundesamtes auf der 
Basis von 1970. 

Wie diese Q u a n t i t ä t e n auch modifiziert werden mögen, die angestrebte Plan­
stellenvermehrung erscheint aus arbeitsmarktpolitischer Sicht als unbedenklich, 
da es sich um Größenordnungen handelt, die für andere Tei larbei tsmärkte keine 
spürbaren Entzugseffekte implizieren d ü r f t e n . 1 3 Selbst die Gesamtzahl aller 
Lehrer macht nur etwa anderthalb Prozent der gesamten Erwerbsbevölkerung 
und nur etwa vier Prozent der erwerbstätigen Akademiker aus. V o n der — 
noch dazu zeitlich gestuften — Einrichtung neuer Planstellen in einer G r ö ß e n ­
ordnung von etwa 10 000 Arbeitsplätzen sind also keine Schwierigkeiten im 
A r b e i t s m a r k t zu erwarten. Wesentlich engere Grenzen sind einer raschen und 
umfassenden Expansion der Schul- und Studienberatung aus finanzwirtschaft­
licher Sicht gesetzt. 

4.3. Finanzierungsaspekte 

Diese Kostenschätzungen zeigen eines sehr deutlich: daß nämlich der Ausbau 
der Beratungskapazi tä ten — allein für die Schule — nach den bislang disku­
tierten quantitativen Zielvorstellungen knapp eine halbe Mill iarde D M jähr -
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liehen F i n a n z b e d a r f erfordert, wobei von den Bauinvestitionen (Raumkosten) 
als einmalig anfallende Kosten zunächst abgesehen werden soll. D a ß ein Sy­
stem somit etwa ein Prozent seines Gesamthaushaltes für Beratung aufwenden 
m u ß , ist zumindest aus der Sicht der Organisationssoziologie, die Beratung als 
wichtige Leistung jedes Systems begreift, keine unbillige Forderung. 
A m Beispiel der Schul- und Studienberatung wird jedoch einmal mehr deutlich, 
d a ß Reformkonzepte und Bedarfspläne mit entsprechenden Kostenschätzungen 
allein nicht genügen, um bildungspolitische Vorstellungen erfolgreich durchzu­
setzen. Es ist nämlich anzunehmen, d a ß Bildungsberatung eher nach der Zeit­
planung der Variante 2 der K M K - S c h ä t z u n g als nach den im Bildungsgesamt­
plan enthaltenen Zeitvorstellungen institutionalisiert wird. Dies läßt sich aus 
der Einschätzung b i l d u n g s p o l i t i s c h er Prioritäten ableiten, wie sie etwa in den 
„Vorschlägen für die Durchführung vordringlicher M a ß n a h m e n " der B u n d -
Länder -Kommiss ion für Bildungsplanung Mitte 1972 formuliert wurden; B i l ­
dungsberatung ist nicht unter den dort genannten fünf Prioritätenbereichen. 
D i e Diskussionen im Finanzplanungsrat ließen inzwischen im übrigen deutlich 
werden, „daß selbst unter den aus heutiger Sicht (d. h. 1974; d. Verf.) sehr op­
timistischen Annahmen über das mögliche wirtschaftliche Wachstum sich die 
quantitativen Zielsetzungen des Bildungsgesamtplanes bis 1980 und 1985 nicht 
realisieren lassen". 1 4 Beides zusammengenommen kann nur bedeuten, d a ß der 
Komplex „Bildungsberatung" zeitlich gestreckt und zunächst — wie auch die 
Initiativen einzelner Bundesländer erkennen lassen — vornehmlich über die E r ­
nennungen von Beratungslehrern in bereits vorhandenen Planstellen realisiert 
werden wird. 

Obgleich die Notwendigkeit zusätzlicher Beratungsangebote im Bildungswesen 
eigentlich von niemandem bestritten wird , zeigen sich von der Finanzierungs­
seite her deutliche Grenzen. Die Diskrepanz zwischen Bedarfsplanung und Rea­
lisierungschancen ist dadurch bedingt, d a ß weder rechtzeitig noch hinreichend 
genug darauf gedrängt wurde, die finanziellen Voraussetzungen und Implika­
tionen bildungspolitischer Expansion und Reform deutlich zu machen, Priori ­
tä ten zu setzen, vertretbare Alternativen — insbesondere im Hinblick auf Stra­
tegie und Zeithorizont — zu entwerfen und mit der gesamtwirtschaftlichen 
Verfügbarkei t von Ressourcen in Einklang zu bringen. B i l d u n g s - , F i n a n z - u n d 
H a u s h a l t s p l a n u n g sind somit bislang nicht in jenem M a ß e miteinander koordi­
niert worden, daß man — grob gesprochen — sagen könnte, die Finanzplanung 
stelle im Rahmen des finanzwirtschaftlich Möglichen (und dabei handelt es sich 
um eine politisch veränderbare G r ö ß e ) auch die Realisierung dessen sicher, was 
in der Bildungsplanung als bildungspolitisch wünschenswert festgelegt wurde; 
dies konkretisiert sich auch am Beispiel Bildungsberatung. 

Im herkömmlichen politischen Entscheidungs- und Budgetierungsprozeß findet 
eine Koordination dieser Bereichsplanungen im Rahmen eines iterativen, macht­
politisch determinierten Annäherungsprozesses statt. Je nach Verteilung des 
Einflußpotentials werden dabei entweder die i y n e e d - f i r s t e r s u mehr oder weni­
ger erfolgreich darauf insistieren, d a ß den von ihnen geschätzten Finanzierungs-
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bedürfnissen in der mittelfristigen Finanzplanung und in den jährlichen Haus­
haltsansätzen zu entsprechen ist; oder es werden sich die „budget-firsters" hinter 
bestimmte Budgetlimits verschanzen und damit das Bildungsressort, mehr oder 
weniger kompromißberei t , zwingen, sich mit seinen Ausgabenwünschen den ge­
setzten Finanzierungsgrenzen unterzuordnen. 1 5 Dabei finden sich die „budget-
firsters" generell in einer stärkeren Position, denn sie können sich auf das Sta­
bilitätsversprechen als oberstes wirtschaftspolitisches Zie l berufen und zudem 
auf das Vetorecht des Finanzministers verweisen. H i n z u kommt im Bildungs­
bereich, daß die besonderen Eigenheiten der als „ B e d a r f " proklamierten quan­
titativen wie qualitativen bildungspolitischen Neuerungen — wie hier der 
Schul, und Studienberatung — Artikulationschancen und Durchsetzungspoten-
tial der „need-firsters" beeinträchtigen: es sind dies vor allem die geringe K o m ­
patibil i tät dieser Neuerungen mit dem Bestehenden, ihre schwer zu beurteilen­
den Effekte und ihre häufig durch vorgelagerte Werturteile beeinträchtigte 
Kommunizierbarkeit. 

In einer solchen Situation, die somit strukturelle Schwächen in der Mittelzutei­
lung aufweist 1 6 und die zudem durch spürbare finanzielle Engpässe gekenn­
zeichnet ist, wird mittel- und langfristig eine Finanzierung nur möglich wer­
den, wenn 

(a) Bildungsberatung sich in finanziell vernünftigen Lösungen konkretisiert ( G e ­
s t a l t u n g s a s p e k t e ) ; 

(b) diese organisatorisch-institutionellen Lösungen funktionsgerecht in das be­
stehende Bildungssystem integriert werden ( I n t e g r a t i o n s a s p e k t e ) und wenn 

(c) priori tätsbegründende Argumentationshilfen die Forderung nach Schul- und 
Studienberatung abstützen ( N u t z e n a s p e k t e ) . 

A u f diese Aspekte wird im folgenden näher einzugehen sein. 

4.4. Gestaltungsaspekte 

Der einzelne Berater, das Beratungs-Team, das regionale Beratungszentrum — 
sie alle lassen sich auch als „wirtschaftliches A k t i o n s z e n t r u m " (KosiOL 1972) 1 7 

verstehen: Unter Einsatz menschlicher Arbeitsleistung, unter Ausnutzung von 
Bau- und Ausstattungsinvestitionen sowie unter Verwendung spezifischer M a ­
terialien (Informationsmittel, Tests) wird die Leistung „ B e r a t u n g " erstellt. Auch 
für die A u f b a u - u n d A b l a u f O r g a n i s a t i o n der Schul- und Studienberatung kann 
somit das „ökonomische Pr inzip" als Gestaltungskriterium herangezogen wer­
den. 

M a n wird Beratung um so eher begründen können, je schlüssiger der Nachweis 
gelingt, d a ß optimale Organisationsmodelle gefunden wurden, in denen eine 
hinreichende Arbeitsteilung und Kapazi tä tsauslastung realisiert werden. V o r ­
aussetzung hierfür ist eine betriebswirtschaftliche Analyse von Beratungsdien­
sten; dabei wird auf der Aufwandsseite eine K o s t e n a n a l y s e , auf der Ertrags­
seite eine Analyse der L e i s t u n g s k e n n z a h l e n unter verschiedenen Aspekten (z. B. 
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Minimalkostenkombination, Betriebsgröße, Kostendeterminanten) vorausgehen 
müssen, um darauf aufbauend zu einer betriebswirtschaftlichen „cost-effecti-
v e n e s s " - A n a l y s e vorzudringen. Dies erfordert operationale Definitionen der 
Beratungsleistungen und eine regelmäßige (statistische Voll-)Erhebung der in 
einem bestimmten Zeitraum (Schuljahr, Studiensemester) erbrachten Beratungs­
leistungen eines „Aktionszentrums" (Berater, Team, Dienststelle). 1 8 

Bei der Entwicklung optimaler Organisationsmodelle wird auf folgende D i ­

mensionen zu achten sein: 

(1) P e r s o n e l l e Besetzung 

Durch Arbeitsplatzanalysen und Arbeitszeitstudien sind die A k t i v i t ä t e n des 
Beratungs- bzw. des technischen Personals zu ermitteln. Möglichkeiten einer 
weiteren Rationalisierung der Beratungstät igkeit — etwa durch Delegation 
von Aufgaben, veränder te Stellenbeschreibungen und/oder weitere Arbeits­
teilung — sowie Möglichkeiten zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen des 
Personals sind aufzuzeigen bzw. zu überprüfen. 

(2) M a t e r i e l l e Ausstattung 

Schul- und Studienberatung ist nicht ohne eine gewisse Mindestausstattung 
möglich; dazu gehören sowohl die Ausstattung des einzelnen Beraters bzw. des 
jeweiligen Beratungszentrums als auch solche Einrichtungen, die als I n f r a k s t r u k -
t u r (Datenbanken, Dokumentations- und Informationsstellen) allgemein ver­
fügbar sind. Entsprechende Investitionen sollten durch Nutzungsanalysen be­
gleitet werden; Möglichkeiten der Mehrfachnutzung sind zu berücksichtigen. 

(3) O r g a n i s a t o r i s c h e Setzungen 

Personelle und materielle Input-Faktoren können durch sehr unterschiedliche 
organisatorische Setzungen zu konkreten Beratungsangeboten kombiniert wer­
den. Zwischen den beiden Extremen des an der einzelnen Bildungseinrichtung 
ständig praktizierenden Beraters und eines zentralen Beratungsdienstes sind 
eine Vielzahl — sich nicht einmal gegenseitig ausschließender — O r g a n i s a t i o n s ­
m o d e l l e denkbar. Kooperationsmöglichkeiten mit Erziehungsberatung, Berufs­
beratung, Schulgesundheitspflege, Sozialarbeit oder Behindertenpädagogik sind 
in diesen Organisationsmodellen vorzusehen. 

Die Entwicklung solcher qualitativ unterschiedlicher Faktorenkombinationen 
zur Erstellung von Beratungsleistungen kann nicht unabhängig von dem zu­
grunde liegenden Beratungskonzept und den bildungspolitischen Intentionen er­
folgen und beurteilt werden. Auch deshalb erscheint es sinnvoll, zunächst im 
Rahmen von M o d e l l v e r s u c h e n Alternativen der Aufbau- und Ablauforganisa­
tion von Beratung zu erproben und zu evaluieren, wie es eine Arbeitsgruppe 
der Bund-Länder -Kommiss ion für Bildungsplanung in einem Schwerpunktkata-
log vorgesehen hat. 1 9 
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4 .5 . Integrationsaspekte 

Selbst wenn es durch ein Bündel geeigneter Gesta l tungsmaßnahmen gelingt, 

Schul- bzw. Studienberatung gerade im Hinblick auf die Kosten-/Ertrags-

Relation in optimaler Weise anzubieten, bleibt offen, ob diese Innovation vom 

Bildungssystem tatsächlich auch in der beabsichtigten Weise aufgenommen wird. 

Gerade auch für Beratungsangebote kann nämlich die von H O Y L E (1970) als 

„tissue r e j e c t i o n " 2 0 bezeichnete Erscheinung auftreten, wonach eine Innovation 

zwar formal verwirklicht, nicht aber zu einem funktionsfähigen Tei l des auf­

nehmenden Systems wird. Die Integration von Beratung bedarf somit eines 

effizienten I n n o v a t i o n s m a n a g e m e n t s , d. h., innovationshemmende Faktoren 

sind ab-, innovationsfördernde Faktoren einzubauen. In besonderem M a ß e ist 

dabei dem Umstand Rechnung zu tragen, daß diese neuen Beratungsinstitutio­

nen bzw. -personen Aufgaben wahrnehmen, die bislang Lehrern, Schulleitern 

oder Schulräten übertragen waren; diese zunehmende R o l l e n d i f f e r e n z i e r u n g 
birgt die Gefahr von Rollenkonflikten und Kompetenzschwierigkeiten in sich. 2 1 

Die komplexe Integrationsproblematik bei der E i n f ü h r u n g von Angeboten der 

Schul- und Studienberatung in das Bildungswesen führt darüber hinaus zu 

Hinweisen für ein mögliches Rollenverständnis des Beraters. Je mehr sich der 

Berater auch als Systemberater versteht, w ü r d e ihm auch die Gestaltung, Steue­

rung und Kontrolle von Innovationsprozessen verantwortlich übertragen wer­

den können: Die Rolle des Beraters w ü r d e damit um die Kompetenz eines 

„change agentu erweitert. Eine solche Kompetenz w ü r d e für Beratung im übri­

gen eine zusätzliche Legitimation liefern können, da im Fehlen institutionali­

sierter „change agents" einer der H a u p t g r ü n d e für den als unzureichend emp­

fundenen pädagogischen Wandel gesehen w i r d . 2 2 D a ß sich aus dem Konzept 

des „change agent" weitreichende Konsequenzen für Rollendefinition, Selbst­

verständnis und Akt iv i tä ten des Beraters ergeben können, soll anhand verschie­

dener Modelle kurz aufgewiesen werden. 

4 . 5 . 1 . „Change"-Modelle 

Z u r Beschreibung innovativer Prozesse wurde in den Sozialwissenschaften eine 

Reihe von Modellen erarbeitet, von denen im folgenden — in enger Anleh­

nung an einen Aufsatz von SASHKIN, MORRIS & H O R S T (1973) 2 3 — fünf M o ­

delle mit ihrer jeweiligen Fragestellung skizziert werden. 

(a) „Research, D e v e l o p m e n t a n d D i f f u s i o n " 

Hier geht es um die Vermittlung zwischen der innovationsproduzierenden For­

schung ( „ S e n d e r " ) und innovations-konsumierenden Nutzern ( „ E m p f ä n g e r n " ) . 

Wie kann der „change agent" — in diesem Fall „Disseminator" — die Ziel ­

gruppe und die „Verpackung" (Kommunikationsmedium, Verfahren und Zeit­

punkt) einer Innovation bestimmen, damit die Nutzer sie akzeptieren? 
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(b) „Social I n t e r a c t i o n a n d D i f f u s i o n " 

Ausgangspunkt ist hier die Annahme, d a ß Informationen durch einen P r o z e ß 
persönlicher Beeinflussung an die eigentlichen Nutzer weitergegeben werden. 
D i e zentrale Frage lautet dann, wie „Meinungsbildner" („opinion leaders") 
und „Schlüsselpersonen" („gate keepers") vom „change agent" erkannt und zur 
Weiterleitung der Informationen an die potentiellen Nutzer eingesetzt werden 
können. 

(c) „Intervention T h e o r y a n d M e t h o d " 

Kernfragen sind in diesem M o d e l l : Wie kann der „Intervent ionis t" Hemmnisse 
abbauen, Vermittlungsglieder („ l inkages" ) einbauen und ganz allgemein einen 
vers tärkten Informationsfluß im Nutzer-System fördern? Wie kann der „ I n t e r ­
ventionist" ein Bewußtsein für die Implikationen der Daten entwickeln, und 
wie kann er fördern, daß diese Daten zu Problemlösungen und Handlungen 
verwendet werden, ohne dabei selbst einen wesentlichen Einfluß auf Entschei­
dungen, Wahlverhalten oder Handlungen auszuüben? 

(d) „Planned C h a n g e " 

Angenommen wird hier, daß die relevanten Daten zwar innerhalb des Nutzer­
systems vorhanden sind oder leicht von außen besorgt werden können, d a ß 
diese Daten aber in Akt ivi tä ten umgesetzt werden müssen. Wie bestimmt der 
„change agent", welche Daten relevant sind? Wie sammelt er diese Daten, wie 
bereitet er sie für den Nutzer auf und wie hilft er ihm, sie zu verwenden? Wie 
entwickelt der „change agent" Verfahren und Verpflichtung, damit die statt­
gefundenen Veränderungen auch beibehalten bzw. fortgesetzt werden? 

(e) „Action R e s e a r c h " 

D i e Kernfragen lauten hier: Wie kann der „change agentVForscher Daten­
sammlung und experimentelle Handlungsprozesse anlegen, damit das spezielle 
Problem des Klienten angegangen wird und gleichzeitig sozialwissenschaftliche 
Erkenntnisse mit einer breiteren Gültigkeit gewonnen werden? Wie können da­
z u Nutzern Möglichkeiten erschlossen werden, selbst in diesem P r o z e ß zu ler­
nen, ihn zu internalisieren und dadurch auf eine kontinuierliche und selb­
ständige Fortsetzung des „ac t ion-research-cyc le" vorzubereiten? 

4 . 5 . 2 . „Change A g e n t " - F u n k t i o n e n 

Im Rahmen der vorstehend skizzierten Modelle nimmt der „change agent" un­
terschiedliche Tätigkeiten wahr, die sich auf folgende drei Grundfunktionen re­
duzieren lassen: 

(a) Beratung 

D e r „change agent" kann als Berater fungieren, der den Klienten (Nutzern) 
hilft, entscheidungsrelevante Informationen zu erkennen und zu verstehen, so 
d a ß er sie bei eigenen Entscheidungen und Handlungen einbeziehen kann. 
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(b) Ausbildung 

H i e r ist die Tät igkei t des „change agent" stärker darauf gerichtet, den Klienten 
zu befähigen, auf G r u n d gegebener Informationen Veränderungen auch tat­
sächlich einzuleiten. Nicht das Bekanntmachen mit der Innovation ist hier das 
Ziel des „change agent", sondern das Erkennen und Bewält igen daraus zu zie­
hender Folgerungen. 

(c) Forschung 

Schließlich kann der „change agent" die Rolle eines Forschers annehmen. Dabei 
kann es ihm darum gehen, den Erkenntnisstand seiner Disziplin zu verbessern. 
Es kann ihm aber auch darum gehen, die Rolle des Forschers so auszuüben, daß 
dabei Lernerfahrungen für die Klienten geboten werden, die dadurch befähigt 
werden sollen, Folgen und Nebenwirkungen der Implementation zu bewerten. 

Im Sinne eines Optimal-Modells hä t te ein „change agent" wohl alle drei 
Grundfunktionen zu erfüllen. In den Modellen wird vorwiegend auf die Bera­
tungsfunktion abgehoben, obwohl im Hinblick auf eine erfolgreiche Implemen­
tation die beiden anderen Tätigkeitsbereiche ebenfalls wahrgenommen werden 
müssen. Je stärker Beratung inhaltlich zu einer über den Einzelfall hinaus wirk­
samen S y s t e m b e r a t u n g ausgestaltet wird, desto mehr zwingt dies, Ausbildungs­
und Forschungsprozesse für die Klienten (z. B. Schulverwaltung, Schulleiter, 
Lehrer) vorzusehen, um Koordinations- und Integrationsproblemen auf diesen 
Entscheidungsebenen zu begegnen. 

4.6. Nutzenaspekte 

Schul- und Studienberatung bedarf priori tätsbegründender A r g u m e n t a t i o n s ­
h i l f e n — dies deshalb, weil erklärende und abstützende Informationen beson­
ders in solchen Fällen notwendig sind, wo die Kommunizierbarkeit beschränkt 
ist und Effekte einer Innovation ansonsten wenig greifbar oder einsichtig sind. 
Wenn Beratung erst einmal auf breiter Ebene integrierter Bestandteil des B i l ­
dungswesens ist, wird es genügen, d a ß die vom Produkt „ B e r a t u n g " ausstrahl­
baren Informationen deutlich machen, was „ B e r a t u n g " leisten kann, welche Be­
dürfnisse der potentiellen Konsumenten sie also abzudecken in der Lage ist. 
Solange diese breite Einrichtung von Beratungsangeboten noch nicht stattgefun­
den hat, kann man nur versuchen, über bildungsökonomische A r g u m e n t a t i o n s ­
h i l f e n den Konflikt zwischen „budget-firsters" und „needs-firsters" zugunsten 
letzterer zu entschärfen. Im folgenden werden deshalb einige Argumente an­
gedeutet, deren inhaltliche und datentechnische Ausgestaltung im Rahmen die­
ses Beitrages jedoch nicht vorgenommen werden kann. Jenseits von humanitären 
oder emanzipatorischen Überlegungen versuchen diese Argumente gerade auch 
ökonomische Nutzenaspekte durch quantitative, insbesondere monetäre Infor­
mationen transparent zu machen. 
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4 . 6 . 1 . D a s K o l l e k t i v g u t - A r g u m e n t 

Pädagogisch-psychologische, bildungspolitische und arbeitsmarktpolitische E r ­
w ä g u n g e n 2 4 , die die Notwendigkeit der Beratung unterstreichen, liefern eine 
Rechtfertigung für das „Bedürfnis" Beratung. Dabei handelt es sich weniger um 
ein individuelles als um ein Kollekt ivbedürfnis . Die Voraussetzungen und F o l ­
gen bzw. Nicht-Folgen von Beratung sind nämlich nicht eindeutig den einzelnen 
Individuen zuzurechnen, sie sind vielmehr sozialisiert: Das mit der Berufswahl­
entscheidung verbundene individuelle Risiko ist durch die gesellschaftliche V o l l ­
beschäftigungsgarantie gemindert. Diese besondere Q u a l i t ä t des Bedürfnisses 
„ B e r a t u n g " rechtfertigt staatliche Intervention, d. h. Bereitstellung von Bera­
tungsgeboten als Kollektivgut, mit der Konsequenz ihrer Finanzierung durch 
die öffentliche H a n d . 

4 . 6 . 2 . D a s R e f o r m - A r g u m e n t 

Beratung ist eine notwendige Dienstleistung im Rahmen des bildungspolitischen 
Reformprozesses, denn Reform und Wandel gehen nicht von selbst und vor al­
lem nicht problemlos und konfliktfrei vonstatten; im Gegenteil: Das Bildungs­
system weist eine Vielzahl von eingebauten „Barr ieren gegen Neuerungen" auf, 
w ä h r e n d Charakteristiken innovationsfreundlicher Systeme weitgehend fehlen. 
In dieser Situation kommen einer Beratung — vor allem insoweit Beratung sich 
als Systemberatung versteht und der Berater sich als „change agent" sieht — 
steuernde, helfende und fördernde Funktionen bei der Einführung von Innova­
tionen zu, wie in K a p . 4.5 näher er läuter t wurde. 

4 . 6 . 3 . D a s L e r n e r f o l g s - A r g u m e n t 

Insoweit Bildungsberatung auf individuelle und Systemberatung abhebt, kon­
trolliert sie die Bedingungen, unter denen Lehr- und Lernprozesse ablaufen. 
Sie ortet Faktoren, die lernhemmend wirken oder die Lernen gar verhindern. 
D i e daraufhin einzuleitenden kompensierenden M a ß n a h m e n erhöhen für das 
Individuum wie für die (Klassen-)Gruppe die Chancen, ein höheres Lern­
erfolgsniveau zu erreichen. Entsprechende Nachweise lassen sich — mit be­
stimmten Schwierigkeiten — über experimentelle und quasi-experimentelle U n ­
tersuchungs-Designs erbringen, wobei Unterschiede der Lernerfolgsniveaus zwi­
schen Experimental- und Kontrollgruppe auf den (Nicht-)Abbau näher zu spe­
zifizierender Störfaktoren durch (Nicht-)Beratung zu erklären w ä r e n . 

4 . 6 . 4 . D a s C h a n c e n g l e i c h h e i t s - A r g u m e n t 

Es gibt Hinweise darauf, daß eine der wesentlichen Intentionen von Ausbau 
und Reform des Bildungswesens, nämlich Chancengleichheit herzustellen, nur 
unzureichend erreicht wird, da sich bei den einzelnen sozialen Schichten ein un-
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terschiedliches Partizipationsverhalten gegenüber dem Bildungswesen feststel­
len läßt . Beispielsweise scheint bei weniger guten schulischen Leistungen bei 
Kindern aus Elternhäusern der oberen sozialen Schichten eher die Neigung zu 
bestehen, weiterführende Bildungsgänge zu besuchen als bei K i n d e r n aus E l ­
ternhäusern unterer sozialer Schichten mit dem gleichen Notendurchschnitt. In­
dem Schullaufbahnberatung über Möglichkeiten und Erfolgsaussichten des ein­
zelnen informiert 2 5 , könnte solchen Effekten entgegengesteuert werden; ent­
sprechende Auswirkungen lassen sich kurzfristig über V e r ä n d e r u n g e n der Par­
tizipationsindizes einzelner sozialer Gruppen, langfristig über V e r ä n d e r u n g e n 
in der Einkommensverteilung nachweisen. 

4 . 6 . 5 . D a s A r b e i t s t e i l u n g s - A r g u m e n t 

Beratung in der Schule, getragen durch spezialisiertes, zusätzliches Personal, 
kann das vorhandene Personal — vor allem die L e h r k r ä f t e — entlasten. D i e 
Über t ragung von Beratungsfunktionen an zusätzliches Personal kann bedeuten, 
daß mehr und/oder besserer Unterricht gegeben werden kann, da die Lehrer 
weniger außer-unterrichtliche Arbeitszeit für individuelle Beratungen und/oder 
weniger Unterrichtszeit für Klassen-/Gruppen-Beratungen aufwenden müs­
sen. Die Möglichkeit zu quantitativen und/oder qualitativen Verbesserungen 
des Unterrichtsangebotes kann auch als Arbei tszei tverkürzung des Lehrperso­
nals realisiert werden. U m diese Zusammenhänge zu belegen, ist es notwendig, 
d a ß aus den Lehrertät igkeiten im herkömmlichen Sinne jene Anteile des Zeit­
budgets ausgegliedert werden, die in Zukunft von Beratungspersonal übernom­
men werden sollen. Die Zeitersparnis der Lehrer kann m o n e t ä r bewertet und/ 
oder als Arbeitszei tverkürzung interpretiert und den entsprechenden Kosten 
des Beratungspersonals gegenübergestellt werden. 

4 . 6 . 6 . D a s Kapazitäts-Argument 

Beratung wirkt einer Vergeudung von Ressourcen im Bildungswesen zumindest 
insoweit entgegen, als dadurch die Zahl der Sitzenbleiber und Abbrecher ge­
senkt und damit K a p a z i t ä t e n eingespart bzw. zur Verfügung gestellt werden. 
(Dieses Argument wird zumindest dann und insoweit f ragwürdig , als sich ak­
tuelle Bemühungen um eine Intensivierung einer „Beratung in der Schule" ge­
rade in Phasen besonderer Kapazi tätsengpässe und Koordinationsprobleme 
feststellen lassen.) Die Ausgestaltung dieses Argumentes setzt voraus, daß D a ­
ten darüber vorliegen, ob und in welchem M a ß e Beratung die Sitzenbleiber­
und Abbrecherzahlen senken kann; dies w ä r e eventuell in verschiedenen M o ­
dellversuchen festzustellen. Die so erhaltenen Zahlen könnten dann für das B i l ­
dungswesen hochgerechnet werden. Eine Umrechnung der eingesparten „Schüler­
jahre" in eine Geldsumme könnte durch Multiplikation mit verfügbaren Daten 
über „Ausgaben je Schüler und Jahr" erfolgen. 2 6 
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4.6.7. D a s R a t i o n a l i s i e r u n g s - A r g u m e n t 

Beratung kann — vor allem insoweit sie als Systemberatung verstanden wird 
u n d wirksam werden kann — zur Rationalisierung des Bildungswesens beitra­
gen, sei es durch Hinweise auf Kosteneinsparungen, sei es durch Hinweise auf 
pädagogische und organisatorische Qualitätsverbesserungen. Der Nachweis der 
eigenen Rat ional i tä t eines Systems ist bekanntlich eine gewichtige Vorausset­
zung dafür, überhaupt zusätzliche Ressourcen zu gewinnen. 

4 . 6 . 8 . D a s F r e i s e t z u n g s - A r g u m e n t 

Beratung wirkt einer Vergeudung v o n Arbeitsmarkt-Ressourcen zumindest i n ­
soweit entgegen, als eine Senkung der Sitzenbleiber- und Abbrecherzahlen im 
allgemeinen das Arbeitskräfteangebot erhöht und damit volkswirtschaftliches 
Wachstum ermöglicht. Diesem Effekt ist jedoch gegenüberzustellen, d a ß Bera­
tung vielfach auch Laufbahnentscheidungen bewirken wird, die die Verweil ­
dauer im Bildungssystem ver längern . Voraussetzung für die Ermittlung des 
Nettoeffektes ist, daß Daten über eingesparte bzw. zusätzliche Schülerjahre 
vorliegen. Eine Bewertung kann hier durch Multiplikation mit dem durch­
schnittlichen Jahreseinkommen Gleichaltriger erfolgen. Dieses Einkommen 
k ö n n t e im Zusammenhang mit der Sozialproduktberechnung in positive oder 
negative Wachstumspunkte umgerechnet werden. 

4 . 6 . 9 . D a s K o n t r o l l - A r g u m e n t 

I m Sinne einer hilfsweisen Analogie ließe sich sagen: Was der Forschungsauf­
wand im Bereich der Erstellung von Bi ldungskapazi tä ten (Angebot) ist, ist der 
Beratungsaufwand im Bereich der N u t z u n g dieser K a p a z i t ä t e n (Bildungsnach­
frage). Voraussetzung ist hier ein Vergleich zwischen gesamtem Bildungsbudget 
u n d dem A u f w a n d für kapazi tätsorient ier te Bildungsforschung einerseits, z w i ­
schen Nutzungsaufwand (eventuell gemessen durch entgangenes Einkommen 
der Schüler) und Beratungsaufwand andererseits. Dabei könnte auch die Plau-
sibilität für die Setzung überprüft und eventuell verbessert werden, d a ß ein Sy­
stem etwa zehn Prozent seines Budgets zur Verwendungskontrolle (Evaluation) 
aufwenden sollte. 

4 . 6 . 1 0 . D a s V e r s i c h e r u n g s - A r g u m e n t 

Eine letzte bildungsökonomische Argumentationshilfe könnte lauten: Der Be­
ratungsaufwand je Schüler ist eine A r t Versicherungsprämie dafür , daß dem 
Individiuum das Verwertungsrisiko und der Gesellschaft Kosten der Beschäf­
tigungsgarantie tendenziell abgenommen werden. 
Dieses Argument verlangt den Nachweis, d a ß durch Beratung die Transparenz 
der individuellen Entscheidungsfelder verbessert, die Übergänge zwischen B i l -
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dungs- und Arbeitssystem reibungsloser gestaltet und das individuelle wie ge­

sellschaftliche Beschäftigungsrisiko gemindert werden; auch Einsparungen bei 

Umschulungskosten w ä r e n hinzuzurechnen. Diesem „ E r t r a g " wird man die K o ­

sten gegenüberstellen, nämlich den gesamten Beratungsaufwand während einer 

bestimmten Schullaufbahn eines Schülers, umgerechnet in monatliche Versiche­

rungsprämien je Schüler. Dieser P r ä m i e könnte vergleichshalber die durch­

schnittliche Arbeitslosen-Versicherungsprämie gleichaltriger Erwerbs tä t iger ge­

genübergestellt werden. 

4.7. S c h l u ß b e m e r k u n g 

Der Wunsch, mit m o n e t ä r - q u a n t i t a t i v e n und ökonomisch-strukturellen Daten 

eine bildungspolitische Innovation — wie die der „ B e r a t u n g " — zu begründen, 

liegt auf der Diskussionslinie der letzten Jahre, und sicherlich ist es begrüßens­

wert und notwendig, wenn Reformen mit ihren zu erwartenden Kosten, den 

intendierten Effekten und den möglicherweise auftretenden Nebeneffekten ver­

ständlich gemacht und begründet werden. Andererseits ist es erstaunlich, welch 

hoher Argumentationsaufwand im Bildungsbereich in den letzten Jahren ge­

trieben wurde, um für eine bildungspolitische Innovation die erforderlichen 

Ressourcen zu erhalten. Schon jetzt zeichnet sich ab, d a ß eine Beibehaltung oder 

gar Erhöhung dieses Argumentationsaufwandes zumindest so lange nichts oder 

nur wenig mehr bringt, solange nicht auch in den übrigen Teilbereichen staat­

licher A k t i v i t ä t eine ähnlich konkrete Argumentationsebene erreicht ist — eine 

Argumentationsebene, die durch explizite und nachprüfbare K o s t e n - / ' N u t z e n -

Überlegungen gekennzeichnet ist. 
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L o t h a r R . M a r t i n 

5. Ansätze zu einer Theorie der Bildungsberatung 

5.1. Die Notwendigkeit und Schwierigkeit der Theoriebildung 

In der Praxis stellt Bildungsberatung ein weitgefächertes Handlungsfeld dar. 
Ihre wichtigsten Adressaten sind Schüler und andere Lernende, aber sie richtet 
sich auch an Eltern, Lehrer, Schulleitung, schließlich an Bildungsplaner und 
Bildungspolitiker. Nicht weniger vielfältig sind die Tätigkeiten, in deren Zen­
trum zwar das Beraten steht, zu denen aber z. B. die Bereitstellung und Ver ­
mittlung von Informationen über Lehrfächer , Kurse, Schulen, Ausbildungs­
gänge, Berufe usw., die Beobachtung, Befragung, Testung der Ratsuchenden 
sowie die Förderung von Entscheidungsfähigkeit, Selbst- und Weltverständnis 
ganz wesentlidi hinzugehören. Das Beraten selbst wiederum wird im Raum 
von Erziehung und Bildung sehr unterschiedlich ausgelegt oder akzentuiert. 
Teils wird lenkende Ratgebung, teils fachmännische Begutachtung, teils thera­
peutische H i l f e darunter verstanden; der direktiven Einwirkung stellen sich 
nicht-direktive Methoden, dem kurativen Vorgehen stehen prävent ive B e m ü ­
hungen gegenüber. 

A l l e i n diese Mannigfaltigkeit der Aufgaben und möglichen Verfahren zwingt 
den in diesem Feld Tätigen zu einer Konzeptionsbildung, die die Widerspruchs-
losigkeit seines Handelns garantieren soll. D a r ü b e r hinaus treibt das Bemühen 
um Sinnhaftigkeit und Gewissenhaftigkeit den Handelnden dazu, das Feld der 
Aktionen zu strukturieren, Schwerpunkte zu setzen, Ziele zu bestimmen, Wege 
und Verfahren zu diesen Zielen zu erproben, das Handeln in einen größeren, 
z. B. geschichtlichen, politischen, philosophischen Zusammenhang zu stellen. 
Wie die noch weiter gespannten Tätigkeiten der Bildung und Erziehung, so 
stimuliert daher die Beratung in Bildung und Erziehung ein ständiges Theore-
tisieren. Ja, wie man sagt, d a ß jeder Erzieher und Lehrer, ob es ihm bewußt 
ist oder nicht, eine „Theor ie" hat (über deren Qual i tä t freilich noch nichts aus­
gesagt ist), so kann man auch vom Bildungsberater sagen, d a ß jede seiner 
Handlungen Ausdruck einer „ T h e o r i e " ist — einer nach außen begrenzten, im 
Inneren strukturierten und nach Bedeutungsgehalten akzentuierten Konzeption. 
D i e Notwendigkeit der r e f l e k t i e r t e n Theoriebildung auch in der Bildungsbera­
tung kann als unbestreitbar gelten. Das zeigen auch gerade jene Darstellungen 
von Aufgaben, Zielen und Methoden in der amerikanischen Bildungsberatung, 
die ohne den Unterbau einer sich selbst in Frage stellenden B e r a t u n g s - „ T h e o -
rie" auszukommen versuchen. 
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Nicht selten sind es diejenigen Autoren, die das Feld der Beratungsbedürfnisse, 

die Aufgaben und Tätigkeiten, die Methoden und Hilfsmittel am ausführlich­

sten beschreiben, welche auf eine eigene Theoriereflexion verzichten (vgl. z. B. 

JONES 1945; SHERTZER & STONE 1971). Eine gründliche, von keinerlei R ü c k ­

sichten auf ein vorgefaßtes theoretisches Erklärungsmodel l gehemmte Bestands­

aufnahme der Beratungsnotwendigkeiten in einem bestehenden Gesellschafts­

system samt Schule, Familie, Peer-Group, Ausbildungs- und Berufswelt scheint 

ihnen die beste Basis zur Beschreibung der Aufgaben und Methoden der B i l ­

dungsberatung sowie der Ausbildung, der Rolle, des Status' usw. der Berater 

zu sein. Allerdings greifen solche Lehrbücher der „Pr inc iples" oder „ F u n d a ­

mentals" of Guidance trotz ihres Informationsgehaltes insofern zu kurz, als 

sie nicht davon überzeugen können, daß die referierten, vorgefundenen Bera­

tungsbedürfnisse notwendigerweise bestehen und d a ß es Bildungsberatung sein 

m u ß , was sie beseitigt. Im übrigen ist schon die „ b l o ß e " Bestandsaufnahme der 

Beratungsbedürfnisse und ihre (stets interpretierende) Wiedergabe immer zu­

gleich Ausdruck einer impliziten „ T h e o r i e " . Theoretische Reflexion hat die 

Voraussetzungen der eigenen Hypothesen zur Datengewinnung und Problem­

analyse und des gewählten Begriffs-, Ordnungs- und Relationsschemas auf ihre 

Gültigkeit hin zu untersuchen und bloßzulegen. 

In den U S A , wo Bildungsberatung zu einer von einem besonderen Berufsstand 

mit spezieller Ausbildung wahrgenommenen Funktion in der Gesellschaft ge­

worden ist, wird daher die Forderung nach einer möglichst umfassenden und 

widerspruchsfreien, Forschung und Praxis befördernden Theorie besonders ein­

dringlich erhoben (vgl. M A R T I N 1974 a, S. 61 f.). 

Allerdings macht eine genauere Analyse des zu umgreifenden Handlungsfeldes 

die Schwierigkeiten der Konzeptionsbildung deutlich. Wollte man, was freilich 

nicht unproblematisch ist, ein Grundschema aller mitmenschlichen Beratung ent­

werfen, so müßte es zumindest die folgenden E l e m e n t e enthalten, die von einer 

B e r a t u n g s t h e o r i e aus in einem Zusammenhang zu deuten sind: 

— den generellen Ursprung und Sinn menschlicher Ratbedürf t igkei t ; 

— die Ätiologie und Symptomatik individueller Ratlosigkeit und R a t b e d ü r f ­

tigkeit im historischen, gesellschaftlich-politisch-sozialen, institutionellen, cur-

ricularen, entwicklungspsychologischen, geschlechtsspezifischen, familiären 

und persönlichen Kontext; 

— die Rollen der verschiedenen Gruppen von Ratsuchenden, ihre existentielle 

Erfahrung der Ratbedürft igkeit , ihre Erwartungen, ihr Beitrag zur Problem­

lösung; 

— die Rolle des Beraters in der Gesellschaft allgemein und speziell im Raum 

der Erziehung, Bildung und Ausbildung, seine Kompetenz, seine Eignungs­

voraussetzungen und Interessen, sein Beitrag zur Lösung der Probleme; 

— qualitative und quantitative Merkmale des förderlichen Beratungsverhäl t ­

nisses; 

— die Ziele der Beratung, ihr Bezug zu individuellen Gegebenheiten, W ü n ­

schen usw. des Ratsuchenden, zu historisch-gesellschaftlichen (auch sozialen, 
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wirtschaftlichen) Gegebenheiten, Erfordernissen und Zielsetzungen, zu schuli­

schen Qualifikationen; ihre ethischen Implikationen usw.; 

— die für die Gesamtheit aller Beratungsakt ivi tä ten einzusetzenden Methoden 

und Mittel einschließlich solcher der Gewinnung, Speicherung und Vermitt­

lung von Informationen über den Ratsuchenden und sein Beratungsproblem 

wie auch solche der Gewinnung, Speicherung und Vermittlung von Infor­

mationen über die problemstimulierende und zu bewältigende soziale und 

gegenständliche Außenwel t und einschließlich solcher der (z. B. bildenden, 

erzieherischen oder therapeutischen, kurativen oder prävent iven) V e r ä n d e ­

rung des Ratsuchenden oder des Problemfeldes; 

— die allgemeinen sowie die für Klassen von Beratungsproblemen oder G r u p ­

pen von Ratsuchenden typischen Strukturen des Beratungsverlaufs; 

— die organisatorischen und institutionellen Bedingungen von Beratung. 

Durch Auslegung dieses Minimalkataloges von Grundelementen eines allgemei­

nen Beratungsmodells speziell auf Bildungsberatung ergeben sich zwar einige 

erleichternde Eingrenzungen, z. B. in den Bereichen der Ätiologie von Bera­

tungsproblemen und des Kreises der Ratsuchenden. Andererseits darf nicht 

übersehen werden, d a ß Beratung im Raum der Erziehung und Bildung unter 

besondere, das Handeln auf eigene Weise komplizierende Bedingungen tritt 

(vgl. M O L L E N H A U E R & M Ü L L E R 1965; SPREY 1968). Das lehrt ein Blick auf die 

hier besonders problematische Frage der B e r a t u n g s z i e l e . Solange Beratung, wie 

meist in der medizinischen Arbeit, auf „Beschwerdefreiheit" , Verhütung von 

Krankheit und T o d gerichtet ist, läßt sich ein jedenfalls relativer Konsensus 

auf nicht allzu schwere Weise herstellen, und es lassen sich die Methoden da­

nach ausrichten und einer empirischen Kontrolle unterwerfen. Bereits in der 

psychologisch-therapeutischen Situation mit so vage definierten Zielen wie „rei­

feres Verhalten", „vermehrte Akzeptierung anderer Menschen", „weniger R i g i ­

d i t ä t " , „Nachlassen innerer Spannungen", „Zufriedenheit mit der eigenen Per­

son" (vgl. z. B. T A U S C H 1973) ergeben sich zusätzliche Zie l - und damit ver­

bundene Methodenprobleme, wenngleich auch diese Zielformulierungen die the­

rapeutische Handlung immer noch an einem Begriff von „ N o r m a l i t ä t " orien­

tieren. 

V o n den Vorteilen einer solchen Konzeption kann auch die schon traditionell 

gewordene Krisenberatung im Raum der Erziehung profitieren. So ist die Struk­

turierung von Erziehungsberatung noch relativ unproblematisch, solange sie 

sich als eine „ F o r m der wissenschaftlich fundierten K l ä r u n g und Beeinflussung 

individuellen menschlichen Verhaltens mit dem Ziel der Therapie und Prophy­

laxe von fe^/entwicklungen" definiert ( T H O M A E ; zit. n. GROOTHOFF & STAAL-

M A N N 1971, Sp. 325). Denn die für jede Theorie des Handelns kritische Frage 

(die nicht allein lautet: Was ist?, sondern): Was soll sein?, scheint sich hier ohne 

allzu große Schwierigkeiten lösen zu lassen. Indem jedoch Bildungsberatung 

zum „Strukturelement" des ganzen Bildungswesens (Bildungsrat 1970) erklärt 

wird , Beratung als Wesenselement aller Erziehung und Bildung erkannt und 

auf alle am Erziehungsprozeß Beteiligten bezogen wird (vgl. etwa M A R T I N 
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1974a), gerät die Theorienbildung in die Abhängigkei t der geschichtlich nur 

mit wechselndem Erfolg, bestenfalls in fortschreitender K l ä r u n g a n n ä h e r n d zu 

lösenden Zielfrage aller Erziehung. V o n daher m u ß wie in der Erziehung über ­

haupt (DILTHEY; N O H L ) bezweifelt werden, d a ß eine allgemeingültige, zeit­

unabhängige Theorie der Bildungsberatung möglich ist. 

V o n diesen beiden Polen her, nämlich der Notwendigkeit der Theoriebildung 

und der Unmöglichkeit einer allgemeingültigen aus den Zielen der Beratung 

abgeleiteten Theorie, sind die bisher, vor allem in den U S A , vorgelegten K o n ­

zeptionen zu begreifen. Ihre Z a h l ist recht g r o ß (vgl. u. a. H a r v a r d Educ. 

Review 1962; BARCLAY 1971). A u ß e r philosophischen Systemen waren beson­

ders psychologische Methoden Ausgangspunkte für solche B e r a t u n g s - „ T h e o -

rien" (STEFFLRE & G R A N T 1972), auch wohl deshalb, weil sie außer dem prak­

tisch verwertbaren methodischen Instrumentarium durch die ihnen zugeord­

neten Persönlichkeitstheorien über ein breiteres Fundament für die Konzeptua-

lisierung verfügen. 

D a wir nicht dazu neigen, den Begriff „ T h e o r i e " für einen Satz von in T e i l ­

bereichen der Wissenschaft und Praxis mit wechselndem Erfolg benutzten V e r ­

mutungen anzuwenden, sondern von einer Theorie ein bedeutendes M a ß von 

Umfassungskraft, innerer Logik und Allgemeingültigkeit fordern, werden wir 

im folgenden vorsichtig von „ A n s ä t z e n " zu einer Theorie der Bildungsberatung 

sprechen. 

5.2. Der „ T r a i t - a n d - F a c t o r " - A n s a t z 

Wenn man Verbreitung und Häufigkeit der Testanwendung durch den School 

Counselor als Kriterium wähl t , so erscheint die Praxis der Bildungsberatung 

in den U S A treffender durch eigenschafts- und faktorentheoretische Konzep­

tionen charakterisiert zu sein als durch das Konzept der sog. „nicht-direktiven 

Beratung", zu dem sich so viele Berater bekennen (ARMOR 1969). Als H a u p t ­

vertreter dieses Ansatzes wird gewöhnlich E . G . WILLIAMSON zitiert (SHERT-

ZER & STONE 1971, S. 192; BARCLAY 1971, S. 372 ff.), obwohl man als kon­

sequenteren Theoretiker eher R. B. C A T T E L L nennen m ü ß t e . Beide sehen den 

schulischen Berater vor allem als einen Experten der Persönlichkeitsdiagnose 

und der Ermittlung und Bereitstellung von Daten über die Situationen, die 

dem Ratsuchenden offenstehen. Als Diagnostiker soll er in der Lage sein, die 

Eigenschaften (traits) bzw. die durch Abstraktion, Messung und mathemati­

sche Analyse gewonnenen Faktoren objektiv zu erheben, durch die sich die 

Persönlichkeit des Ratsuchenden annäherungsweise exakt beschreiben und sein 

zukünftiges Verhalten voraussagen läßt. Dem dienen Fragebogen, Interviews, 

Tests usw. Als Experte der zur Auswahl stehenden Möglichkeiten verfügt er 

über die Daten der Anforderungen, welche Fächer, Kurse, Ausbildungsgänge 

und -Institutionen, Berufsfelder, Berufe an das Verhaltensrepertoire des Rat­

suchenden stellen werden. 
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Es ist deutlich, d a ß sich diese Methode, falls sie wissenschaftlich haltbare E r ­

gebnisse liefert, zu einem umfassenden System der Zuweisung von Menschen zu 

Situationen und Institutionen benutzen l ä ß t ; und C A T T E L L (1970, S. 351 ff.) 

zieht in der Tat diese Konsequenz, indem er etwa vorschlägt, die Placierung 

und Beförderung in der Berufswelt auf G r u n d einer möglichst kompletten 

Sammlung von Testdaten der Personen und „adjustment and effectiveness 

profiles" der Positionen vorzunehmen. 

In einem solchen Diagnose- und Lenkungssystem, das C A T T E L L folgerichtig 

auch für die Besetzung der politischen Führungspositionen einsetzen möchte, 

fiele dem Bildungsberater die Aufgabe der optimalen Zuordnung von Lernen­

den zu gegenwärtigen und zukünftigen Lernsituationen und -institutionen z u . 

Verständlicherweise ist eine dergestalt aus der psychologischen Diagnostik und 

der faktorentheoretischen Persönlichkeitsforschung erwachsende „ T h e o r i e " der 

Bildungs„beratung" in den U S A und anderswo auf heftige K r i t i k gestoßen 

(BARCLAY 1968; KIRKLAND 1971). Wichtige E i n w ä n d e betreffen die angenom­

mene Exaktheit der Methoden der Gewinnung der „ t r a i t s " bzw. Faktoren, die 

nicht eindeutig bewiesene Konsistenz, General i tä t und Universal i tä t der Eigen­

schaften bzw. Faktoren, sowie deren Ursächlichkeit für das Verhalten und ihre 

in der Faktorenanalyse vorausgesetzte Unabhängigkei t und A d d i t i v i t ä t (vgl. 

G R A U M A N N 1960; BRANDSTÄTTER u . a . 1974, S. 177 ff.: R O T H 1972, S. 37 ff., 

S. 54 ff.; H E R R M A N N 1969, S. 286 ff.). Weiterhin wird auf die Mängel vor a l ­

lem in der Validi tät der diagnostischen Instrumente hingewiesen, die meist nur 

bis r t c = 0.6 reicht (vgl. Sammelbericht Projektgruppe 1973) und deren V o r ­

hersagewert sich nach C R O N B A C H & GLESER (1965) auf höchstens E = 0.29 

stellt. Berufsentwicklungs- und Berufswahltheoretiker (z. B. D . SUPER) verwei­

sen dazu auf die Multipotential i tät des Menschen und den Realisationsspiel­

raum jeder Rolle (vgl. RIES 1970, S. 20 ff.). 

Die Kri t ik der „klientenzentrierten" Beraterschule an einer auf der psycholo­

gischen Diagnostik aufbauenden Bildungsberatung geht freilich noch darüber 

hinaus. ROGERS (1973a, S. 205 ff.) argumentiert mit Blick auf die Psychothera­

pie, selbst wenn die exakte psychologische Diagnose des Klienten möglich w ä r e , 

so w ä r e ihr Wert für die Therapie nicht weniger fragwürdig , sondern „eher 

schädlich". Psychotherapie sei nicht „verordnende Behandlung" von außen, 

vielmehr lägen „die konstruktiven K r ä f t e , die die verändernde Wahrnehmung, 

die Reorganisierung des Selbst und das Wiedererlernen herbeiführen, . . . in 

erster Linie im Klienten"; eine den Kliniker in eine „gottähnliche Rol le" erhebende 

A k t i v i t ä t müsse die Abhängigkeitstendenzen und die Unklarheit des Klienten 

über sich selbst steigern und seinen Willen und seine Fähigkeit zu selbstverant­

wortetem Handeln, realistischer Wahrnehmung und angemessener Entschei­

dung mindern. TAUSCH (1973, S. 53 ff.) bestätigt diese Befürchtungen auf 

Grund der inzwischen fortgeschrittenen empirischen Begleituntersuchungen zur 

Gesprächstherapie. ROGERS mißt weiterhin sozialen und politischen Überlegun­

gen große Bedeutung zu, indem er einer drohenden sozialen Kontrolle und 

Lenkung aller durch wenige Experten die Aufgabe der Förderung der Selbst-
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lenkung jedes einzelnen entgegenstellt mit H i l f e einer „Psychologie der P e r s ö n ­

lichkeit und der Therapie, die zur Demokratie f ü h r t " (1973a, S. 210). 

Auch durch die Behavioristen wird die Kontroverse nur verlagert, aber nicht 

zur Lösung geführt, weil sie zwar weniger die Methodik der diagnostischen 

Feststellung, dafür aber um so mehr die von der Testpsychologie vorausgesetzte 

relative Konstanz der „ t r a i t s " oder „ f a c t o r s " in Frage stellen. So wird ver­

ständlich, warum in den Schulen die Uberbetonung dieser Konzeption auf W i ­

derstand stößt (KIRKLAND 1971) und warum sich der „ T r a i t - and- F a c t o r " - A n ­

satz selbst bei dem meistzitierten Hauptvertreter E . G . WILLIAMSON nicht in 

reiner Form hat durchsetzen können. 

Seine Hochschätzung für die quantifizierenden Methoden der Psychodiagno-

stik hindert ihn nicht daran, die ergänzende Anwendung subjektiver und qua­

litativer Verfahren der Einsicht und des introspektiven Verständnisses für die 

individuellen Erlebnisse, Gefühle und Probleme der Ratsuchenden zu fordern 

und die dirigistische Einstellung der Beratungsexperten durch ihre Verpflichtung 

auf die unter dem Schlagwort „the good life" zusammengefaßte Werthierar­

chie der nordamerikanischen Demokratie zu mildern. Der Counselor wird ge­

radezu zum Agenten der freien Wahl des wohlinformierten Ratsuchenden. 

Neben die Diagnose und Informationsbeschaffung treten die Aufgaben der 

Motivat ionsförderung, der Bestätigung des Ratsuchenden in seiner Leistung 

und seinem Selbstwertgefühl. Durch die H i l f e des schulischen Beraters soll der 

Heranwachsende nicht nur lernen, welche Möglichkeiten ihm offenstehen, son­

dern er soll das Lernen überhaupt lernen; er soll nicht nur lernen, wie m a n sich 

entscheidet, sondern auch, wie er sich selbst angesidits der individuellen und 

sozialen Aufgaben entscheiden s o l l t e (WILLIAMSON 1972, S. 136 ff.; M A R T I N 

1974a, S. 63 ff.). 

Die Gründe für dieses Verlassen der faktorentheoretischen Basis dürften nicht 

nur im Ideologischen liegen. Vielmehr zeigt sich, d a ß das reine Diagnose-Be­

handlungs-Modell, das schon in der Therapie sehr umstritten ist, für Beratung 

als Teil der Erziehung unbrauchbar ist. Denn die Methoden zur Lösung der 

vielfältigen Aufgaben der Bildungsberatung müssen sich prinzipiell legitimieren 

vor dem Gesetz des pädagogischen Weges und der Methode, das bereits W . FLIT-

NER SO umschrieben hat: Der Zögling dürfe „nicht technisch, nicht als Gegen­

stand einer Behandlung genommen werden, wenn man ihn erziehen und bi l ­

den w i l l " (1930 a, S. 129), vielmehr müsse man in einem gewissen Sinne Freiheit 

und Verantwortung als Ziele der Erziehung in jedem A k t der Erziehung schon 

im Zögling voraussetzen (1930 b). 

F ü r den zukünftigen Beitrag des „ T r a i t - a n d - F a c t o r " - A n s a t z e s zu einer Theo­

rie der Bildungsberatung scheint es entscheidend zu sein, ob es gelingt, das 

Model l durch ein modifiziertes Verständnis sowohl der Persönlichkeit und ihrer 

Eigenschaften (bzw. Faktoren) als auch der Methodik von Feststellung und 

Beratung für die in der Erziehung unabdingbare F ö r d e r u n g der Spontanei tä t 

und Selbstbestimmungsfähigkeit der beratenen Lernenden nutzbar zu machen. 
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5.3. „Klientenzentrierte" Beratung 

Die Beschränktheit eines in seinem K e r n auf Diagnose und die Bereitstellung 

von Methoden der Datenerhebung und -Verarbeitung konzentrierten Ansatzes 

mußte wohl angesichts des vom Counselor erwarteten umfassend-erzieherischen 

Wirkens eine „Theorie" auf den Plan rufen, welche den beraterischen Vermitt­

lungsvorgang und vor allem jene Aufgaben und Aspekte der Beratung in das 

Zentrum eines gedanklichen Gebäudes rückte, die den empirischen Methoden 

nicht zugänglich sind. Sie sucht Antwort auf die Frage: Wie ist Beratung theo­

retisch zu begründen, die sich als A k t mitmenschlicher H i l f e für ein Selbst ver­

steht, das auf Freiheit angelegt ist? 

Die von C a r l ROGERS aus der Erfahrung des klinischen Psychologen entwik-

kelte Modellvorstellung aller Beratung ist charakterisiert durch eine deutliche 

Wendung gegen den „rigorosen, naturwissenschaftlichen, kalt-objektiven, stati­

stischen Standpunkt" (ROGERS 1973b, S. 25), gegen einen „Ansatz , der sich 

auf Wissen, auf Training, auf die Annahme irgendeiner Lehre v e r l ä ß t " (S. 46) 

und gegen jegliches bewußt-direkt ive Eingreifen durch Ratgebung (1972; 

1973b). 

In den Übungen zur „nicht-dir e k t i v e n " B e r a t u n g soll daher der Therapeut ler­

nen, auf Diagnose, Nachforschung, Wertung, Interpretation, Lösungsvorschläge, 

Unters tützung und Ermutigung zu verzichten (TAUSCH 1973, S. 138 ff.; 

WEBER 1974, S. 32 ff.), weil von solchen Eingriffen nur Defensive, Angst, V e r ­

schlossenheit, Minderwertigkeits- und Schuldgefühle, Auflehnung oder A b h ä n ­

gigkeit und Unselbständigkeit erwartet werden (vgl. z. B. MUCCHIELLI 1972, 

S. 31 ff.). Demgegenüber habe Beratung ihren Schwerpunkt in der Förderung 

des Selbst-, Problem- und Weltverständnisses, der Initiative und der freien 

Ü b e r n a h m e von Verantwortung für die allein als sinnvoll und dauerhaft an­

gesehene selbständige, d. h. von keinem anderen, auch nicht vom Berater vor­

hersehbare oder hervorrufbare Lösung des Beratungsproblems. 

In dieser Sicht entzieht sich also das im Subjekt des Klienten versteckte Pro­

blem jeglicher direkten Feststellung und Einwirkung von außen: Therapie oder 

Beratung erscheinen nur person-zentriert möglich. Der Therapeut ist nicht 

Handhaber einer psychologische Erkenntnisse anwendenden Technik — auch 

nicht einer Gesprädistedinik, wie es die TAUSCHsche Präsentat ion oder V a r i ­

ante des klientenzentrierten Therapiemodells nahelegen könnte , sondern Part­

ner mit „umfassend-menschlichen" Qual i tä ten . Die Beratungs- bzw. Therapie­

situation wird zum Modell humaner zwischenmenschlicher Beziehungen schlecht­

hin (z .B . ROGERS 1962). Die von ROGERS und seiner Schule im Laufe der 

Jahre immer deutlicher und in ihren angenommenen Wirkungen immer um­

fassender beschriebenen Qual i tä ten des Therapeuten- bzw. Beraterverhaltens, 

vor allem: (1.) bedingungslose positive Wertschätzung des Klienten, (2.) akku­

rate Empathie des Klienten, seiner geäußerten Schwierigkeiten und Gefühle in 

seinem eigenen Bezugsrahmen und (3.) Kongruenz, Echtheit, Ehrlichkeit des 

Therapeuten, können als bekannt vorausgesetzt werden (ROGERS 1957, 1962, 
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1973a und b; T A U S C H 1973). Dennoch wird immer wieder überraschen, wieso 

ROGERS die Realisierung eines durch diese drei Variablen charakterisierten 

Verhaltens als nicht nur notwendige, sondern auch zureichende Bedingung 

jeglicher Therapie (1957) ansieht, sie darüber hinaus zum „core of guidance", 

also dem Herzstück jeder Bildungsberatung, erklär t und sie schließlich als die 

eigentliche Basis allen fruchtbaren Unterrichts herausstellt (1973a, 1974). Ja, 

man geht sicher nicht fehl, wenn man ROGERS* schriftliche und (z. B. in sei­

nen Filmen) mündliche Äußerungen dahin interpretiert, d a ß er und seine A n ­

hänger sich von der Verbreitung des von ihnen beschriebenen interpersonalen 

Bezuges durch Encounter Groups und über Centers for Cross-Cultural C o m -

munication in aller Welt die Lösung auch politischer Probleme versprechen. 

Es dürfte zweifelhaft sein, ob die Stimmigkeit dieser „ T h e o r i e * des interper­

sonalen Bezuges und ihrer Anwendung auf die Behebung von inter- und intra­

personalen Störungen nachgewiesen werden kann, indem man die Wirkungs­

weise eines nach den Vorschriften der RoGERS-Schule gestalteten interperso­

nalen Verhältnisses mit H i l f e von Einschätzungsverfahren „ o b j e k t i v " demon­

striert (vgl. etwa ROGERS 1973b, S. 240 ff.; T A U S C H 1973). 

ROGERS selbst hat ein solches Verfahren schon früh in seiner K r i t i k der Psy­

choanalyse zur Demonstration der in ihr nach seiner Auffassung eigentlich 

wirksamen Elemente (eben der von ihm herausgestellten Therapeutenvariablen) 

verwandt. Aber es konnte nicht ausbleiben, d a ß dasselbe Verfahren auch zur 

Widerlegung von ROGERS* Grundsätzen durch A u f weis der „ d i r e k t i v e n " , 

nämlich Verstärkung bzw. Extinktion im Sinne der behavioristischen Verhal ­

tensmodifikation bewirkenden Elemente im RoGERS-Gespräch benutzt wurde 

(vgl. BANDURA 1969, S. 81 ff.). U n d der Katalog der noch unerkannten ein­

schätzbaren Wirkvariablen ist sicher prinzipiell unabschließbar. 

Daher m u ß diese T h e o r i e des i n t e r p e r s o n a l e n Bezuges dort auf ihre Stimmig­

keit geprüft werden, woher sie die Begründung sowohl der Entstehung wie der 

Lösung menschlicher Problemsituationen einschließlich derer, mit denen B i l ­

dungsberatung zu tun hat, letztlich nimmt: nämlich in der ihr impliziten A n ­

thropologie. In der Tat erfordert das Rogerianische Konzept die Annahme, 

d a ß der Mensch prinzipiell durch Eigenständigkeit und Nichtbegreifbarkeit sei­

nes subjektiven Seins, durch die fest in ihm angelegte Tendenz zur fortschrei­

tenden Selbstaktualisierung sowie durch organismisch verankerte Gutartigkeit 

charakterisiert ist. 

Der in diesem Persönlichkeitsverständnis herrschende „fast mystische" Subjek­

tivismus (1973b, S. 198) basiert auf der von ROGERS nicht bezweifelten, viel­

mehr als notwendig vorausgesetzten Einzigartigkeit des gestalthaft organisier­

ten Selbst, das die Welt je individuell wahrnimmt und im Bewußtsein symbo­

lisiert, auf sie ganzheitlich reagiert und das letztlich nur auf dem Wege der 

Introspektion und begrenzt zugänglich ist (1973a, S. 418 ff.). Indem so die un­

mittelbare Erfahrung zur „höchsten R e a l i t ä t " , „das Persönlichste" zum „ A l l ­

gemeinsten" erklärt wird (1973b, S. 38 ff.), wird das Urteil anderer unbedeu­

tend; psychologische Diagnose w ä r e unter diesen Voraussetzungen immer Fehl-
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diagnose, Beratung oder gar Lenkung auf ihrer Grundlage immer Fehlsteuerung. 

Bei so weitgehender Außerkraf tse tzung objektiver Erfassung des Subjekts und 

äußerer Einflußnahme auf das Individuum (auch zu seinem Wohle) m u ß 

ROGERS dem Selbst entsprechend größere Sicherheit der Selbststeuerung und 

Gültigkeit seiner Maßstäbe zusprechen. E r tut es, indem er die Person als orga­

nismische Ganzheit mit einer dynamischen K r a f t ausgestattet sieht, die nicht 

nur zur Selbsterhaltung, sondern darüber hinaus zu Wachstum, Erweiterung 

ihrer selbst „in Richtung auf größere Unabhängigkei t oder Selbstverantwor­

tung" (1973a, S. 422) drängt . Diese Selbstaktualisierungstendenz ist nach ihm 

dazu „positiv, konstruktiv", gerichtet auf „Entfa l tung zur Reife, Entfaltung 

auf Sozialisation" (1973b, S. 42). „ E s gibt keine Bestie im Menschen" (1973b, 

S. 112); vielmehr ist der Mensch ausgestattet mit der Fähigkei t „organismi­

scher Wertung", der er sich, falls sie nicht durch äußere Einflüsse beeinträchtigt 

ist, vol l anvertrauen kann, zumal die Vielfalt individueller Wertungen nicht in 

eine Anarchie der Werte, sondern in „ein echtes sozialisiertes System von Wer­

ten" mündet (1973a, S. 449 f.). 

U n d schließlich wird dieses Persönlichkeitsverständnis gegen Angriffe v o m 

Weltverständnis her abgesichert, indem auch die Welt als gutartig dargestellt 

wird. Die Tatsachen sind „immer freundlich"; „es kann nie eine schädliche, 

gefährliche oder unbefriedigende Sache sein, wenn man näher an die Wahrheit 

kommt" (1973b, S. 41). Zugleich ist der Organismus mit der Fähigkeit zu 

ganzheitlicher (nicht einseitig-intellektueller) Erfassung der Welt eingerichtet. 

Somit w ü r d e diagnostizierende und dirigierende Beratung, selbst dann, wenn 

nicht ihre Erfassungs- und Lenkungsmethoden f ragwürdig w ä r e n , auch höchst 

überflüssig sein. 

M a n fragt sich, wieso in so gearteten Menschen in einer so gearteten Welt 

überhaupt Störungen und Konflikte entstehen können, die ein Eingreifen von 

außen, hier speziell durch Beratung und Therapie, erfordern. Ursachen solcher 

Ratlosigkeit und Hilfsbedürftigkeit liegen nach ROGERS in der Entzweiung 

von Selbstkonzept und organismischer Wirklichkeit des Selbst, die durch die 

wertende Einwirkung von für die Person wichtigen Mitmenschen (Eltern, L e h ­

rern usw.) hervorgerufen werden kann. Durch sie werden die Wahrnehmung 

und die „organismische Wertung" gestört , rigide, verzerrt. E i n Teufelskreis der 

Inkongruenz wird in Gang gesetzt, in dem die Angst vor weiterer Dissoziation 

von Organismus und Selbstkonzept das Selbst zu Verteidigungs- und Flucht-

verhalten drängt, das nur weitere Verzerrung, Einengung, Leugnung der Reali­

tätserfahrung und der Wertung hervorruft. Die Person kann sich nicht mehr 

selbst „verstehen" und verliert die Fähigkeit , ihr nur von ihr selbst versteh­

bares, kontrollierbares und verantwortbares Handeln in Übereinstimmung mit 

ihrem Selbst zu steuern. 

Hier wird nun die Gegnerschaft der Rogerianer gegen diagnostizierende und 

direktive M a ß n a h m e n vollends verständlich. Denn eine solche „ B e r a t u n g " 

müßte, wenn die Prämissen zutreffen, zu eben jenen Eingriffen von außen ge­

rechnet werden, die Störungen in der Person, mangelnden Realitätssinn, V e r -
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zerrung der Erfahrung, Entscheidungsunfähigkeit usw. des Selbst hervorrufen. 

Beratung w ä r e nur als Aktivierung des Selbst, Diagnose nur als Selbstdiagnose, 

Therapie nur als Selbsttherapie, Unterricht nur als Selbstunterricht möglich. 

Es bleibt die Frage nach den Prämissen. M a n hat gegen das Persönlichkeits­

konzept, das von ROGERS in der Tradition der pragmatischen „ S e l b s t - T h e o ­

rien (JAMES, DEWEY) und der von ALLPORT um die Mitte des Jahrhunderts ver­

suchten „anthropologischen Wendung in der amerikanischen Persönlichkeitsfor­

schung" (ALLPORT 1958; vgl. REVERS 1960) mehr skizziert als ausgeführt wur­

de (vgl. bes. 1973a, S. 417 ff.; 1964), vor allem die mangelnde Operationali-

sierung und daher ihre Nichtverifizierbarkeit und Nichtfalsifizierbarkeit ins 

Feld geführt ( R O T H 1972). Allerdings hat ROGERS sein Konzept vom M e n ­

schen gegen solche Kri t ik von vornherein dadurch gefeit, daß er der Empirie 

den Zugang zu den wesentlichen Qual i tä ten der Person bestreitet. Die behavio-

ristisch-lerntheoretisch orientierten Beratungstheoretiker pflegen den Rogeria-

nern vor allem den Vorwurf zu machen, daß in der R e a l i t ä t ihrer Gesprächs­

psychotherapie wie ihrer Bildungsberatung die eigentlichen Wirkungen nicht 

weniger von — allerdings unreflektierter und unsystematischer — Verstärkung 

und Extinktion hervorgerufen werden als in der bewußt gesteuerten Verhal­

tensmodifikation (KRUMBOLTZ & THORESEN 1969; BANDURA 1969, S. 79 f.). 

Unabhängig davon bleibt festzustellen, daß ein so weitgehend und grundsätz­

lich alle Akt iv i tä ten der Person auf das Selbst und sein „organismisches" Steue­

rungsorgan zurückführendes Menschenbild auch geisteswissenschaftlich unhalt­

bar ist. Hier bewährt sich noch immer das dialektische Denken Theodor LITTS, 

der einer „ P ä d a g o g i k des Wachsenlassens" ihren „kardinalen Irrtum", näm­

lich den der unbesehenen Ü b e r t r a g u n g der „Werdebedingungen des organischen 

Wachstums" auf das „ganz anders strukturierte Geschehen der geistigen Welt" 

nachweist. Die Aufdeckung von unsystematischem Verstärkungslernen im 

„nicht-direktiven" Beratungsgespräch kann insofern als Beleg für LITTS Fest­

stellung gesehen werden, d a ß es eine Selbsttäuschung des Lehrers und Erzie­

hers ist, wenn er meint, auf führenden Einfluß verzichten zu können. Daher 

wird der LiTTsche Vorwurf , daß durch solchen Irrtum das pädagogische „Tun 

jeder Selbstbeaufsichtigung, jeder Selbstverantwortung, jeder Selbstlenkung ent­

zogen" (LITT 1965, S. 65) w ü r d e , (sinngemäß) auch von den Behavioristen 

zurecht gegen ROGERS erhoben. 

Erscheint so eine Verallgemeinerung des von ROGERS in der klinischen Erfah­

rung gewonnenen Bildes vom Klienten auf den Menschen überhaupt und eine 

generelle Gleichsetzung von Therapie mit Unterricht und Erziehung als unhalt­

bar, so ist noch zu prüfen, ob ROGERS nicht den Menschen in der Situation der 

Ratlosigkeit annähernd zutreffend beschrieben hat. In der Tat erscheint R O ­

GERS auf diesem begrenzten Gebiet der Anthropologie sehr viel kompetenter. 

W o Klienten bzw. Ratsuchende Sorge um ihre Existenz haben, im Konflikt mit 

anderen, zumal nahestehenden Menschen stehen, orientierungslos umherirren, 

sich selbst nicht begreifen oder sich selbst nicht entscheiden können, da dürfte 

das von der RoGERS-Schule oft gezeichnete Bi ld vom Klienten weithin zutref-
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fen: die Scheu, sich mitzuteilen, die Starrheit der „persönlichen Konstrukte", 

die Angst vor kommunikativen Beziehungen, die Widersprüchlichkeit seiner 

Äußerungen usw. (ROGERS 1973b, S. 136 f.; T A U S C H 1973, S. 254 ff.). U n d es 

dürf te aus Gründen der besonderen Subjektivität , emotionalen Empfindlich­

keit und Defensiveinstellung des besorgten, verunsicherten, ratlosen Menschen 

auch in der Regel notwendig sein, d a ß man ihn und seine Probleme ernst 

nimmt, als einmalig aus seinem „internal frame of reference" begreift und auf 

seinen Wachstumswillen, seine Selbstaktualisierungskraft baut, ganz wie der 

pädagogische Weg zur Freiheit und Verantwortlichkeit nur beschritten werden 

kann, wenn man Freiheit und Verantwortlichkeit schon auf dem Wege dahin 

gegenwärtig und wirksam werden läßt (s. o. FLITNER). 

D a ß sich gegenüber dem Erlebnis persönlichen Versagens und drohenden Schei­

terns ein bloßes Moralisieren und punktuelle rationale Lösungsvorschläge als 

vergeblich erweisen, ist eine alte Erfahrung, die besonders die existenzphiloso­

phisch ansetzende Pädagogik (BOLLNOW) wieder eindringlich verdeutlicht hat. 

U n d ebenso richtig ist es, daß die Hierarchie der Bedürfnisse beachtet werden 

m u ß : Die körperlichen und affektiven „elementaren Bedürfnisse müssen gestillt 

sein, bevor die höheren die freie Energie auf sich ziehen k ö n n e n " ( H . R O T H 

1971, S. 252). 

So ist auch eine positive Wirkungsweise der Rogerianischen „Therapeuten­

variablen" in den beschriebenen Fäl len durchaus nicht zu bezweifeln: Emotio­

nale W ä r m e und Akzeptierung der Person des Ratsuchenden, möglichst ge­

naues Verständnis des Ratsuchenden und seiner Äußerungen von dessen eige­

nem Bezugsrahmen aus und Echtheit, nicht professionelle Fassadenhaftigkeit 

des Therapeuten bzw. Beraters, dürften fast in allen Fällen notwendig sein. 

Allerdings kann ein solches Beratungskonzept nicht alle in der Bildungsbera­

tung möglichen Fäl le zureichend erklären und lösen. Die bewußte , „ungestörte" 

Frage nach notwendigen Informationen, die freilich nicht immer klar unter­

scheidbar ist von dem nur vorgegebenen „presenting problem" des gestörten 

Ratsuchenden, w ü r d e den Rogerianern weniger Sorgen bereiten, wenn sie nicht 

zu sehr in ihrem System gefangen w ä r e n . 

Auch fiele die Mißachtung der pädagogisch-psychologischen Diagnostik und der 

empirischen Methoden überhaupt als wichtiger Hilfsmittel der Beratung weit 

weniger k r a ß aus. So ist es verständlich, d a ß jüngere Mitglieder der ROGERS-

Schule nach exakterer Uberprüfung der angenommenen Wirkungen drängen 

(TRUAX, CARKHUFF, TAUSCH) und d a ß darüber hinaus die E r g ä n z u n g der 

RoGERSschen drei Variablen durch „skills in specialty program areas", „ac t ion-

oriented dimensions", „problem-solving activities", „systematic consideration 

of alternate courses of action", schließlich auch der Einbau systematisch ge­

planter Verstärkungs- und Lernprogramme versucht wird (CARKHUFF 1969, 

1971, 1972; vgl . auch M A R T I N 1974 b). 
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5.4. Der behavioristische Ansatz 

D i e Akzentuierung des Emotionalen, Paradoxen, Subjektiven in Persönlich­

keitstheorie und Beratungskonzept ROGERS ' sowie des im amerikanischen 

Denken wurzelnden Glaubens an die Wachstumskräf te von Individuum und 

Gesellschaft m u ß t e beim Praktiker, der sich der Theoreme zuliebe nicht v o l l ­

ständig von Aufgaben der Informationserhebung und -Vermittlung, der A d ­

ministration, der rationalen Einflußnahme, Führung und Kontrolle distanzie­

ren kann, Unsicherheit oder Vorbehalte hervorrufen (vgl. z. B. A R M O R 1969, 

S. 87 ff.). E i n theoretisches Konzept, das vor allem den Anforderungen der 

Operationalisierbarkeit der Beratungsziele, der empirischen Ü b e r p r ü f b a r k e i t 

der (lernpsychologisch fundierten) Beratungsmethoden und der Notwendigkeit 

zu rational begründeter , verhal tensändernder Einflußnahme auf den Ratsu­

chenden Rechnung tragen soll, wurde auf dem Boden des fortgeschrittenen Be-

haviorismus entwickelt. 

Bereits SKINNER hatte im Bemühen um die „kausale oder funktionale Analyse" 

der „externen Variablen, von denen Verhalten eine Funktion ist", ein „umfas­

sendes Bi ld des Organismus als eines sich verhaltenden Systems" entworfen 

(1973). D a r i n erscheinen das menschliche Verhalten und seine Veränderungen 

bis hin zu so komplexen V o r g ä n g e n , wie sie sich im Denken, in der Selbst­

kontrolle, in Erziehung und Unterricht, im politischen, religiösen und wirt­

schaftlichen Bereich ereignen, e rklärbar durch eine Reihe kontrolliert einsetz­

barer Lerngesetze. 

F ü r die Bildungsberatung in den U S A wird dieser behavioristische Ansatz seit 

den sechziger Jahren genutzt, nachdem er bereits in der Unterrichtstechnologie 

(Programmierter Unterricht) fruchtbar gemacht worden war (MEYERSON & 

M I C H A E L 1962). V o r allem hatte auch die Verhaltenstherapie (s. bes. D O L L A R D 

& MILLER 1950; EYSENCK 1960; BANDURA 1969; W Ö L P E 1972) bereits in der 

Auseinandersetzung mit Psychoanalyse und klientbezogener Therapie Erfolge 

errungen. Tatsächlich versprechen die Methoden der Verhaltensmodifikation 

(positive und negative Verstärkung, Gegenkonditionierung, Lernen am M o ­

dell, Rollenspiele, Kontrakte usw. — vgl. BANDURA 1969; BLÖSCHL 1969; 

KRUMBOLTZ & THORESEN 1969; K U H L E N 1972; KRAIKER 1974) eine beträcht­

liche H i l f e bei der Lösung von Aufgaben der Bildungsberatung wie der Erzie­

hung und des Unterrichts überhaupt (BELSCHNER u . a . 1973; K E R N 1974). Sie 

gehören zweifellos auch in den Zusammenhang der modernen Entwicklung in 

der gesamten Erziehungswissenschaft mit ihren Bemühungen um rationale C u r -

riculumentwicklung und -revision, Operationalisierung von Lernzielen, b e w u ß ­

tes Training in der Anwendung von effektiven Unterrichtsmethoden und Leh­

rerverhaltensweisen, objektive Leistungskontrolle, optimale Lerngruppenbil­

dung usw. 

Dadurch, daß alle Probleme traditioneller Bildungsberatung inner- und außer­

halb der Schule, ob sie in den bisher als persönlich-emotional bezeichneten Be­

reich oder in die Felder der Berufsbildungs- und Berufsberatung oder der 
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Schullaufbahnberatung gehören, als gelerntes Fehlverhalten oder Resultate de­

fizitären Lernens angesehen werden, erscheinen dem „Behavioral Counselor" 

auch alle klar identifizierten Schwierigkeiten als überwindbar durch gezielte 

und kontrollierte Lernprogramme. Das gilt ebenso für die Reduktion von 

Angst, die Uberwindung von Phobien, sozialer Isolierung, Schulunlust, Schwän­

zen, Lernschwierigkeiten, störendem Verhalten in der Klasse, Underachievement 

usw. wie für das Erlernen von Strategien in der Informationsgewinnung und 

-Verarbeitung, die Bildung von Entscheidungsfähigkeit und Berufswahlstrate­

gien (KRUMBOLTZ & THORESEN 1969; HOSFORD & BRISKIN 1969; GOODSTEIN 

1972; THOMAS & EZELL 1972; N Y E 1973). 

D i e Aufgabe der V e r h a l t e n s m o d i f i k a t i o n versetzt den Bildungsberater in eine 

aktive, führende Rolle, gleich ob es sich um Reduktion von unerwünschten 

oder die Bildung von erwünschten Verhaltensweisen handelt. Dadurch führt die 

Konzeption zu einer deutlichen methodischen Strukturierung der Abläufe in 

der Beratung. KRUMBOLTZ & THORESEN (1969, S. 1 ff.) nennen als erste A u f ­

gabe die präzise Bestimmung des speziellen Beratungsziels aus dem vom indi ­

viduellen Ratsuchenden dargebotenen Problem, womit sie sich programmatisch 

gegen das jede Person und jedes Problem mit derselben Methode angehende 

personzentrierte Vorgehen der Rogerianer wenden. Ausgangspunkt solcher Zie l ­

bestimmung ist freilich die Analyse des Problems, für die auch im „Behavioral 

Counseling" ROGERS* „empathisches V e r s t ä n d n i s " als notwendig angesehen 

wird . Aber ein „Behavioral Counselor" m u ß dazu bewußt Erhebungen über 

die Ausgangslage anstellen: E r sucht Antworten auf Fragen, weil er mit dem 

Klienten die verworrenen, amorphen, häufig angstbesetzten Wünsche und G e ­

fühle in spezielle Ziele umsetzen m u ß . V o r allem müssen die Ursachen der Pro­

bleme identifiziert werden, die vielfältig sein k ö n n e n : inadäquates Verhalten 

von Eltern, Lehrern usw., falsche Erwartungen und unrealistische Aspirationen 

des Klienten im sozialen Kontakt, fehlende oder unklare Ziele, mangelnde 

Voraussicht der möglichen Alternativen und ihrer Konsequenzen usw. Die Fest­

setzung der Ziele der Beratung m u ß nach KRUMBOLTZ (1966) drei Kriterien 

genügen: Sie muß speziell und klar definiert sein, vom Klienten gewünscht 

und vom Counselor bejaht sein, und das A u s m a ß ihrer Erreichung m u ß nach­

prüfbar sein (vgl. BARCLAY 1971, S. 407). 

In die folgenden zielorientierten Lernschritte sind u. U . auch Eltern und Lehrer 

einzubeziehen, denn „sie kontrollieren viel mehr Verstärkungs- ,Kontingenzen* 

als irgendein Counselor oder Kinderpsychologe" (KRUMBOLTZ & THORESEN 

1969, S. 9). Allerdings bleibt die Identifizierung der je nach der persönlichen 

Lerngeschichte individuell unterschiedlich wirksamen sekundären Vers tärker 

und ihr gezielter, zeitlich wohlüberlegter und kontrollierter Einsatz auch dann 

eine Hauptaufgabe des Counselors selbst, wenn er Eltern, Lehrer, Mitschüler, 

Freunde usw. und den Ratsuchenden selbst (Selbstverstärkung) in den von ihm 

initiierten und planmäßig strukturierten Lernvorgang einbezieht (GOODSTEIN 

1972, S. 274 ff.). In ähnlicher Weise soll die planmäßige Nutzung von „ M o ­

dellen" (der Berater selbst, Eltern, Lehrer, andere Personen aus der Umge-

419 



bung, auch vermittelt durch Skripten, T o n - und Filmaufzeichnungen) vielfäl ­

tige Möglidikeiten zur systematischen Erlernung gewünsditer und zur Löschung 

unerwünschter Verhaltensweisen durch Beobachtung und Training eröffnen. 

KRUMBOLTZ & THORESEN (1969) bieten zahlreiche Beispiele zur Anwendung 

dieser Methoden im weiten Feld der Bildungsberatung, e r g ä n z t durch solche 

systematischer Desentivierung von Examensangst sowie durch Beispiele von im 

engeren Sinne kognitiven Techniken: z. B. Simulation zur Erlernung von Pro­

blemlösungsverhalten in der Berufswahl, planmäßiges Lernen von Entschei­

dungsverhalten, Konfrontation des Ratsuchenden mit alternativen Standpunk­

ten; schließlich multiple Techniken verschiedener A r t . Gerade die zuletzt ge­

nannten Verfahren demonstrieren, wie weit der KRUMBOLTZsche Ansatz von 

einem eng mechanistischen Verständnis menschlicher Verhal tensänderung ent­

fernt ist. V o m Counselor werden „great sensivity, wisdom and emotional 

stability" sowie „ingenuity and creativity" verlangt, damit er der K o m p l e x i t ä t 

menschlichen (weithin auch verdeckten) Verhaltens und den ganz individuellen 

Bedürfnissen und Gegebenheiten des einzelnen Klienten gerecht werden kann 

(1969, S. 429 ff.). 

Somit w ü r d e eine diesen Ansatz etwa mit dem SKiNNERschen Verständnis der 

Persönlichkeit und ihrer Verhaltensmechanismen gleichsetzende Beurteilung fehl 

gehen. Die Betonung der Veränderbarkeit vieler menschlicher Verhaltenswei­

sen, der Notwendigkeit zur möglichst genauen Analyse des Beratungsproblems, 

zu individueller Behandlung jedes einzelnen Falles, zur Einbeziehung der U m ­

welt in Therapie und Beratung, zu systematischen, zielgerichteten und lern­

psychologisch fundierten Verfahren der Verhaltensänderung, zur Kontrolle der 

Ergebnisse u. a. sind Erfordernisse, die die moderne wissenschaftliche Erkennt­

nis an jede verantwortlich geleistete Beratungspraxis stellt. Insofern stellt der 

verhaltensmodifikatorische Ansatz — wenn HOSFORD (1969a) mit seiner M e i ­

nung, daß er nicht einen Ersatz, sondern eine E r g ä n z u n g bekannter Counse-

ling-Verfahren darstelle, recht hat — jedenfalls eine notwendige E r g ä n z u n g 

dar (s. auch EISERT & BARKAY 1975). Gerade im Raum der Erziehung k a n n 

sich hinter vorgegebenen humanen Zielen wie der Rücksicht auf den eigenen 

Willen, die Selbständigkeit der Person usw. auch Z i e l - und Planlosigkeit, Re­

signation vor dem „Unabänderl ichen" , ja Verantwortungslosigkeit des H a n ­

delns verbergen. 

Jedoch bleiben auf dem Boden des (wenn auch fortentwickelten) Behaviorismus 

entstandene Ansätze zu einer Theorie der Bildungsberatung in der Gefahr, die 

Möglichkeiten der systematischen und meßbaren Veränderung jeglidien Verhal­

tens jeglicher Person zu hoch einzuschätzen und d e m g e m ä ß einerseits relativ 

überdauernde, angeborene oder früh erworbene Eigenschaften bzw. Faktoren 

der Person und andererseits die Spontaneität der Ratsuchenden zu gering zu 

achten. 

Psychologische Diagnostik durch Tests wird entsprechend weniger betont, z. T . 

ebenso stark kritisiert wie traditionelle Therapien (vgl. z. B. BANDTJRA 1969, 

S. 9, 53, 62 ff.; BARCLAY 1971, S. 409 f.). 
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Als weiteres Kernproblem der auf die lerntheoretisch begründete Modifikation 

des meßbaren Verhaltens abgestellten Ansätze m u ß es jedoch angesehen werden, 

d a ß die W e r t o r i e n t i e r u n g der Beratungsziele außerhalb der systematischen Be­

trachtung bleiben muß. Der praktisch arbeitende Bildungsberater kann sich je­

doch nicht damit begnügen, eine Effektivi tät versprechende Methode der E i n ­

wirkung zu erlernen und anzuwenden, ohne die Zielfragen umfassend und 

systematisch reflektieren zu können (vgl. M A R T I N 1974b). 

KRUMBOLTZ ' Vorschlag, die Durchführung der Beratung von der gemeinsamen 

Vorentscheidung des Beraters und des Ratsuchenden abhängig zu machen, ob 

die Ziele der angestrebten Verhaltensmodifikation ihren jeweiligen Wertvor­

stellungen entsprechen (s. o.), löst das Problem deshalb nicht, weil jedenfalls in 

der Erziehung Werteinstellungen nicht reine Privatsache sein können. U n d 

BANDURAS (1969, S. 85 ff.) Versuch, die Einsetzbarkeit der Verhaltensmodifika­

tion zur Ermöglichung von Freiheit nachzuweisen, muß dazu führen, d a ß er 

durch Rekurrieren auf dabei notwendige Eigenakt iv i tä t des Individuums und 

Selbstkontrollsysteme die theoretische Basis der empirischen Verhaltenswissen­

schaft verläßt . 

Eine Theorie der Beratung im Raum der Erziehung kann von der systemati­

schen Reflexion über die Ziele, denen sie dienen soll, nicht absehen, auch wenn 

das Ausschalten der darin enthaltenen empirisch nidit faßbaren Komplexe die 

Theoriebildung erleichtern würde . Dies gilt um so mehr, als in der Erziehung 

die Ziele und die zu ihrer Erreichung eingesetzten Mittel streng aufeinander 

bezogen sind, weshalb das wissenschaftsmethodisch legitime Bemühen um die 

kausale Erklärung des Verhaltens und seiner Veränderung auf der Ebene des 

erzieherischen Handelns durchschlagen kann als Mißachtung der W ü r d e und 

Freiheit der Person des zu Erziehenden bzw. zu Beratenden. 

5.5. Die Unzulänglichkeit isolierter Ansätze und Notwendigkeit einer 
integralen Theorie 

Die drei bisher behandelten Ansätze zur theoretischen Fundierung der B i l ­

dungsberatung stehen keineswegs allein. Vielmehr hat es eine Reihe weiterer 

Versuche der Theoriebildung gegeben. D a z u gehört vor allem der psycho­

analytische Ansatz (vgl. K I N G & BENNINGTON 1972). E r nutzt das in der Psy­

choanalyse FREUDS entwickelte Modell der Persönlichkeit, vor allem die Lehre 

von den Trieben, von den drei Instanzen, von der Bedeutung der frühkind­

lichen Erlebnisse, von der Angst und von den Abwehrmechanismen (vgl. u. a. 

BRANDSTÄTTER U. a. 1974; BRENNER 1973; RAPAPORT 1970), zur Deutung zahl­

reicher psychischer und im Verhalten sichtbarer Probleme und Störungen auch 

„ n o r m a l e r " Heranwachsender, aber auch gewisser Ursachen dafür im Eltern-

und Lehrerverhalten (vgl. u. a. RICHTER 1963; FÜRSTENAU 1974; SCHRAML 

1968). Wenn auch eine umfassende Theorie der Bildungsberatung aus vielerlei 

Gründen nicht aus dieser Wurzel zu erwarten ist, so stellen doch tiefenpsy-
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chologische Erkenntnisse zweifellos ein bedeutendes Reservoir von beratungs­

relevanten Einsichten und Methoden bereit, die z. B. auch aus den, freilich auf 

unterschiedlichen Grundlagen ruhenden, Arbeiten von A I C H H O R N (1969, 1970), 

DREIKURS (1971), ZULLIGER (1970) bekannt geworden sind. 

Weitere weniger ausgeführte Konzepte zur E r k l ä r u n g der Ratbedürf t igkei t , 

Ziele, Methoden, Schwierigkeiten usw. der Bildungsberatung sind v o m G e ­

sichtspunkt des Existentialismus (VAN K A A M 1962) sowie der Gestalttherapie Fr . 

PERLS (vgl. F A G A N & SHEPHERD 1972) und der rationalen Therapie A . ELLIS* 

(1958) vorgelegt worden. 

Die Problematik der auf der Basis mehr oder weniger einseitiger Persönlich­

keitskonzepte aus therapeutischen, faktorenanalytischen oder philosophischen 

Systemen abgeleiteten „ T h e o r i e n " dürf te jedoch aus unserer Skizze der drei 

wichtigsten A n s ä t z e deutlich geworden sein. D e n n von einer Theorie der B i l ­

dungsberatung muß man — soll ihr ein angemessener G r a d von Gültigkeit 

zugesprochen werden — verlangen, d a ß sie auf die wesentlichen Fragen der 

Beratungspraxis hinreichend allgemeingültige und problemlösende Antworten 

zu geben vermag, die in einer umfassenden, möglichst widerspruchsfreien, wohl­

strukturierten Basis gründen. Hinter dieser Anforderung bleiben freilich die 

behandelten drei wichtigsten Theorienansätze noch erheblich zurück. E i n Ver ­

gleich unseres Katalogs wichtiger Aspekte der Beratung (Kap. 6.1) mit den 

Modellen zeigt deutlich, d a ß sowohl der „ T r a i t - a n d - F a c t o r " - A n s a t z als auch 

das Rogerianische wie das verhaltensmodifikatorische Konzept nur Teilberei­

che und Teilaspekte des Gesamtfeldes — und diese deshalb auch nur unzu­

länglich — erklären können. Aus einer empirischen Methode der Feststellung 

von Persönlichkeitseigenschaften und dem zugehörigen Persönlichkeitsmodell 

kann man wohl die Entwicklung und Optimierung diagnostischer Mittel und 

Verfahren erhoffen, aber von ihr ist nicht eine Theorie der beratend-erzieheri­

schen Einwirkung zu erwarten. Das wird sowohl bei C A T T E L L als auch bei 

WILLIAMSON deutlich, von denen ersterer keine Theorie der Beratung im 

eigentlichen Sinne entwickelt, w ä h r e n d die eigentliche Beratungskonzeption des 

letzteren außerhalb seines empirisch-diagnostischen Ansatzes der Faktenerhe­

bung angesiedelt ist. 

In ähnlicher Weise erscheint C . ROGERS ' Konzept in einem von seinem k l i ­

nisch-therapeutischen Ausgangspunkt und der aus der Begegnung mit bestimm­

ten Therapieklienten entwickelten Persönlichkeitstheorie gefangen zu sein, die 

für andere wichtige Aufgaben, etwa die Diagnose, Informationsvermittlung, 

kognitive Beratung u. ä. eher blind macht, obgleich der Anspruch aufrecht­

erhalten wird, allen Ratsuchenden und allen Beratungsproblemen gerecht wer­

den zu können. E r g ä n z u n g e n im Sinne von R. R. CARKHUFF (S. O.) erweisen 

sich einerseits als notwendig, stellen andererseits jedoch die persönlichkeitstheo­

retische Basis des Rogerianischen Ansatzes in Frage. 

Schließlich verlagert sich die Beratung im „Behaviora l Counseling" schwer-

punkta;*tig auf die Technik der Verhaltensänderung durch gezieltes Lernen, 

wodurch nicht nur wesentliche Stadien des Beratungsvorganges (z. B. Diagnose, 
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^^Vermittlung) und wesentliche Aspekte der Beratungssituation (z. B. ihre 

prinzipielle Einmaligkeit, Offenheit, Ungesichertheit) aus dem Blick zu geraten 

drohen, sondern auch ganze Gruppen von Ratsuchenden, denen nicht mit V e r ­

haltensmodifikation im engeren Sinne zu dienen ist. 

E i n deutliches Indiz für die Mängel der drei referierten amerikanischen A n ­

sätze ist die Tatsache, d a ß ein für die Ratbedürf t igkei t und Ratlosigkeit so 

bedeutendes P h ä n o m e n wie das der Konflikthaftigkeit des Menschen an keiner 

Stelle angemessen behandelt wird. Bekanntlich ist gerade dieser Wesenszug des 

Menschen in Deutschland als zentrale Kategorie einer theoretischen B e w ä l t i ­

gung der Bedürfnisse, Aufgaben, Methoden und des Sinnes von Erziehungs­

beratung gewählt worden (LÜCKERT 1964; neuerdings JUNKER 1973). Der em­

pirischen Persönlichkeitsforschung und dem auf die Auffindung und Manipula­

tion von Verhaltensdeterminanten ausgerichteten Behaviorismus müssen die zur 

Verdeutlichung und Begründung der Konfliktträchtigkeit von L Ü C K E R T ange­

führten Wesensbestimmungen des Menschen (Freiheitlichkeit, Widersprüchlich­

keit, Sinn- und Transzendenzstreben usw.) verschlossen bleiben. U n d im har-

monistischen Menschenbild ROGERS ' wird jeder intrapersonale Konflikt zur 

erworbenen Inkongruenz von Selbst und Selbstkonzept verharmlost: Hamlet 

in die therapeutische Behandlung, Faust in die Encounter G r o u p ! 

H i e r wird deutlich, daß die widerstreitenden psychologischen Persönlichkeits­

theorien (vgl. H E L M 1960; R O T H 1972; BRANDSTÄTTER U . a. 1974), denen ihr 

heuristischer Wert nicht abgesprochen werden soll, zu sehr auch Ergebnisse der 

Faszination, Int imität , und Affinität theoretisierender Forscher zu ihren M e ­

thoden sind (vgl. T H O M A E 1967), als d a ß sie einzeln als gültige theoretische 

Grundlage verantwortlichen erzieherischen Handelns dienen könnten. Der R u f 

nach einer Integralen Anthropologie als Basis einer Theorie der Erziehungs­

beratung (LÜCKERT) wie der Theorie der Erziehung überhaupt (BOLLNOW, 

DERBOLAV , A . FLITNER, L O C H , H . R O T H U . a.) erscheint um so dringlicher. O b 

allerdings das Moment der Konflikthaftigkeit, in dem L Ü C K E R T — für die Be­

lange der Beratung in Fällen von Verhaltensstörungen und Erziehungsschwie­

rigkeiten mit einigem Recht und Erfolg — das Wesen des Menschen zentriert 

sieht, wirklich das umfassende und integrale Moment einer alle Erziehung und 

Bildung (einschließlich der Bildungsberatung) fundierenden Anthropologie ist, 

m u ß bezweifelt werden. Es würde auch der von L Ü C K E R T berufenen Offenheit 

des menschlichen Wesens widersprechen, wollte man einen einzigen Gesichts­

punkt zum leitenden Erklärungsbegriff für den Menschen und sein Handeln 

festlegen. U n d es würde m. E . zu einer gerade Wesen und Bedeutung der K o n ­

fliktträchtigkeit des Menschen verschleiernden Ausweitung des Konfliktbegrif­

fes führen, wollte man alle Ratbedürfnisse weckenden Neugier-, Problem- und 

Entscheidungssituationen unter ihm subsumieren. 

Eine umfassende Theorie der Bildungsberatung, die den Praktiker den Z u f ä l ­

ligkeiten eines unsystematischen Eklektizismus ebenso wie der Hörigkei t gegen­

über einer einseitigen, von anderen A n s ä t z e n aus bestrittenen „ T h e o r i e " ent­

hebt, müßte dem Gebot der „Dis tanzierung" durch Standpunkt- und Metho-
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denwechsel (THOMAE 1967, S. 101) Rechnung tragen. Als Ergebnis eines solchen 

Bemühens kann die Arbeit von J . R. BARCLAY angesehen werden. In seinem 

Versuch einer umfassenden systematischen Darstellung der historischen Wurzeln 

und der philosophischen „Fundamentals of Counseling Strategies" (1971) iden­

tifiziert er 12 typische Ansätze der Beratung und Therapie, die sich in ihren 

Zielen, Methoden, Beurteilungskriterien durch verschieden nuancierte erkennt­

nistheoretische und ontologische Grundannahmen voneinander unterscheiden, 

aber sidi doch in ein kreisförmiges Gesamtschema einordnen lassen. Als O r i e n ­

t i e r u n g s k r i t e r i e n benutzt BARCLAY vor allem das immanente Wirklichkeitsver­

ständnis der verschiedenen Konzeptionen (innere versus äußere R e a l i t ä t : „sub-

ject-oriented" oder „humanistic approaches" versus „objec t -or iented" oder „en­

vironmental approaches"). 

A u f G r u n d ihrer philosophischen Prämissen versucht B A R C L A Y eine Einteilung 

der 12 typischen Ansätze in v i e r G r u p p e n zu je drei, die je einen Quadranten 

des schematischen, O r t und Beziehungen darstellenden Kreises ausfüllen: je ein 

Quadrant mit e x i s t e n z i a l i s t i s c h e n , phänomenologischen, p s y c b o - a n a l y tischen und 

p o s i t i v i s t i s c h - b e h a v i o r i s t i s c h e n Positionen. Wenn auch z. B. die Zweidimensio-

nali tät des Ordnungsschemas und die Zuordnung der einzelnen A n s ä t z e Z w e i ­

fel aufwerfen mag, so deutet sich doch in BARCLAYS Entwurf die Möglichkeit 

an, die Einseitigkeit der widerstreitenden Theorienansätze zu überwinden und 

den verschiedenen Methoden ihren systematischen O r t und ihre Grenzen zuzu­

weisen. M a n darf daraus sicher zurecht eine F ö r d e r u n g von Flexibil i tät und 

einen höheren G r a d von Bewußthei t der beraterisdien Praxis erhoffen. 

Allerdings wird sich eine zukünftige Theorie der Bildungsberatung nicht mit 

einem solchen abstrakten Ordnungssystem begnügen dürfen, dessen Allgemein­

gültigkeit durch Unverbindlichkeit der Praxis gegenüber erkauft w ä r e . D e m 

Praktiker werden auf seine Fragen letztlich nur typische, von unterschiedlichen 

erkenntnistheoretischen und ontologischen Prämissen abhängende Auswahlant­

worten gegeben. E r möchte aber beispielsweise wissen, ob im konkreten Fal l 

die Benutzung partnerbezogener Gesprächsmethoden, psychometrischer Verfah­

ren der Diagnostik oder verhaltensmodifikatorische Lernprogramme angezeigt 

sind bzw. in welchem Stadium eines bestimmten Beratungsvorganges welche 

dieser und anderer Verfahren notwendigerweise und mit Erfolg einzusetzen 

sind — Fragen die L . T Y L E R (1969) auf der Basis philosophisch-anthropologi­

scher Überlegungen und erfahrungswissenschaftlicher (vor allem entwiddungs-

psychologischer) Erkenntnisse mit einigem Erfolg zu beantworten sucht (vgl. 

M A R T I N 1974a, S. 80 ff.). 

Freilich dient das Konzept mehr zur Orientierung des Praktikers als zur wis­

senschaftstheoretischen Fundierung der Bildungsberatung. Daher ist die theo­

retische Basis mehr angedeutet als systematisch entwickelt. Notwendig scheint 

uns jedenfalls das Bemühen, einen theoretischen Zusammenhang herzustellen, 

der sowohl die anthropologischen Begründungen von Ratlosigkeit und Rat­

bedürftigkeit aufdeckt als auch die konkrete Vielfalt der historisch-gesellschaft­

lich gegebenen Bedürfnisse der Ratlosen und Ratbedürf t igen systematisch er-
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forscht, sowohl die möglichen und angenommenen Ziele der Beratungsarbeit 

erörtert , als auch die Methoden und Hilfsmittel detailliert vorstellt. Zumindest 

deutet sich bei L . TYLER die Möglichkeit an, daß die einseitigen Ansprüche der 

einzelnen Ansätze der Theorie und Praxis in die ihnen gebührenden Grenzen 

gewiesen und dem nach Zufälligkeit entscheidenden Eklektizismus verbindliche 

Richtlinien gegeben werden können. 

Bildungsberatung, die die Unzulänglichkeiten der Technokratie einerseits und 

der Ideologie andererseits hinter sich lassen wil l , bedarf einer rational begrün­

deten Theorie, die, wie die Theorie der erzieherischen Einwirkung überhaupt , 

die „Analyse der empirisch nachprüfbaren Prozesse" und die „Kri t ik der 

Zwecke, denen solche Prozesse wie auch die Analyse selbst unterstellt werden", 

als „unteilbare Aufgabe" ( M O L L E N H A U E R 1973, S. 67; 1972) begreift. 
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B e r n h a r d R o s e m a n n 

6. Prognosemodell für die Schullaufbahnberatung — 
Ein methodologischer Beitrag zur Bildungsberatung 

6.1. E i n l e i t u n g 

Trotz unterschiedlicher Sichtweisen der Aufgaben der Bildungsberatung besteht 

doch weitgehend Einigkeit darüber , d a ß die sogenannte Schullaufbahnberatung 

ein zentrales Anliegen bildungsberaterischer Tät igkei t darstellt bzw. darstellen 

sollte. Schullaufbahnberatung soll das Individuum in die Lage versetzen, die 

Möglichkeiten des Bildungssystems g e m ä ß seinen Fähigkeiten und Neigungen 

optimal zu nutzen (s. A U R I N U . a. 1973). Damit versteht sich S c h u l l a u f b a h n ­

b e r a t u n g zunächst als O r i e n t i e r u n g s - und E n t s c h e i d u n g s h i l f e bei der A u s w a h l 

des zukünftigen Bildungsweges. U m dem Individuum diese Entscheidung zu 

ermöglichen bzw. zu erleichtern, bedarf es unterschiedlicher Informationen. 

Z u m einen benötigt der Ratsuchende Auskunft darüber , welche unterschied­

lichen Wege und Möglichkeiten ein bestimmtes Bildungssystem bereitstellt, wel­

che Alternativen ihm angeboten werden. Die Information über die möglichen 

Bildungswege allein bietet jedoch noch keine hinreichende Entscheidungsgrund­

lage. Schüler und/oder Eltern wollen wissen, welche Aussichten bestehen, einen 

bestimmten Bildungsweg erfolgreich zu absolvieren. D . h. , vom Berater w i r d 

verlangt werden, eine Vorhersage über zukünftigen Schulerfolg bzw. -mißerfolg 

eines Individuums abzugeben. D a r ü b e r hinaus wird er sich mit der Frage kon­

frontiert sehen, welche M a ß n a h m e n ergriffen werden können, um eine erfolg­

reiche Absolvierung eines einmal gewählten Bildungsweges sicherzustellen bzw. 

wahrscheinlich zu machen. 

Die Beantwortung der beiden zuletzt genannten Fragestellungen setzt voraus, 

daß die A r t der Beziehungen zwischen individuellen Merkmalen (im weiteren 

Sinne) und bestimmten Leistungsvollzügen bekannt ist. „Bekannt sein" meint, 

daß die Zusammenhänge zwischen individuellen Merkmalen und Schulleistung 

empirisch überprüft und zumindest einigermaßen abgesichert sein müssen, soll 

nicht die Beratung ihre Begründung lediglich im sogenannten „gesunden M e n ­

schenverstand" finden. In der derzeitigen Beratungspraxis werden durch Tests, 

Fragebögen, Interviews oder auf andere Weise Informationen über das Indivi­

duum eingeholt, und auf Grund dieser Informationen werden Bildungsempfeh­

lungen ausgesprochen. Es könnte damit der Eindruck entstehen, als ob die Be­

ziehungen zwischen individuellen Merkmalskonstellationen und Schulleistungen 

bereits weitgehend aufgeklärt seien. Dies ist jedoch mitnichten der Fall . A n a l y ­

siert man nämlich die Untersuchungen über die Determinanten des Schulerfolgs 
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bzw. dessen Vorhersage, so kommt man, trotz oder vielleicht gerade wegen der 

kaum überschaubaren Zahl solcher Arbeiten, zu einem wenig ermutigenden E r ­

gebnis (s. a. K a p . 6.2.6). Eine einigermaßen exakte Prognose zukünft iger Schul-

leistung ist nach wie vor kaum zu leisten. Dieser bedauerliche Tatbestand hat 

gewiß eine Vielzahl von Ursachen. Einige wichtige Probleme, besonders metho­

discher Art , sollen im folgenden diskutiert werden. D a r ü b e r hinaus wird ein 

Konzept vorgelegt werden, dessen Realisation in einer Verbesserung der Pro­

gnose von Schulleistung und damit in einer Optimierung der Schullaufbahnbera­

tung resultieren sollte. Dabei sei angemerkt, d a ß ich diese Konzeption am Bei­

spiel der Schullaufbahnberatung entwickeln werde, aber der Meinung bin, d a ß 

die dort ausgeführte Modellvorstellung prinzipiell über t ragbar ist auf die Be­

reiche der Studienberatung und der Berufsberatung. Eine wesentliche Funktion 

dieses Entwurfes sehe ich auch darin, einen Bezugsrahmen zu liefern für zu­

künftige Untersuchungen, denn die bloße Vermehrung von Arbeiten über Schul-

leistungsdeterminanten bzw. -prognose ohne die Existenz einer übergreifenden 

Konzeption ist und muß letzten Endes fruchtlos bleiben. 

V o r die Explikation der Modellvorstellung wird eine kritische Beleuchtung der 

bisherigen Untersuchungsansätze gestellt werden, wobei der Schwerpunkt der 

Betrachtung bei methodischen Problemen liegen wird. 

6.2. Analyse der bisherigen Untersuchungsansätze 

6 . 2 . 1 . D i e P r o b l e m a t i k des K r i t e r i u m s 

E i n wesentlicher G r u n d für die beklagenswerte Situation bei der Prognose von 

Schulleistung liegt zweifellos in der A r t des verwendeten Kriteriums, nämlich 

der Verwendung von Zensuren. Die häufig benutzte Durchschnittsnote als K r i ­

terium ist sowohl psychologisch und pädagogisch als auch mathematisch äußerst 

unbefriedigend. Psychologisch und pädagogisch unbefriedigend deshalb, weil 

hier zu Verschiedenes einfach gemittelt wird. Eine Durchschnittsnote aus Mathe­

matik und Deutsdi mag dies hinreichend verdeutlichen. Mathematisdi bedenk­

lich ist die Durchschnittsnote deshalb, weil ihre Berechnung impliziert, daß 

Noten eine Intervallskala konstituieren. M a n braucht kein allzu großer Pessi­

mist zu sein, um dieser Annahme skeptisch gegenüberzustehen. Die Verwendung 

von Einzelnoten vermeidet die oben genannten Schwächen, schließt aber die 

übrigen Mängel der Zeugnisnoten wie mangelnde Reliabili tät , mangelnde O b ­

jektivi tät usw. nicht aus (s. INGENKAMP 1971; FINGERHUT & L A N G F E L D T 1971, 

1974 u. a.). 

O b w o h l unzuverlässig, bleiben die Schulnoten wohl das am leichtesten zugäng­

liche Kr i ter iumsmaß für die Schulleistung, und es scheint, als ob man an ihrer 

Verwendung mangels anderer Kriterien vorerst nicht vorbeikäme. Dies sollte 

aber nicht bedeuten, d a ß man sich, langfristig gesehen, damit zufriedengibt. 

Z u einer Verbesserung des Kriteriums gelangte man, wenn man den Leistungs-
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verlauf des Schülers über einen längeren Zeitraum verfolgte, um Konstanz, 
Variabili tät , Schwerpunkte usw. seiner Leistungen zu erfassen. Allerdings wird 
man sich auch hier wieder der Schulnoten bedienen müssen, soweit nicht Ergeb­
nisse von Schulleistungstests zur Verfügung stehen. Schulerfolg könnte auch 
definiert werden über die A r t der absolvierten Schule, der Verweildauer, der 
Zahl der Repetitionen usw. Jedoch steht auch hier wieder nur ein relativ globa­
les M a ß zur Verfügung. 
Vielleicht sollte man einmal prinzipieller danach fragen, was denn der Schul-
erfolg, den zu prognostizieren wir uns bemühen, überhaupt ist. Wenn beurteilt 
werden soll, ob jemand bei einer bestimmten Tätigkei t erfolgreich ist oder nicht, 
dann benötigt man trivialerweise ein M a ß für den Erfolg bzw. Mißerfolg. E i n 
solches M a ß liefert der Vergleich zwischen geforderter und erbrachter Leistung. 
U m also beurteilen zu können, ob ein Schüler erfolgreich ist oder nicht, m u ß 
man die Leistungen kennen, die von ihm gefordert werden. Daraus resultiert 
die Forderung nach dem, was man eine Analyse des Arbeitsplatzes „Schule" 
nennen könnte. 

Eine solche Analyse liefert einerseits Informationen über die A r t der geforder­
ten Leistungen, zum anderen beschreibt sie die physischen und psychischen A n ­
f o r d e r u n g e n , die zur Realisierung der geforderten Leistungen gestellt werden. 
Letzteres beinhaltet die Frage nach den Determinanten der Schulleistung, also 
die Frage nach den Merkmalen (Intelligenz, Motivation usw.), die das Erbrin­
gen einer bestimmten Schulleistung gewährleisten oder auch nicht. M i t diesem 
Problem befaßt sich die pädagogisch-psychologische Forschung bekannterweise 
seit langem. 

Die Frage nach den geforderten Leistungen ist bisher nur sehr sporadisch an­
gangen worden. Aber, und darin liegt das Problem, wie soll entschieden werden, 
ob ein Schüler erfolgreich ist, d. h., geforderte Leistungen erbracht hat, wenn 
die A r t dieser Leistungen nur vage umschrieben ist, denn es sind ja nicht nur 
intellektuelle Leistungen, die der Sdrüler zu erbringen hat. U n d wie — das ist 
die weitere Frage — sollen die Determinanten der Schulleistung gefunden wer­
den, wenn eben diese Leistungen weithin Undefiniert sind? Sollte hier, problem­
geschichtlich gesehen, der zweite Schritt vor dem ersten getan worden sein? 
Oder repräsentieren die Zensuren die oder eine Schulleistung? Zensuren sind 
individuelle Bewertungen eines bestimmten Leistungsverhaltens, also Resultate 
des Vergleichs von Leistungsanforderung und erbrachter Leistung. Versucht man 
nun, die Determinanten der Schulleistung (also ihre physisdien, psychischen und 
sozialen Bedingungen) über die Zensuren zu finden, dann m u ß dieses Unter­
fangen logischerweise deswegen scheitern, weil die Zensuren nicht die Schul­
leistung, sondern ihre Bewertung sind. Korreliert man beispielsweise Intelligenz 
mit Zensuren, dann korreliert man in Wirklichkeit die Intelligenz mit einer 
unbekannten Leistungskomponenten des Schülers und einer ebenso unbekannten 
Bewertungskomponenten des Lehrers. Aus der Tatsache, d a ß man die Bedin­
gungen einer Leistung erst dann erfassen kann, wenn die Leistung selbst hin­
reichend klar definiert ist, folgt die Notwendigkeit, zukünftige Untersuchungen 
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über die Determinanten der Schulleistung bzw. ihre Vorhersage so anzulegen, 

d a ß umschriebene Leistungen bzw. Leistungsbereiche in Beziehung gesetzt wer­

den zu den sie möglicherweise bedingenden Variablen. D i e derzeitigen Be­

mühungen um Lernzieldefinitionen (s. B L O O M U . a. 1972; H O R N 1972, 1974) 

sind ermutigende Schritte in Richtung auf dieses Ziel . Notwendig ist aber dar­

über hinaus die Abgrenzung konkreter Leistungskomplexe, die weit mehr als 

nur den kognitiven Bereich umfassen müssen, dem ja bisher das Hauptaugen­

merk gegolten hatte. M a n kann erwarten, daß dann derart präzisierte Schul­

leistungen (intellektueller und nicht-intellektueller Art ) besser zu prognostizie­

ren sein werden, als das bisher der Fal l war. Aus diesen Überlegungen sollte 

auch deutlich geworden sein, daß Prognosen im Sinne von Pauschalurteilen, 

wie „erfolgreicher Besuch des Gymnasiums" u. ä., zweifelhaft sein dürf ten. 

Aber selbst die Existenz eines objektivierbaren und exakt definierten Kriteriums 

dürfte bei der Fortsetzung der bisher üblichen Forschungsstrategie nur zu einer 

graduellen, nicht aber prinzipiellen Verbesserung der Vorhersagesituation füh­

ren, wie im folgenden zu begründen sein wird. 

6.2.2. D i e A n n a h m e l i n e a r e r B e z i e h u n g e n 

Untersuchungen über die Beziehung zwischen bestimmten (kognitiven oder 

nicht-kognitiven) Variablen und Schulleistung waren und sind in der Regel 

Korrelationsstudien. Die Verwendung von Korrelationsmethoden erfolgte nun, 

bis auf wenige Ausnahmen (z. B. WEINGARDT 1964), ohne d a ß die G r u n d ­

annahmen dieser Methoden hinreichend berücksichtigt wurden. Die Korrela-

tionsrechnung basiert bekanntlich auf der Annahme einer linearen Beziehung 

zwischen den korrelierten Variablen. Der Korrelationskoeffizient gibt die reali­

ter vorhandene Beziehung zwischen den korrelierten Variablen nur dann rich­

tig wieder, wenn tatsächlich eine lineare Beziehung zwischen diesen Variablen 

besteht. Denkbar sind aber auch kurvilineare Beziehungen, also Polynome qua­

dratischer oder höherer A r t . So könnte die Schulleistung bei mittlerer Intelli­

genz ihr Maximum erreichen und bei weiter ansteigender Intelligenz wieder ab­

sinken. D a ß solche kurvilinearen Beziehungen nicht nur denkbar, sondern in der 

Real i tä t auch auffindbar sind, darauf verweisen bereits einige Untersuchungen. 

So konnten nicht-lineare Beziehungen zwischen Ängstlichkeit und Schulleistung 

sowie zwischen dem A u s m a ß physischer Bestrafung durch die Eltern und Ver­

haltensstörungen gefunden werden (z. B. BRANDSTÄTTER u. a. 1966, BECKER 

u. a. 1962). Angesichts dieser Tatbestände m u ß man damit rechnen, daß in 

Wirklichkeit bestehende Beziehungen zwischen verschiedenen P r ä d i k t o r e n und 

Schulleistung nur deshalb nicht er faßt werden konnten, weil inadäquate Be­

rechnungsmethoden verwendet wurden. So äußert auch D I G M A N (1966) die Ver­

mutung, d a ß komplexere Regressionsmodelle vor allem dann erforderlich wer­

den, wenn als P r ä d i k t o r e n soziale und motivationale Variablen sowie Persön­

lichkeitsmerkmale herangezogen werden sollen (s. a. EZEKIEL & F o x 1967). 

Überdies bestand die überwiegende A n z a h l der Arbeiten zum Problem der 
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Schulleistungsprognose aus sogenannten univariaten Untersuchungen, d. h., es 

wurde jeweils nur der Zusammenhang zwischen einer Variablen (Intelligenz, 

Ängstlichkeit usw.) und der Schulleistung untersucht. D a ß man sich damit 

zwangsläufig der Möglichkeit begab, das komplexe Bedingungsgefüge der Schul­

leistung aufzudecken, dürfte auf der H a n d liegen. Aber auch die Arbeiten, die 

sich neuerdings der multiplen Regressionsanalyse bedienen (s. z. B. KRAPP 1972, 

BARTENWERFER & GIESEN 1974) lassen unberücksichtigt, daß auch dieses V e r ­

fahren die Annahme der Linear i tä t beinhaltet. 

6 . 2 . 3 . Vernachlässigung v o n I n t e r a k t i o n s e f f e k t e n 

Die bisherigen Erör terungen legen also die Forderung nach der Anwendung 

multivariater Versuchspläne und der Berücksichtigung möglicher nicht-linearer 

Beziehungen zwischen den Variablen nahe. Es muß jedoch noch einem anderen 

Sachverhalt Rechnung getragen werden, der ebenso plausibel wie selbstver­

ständlich erscheint, bisher aber kaum ins Auge gefaßt wurde. M a n m u ß davon 

ausgehen, daß die Beziehung eines P r ä d i k t o r s zum Kriterium abhängig sein 

kann von dem G r a d der Ausprägung einer oder mehrerer gleichzeitig existenter 

anderer Variabler. So mag die Beziehung Intelligenz — Schulleistung abhängen 

von dem G r a d der Selbstsicherheit des Schülers. 

Dieses P h ä n o m e n wird beschrieben mit dem aus der Varianzanalyse stammen­

den Begriff der Interaktion oder Wechselwirkung. Interaktion bedeutet hier, 

d a ß die Summe der Einzelwirkungen zweier oder mehrerer Variablen nicht 

gleich ist dem kombinierten Effekt; d. h. , die Wirkungen sind nicht unabhängig 

voneinander und damit nicht additiv. 

D a ß die Beziehung zwischen einem P r ä d i k t o r und der Schulleistung abhängig 

sein kann von dem jeweiligen Ausprägungsgrad einer anderen Variablen, leuch­

tet unmittelbar ein und entspricht der praktischen Erfahrung. Systematisch be­

rücksichtigt wurde dieser Umstand bisher allerdings kaum (zum Problem der 

Interaktion bei Regressionsanalysen s. z. B. D I G M A N 1966). 

6 . 2 . 4 . D i e V o r a u s s e t z u n g e i n e r g e n e r e l l e n Validität 

E i n P r ä d i k t o r kann unter verschiedenen Bedingungen unterschiedlich valide 

sein. D . h., ein P r ä d i k t o r , der für die Gruppe A von hohem Voraussagewert 

ist, kann für die Gruppe B invalide sein. Es ist also beispielsweise möglich, d a ß 

die Variable Ängstlichkeit für Mädchen einen anderen Voraussagewert hat als 

für Jungen (s. N I C K E L U . a. 1973). Der Tatbestand, d a ß der Beitrag von P r ä -

diktoren zur Vorhersage gruppenabhängig ist, wird als «différentielle V a l i d i ­

t ä t " bezeichnet (s. H Ö R M A N N 1964). E i n P r ä d i k t o r ist also nicht für alle Schüler 

gleich valide, sondern für verschiedene Gruppen je gleich strukturierter Schüler 

unterschiedlich valide (s. dazu A S T I N 1964, H U S E N & B O A L T 1968, B A R T O N , 

DIELMAN & C A T T E L L 1972, D O M I N O 1971, L A H A D E R N E & JACKSON 1970, 

MCCANDLESS U. a. 1972, SWEENY 1970 u. a.). 
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Es ergibt sich also die Notwendigkeit festzustellen, welche P r ä d i k t o r e n für 

welche Schülergruppen die besten Vorhersagewerte ergeben. D a ß dabei die D e ­

finition dieser Gruppen nicht durch Globalkriterien (z. B. soziale Schicht usw.) 

erfolgen sollte, sondern durch Merkmalsverknüpfungen, sei hier bereits ange­

deutet. Eine globale Anwendung gleicher P r ä d i k t o r e n für alle Schüler ist so ge­

sehen nicht nur unökonomisch, sondern höchstwahrscheinlich auch wenig ziel­

führend. 

6.2.5. D i e V e r w e n d u n g r e d u n d a n t e r Prädiktoren 

E i n Schritt zur ö k o n o m i s i e r u n g des Vorhersageprozesses ist die Überprüfung 

der Interkorrelationen der Prädiktoren , wobei eine möglichst niedrige Korrela­

tion der Einzelprädiktoren untereinander anzustreben ist (s. L O R D & N O V I C K 

1968). Hoch korrelierende P r ä d i k t o r e n verbessern nur scheinbar die Vorhersage 

der Schulleistung, allerdings mit der Ausnahme des Auftretens sogenannter 

Suppressor-Variablen ( M C N E M A R 1962). Es sind dies solche Variablen, die nicht 

oder nur gering mit dem Kriterium korrelieren, sondern mit einem anderen 

P r ä d i k t o r , der seinerseits in korrelativem Zusammenhang mit dem Kriterium 

steht, die aber dennoch die Vorhersage verbessern. 

6.2.6. D i e V e r w e n d u n g v o n n i c h t - k o g n i t i v e n V a r i a b l e n z u r 
Verbesserung der S c h u l l e i s t u n g s p r o g n o s e 

D a ß zunächst den kognitiven Variablen, speziell der Intelligenz, ein so hoher 

Stellenwert im Bedingungsgefüge der Schulleistung eingeräumt wurde und z. T . 

auch noch wird, ist ebenso verständlich wie problematisch. Sicherlich, die V e r ­

mutung liegt nahe, d a ß derjenige, der intelligent ist, auch in der Schule gute 

Leistungen erbringen wird, werden doch dort eine Reihe intellektueller Leistun­

gen vom Schüler gefordert. Diese „implizite Bildungstheorie" ist sowohl bei 

Lehrern als auch beispielsweise bei Bildungsberatern (vgl. H O F F M A N N 1974) 

weit verbreitet; Intelligenz gilt als der Schulleistungsprädiktor. Aber abgesehen 

davon, daß die Schule das Individuum nicht nur intellektuell beansprucht, hat 

sich inzwischen gezeigt, d a ß über die Intelligenz nur ein geringer Anteil der 

Variation der Schulleistungen erklär t werden kann, nämlich durchschnittlich 

25—40 °/o (s. Sammelreferat von GAEDIKE 1974 sowie die jüngste Untersuchung 

von GAEDIKE 1975). 

Dieser Tatbestand hat zu dem Bemühen geführt, die Restvarianz durch soge­

nannte nicht-kognitive Variablen aufzuklären. Inwieweit diese nicht-kognitiven 

Variablen nun tatsächlich von kognitiven Anteilen frei sind, mag dahingestellt 

bleiben. Jedenfalls ergab sich eine Vielzahl solcher Variablen wie Leistungs­

motivation, Neurotizismus, Extraversion/Introversion, Ängstlichkeit , Arbeits­

verhalten, Familien- und Wohnverhältnisse , soziale Schicht, Lehrerverhalten, 

Klassenstruktur u. a. Die gefundenen Zusammenhänge zwischen je einer dieser 

Variablen und der Schulleistung streuen von mittleren positiven bis hin zu 
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negativen Korrelationskoeffizienten (z. B. H A R T L E Y U . a. 1971, GROOMS & 

E N D L E R 1960, H O L L A N D 1960, H O L L A N D & NICHOLS 1964, R A Y N O R 1970, 

SEITZ 1971, SMITH 1964, UHLINGER & STEPHENS 1966, V/ORRELL 1959, BRAND­

STÄTTER u. a. 1966, SARASON 1966 u. a.). Das angestrebte Ziel , die ungeklärte 

Var ianz der Schulleistung möglichst weitgehend aufzuhellen, konnte auch über 

die nicht-kognitiven Variablen nicht erreicht werden. 

6.3. Différentielles Prognosemodell 

6 . 3 . 1 . D i e Ausgangslage 

Es wurde bisher eine Reihe methodischer Schwächen aufgezeigt, deren Berück­

sichtigung möglicherweise zu einer gewissen Verbesserung der Vorhersage von 

Schulleistungen hät te führen können. D i e Beachtung der erörterten formalen 

Zusammenhänge ist nun zwar eine notwendige Voraussetzung zur Verbesserung 

der Prognosesituation, sie ist aber nicht hinreichend. Besonders der relativ ge­

ringe Effekt, der durch Einbeziehung von nicht-kognitiven Variablen erzielt 

werden konnte, verweist auf die Notwendigkeit einer prinzipiellen Neuorien­

tierung auf diesem Forschungsgebiet. Über d i e bloße V e r m e h r u n g der Prädik-

t o r v a r i a b l e n i s t eine s u b s t a n t i e l l e Erhöhung der T r e f f s i c h e r h e i t v o n S c h u l l e i -

stungsprognosen n i c h t z u e r w a r t e n . D i e Mängel liegen nicht nur in der Metho­

dik und der Zahl der eingesetzten P r ä d i k t o r v a r i a b l e n , sie liegen vor allem in 

dem Fehlen eines Konzeptes, das der K o m p l e x i t ä t des Sachverhaltes angemes­

sen ist. 

Bei der Entwicklung eines solchen Konzeptes ist von der bekannten Tatsache 

auszugehen, daß gleiche Schulleistungen Resultat gleicher, aber auch unter­

schiedlicher Bedingungskonstellationen sein können. Dieser Satz ist nicht zur 

G ä n z e umkehrbar. Führten nämlich (im Extremfalle) absolut gleiche personale 

und situationale Bedingungen zu unterschiedlicher Schulleistung, dann w ä r e 

eine Vorhersage von Schulerfolg schlechterdings unmöglich. M a n muß also von 

der Prämisse ausgehen, daß einerseits Unterschiede in der Schulleistung auf 

unterschiedliche Bedingungskonstellationen zurückgeführt werden können, d a ß 

aber andererseits auch gleiche Schulleistungen Ergebnis unterschiedlicher Bedin­

gungskonstellationen sein können. Diese an und für sich trivialen Überlegungen 

haben, wie sich zeigen wird, für die Entwicklung eines Prognosemodells bedeut­

same Konsequenzen. 

E i n solches Modell m u ß ferner berücksichtigen, d a ß eine spezifische Schullei­

stung Ergebnis eines individuellen Bedingungsge/«ge5 ist und nicht einer Sum-

mation von Einzelbedingungen. Es m u ß die Verflochtenheit der Variablen in 

ihrer individuellen Ausprägung in Rechnung stellen. Daraus folgt, daß auch 

immer die Beziehung von Bedingungskomplexen zur Kriteriumsleistung erfaßt 

werden muß und nicht die von Einzelprädiktoren . 

Es wird also davon ausgegangen, d a ß Variable, d. h. soziale und personale 
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Merkmale existieren, die in Zusammenhang stehen mit der Schulleistung eines 
Individuums. Dabei ist es zunächst von untergeordneter Bedeutung, ob es sich 
um einen kausalen oder korrelativen Zusammenhang handelt. Wichtig ist, d a ß 
auf Grund der Kenntnis der Ausprägung dieser (antezedenten) Variablen mit 
einiger Sicherheit auf den Eintritt zukünftiger, noch unbekannter Ereignisse ge­
schlossen werden kann. Diese Variablen werden als Prädiktoren bezeichnet, die 
unbekannten Ereignisse, die vorhergesagt werden sollen, sind die Schulleistun­
gen. 
M a n muß weiter von dem Faktum ausgehen, d a ß jede P r ä d i k t o r v a r i a b l e immer 
in Konjunktion mit anderen Prädiktorvar iablen auftritt, d. h. , es existieren 
immer individual- bzw. gruppenspezifische Kombinationen von P r ä d i k t o r ­
variablen. Ferner ist zu berücksichtigen, daß jeder P r ä d i k t o r in unterschiedlichen 
Beziehungen stehen kann zu verschiedenen Aspekten des Kriteriums Schulleistung. 
Beispielsweise steht die Variable Intelligenz in einem bestimmten Zusammenhang 
mit den Leistungen des Individuums in Mathematik und in einem, möglicher­
weise davon differenten Zusammenhang mit den Leistungen im Fache Deutsch. 
D . h., es gibt nicht e i n e Beziehung des Prädiktors zum Kriterium, sondern meh­
rere. Dementsprechend werden, wie unter Pkt. 6.2.1 angedeutet, die Beziehun­
gen zwischen P r ä d i k t o r e n und umschriebenen Leistungskomplexen ermittelt 
werden müssen, nicht aber zu einem Globalkriterium Gesamt(schul)leistung. 
D a jeder P r ä d i k t o r immer in Konjunktion mit anderen P r ä d i k t o r e n auftritt, 
w ä r e es unzureichend, nur die Beziehung eines Einzelprädiktors zum Kriterium 
zu untersuchen. Die Beziehung des gleichen P r ä d i k t o r s zum Kriterium ist ab­
hängig von der A r t der K o p r ä d i k t o r e n , mit denen er gemeinsam auftritt. 

6.3.2. D i e E n t w i c k l u n g des M o d e l l s 

6.3.2.1. Die Simultankombinationen 

Das in Abbildung 1 dargestellte Modell verdeutlicht diese Überlegungen. 
Es wird zunächst der Raster möglicher individueller Merkmalskombinationen 
veranschaulicht. Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden lediglich globale 
Etikette und dichotome Ausprägung gewählt. Realiter ist selbstverständlich eine 
Operationalisierung und Spezifizierung vonnöten. 
Die aktuellen individuellen Merkmalskombinationen bezeichne ich als S i m u l t a n ­
k o m b i n a t i o n e n . Unter Simultankombination verstehe ich die zu einem gegebe­
nen Zeitpunkt bei einem Individuum oder einer Gruppe von Individuen an­
treffbaren Ausprägungen verschiedener personaler und situationaler Merkmale. 
Beispielsweise: ungünstige Familienverhältnisse, I Q von 1 2 0 , u n a n g e p a ß t e s Ver­
halten im Umgang mit anderen, bestimmte Freizeitinteressen, emotionale L a b i ­
lität , langer Schulweg usw. (selbstverständlich sollten diese Merkmalsbeschrei-
bungen präziser und differenzierter vorliegen als in diesem fiktiven Beispiel). 
Eine solche Simultankombination (SK) beschreibt also die bei einem Indivi-

Abb. 1: D i f f e r e n t i e l l e s P r o g n o s e m o d e l l ( v g l . g e g e n ü b e r l i e g e n d e S e i t e ) 
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duum zu einem Zeitpunkt ti (z. B. dem Untersuchungszeitpunkt) feststell­

baren Merkmale. Diese individuelle Simultankombination für sich erlaubt nun 

noch keine Prognose im Hinblick auf zukünftige Schulleistungen. Sie ist ledig­

lich im Sinne einer Tatbestandsbeschreibung, einer aktuellen Gegebenheit, zu 

verstehen. Es w ä r e auch unrealisierbar, wollte man für jede individuelle Simul­

tankombination die Beziehung zum Kriterium ermitteln. D a r ü b e r hinaus be­

steht die hohe Wahrscheinlichkeit, d a ß nicht alle in einer individuellen S K auf­

tretenden Merkmale für die Prognose von Bedeutung sind. 

Das Gebot der Ö k o n o m i e erfordert eine andere als die oben e r w ä h n t e extrem 

individualisierte Vorgehensweise, wobei aber zu fordern ist, d a ß auch bei einer 

ö k o n o m i s i e r u n g des Prognoseprozesses die individuellen Gegebenheiten h i n ­

reichend berücksichtigt werden. Dabei stellt sich das Problem wie folgt. Es exi­

stiert eine große Zahl von Simultankombinationen mit jeweils einer Vielzahl 

von Merkmalen. Notwendig ist eine doppelte Reduktion, nämlich erstens eine 

Reduktion der Zahl der Simultankombinationen für den V o r h e r s a g e p r o z e ß 

und zweitens innerhalb der S K eine Reduktion der Merkmale auf die für die 

Prognose wichtigen, oder anders gewendet: eine Selektion der irrelevanten 

Merkmale. Diese Reduktionen können auf verschiedenen Wegen erreicht wer­

den. Beispielsweise könnte man untersuchen, welche charakteristischen M e r k ­

malskombinationen gehäuft (gruppenspezifisch) auftreten, diese systematisieren 

und die Relevanz der Merkmale für die Prognose ermitteln. 

6.3.2.2. Die Prädiktorkombinat ionen und Differentiatoren 

Wie immer man auch vorgeht, es werden definierte Merkmalskombinationen 

und deren Beziehung zum Kriterium eruiert werden müssen. Die Merkmals­

konfigurationen, die in einem empirisch ermittelten Zusammenhang mit ver­

schiedenen Bereichen der Schulleistung stehen, bezeichne ich als Prädiktorkom­

b i n a t i o n e n . Es sind also Kombinationen von P r ä d i k t o r v a r i a b l e n mit je cha­

rakteristischer Beziehung zu unterschiedlichen Leistungskomplexen (zum Begriff 

der Konfiguration s. H O R S T 1954, 1966; C A T T E L L , C O U L T E R & TSUJIOKA 1966; 

K R A U T H & LIENERT 1973). 

D a r ü b e r hinaus werden die verschiedenen P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n e n (PK) wie­

derum zu Gruppen zusammengefaßt werden müssen. Diese Gruppierung erfolgt 

(empirisch) auf der Basis von D i f f e r e n t i a t o r e n . Differentiatoren nenne ich solche 

Variablen, die durch ihr Auftreten die Beziehung sonst gleich strukturierter 

Prädiktorkombinat ionen zum Kriterium verändern . Dabei werden nur solche 

Variablen als Differentiatoren zu bezeichnen sein, die generelle Veränderungen 

bei mehreren Prädiktorkombinat ionen bewirken, denn prinzipiell bewirkt ja 

jede Variable solche Veränderungen. Eine solche Differentiatorvariable könnte 

beispielsweise die Ängstlichkeit sein. Praktisch w ü r d e das bedeuten, daß die 

Gruppe der P K mit dem Differentiator Ängstlichkeit eine ganze Reihe in sich 

verschieden strukturierter Merkmalskonfigurationen enthält . Aber, und es ist 

wichtig dies festzuhalten, die gleichen P K dieser Gruppe können ebenfalls in 

einer anderen Gruppe mit einem oder mehreren anderen Differentiatoren auf-
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treten, eben deshalb, weil durch das Hinzutreten anderer Differentiatoren ihre 
Beziehung zum Kriterium v e r ä n d e r t wird . 
Dieser Gedankengang soll an einem sehr einfachen, fiktiven Beispiel verdeut­
licht werden. Die P K : Hohe Intelligenz, mittlere Leistungsmotivation, ungün­
stige Familienverhältnisse könnte durch Konjunktion mit dem Differentiator 
Ängstlichkeit in einer anderen Beziehung zum Kriterium stehen als bei dem 
(eventuellen) Differentiator Rigidi tä t . 
Wie diese Beziehungen in der R e a l i t ä t aussehen, kann nur auf empirischem 
Wege ermittelt werden. Weiter ist anzumerken, d a ß hier nur eine sehr verein­
fachte Darstellung des Sachverhaltes gegeben werden kann. Tatsächlich wird 
ein kompliziertes Netzwerk von Beziehungen zwischen P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o -
nen, Differentiatoren und Kriterium zu erwarten sein. 
F ü r eine solche Prädiktorkombinat ion m u ß nun, wie erwähnt , die Beziehung 
zum Kriterium angebbar sein, also etwa die Wahrscheinlichkeit, eine bestimmte 
Schulleistung innerhalb eines definierten Vorhersagezeitraumes zu erreichen. 
Wenn von der Beziehung P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n — Kriterium die Rede ist, 
darf, wie oben ausgeführt, Kriterium qua Schulleistung nicht als Globalkrite­
rium aufgefaßt werden. So wie es keine einfache Beziehung gibt zwischen 
einem Einzelprädiktor und der Gesamt(schul)leistung, so auch nicht zwischen 
ihr und einer Prädiktorkombinat ion . Es ist grundsätzlich mit der Möglichkeit 
zu rechnen, daß der Zusammenhang zwischen einer P K und verschiedenen L e i ­
stungskomplexen unterschiedlich ist. D . h., die gleiche P K kann für den L e i ­
stungskomplex x eine günstige, für den Leistungskomplex y aber eine ungün­
stige Prognose ergeben. 
N u n ist aber noch ein weiterer grundlegender Gesichtspunkt zu berücksichtigen. 
M a n darf nicht dem Irrtum unterliegen anzunehmen, daß einem Schulleistungs-
komplex eine und nur eine P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n zugeordnet ist. Unterschied­
liche P K können in gleicher Beziehung zu einem bestimmten Leistungskomplex 
stehen. Oder anders formuliert: D i e g l e i c h e L e i s t u n g k a n n a u f G r u n d g a n z 
verschiedener P r ' d d i k t o r k o m b i n a t i o n e n v o r h e r g e s a g t w e r d e n . Diese Überlegung 
berücksichtigt die Multikausali tät von Schulleistung oder Leistung überhaupt. 
Damit wird jede Schulleistungsprognose komplexer, aber auch reali tätsange­
messener. 
Es ist ferner denkbar, daß für jeden Leistungskomplex eine Hierarchie von Pra­
diktorkombinationen aufweisbar ist, die alle das Zustandekommen der in Frage 
stehenden Leistung als wahrscheinlich gelten lassen. A n der Spitze einer solchen 
Hierarchie werden möglicherweise Kombinationen von wenigen „günstigen" 
Merkmalen stehen, an ihrem Ende P K mit einer größeren Zahl von Merkmalen, 
unter denen sich für die Leistung „ungünstige" , aber auch diese ungünstigen 
Merkmale kompensierende finden. 
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6 . 3 . 3 . F o l g e r u n g e n 

Die bisherigen Überlegungen sollten hinreichend deutlich gemacht haben, d a ß 
eine Schulleistungsprognose auf G r u n d von E i n z e l p r ä d i k t o r e n ebenso unzurei­
chend bleiben muß, wie die auf der Basis einer schlichten Summation von E i n ­
zelprädiktoren. Eine begründete und gezielte Prognose m u ß einerseits die indi­
viduelle Simultankombination von Merkmalen in Rechnung stellen und ande­
rerseits sich auf die empirisch ermittelten Beziehungen zwischen P r ä d i k t o r k o m -
binationen und Kriterium stützen. Die Prognose wird dann optimal, wenn eine 
der individuellen Simultankombination weitgehend entsprechende P r ä d i k t o r -
kombination aufgefunden wird und die Prognose sich dann an der Beziehung 
dieser P K zum Kriterium orientiert. Wie erwähnt , werden nicht sämtliche indi ­
viduellen Merkmale zum Tragen kommen. Eine Entscheidung jedoch, welche 
Merkmale von "Bedeutung sind und welche nicht, kann erst auf G r u n d von 
empirischen Untersuchungen getroffen werden, die die vielfält igen Verflechtun­
gen der P r ä d i k t o r e n angemessen berücksichtigen. 
A n dieser Stelle muß nochmals hervorgehoben werden, d a ß es nicht darum 
gehen kann, Individuen bestimmten Schultypen zuzuordnen. Vielmehr stellt 
sich die Aufgabe, auf der Grundlage der Beziehungen von P r ä d i k t o r k o m b i n a -
tionen zu Leistungskomplexen unter Bezug auf die individuellen Merkmals­
ausprägungen qua Simultankombinationen jene Leistungsbereiche ausfindig zu 
machen, in denen die individuelle Erfolgswahrscheinlichkeit am größten ist. 
Erst ein zweiter Schritt ist es dann, zu prüfen, auf welche Weise sich diese 
möglichen Leistungsvollzüge im je gegebenen Bildungssystem realisieren lassen. 
D a ß damit das Bildungssystem zwangsläufig selbst Gegenstand der Reflexion 
werden muß und Innovationen als notwendig erscheinen können, ist die logische 
Konsequenz. 
Weiterhin ist ersichtlich, d a ß dieses Model l , bei einer inhaltlichen Auffüllung, 
eine differenzierte Beschreibung der Determinanten von Schulleistung (im Sinne 
umschriebener Leistungskomplexe) liefert, und zwar differenziert in zweierlei 
Hinsicht, nämlich bezüglich der Individuen und in Hinblick auf die Schullei­
stung. Damit sollte dieser Entwurf auch eine Aufforderung an die künftige 
Forschung darstellen. Notwendig ist vor allem die systematische Untersuchung 
der komplexen Beziehungen zwischen P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n e n und umschrie­
benen Leistungskomplexen, wobei letztere wiederum selbst Gegenstand inten­
siver Untersuchungen sein sollten. Aller Wahrscheinlidikeit nach wird sich dann 
bestätigen, daß es d i e Bedingungen des Schulerfolgs nicht gibt, ebensowenig wie 
die Eignung für d i e Realschule, d a s Gymnasium usw. 
Wie bereits vermerkt, erscheint ferner die Ü b e r t r a g u n g der ausgeführten M o ­
dellvorstellung auf die Bereiche der Studienwahl sowie der Berufswahl als mög­
lich und wünschenswert. Das Modell hat aber nicht nur die e r w ä h n t e deskrip­
tive Funktion, sondern, wie im folgenden dargelegt werden wird, auch unmit­
telbare Relevanz für die Beratungspraxis. 
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6.4. Sequentielle Beratungsstrategie 

Die im M o d e l l aufgezeigten Beziehungen liefern zunächst einmal die notwen­
digen empirischen Grundlagen für eine gezielte Beratung. D a r ü b e r hinaus er­
laubt dieses Modell nicht nur einen systematischen B e r a t u n g s a l g o r i t h m u s , es 
macht ihn geradezu zwangsläufig erforderlich. 
D i e Beratung muß erfolgen im Sinne einer flow-chart in aufeinanderfolgenden 
Entscheidungsschritten, wobei der nächste Schritt immer durch das Ergebnis des 
vorhergehenden bestimmt wird. Entscheidungspunkte, die die weitere Richtung 
der Beratung bestimmen, sind jeweils die Resultate der Informationssammlung 
bezüglich der Ausprägung eines Merkmals oder Merkmalsbereiches. 
D e r erste Schritt bei der konkreten Beratung ist die Applikat ion von sogenann­
ten D i f f e r e n t i a t o r t e s t s , d. h. von solchen Tests, die es erlauben, das zu beratende 
Individuum einer bestimmten Gruppe von Prädiktorkombinat ionen zuzuord­
nen. Das weitere Vorgehen hängt dann ab von den in dieser Gruppe angetrof­
fenen Prädiktorkombinat ionen und den Zielvorstellungen des zu beratenden 
Individuums. Nach der Zuordnung des Individuums zu einer bestimmten 
Gruppe v o n Prädiktorkombinat ionen wird derjenige Test, Fragebogen o. ä. 
eingesetzt, oder allgemeiner gesagt: diejenige Information eingeholt, die in der 
P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n an erster Stelle steht. Innerhalb der P r ä d i k t o r k o m b i n a -
tion ist eine Rangreihe denkbar, an deren Spitze die Merkmale stehen, die un­
abdingbar vorhanden sein müssen, und an deren Ende dann zwar an sich „gün­
stige" und unterstützende Merkmale zu finden sind, deren Vorhandensein für 
das Erbringen einer bestimmten Leistung aber nicht obligatorisch ist. 
Das Ergebnis dieser ersten Informationssammlung entscheidet dann darüber , 
welche Informationen als nächste einzuholen sind usw. Dabei ist es möglich und 
in der Regel sogar wahrscheinlich, d a ß innerhalb einer Differentiatorgruppe 
von einer Prädiktorkombinat ion zu einer oder mehreren anderen gewechselt 
werden m u ß , je nach Ergebnis der schrittweisen Informationssammlung. Prak­
tisch bedeutet dies, daß etwa das Testergebnis X i die Grundlage liefert für die 
Auswahl des nächsten (Test-)Verfahrens, also bei hoher Intelligenz das Verfah­
ren X4, weil die Verfahren X2 und X 3 bei einer derartigen Merkmalsaus­
prägung keinen Voraussagewert haben. Bei niedriger Intelligenz würden da­
gegen die Verfahren X2 und X3, nicht aber das Verfahren X4 Verwendung 
finden. Es werden also für jeden Schüler nicht immer die gleichen Verfahren 
eingesetzt, sondern nur diejenigen, die für den speziellen Schüler oder eine defi­
nierte Gruppe von Schülern bedeutsam sind im Hinblick auf die angetroffene 
Merkmalsausprägung. Es wird damit vermieden, vom Schüler Testergebnisse zu 
erheben, die für die Vorhersage seiner Schulleistung letztlich bedeutungslos 
(weil invalide) sind. 

Dieses Beispiel sollte nicht zu der Fehlannahme führen, d a ß eine solche sequen­
tielle Beratungsstrategie einer exzessiven Testanwendung gleich kommt. Im Ge­
genteil, es handelt sich hier um ein Verfahrensprinzip, das nicht an bestimmte 
Instrumente gebunden ist. Selbstverständlich sind objektive(re) Verfahren zu 
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bevorzugen, andererseits lassen sich relevante Informationen auch auf andere 

Weise gewinnen. Wesentlich ist hierbei aber, daß schrittweise nur Informatio­

nen über solche Merkmale des Individuums eingeholt und verwendet werden, 

die für die Prognose von Bedeutung sind, und sie nicht nur wegen ihrer face 

validity herangezogen werden. 

Z i e l des s e q u e n t i e l l e n Vorgehens ist es, die der individuellen Simultankombina­

tion am besten entsprechende oder (anders gewendet) die ähnlichste(n) P r ä d i k -

torkombination(en) ausfindig zu machen und die Beratung an den zwischen 

Prädiktorkombinat ionen und Kriterium bestehenden Beziehungen zu orientie­

ren. Es ist denkbar, für den G r a d der Ähnlichkeit ein entsprechendes Ähnlich­

keitsmaß zu entwickeln. Dabei könnte die Ähnlichkeit der individuellen Simul­

tankombination mit Prädiktorkombinat ionen differenziert werden in eine zen­

trale und eine periphere Ähnlichkeit . Z e n t r a l e Ähnlichkeit meint Ähnlichkeit 

hinsichtlich obligatorischer Merkmale, periphere Ähnlichkeit bezieht sich auf 

solche Merkmale, die zwar Stützungsfunktion haben, aber nicht zwingend ge­

fordert sind. 

Optimal leistungsfähig und ökonomisch wird die Anwendung eines solchen Be-

ratungsalgorithmus' erst über den Einsatz datenverarbeitender Anlagen wer­

den; vgl. ALLINGER & H E L L E R (1974) sowie B d . III dieses Handbuchs, K a p . 2 

im II. Abschn. Dies vor allem deswegen, weil hier nicht nur kognitive, sondern 

auch nicht-kognitive Variablen von in der Regel komplexer N a t u r berücksich­

tigt werden müssen. 

Es wurde oben ausgeführt, d a ß unterschiedliche P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o n e n in 

gleicher Beziehung zu einem bestimmten Leistungskomplex stehen können. V o r 

allem diesem Tatbestand wird durch die sequentielle Beratungsstrategie Rech­

nung getragen, indem sozusagen schrittweise überprüft wird, ob die individuelle 

Simultankombination von Merkmalen einer derjenigen P r ä d i k t o r k o m b i n a t i o ­

nen entspricht oder sehr ähnlich ist, die das Erreichen einer antendierten L e i ­

stung gewährleisten. Dabei werden nicht willkürlich „irgendwelche" , vermutlich 

bedeutsame Merkmale des Individuums erfaßt , sondern die aufeinanderfolgen­

den Schritte der Informationsgewinnung werden gesteuert durch das Ergebnis 

des jeweils vorhergehenden Untersuchungsschrittes. 

6.5. D i f f é r e n t i e l l e I n d i v i d u a l p r o g n o s e u n d i n d i v i d u e l l e F ö r d e r u n g 

Wie bereits mehrfach ausgeführt, sollte sich die Bestimmung der Beziehungen 

Prädiktorkombinat ionen — Schulleistung nicht beziehen auf den Zusammen­

hang von Prädiktoren und Erfolg in einem bestimmten Schultyp, etwa G y m n a ­

sium, sondern auf den Zusammenhang von P K und bestimmten Leistungskom­

plexen, etwa sprachlicher, mathematischer usw. Leistungskomplexe. Es geht also 

nicht um eine Schullaufbahnberatung im Sinne einer Zuordnung zu bestimmten 

Schultypen, sondern um eine Beratung im Sinne der Bildung und Koordination 

von Leistungsschwerpunkten. Damit wird eine Beratung vermieden, deren G e -
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wicht auf der Auslese von für einen bestimmten Schultyp „passenden" Schülern 
liegt. Eine solche Anpassungsfunktion der Beratung w ü r d e letztlich zu einer 
Stabilisierung auch mittlerweile überholter Schulsysteme führen, abgesehen da­
von, daß sie auch theoretisch höchst bedenklich w ä r e . Der direkte Bezug von 
P r ä d i k t o r e n zu Leistungskomplexen hat den Vorteil , d a ß die einmal gefunde­
nen Beziehungen relativ stabil bleiben dürften. E i n weiterer Vorteil der Abkehr 
von solchen Globalprognosen ist die Möglichkeit , individuelle Leistungsschwer­
punkte nicht nur zu erkennen, sondern auf G r u n d dieser Kenntnisse auch p ä d a ­
gogische M a ß n a h m e n setzen zu können. 
Dieser Tatbestand soll an einem Beispiel verdeutlicht werden. W i r nehmen an, 
der Schüler käme ohne bestimmte Bildungsvorstellungen zur Beratung. Der Be­
rater wird nun nach Anwendung der Differentiatortests mit der schrittweisen 
Erhebung der notwendigen Informationen beginnen. Vorausgesetzt, die indivi ­
duelle Simultankombination entspricht bis auf zwei oder drei Merkmale der 
Prädiktorkombinat ion , die den erfolgreichen Vol lzug sprachlicher Leistungen 
auf etwa „gymnasialem" Niveau wahrscheinlich macht, dann weiß der Berater, 
dieses Individuum „ k ö n n t e " die genannten Leistungen erbringen, wenn be­
stimmte andere Merkmale auch noch vorhanden wären . 
D e r Berater kann nun in verschiedener Weise weiter vorgehen. E r überprüft , ob 
es nicht andere Prädiktorkombinat ionen gibt, die Merkmale enthalten, die in 
der Lage sind, die beiden fehlenden Merkmale zu kompensieren. Gibt es eine 
solche Kombination, dann ermittelt er, ob diese kompensatorischen Merkmale 
bei dem in Frage stehenden Schüler in ausreichendem M a ß e ausgeprägt sind. Es 
sei erneut angemerkt, d a ß er bei dieser Suche nicht auf vage Vermutungen an­
gewiesen ist, sondern auf G r u n d der vorliegenden Ergebnisse gezielt vorgehen 
kann. Gesetzt den Fall , diese kompensatorischen Merkmale seien bei dem frag­
lichen Individuum nicht in ausreichendem M a ß e gegeben, dann kann der Berater 
eine andere Prädiktorkombinat ion aufsuchen, die der individuellen Simultan­
kombination am ehesten entspricht und seine Beratung danach ausrichten, wel­
che Leistungsvollzüge auf G r u n d dieser P K als wahrscheinlich zu erwarten sind. 
E r kann aber auch überprüfen, inwieweit die „fehlenden" Merkmale durch 
eine individuelle Förderung des Schülers sozusagen „nachträglich" erlangt wer­
den können. D . h., er hat die Möglichkeit , durch gezielte Förderungsmaßnah­
men zu helfen bzw. helfen zu lassen, den Erfolg seiner Beratungstätigkeit 
sicherzustellen oder zumindest wahrscheinlicher zu machen. Damit wird deut­
lich, daß mit dem beschriebenen Vorgehen nicht nur eine individuelle Prognose 
möglich wird, sondern darüber hinaus auch gezielte F ö r d e r u n g s p r o g r a m m e und 
Unters tützungsmaßnahmen sinnvoll eingesetzt werden können. 
A m Ende einer solchen Beratung, der als Ergebnis des sequentiellen Vorgehens 
nun eine differenzierte Beschreibung der Leistungsmöglichkeiten des Indivi­
duums zugrunde liegt, wird dann die Entscheidung über den zu wählenden B i l ­
dungsweg im gegebenen Bildungssystem stehen. Hauptaufgabe des Beraters zu 
diesem Zeitpunkt ist es, das Individuum darüber zu informieren, auf welche 
Weise es seine Leistungspotenzen am ehesten realisieren kann. 
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Schließlich sei noch angeführt , d a ß es mit einer einmaligen Beratung nicht ge­
tan sein kann. E i n solches Vorgehen w ü r d e wesentliche Vorteile des beschriebe­
nen Prognosemodells verschenken. Angenommen, man t r ä f e eine Vorhersage 
zum Zeitpunkt ti auf der Grundlage einer bestimmten Simultankombination 
von Merkmalen. Der Schüler besuchte dann eine bestimmte Schule mit entspre­
chenden Lernforderungen. Dieser Schulbesuch bzw. die Schulleistungen selbst 
bewirken nun aber eine Veränderung der individuellen Merkmalskonfiguration. 
D a z u lassen sich die Untersuchungen etwa über die Auswirkungen der Schul­
leistung auf Leistungsmotivation, Ängstlichkeit, Lehrerverhalten, Elternverhal­
ten usw. heranziehen (s. z . B . B L O O M 1 9 7 3 ) . Ferner laufen eine Reihe von intern 
und extern bedingten Persönlichkeitsentwicklungen ab. D . h. also, d a ß nach bei­
spielsweise einem Jahr, sich die Simultankombination von Merkmalen v e r ä n d e r t 
hat. W ü r d e nun zum Zeitpunkt ti + A l eine neue Prognose abgegeben werden, 
dann müßten wir diese veränder te Simultankombination in Rechnung stellen 
und würden u. U . zu einer von der ersten verschiedenen Vorhersage kommen. 
Damit legt sich die Notwendigkeit einer k o n t i n u i e r l i c h e n Beratung nahe, die zu 
einer Bestätigung versus Revision des aktuellen Bildungsverlaufes führen kann. 
Allerdings müßte die Berücksichtigung solcher Veränderungen in einem starren 
Schulsystem zu erheblichen Mißlichkeiten führen. Abseits von bildungspoliti­
schen Präferenzen ergibt sich so die sachlogische Forderung nach der Aufgabe 
von starren Schulsystemen zugunsten von durchlässigen, flexiblen Strukturen, 
die das „Umsteigen" ermöglichen. 

6.6. Vor- und Nachteile des Modells 

6 . 6 . 1 . V o r t e i l e 

— Das Modell berücksichtigt das individuelle Merkmalsgefüge des zu Beraten­
den, 

— beschreibt empirisch abgesicherte Zusammenhänge zwischen charakteristischen 
Prädiktorkombinat ionen und Leisttingskomplexen, 

— erlaubt gezielte, begründete und am Individuum orientierte Beratung, 
— ist in der Lage, individuellen Merkmalsveränderungen angemessen Rechnung 

zu tragen, 
— verweist auf individuelle Förderungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten, 
— erlaubt und erfordert eine kontinuierliche Beratung, 
— ist bei Verwendung datenverarbeitender Anlagen auch bei großen Schüler­

populationen einsetzbar, 
— ist durch Bezugnahme auf umschriebene Leistungskomplexe weniger an be­

stimmte Schulsysteme gebunden und daher flexibel, 
— liefert ein Konzept für die Anlage zukünftiger und die Integration bisheri­

ger Forschungsarbeiten, 
— ist übertragbar auf außerschulische Bereiche (Studien-/Berufsberatung). 
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6.6.2. N a c h t e i l e 

— Das Modell ist sicherlich noch verbesserungsbedürftig, besonders unter dem 

Gesichtspunkt der Praktikabil i tä t , 

— erfordert komplexere Versuchspläne als bisher, 

— muß noch inhaltlich aufgefüllt und auf seine Effizienz hin überprüft werden. 

6.7. A u s b l i c k 

Z u r Realisierung der vorgetragenen Gedankengänge sind noch einige Anmer­

kungen erforderlich. Ich bin der Meinung, daß eine umfassende empirische 

Überprüfung und Beschreibung der Beziehungen von Merkmalskonfigurationen 

zu klar definierten Leistungskomplexen mit den daraus abzuleitenden prakti­

schen Konsequenzen ein Fernziel darstellt, dem es sich sukzessive zu nähern gilt. 

Die K o m p l e x i t ä t dieser Aufgabe kann aber nur der negativ werten, der seine 

Augen verschließt vor der K o m p l e x i t ä t der anstehenden Probleme. Die vorge­

tragenen Überlegungen stellen den Versuch dar, eine Konzeption zu entwickeln, 

die als Bezugsrahmen für künftige Arbeiten dienen kann. 

Dieser Ansatz ist sicherlich noch verbesserungsbedürftig, zunächst liefert er nur 

eine Diskussionsgrundlage. Wie auch immer, die weitere Forschung zum Pro­

blem der Schulleistung und ihrer Prognose sollte nicht „konzept los" erfolgen. 

Anderenfalls gerät man in die Gefahr, zwar über eine Vielzahl von Unter­

suchungen zu verfügen, deren theoretische Integration post hoc dann nicht nur 

schwierig, sondern u. U . gänzlich unmöglich, wenn nicht gar überflüssig sein 

kann. V o r allem aber, und das dürfte das Entscheidende sein, blieben in diesem 

Falle Schulleistungsprognose und damit Schullaufbahnberatung ohne die drin­

gend notwendige empirische Fundierung. 
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IL Abschnitt 

Aufgabenfeld der Schullaufbahn-
und Systemberatung 





0. Einleitender Kommentar 

Es ist müßig darüber zu streiten, d a ß es verschiedene Gesichtspunkte zur Syste­

matisierung des Problembereichs „Bildungsberatung" gibt. Die in diesem H a n d ­

buch vertretene Konzeption der Unterscheidung von Beratungsaufgaben nach 

dem Kriterium des Zielgegenstandes, wie sie implizit auch anderen Experten­

gremien als Grundlage diente (z. B. A U R I N U . a. 1 9 7 3 ) , verfolgt in erster Linie 

Ordnungsfunktion. Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß in der Bera­

tungspraxis die einzelnen — theoretisch unterscheidbaren — Aufgabenkategorien 

mehr oder weniger als Konkretion, d. h. nicht völlig unabhängig voneinander, 

in Erscheinung treten. F ü r die theoretische Fundierung der Bildungsberatung 

und die praktische Lösung anstehender Beratungsprobleme ist es gleichermaßen 

sehr wichtig, ein brauchbares Ordnungsschema zur Verfügung zu haben. So 

benötigt etwa der Bildungsberater nicht nur klar definierte Kategorien, sondern 

auch anschaulich beschriebene Leitbilder, um aus der K o m p l e x i t ä t des Erschei­

nungsbildes die jeweilige Kernproblematik zu identifizieren und gezielte M a ß ­

nahmen zur Problemlösung bzw. Entscheidungsfindung ergreifen zu können. 

H a u p t a u f g a b e n ] e i d e r einer differenzierten Bildungsberatung sind (1) die Schul­

laufbahn- und Systemberatung, (2) die Individualberatung oder Einzelfallhilfe, 

(3) die Systemberatung. Sicherlich läßt sich eine Reihe sachlogischer Argumente 

für eine vierte Kategorie, die Berufs(bildungs)beratung, anführen (vgl. Struk­

turplan des D t . Bildungsrates). In der Bundesrepublik treten jedoch Bildungs­

und Berufsberatung als getrennte organisatorische Einheiten — mit unterschied­

lichen, formal begründeten Kompetenzansprüchen — auf, so daß es mit Blick 

auf diese Reali täten wenig sinnvoll erschien, hier die Berufsberatung als i n t e -

g r a t i v e n Bestandteil der Bildungsberatung miteinzubeziehen. In anderen L ä n ­

dern, wo beide Beratungsinstanzen (Berufsberatung und Schullaufbahnberatung) 

mehr oder weniger eine organisatorische Verflechtung darstellen, wurden ent­

sprechende Problemaspekte unter dem Begriff „Berufsbildungsberatung" be­

handelt (vgl. Abschnitt II im I. Band). E i n analog konzipiertes Modell im 

Hinblick auf die Studienberatung findet sich im letzten Beitrag dieses H a n d ­

buchbandes. 

Schließlich bedarf es noch einer kurzen Erläuterung, warum hier Aufgaben der 

Schullaufbahn- und Systemberatung unter ein und demselben Abschnitt be­

handelt werden. Schullaufbahn- und Systemberatung übernehmen beide eine 

wichtige Mittlerrolle zwischen dem ratsuchenden Schüler und dem System Schule. 

W ä h r e n d die Schullaufbahnberatung dabei mehr individuumzentrierte A u f ­

gaben erfüllt (Beratung über individuell angemessene Bildungswege u. ä . ) , ent­

faltet die Systemberatung mehr schul(system)bezogene Akt iv i tä ten (z. B. Be­

ratung bei der Curriculumrevision, der Unterrichtsorganisation, der Le i ­

stungsbeurteilung usw.). Bei unterschiedlicher Akzentuierung der beiden Bera­

tungsansätze steht doch jeweils die Vermittlungsfunktion im Zentrum der 

Akt ivi tä ten von Schullaufbahn- und Systemberatung, so daß die einschlägigen 

Probleme dem gleichen Aufgabenfeld zugeordnet werden können. 
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D i e Aufgaben und Probleme der S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g sind hier schulstufen-

bezogen dargestellt. Zunächst orientiert GEBAUER über die Beratung im Elemen­

tar- und Primarbereich. Nach einleitenden Ausführungen über Grundsatzfragen 

und wichtige strukturelle Bedingungen der Sozialisation im V o r - und G r u n d ­

schulalter werden Aufgabenschwerpunkte der Beratung im Elementar- und 

Grundschulbereich sowie relevante Einschulungsprobleme erör ter t . Die größte 

Effizienz dieser frühen Bildungsberatung erblickt der Autor dabei in der „ K o ­

operation von funktionaler und institutioneller Erziehungs- und Bildungs­

beratung", d. h. im Zusammenwirken verschiedener Expertengruppen und In­

stitutionen (Psychologen, Ä r z t e , Beratungs- und Sonderschullehrer, Erziehungs­

und Bildungsberatungsstellen u. a.). 

A m Beispiel der Übergangsberatung an der Schwelle zur Sekundarstufe wird 

die Grundstruktur der „klassischen" Schullaufbahnberatung aufgewiesen ( H E L ­

LER). Die tragenden Säulen der Entscheidungsvorbereitung bzw. Erstellung von 

Schuleignungsprognosen sind hier die Bildungs(weg)information, die Schul-

leistungsbeurteilung und die Begabungsdiagnose. Einzelfallhilfe und System­

beratung treten ~ von Fal l zu Fal l — als flankierende M a ß n a h m e n hinzu. 

Abschließend werden M a ß n a h m e n zur Verbesserung der Bildungswegberatung 

vorgeschlagen, wobei insbesondere die Einführung der (integrierten) Orientie­

rungsstufe gefordert wird. Spezifische Aufgabenfunktionen, die einzelnen Be­

ratungsinstanzen sowie Probleme der Datengewinnung (Methodeneinsatz) und 

Fragen zum organisatorischen Ablauf der Orientierungsstufenberatung sind 

Themen des Beitrags von BETHÄUSER . Beispiele konkreter Beratungsaktivi tä ten 

beschließen den instruktiven Bericht. 

Ü b e r den Aufbau eines Beratungssystems in der Sekundarstufe II handelt der 

folgende Beitrag von FAIST . D i e zunehmende Differenzierung und Individuali­

sierung des Bildungsangebots auf der gymnasialen Oberstufe erfordern eine de­

taillierte Information und Beratung in bezug auf das Lernangebot und die 

individuelle Eignung. Informationsveranstaltungen und berufsvorbereitender 

Unterricht sind — neben schriftlichem Informationsmaterial — dabei wichtige 

Möglichkeiten der Bildungsinformation. Zur Eignungsermittlung werden vor 

allem psychodiagnostische und pädagogische Testverfahren eingesetzt. Ferner ist 

eine Krisenberatung in Konfliktfällen angezeigt. 

M i t Problemen der Bildungsberatung an Gesamtschulen beschäftigt sich der Bei­

trag von U H L I G . Ähnlich wie in der Sekundarstufe II erfordern ein größeres 

Unterrichtsangebot und vers tärkte Wahlmöglichkeiten des Schülers auch hier 

eine Intensivierung der Schullaufbahnberatung. Die Zuweisung zu F ö r d e r ­

kursen, Wahldifferenzierung, Beratung in bezug auf Schulabschlußqualifikatio­

nen bzw. alternative Ausbildungswege sind Aufgaben, die dem Bildungsberater 

bzw. Schulpsychologen und Beratungslehrer an Gesamtschulen überantwortet 

werden. D a r ü b e r hinaus stellen Einzelfallhilfe und Systemberatung notwendige 

Ergänzungen der Schullaufbahnberatung dar. „Es gilt einen Beratungsdienst zu 

institutionalisieren, der den spezifischen Problemen und Bedürfnissen der Ge­

samtschulen gerecht wird. Dieser Beratungsdienst wird geprägt sein durch die 
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räumliche N ä h e und die Interaktion aller am Beratungsprozeß Beteiligten. E r 

m u ß als schulinterner Dienst durch einen externen Beratungsdienst ergänzt 

werden.« 

Praktisch die gleichen oder ähnliche Forderungen gelten für die Beratung an 

Modellschulen ( H . V . HOFFMANN ) . E i n Spezifikum ist jedoch unübersehbar: 

Nirgendwo sonst wird die Verklammerung von Schullaufbahn- und System­

beratung so deutlich wie am Beispiel der Modellschulberatung. H i e r rücken die 

Ziele der Schulreform (Demokratisierung der Schule, Maximierung der B i l ­

dungschancen jedes einzelnen, soziale Integration usw.) in den Mittelpunkt des 

Aufgabenkatalogs, wobei die „Beratung als Mittel zur Erreichung von Bildungs­

zielen (immer) auf den Schüler bezogen" bleibt. 

Möglichkeiten und Grenzen der internen vs. externen Systemberatung sind 

schließlich zentrales Thema des Beitrags von G A U D E . Systemberatung dient ein­

mal „der Optimierung bestimmter Prozesse und Strukturen innerhalb des 

Systems (Schule), ohne die Systemziele selbst zu analysieren oder zu modifi­

zieren. Z u m anderen kann Systemberatung auf der Grundlage systematischer 

Beobachtungen und Analysen bestehender Schulsysteme zur Entwicklung neuer 

Zielvorstellungen beitragen, die ihrerseits Systemänderungen notwendig 

machen" (innovative Funktion). Beide Ziele verfolgt die Systemberatung — als 

T e i l einer umfassenderen Konzeption von Bildungsberatung —, wobei die Be­

reiche der Planung, der Realisierung, der Evaluation und der Revision als 

konstituierende Prozeßvar iablen des Schulsystems die Aufgabenfelder abstecken. 

453 





T h e o d o r G e b a u e r 

1. Beratung im Elementar- und Primarbereich 

1.1. Grundsätzliches zur Beratung im Elementar- und Primarbereich 

Irgendwann zwischen dem vollendeten 3. und 8. Lebensjahr erfahren so gut wie 

alle unsere Kinder zum ersten M a l eine kollektive Erziehung und Bildung im 

Rahmen einer eigens dafür vorgesehenen Institution. In Gestalt einer Kinder­

gärtnerin oder eines Erstklaßlehrers begegnet ihnen hier erstmals ein bisher 

fremder Berufserzieher. In manchen Fällen erlangt diese Erstbegegnung im posi­

tiven oder im negativen Sinne geradezu schicksalhafte Bedeutung und prägt das 

Verhalten der betreffenden Kinder auch für die nächsten neun bis zwanzig 

Jahre, die sie von jetzt an vorwiegend in Bildungsinstitutionen verbringen. 

Diese Erstbegegnung m i t Berufserziehern und Gleichaltrigen in einer neuen 

Institution ist aber nicht nur für die unmittelbar betroffenen Kinder von Be­

deutung; auch M ü t t e r und V ä t e r , Großel tern und sonstige Verwandte nehmen 

mehr oder weniger bewegten Anteil an der jetzt so völlig andersartigen Lebens­

situation: Wie wird sich Peter, wie wird sich Inge in dem neuen und fremd­

artigen Sozialgebilde „ K i n d e r g a r t e n " bzw. „Grundschule" behaupten? Werden 

sie in die gemeinsamen Spiele und sonstigen Unternehmungen voll integriert 

werden oder ein Aschenputtel-Dasein am Rande führen? Ist Gabi schulreif? 

W i r d sich Klaus als hinreichend begabt erweisen und sich rege am Unterricht 

beteiligen oder wird er „abschalten" und „ t r ä u m e n " ? W i r d er später das G y m ­

nasium besuchen können? Werden in dieser ersten und entscheidenden großen 

Bewährungsprobe außerhalb des Elternhauses die schon so lange befürchteten 

Begabungsmängel und Erziehungsfehler offenkundig werden? 

Solche und ähnliche Fragen haben sich besorgte Eltern beim Kindergarten- bzw. 

Schuleintritt ihrer Kinder schon vor vielen Jahrzehnten gestellt. Mehr oder we­

niger deutlich haben sie ihre echten Besorgnisse und Fragen zu Erziehungs-, 

Lern- und Bildungsproblemen auch damals schon mit Kindergärtnerinnen und 

Grundschullehrern besprochen und um Ratschläge zur besseren Bewält igung 

ihrer Probleme gebeten. Dies geschieht auch noch heute. 

Seit den sechziger Jahren ist nun allgemein ein sehr verstärktes Interesse der 

Öffentlichkeit und der Eltern an Problemen der Erziehung und der Bildungs­

einrichtungen festzustellen. Nach der berühmt gewordenen L Ü C K E R T - H O F F -

MANN-Kontroverse 1 in den Jahren ab 1966 konzentrierte sich dieses Interesse 

mehr und mehr auf die öffentlichen Bildungseinrichtungen für die 3- bis 8jähri-

gen, denen L Ü C K E R T Rückständigkeit vorgeworfen hatte. Aber auch die M ö g -
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Henkelten der kognitiven Frühförderung sowie einer ausgewogenen, alle Per­

sönlichkeitsbereiche umfassenden K l e i n k i n d e r z i e h u n g im Elternhaus wurden 

jetzt intensiver als früher diskutiert. Zeitungen, Illustrierte und die p ä d a g o ­

gisch-psychologische Fachliteratur nahmen sich dieser Themen ebenso an wie 

Rundfunk, Fernsehen und die Volkshochschulen. Spezielle Elternzeitschriften 

und -bücher machten ihren Lesern eindringlich klar, wie wichtig für die Zukunft 

ihrer Kinder eine gezielte F ö r d e r u n g schon in den ersten Lebensjahren sei. Es 

entstanden vielerorts diesbezügliche E l t e r n i n i t i a t i v e n , unter denen die sogenann­

ten „antiautori tären K i n d e r l ä d e n " am meisten Beachtung fanden. Durch diese 

vielfältigen und unüberschaubar gewordenen öffentlichen Diskussionen und A k ­

t ivi täten zu Fragen der richtigen und falschen Kleinkinderziehung wurden 

einerseits viele Eltern in ihrem natürlichen Erziehungsverhalten verunsichert; 

andererseits stieg aber gerade dadurch auch ihr Bedürfnis nach weiterer E r -

ziehungs- und Bildungsinformation sowie nach ganz individueller Beratung. 

1957 schrieb der Soziologe SCHELSKY, d a ß unsere weiterführenden Schulen 

i,zur ersten und damit entscheidenden zentralen sozialen Dirigierungsstelle für die 
künftige soziale Sicherheit, für den künftigen sozialen Rang und für das Ausmaß 
künftiger Konsummöglichkeiten" 2 

geworden seien. 

Damals dürften die meisten Eltern diesen Satz im Hinblick auf die Schullauf­

bahn ihrer Kinder und ihre damit zusammenhängenden Wünsche etwa f o l ­

gendermaßen interpretiert haben: Es kommt vor allem darauf an, unser K i n d 

im 4. Grundschuljahr und im Gymnasium zum Aufpassen und zum Mitarbeiten 

zu veranlassen. 

Heute dagegen wissen die meisten Eltern, d a ß die entscheidenden Weichen­

stellungen für die künftigen Bildungschancen und für den künftigen sozialen 

Rang schon in den ersten Lebensjahren, spätestens jedoch in den ersten G r u n d -

schuljahren erfolgen. Dieses neue Wissen dürfte mit dazu beigetragen haben, 

d a ß Eltern heute noch häufiger als früher von sich aus Rat und H i l f e in E r ­

ziehungsfragen bei Fachleuten suchen, also vor allem bei Erzieherinnen, G r u n d ­

schullehrern, Erziehungs- und Bildungsberatern sowie bei Beratungslehrern. 

E i n weiterer Grund für das zunehmende Bedürfnis nach Bildungsberatung be­

reits im Elementar- und Primarbereich ist in dem raschen Wandel zu suchen, in 

dem sich nicht nur unsere Gesellschaft und Kultur im allgemeinen befinden, son­

dern auch und gerade unser Bildungswesen. Noch vor wenigen Jahren w ä r e n 

auch für Pädagogen Begriffe wie „ E l e m e n t a r - " bzw. „Primarbereich" des B i l ­

dungswesens, „Vorklasse" , „Eingangsstufe" , „Sekundarstufe I", „kooperat ive 

Gesamtschule" höchst nebulös und unverständlich geblieben. Die Eltern erwar­

ten mit Recht vom Berufspädagogen auch hier präzise Auskünfte und gegebe­

nenfalls individuelle Beratung. 

Besonders wichtig, ja geradezu unentbehrlich wird eine Erziehungs- und B i l ­

dungsberatung immer dann, wenn sich bei Kindern im Elementar- und Primar-
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bereich Schwierigkeiten im Spielverhalten, im Sozialkontakt oder im Leistungs­
bereich zeigen, wenn Wahrnehmungsstörungen vorliegen, sich neurotische Fehl­
entwicklungen oder Sprachstörungen anbahnen. In all diesen Fällen kommt es 
entscheidend darauf an, daß der Berufserzieher einigermaßen deutlich die z u ­
grunde liegende Störung diagnostiziert oder — falls ihm eine klare Diagnose 
nicht möglich ist — ohne Scheu geeignete Fachleute bzw. Institutionen hinzu­
zieht (z. B. Psychologen, Ä r z t e , Beratungs- und Sonderschullehrer, Erziehungs­
und Bildungsberatungsstellen). Gerade hier, im Zusammenwirken verschiedener 
Fachleute und Institutionen, in der K o o p e r a t i o n v o n f u n k t i o n a l e r u n d i n s t i t u ­
t i o n e l l e r E r z i e h u n g s - u n d B i l d u n g s b e r a t u n g , werden nicht nur die treffendsten 
Diagnosen, Bildungs- und Therapievorschläge erarbeitet; vielmehr werden re­
gelmäßig bei echter Teamarbeit alle an der Beratung Beteiligten (Eltern, E r ­
zieher und hauptberufliche Berater) von dieser Zusammenarbeit profitieren. 
Dabei wird ihr Blick für die Besonderheiten des hilfsbedürftigen Kindes ge­
schärft und ihr Verständnis für ähnlich gelagerte Schwierigkeiten anderer K i n ­
der vergrößert . Leider zeigt ein nüchterner Blick auf die gegenwärtige Erzie­
hungswirklichkeit in unseren Kindergär ten , Vorklassen, Eingangsstufen und 
folgenden Grundschulklassen, daß die hier skizzierte Zusammenarbeit verschie­
dener Fachleute mit den Eltern in der Erziehungs- und Bildungsberatung mehr 
die Ausnahme als die Regel, mehr Programm als schon praktizierte Wirklichkeit 
ist. 
Damit Erzieherinnen, Sozialpädagogen, Vorklassenlehrerinnen und G r u n d ­
schullehrer im Elementar- und Primarbereich ihre immer notwendiger werden­
den Beratungsaufgaben befriedigend erfüllen können, bedarf es einiger grund­
legender Voraussetzungen: Schon in den Fachschulen, Fachhochschulen, P ä d a g o ­
gischen Fachseminaren und Pädagogischen Hochschulen müssen sie o b l i g a t o r i s c h 
eingeführt werden in die wichtigsten Grundtatsachen der normalen und patho­
logischen Entwicklung des Kindes, der verschiedenen Formen neurotischer Fehl­
entwicklungen und Lernstörungen, der Ursachen körperlicher, seelischer und 
geistiger Defekte und ihrer Auswirkungen auf Verhalten und Lernleistungen 
der betreffenden Kinder . Sehr hilfreich w ä r e auch eine Einführung in die Stra­
tegie und Taktik von Beratungsgesprächen mit Eltern. 

Umgekehrt fehlt den hauptberuflichen Schul P s y c h o l o g e n , E r z i e h u n g s - u n d B i l ­
d u n g s b e r a t e r n , die ja meist lediglich ein Studium der Psychologie absolviert 
haben, in aller Regel eine hinreichend intime Kenntnis dessen, was in unseren 
Kindergärten, Vorklassen, Schulkindergärten und Grundschulen wirklich vor 
sich geht. Es w ä r e gut, wenn man bald dahin kommen könnte, daß sie bereits 
während ihrer Universitätsausbildung wenigstens eine theoretische Einführung 
in die Ziele, Arbeitsweisen und Organisationsformen dieser Bildungsinstitutio­
nen bekommen könnten. Bis heute müssen sie sich diese für sie so wichtigen 
Kenntnisse erst w ä h r e n d der praktischen Tät igkei t in ihren Institutionen er­
werben. 

Mehr und mehr — allerdings noch längst nicht im wünschenswerten Umfang — 
wird jetzt durch die Ausbildung und Stundenplanentlastung der sogenannten 
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B e r a t u n g s l e h r e r ein Bindeglied geschaffen zwischen den hauptberuflichen L e h ­
rern und Erziehern einerseits und den hauptberuflichen Beratern andererseits.3 

Es ist also festzustellen, d a ß noch längst nicht optimale Voraussetzungen für die 
Beratung im Elementar- und Primarbereich geschaffen worden sind. Anderer­
seits wird aber von vielen Erzieherinnen, Lehrern, Erziehungs- und Bildungs­
beratern seit langem eine erfolgreiche Beratungsarbeit betrieben. Sie geschieht 
auf mehrfache Weise: 
(1) durch gezielte Elternabende (mit oder ohne Fach-Referenten) und durch 

anschließende Diskussionen; 
(2) durch die gelegentliche Beratung an der Kindergarten- bzw. Schultür beim 

Bringen oder Abholen der Kinder ; 
(3) durch spezielle Elternsprechstunden der Erzieherinnen oder Lehrer; 
(4) durch Einschaltung geeigneter hauptberuflicher Berater; 
(5) gelegentlich — besonders im ländlichen R a u m — auch heute noch durch 

Besuche bei Eltern. 

1.2. Elementar- und Primarbereich im Wandel 

Wer sich anschickt, Bildungsberatung zu betreiben, der sollte sich zuvor unbe­
dingt Klarheit verschaffen über Ziele, Organisation und Wege der Bildungs­
einrichtungen, über die er berät . Elementar- und Primarbereich sind gegenwär­
tig sowohl inhaltlich als auch organisatorisch in einer Phase besonders raschen 
Wandels begriffen. Deshalb erscheint es sinnvoll und notwendig, an dieser Stelle 
nachzudenken über Ursachen und Zielrichtungen dieses Wandels. 
V o r s c h u l i s c h e E r z i e h u n g und vorschulisches Lernen der Kleinkinder bis zum 
vollendeten 5. Lebensjahr waren so lange kein ernsthaftes pädagogisches und 
öffentliches Problem, wie sich das Erwerbsleben der Eltern im wesentlichen i m 
gut überschaubaren Bauernhof oder Handwerksbetrieb abspielte. H o f , Garten, 
Stall, Arbeitsraum, Straße , Feld und W a l d waren nicht sehr gefährlich und bo­
ten Platz und Anregung zu vielfältigen Spielen und Lernprozessen. H i n z u k a ­
men Anregungen durch die beobachtete Berufsarbeit der Eltern und das a l l ­
mähliche Hineinwachsen in diese Arbeit durch kleine Hilfsarbeiten. M i t der 
Vollendung des 5. Lebensjahres erfolgte im 18. und 19. Jahrhundert ohnehin 
die Einschulung. Fünfjährige und jüngere Kinder wurden damals gezwungen, in 
großen Gruppen und in strenger Disziplin das Lesen, Schreiben und Rechnen zu 
erlernen. Im preußischen „General-Landschul-Reglement" Friedrichs des I L von 
1763 heißt es dazu u. a.: 

„Zuvörderst wollen Wir, daß alle Unsere Untertanen, es mögen sein Eltern, Vor­
münder oder Herrschaften, denen die Erziehung der Jugend obliegt, ihre eigene so­
wohl als ihrer Pflege anvertraute Kinder, Knaben oder Mädchen, wo nicht eher, doch 
höchsten vom fünften Jahre ihres Alters in die Schule schicken . . . " 4 
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M i t Beginn der Industrialisierung wuchs allerdings die Gefahr der Vernachläs­

sigung und Verwahrlosung der noch nicht schulpflichtigen Kinder beträchtlich. 

U m diesen Gefahren vorzubeugen, wurde bereits im 18. Jahrhundert ( z . B . 

durch OBERLIN) und verstärkt im 19. Jahrhundert eine Reihe von K l e i n k i n d e r -

b e w a h r a n s t a l t e n gegründet, die an mehreren Stellen zu K l e i n k i n d e r schulen für 

drei- bis vierjährige Kinder ausgebaut wurden. Neben moralischer und religiö­

ser Unterweisung wurden hier insbesondere Grundkenntnisse im Lesen, Schrei­

ben, Rechnen und Stricken vermittelt. 

Eine wirklich grundlegende Neuorientierung erhielten diese Bestrebungen dann 

durch Friedrich FRÖBEL , der 1837 in Blankenburg seine „Anstal t zur Pflege des 

Beschäftigungstriebes für Kindheit und Jugend" gründete. Aus ihr ging dann 

ab 1840 der „Allgemeine Deutsche K i n d e r g a r t e n " hervor. FRÖBEL hatte mit 

sicherem Blick die Nachteile einer Verschulung und Uberforderung der drei- bis 

vierjährigen Kleinkinder erkannt. A n die Stelle der überlieferten Schulfächer 

setzte er mit Recht das Prinzip des freien Spiels, das viel eher als diese eine 

harmonische Entfaltung der kindlichen Anlagen garantieren k ö n n e . 5 M i t sei­

nen „ G a b e n " (Ball, Kugel, W ü r f e l , Walze, Baukästen usw.) lieferte er für die 

Kindergär ten zugleich die benötigten Spiel- und Beschäftigungsmaterialien. 

Nach dieser durch FRÖBEL erfolgten Weichenstellung arbeiteten die allermeisten 

mitteleuropäischen Kindergärten im wesentlichen bis vor wenigen Jahren, in 

vielen bis heute. 

N u n hatte aber FRÖBEL selbst die Unzulänglichkeit eines Kindergartens er­

kannt, in dem nur gespielt wurde. Deshalb forderte er für die 4- bis 5jährigen 

noch nicht schulpflichtigen Kinder die 

„Einrichtung einer „Vermittlungs- oder Vorschule, zur Verknüpfung zwischen dem 
Kindergarten und der reinen, eigentlichen Lernschule".6 

Diese wurde aber zu seinen Lebzeiten nur an wenigen Stellen in die Tat umge­

setzt. (In Form der jetzt überall neu entstehenden „Vorschulversuche" in K i n ­

dergärten, „Schulkindergärten", „Vorklassen" und „Eingangsstufen" der 

Grundschule werden diese FRÖBELschen Gedanken — wenn auch in veränder ter 

Form — wieder aufgenommen und verwirklicht.) 

A u f G r u n d der Beobachtung, d a ß die jüngeren Kinder im allgemeinen das Ziel 

des ersten Grundschuljahres schlechter erreichten und häufiger die 1. Klasse wie­

derholen mußten als die etwas älteren Kinder, wurde seit dem Ende des 

19. Jahrhunderts das Einschulungsalter allmählich immer weiter heraufgesetzt. 

Immer deutlicher wurde erkannt, d a ß 5jährige Kinder im damals selbstver­

ständlichen und ausschließlich praktizierten strengen F r o n t a l u n t e r r i c h t leicht 

überfordert werden konnten. In den zwanziger Jahren entstand die sogenannte 

Schulreifepsychologie7, die nach dem 2. Weltkrieg insbesondere von A . K E R N 

und seinen Schülern wiederaufgenommen und mit großer Breitenwirkung ver­

treten wurde. 8 M i t H i l f e von Schulreifetests wurden einige für den Erstunter­

richt als wichtig erachtete Fähigkeiten — insbesondere die Gliederungsfähigkeit 

— gemessen. 
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V o m Ausgang solcher psychologischen Schulreifeprüfungen (mancherorts auch 

von gleichzeitig durchgeführten ärztlichen Schuleignungsuntersuchungen) wurde 

es — und wird es vielerorts noch heute! — abhängig gemacht, ob ein K i n d ein­

geschult oder für ein Jahr vom Schulbesuch ausgeschlossen wird . 

Der hinter einer solchen rigiden Vorstellung von Grundschule und von kind­

licher Entwicklung stehende Gedankengang kommt bei K E R N ganz klar zum 

Ausdruck. E r geht davon aus, d a ß die Gliederungsfähigkeit sich im Kinde nach 

immanenten Gesetzmäßigkeiten entwickelt, also kaum etwas mit Übung zu tun 

hat. Die für einen erfolgreichen Schulbesuch (und seiner Meinung nach auch für 

eine Einschulung) erforderliche Gliederungsfähigkeit wird nach seinen Beobach­

tungen von jedem halbwegs normalen Kinde früher oder später erreicht. W ö r t ­

lich schreibt er dazu: 

„Jedes Kind, extrem schwache Begabung (Idiotie oder Imbezillität) ausgenommen, 
erreicht einmal im Laufe seiner Entwicklung die E n t w i c k l u n g s p h a s e , der jenes Lei-
stungsgefüge zugeordnet ist, das als Voraussetzung für ein erfolgreiches Durchlaufen 
der Schule angesetzt werden muß. Das eine Kind kommt lediglich früher, das andere 
später zu diesem Entwicklungspunkt. Insofern ist schulische Leistung primär von der 
Entwicklung abhängig." 9 

Aus solchen Prämissen zieht K E R N dann folgende Schlußfolgerung: 

„Wenn wir mit der Einschulung eines Kindes warteten, bis es den geforderten Ent­
wicklungspunkt erreicht hätte, dann wäre jedem Kinde ein relativ leichtes und erfolg­
reiches Durchschreiten der Schullaufbahn möglich. Das ist faktisch die letzte Konse­
quenz aus unserem Gedankengang!" 1 0 

D a nun erfahrungsgemäß „schulunreife" Kinder in der damals allgemein (und 

heute auch noch vielfach) praktizierten Form von E r s t k l a s s e n u n t e r r i c h t leicht 

überfordert und entmutigt werden und dauernde Ü b e r f o r d e r u n g in aller Regel 

zur Zerstörung der Lernmotivation führt , drängt man vielerorts auf Abhilfe . 

Unter dem Eindruck der soeben skizzierten Psychologie der Schulreife wurden 

in allen 11 deutschen Bundesländern nach dem 2. Weltkrieg mindestens zwei 

der folgenden drei M a ß n a h m e n ergriffen: 

(1) O b w o h l in den vorangegangenen Jahrzehnten das Einschulungsalter bereits 

erheblich erhöht worden war, wurde zwischen 1950 und 1965 in allen Bun­

desländern das Einschulungsalter in mehreren Etappen nochmals um sechs 

Monate heraufgesetzt.11 

(2) In allen deutschen Bundesländern (aber nicht an allen Grundschulen) wur­

den neben den schulärztlichen Untersuchungen der Schulanfänger in zuneh­

mendem M a ß e auch die bereits erwähnten psychologischen Schuir ei fetests 

durchgeführt. Dabei stieg interessanterweise der Prozentsatz der wegen 

mangelnder Schulreife für ein Jahr vom Schulbesuch zurückgestellten K i n ­

der zwischen 1950 und 1965 noch an, obwohl die Kinder doch inzwischen 

nochmals ein halbes Jahr später s c h u l p f l i c h t i g geworden waren! 

(3) W o h l in allen deutschen Bundesländern hatte man inzwischen erkannt, d a ß 

man mit der Zurückstellung vom Schulbesuch allein den schulunreifen K i n -
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d e m einen nur zweifelhaften Dienst erwiesen hatte. M a n hatte ihnen zwar 

viele beschämende Überforderungs- und Mißerfolgserlebnisse erspart; es 

konnte jedoch nicht verborgen bleiben, d a ß die meisten der zurückgestellten 

Kinder einem besonders anregungsarmen Milieu entstammten. Selbst wenn 

man die prinzipielle Richtigkeit der Schulreifepsychologie anerkannte, 

m u ß t e man doch einräumen, daß die ohnehin benachteiligten Kinder durch 

die Zurückstellung vom Schulbesuch (und den damit verbundenen geistigen 

Anregungen) ein zweites M a l benachteiligt wurden. 

Deshalb war man seit 1950 in den meisten Bundesländern bemüht, durch die 

Einrichtung von Schulkinder gärten diesen zwar schulpflichtigen, aber noch 

nicht schulreifen Kindern zu helfen (durch gezieltes Training bestimmter 

psychischer Funktionen sollten sie im Verlauf eines Jahres die geforderte 

Schulreife sicherer erreichen, als es ohne dieses Training möglich gewesen 

w ä r e ) . In keinem Bundesland konnten auch nur annähernd alle zurückge­

stellten Kinder in die wenigen Schulkindergärten aufgenommen werden, in 

den meisten Bundesländern nur ein bescheidener Prozentsatz. 

Bereits 1956 fanden L . KEMMLER und H E C K H A U S E N 1 2 Anzeichen dafür , daß die 

sogenannte „Schulreife" durch den normalen Unterricht im 1. Grundschuljahr 

viel s tärker beeinflußt wird als man vorher angenommen hatte. Sie überprüften 

163 Schulanfänger bei Schulbeginn und 6 Wochen später noch einmal mit dem 

KERNschen G r u n d l e i s t u n g s t e s t . Dabei stellte sich u. a. eine überrasdiend starke 

Abnahme der ungegliederten und diffusen ( = schulunreifen) Leistungen heraus. 

W ä h r e n d diese bei der ersten Testung noch 26 °/o ausmaditen, sank ihr Anteil 

bei der zweiten Testung nach 6 Wochen Unterricht auf lediglich 3 °/o! 

Aus diesen und ähnlichen Ergebnissen folgerten die beiden Autoren: 

„Der rasche Zuwachs der Gliederungsfähigkeit während der ersten 6 Schulwochen muß 
deshalb in einem erheblichen Maße auf den Unterricht selbst zurückgeführt werden. 
Dies bedeutet, daß die Gliederungsfähigkeit keineswegs nur auf umweltunabhängigen 
Reifungsvorgängen beruht, sondern in hohem Maße übbar ist." 1 3 

Das allgemeine Unbehagen an dem immer später einsetzenden Schulbeginn mit 

Schulreifeprüfung und nachfolgendem Frontalunterricht mit um so schärferem 

Leistungsdruck wurde noch dadurch verstärkt , daß eine ganze Reihe anderer 

Autoren ebenfalls die Unsicherheit einer Prognose des Schulerfolgs mit H i l f e 

von Schulreifetests nachweisen konnte. 1 4 Auch viele Untersuchungen zur Ent­

wicklung der intellektuellen Begabung und der Leistungsmotivation trugen 

wesentlich zur Erschütterung der Schulreifepsychologie b e i . 1 5 In diesen Unter­

suchungen konnte nachgewiesen werden, daß die entscheidenden Weichenstel­

lungen für die Entwicklung menschlicher Begabungen und L e i s t u n g s m o t i v a t i o n 

bereits in den ersten 6—8 Lebensjahren erfolgen und sehr stark von Mil ieu­

faktoren beeinflußt werden. Wenn man also mit Aussicht auf Erfolg Kinder in 

Grundschulen anregen, aktivieren, motivieren, fördern und „begaben" wil l , 

dann darf das Einschulungsalter nicht möglichst hoch, sondern muß möglichst 

niedrig angesetzt werden. Die Kernfrage bei der Einschulung darf dann aber 
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nicht mehr lauten: „Bist du, kleines K i n d , schon reif für die große G r u n d ­
schule?", sondern genau umgekehrt: „Bist du, große Grundschule, reif dafür , 
unsere Kinder so anzuregen, so zu aktivieren, zu motivieren, zu fördern und zu 
begaben, wie sie es verdienen und wie es ohne weiteres möglich ist?" 1 6 

Der Deutsche Bildungsrat hat in seinen Schriftenreihen „Gutachten und Studien 
der Bildungskommission", „Empfehlungen der Bildungskommission" und be­
sonders in seinem „Strukturplan" von 1970 1 7 u. a. die soeben skizzierten For­
schungsergebnisse aufgenommen, differenziert und im Hinblick auf eine frucht­
bare und zeitgemäße Weiterentwicklung unseres Bildungssystems Vorschläge 
unterbreitet. 
Z u r künftigen Stellung des Elementar- und Primarbereiches führt der Bildungs­
rat u. a. aus: Im E l e m e n t a r b er e i c h des Bildungswesens (also im früheren K i n ­
dergarten) sollen künftig möglichst viele drei- bis vierjährige Kinder eine fami­
lienergänzende, altersangemessene Bildung und Erziehung in kleinen überschau­
baren Gruppen erfahren. F ü r eine Übergangszeit bis zur Einrichtung einer 
funktionsfähigen Eingangsstufe der Grundschule sollen darüber hinaus in den 
gegenwärtigen K i n d e r g ä r t e n für die F ü n f - bis Sechsjährigen Förderkurse einge­
richtet werden, die neben den freiwilligen Vorklassen an Grundschulen be­
stehen. 1 8 

Der P r i m a r b e r e i c h tritt an die Stelle der bisherigen Grundschule. E r u m f a ß t 
entweder vier oder sechs Schülerjahrgänge (je zwei Jahre Eingangsstufe und 
Grundstufe, evtl. noch zwei Jahre Orientierungsstufe). 
Der Bildungsrat empfiehlt eine Einschulung der Kinder in die E i n g a n g s s t u f e 
mit dem vollendeten 5. Lebensjahr. E r diskutiert das F ü r und Wider einer frei­
willigen Einschulung bzw. einer Vorverlegung der Schulpflicht und kommt zu 
dem Schluß, 

„daß um der weiterreichenden Möglichkeiten willen dem Pflichtprinzip der Vorzug 
zu geben ist. Auf dem Wege dorthin sind allerdings Zwischenlösungen notwendig. 
So könnte die genannte Alternative — Pflichtprinzip oder Freiwilligkeitsprinzip — in 
den Phasenplan eingehen, nach dem die Schulklassen für Fünfjährige zunächst vor­
zugsweise in solchen Wohngegenden eingerichtet werden, in denen kulturell und sozial 
benachteiligte Bevölkerungsschichten überwiegen, aber auch dort, wo ein besonders 
großer Mangel an Kindergartenplätzen herrscht. In dieser Phase ist der Schulbesuch 
für Fünfjährige noch freiwillig, und ein Großteil des Erfolges hängt von der Zusam­
menarbeit der Schule mit den Eltern a b a . 1 9 

Seit 1970 versuchen sowohl die Kultusministerkonferenz als auch die Bund-
L ä n d e r - K o m m i s s i o n für Bildungsplanung die vom Bildungsrat vorgezeichneten 
Ziele nach Möglichkeit in die Tat umzusetzen. Dabei haben sich mannigfaltige 
Schwierigkeiten — vor allem finanzieller A r t und in der Zeitplanung — er­
geben. Besondere Schwierigkeiten ergaben sich aber auch im Hinblick auf die 
organisatorische Zuordnung der 5- bis 6jährigen. 
Unter dem Eindruck der oben skizzierten Forschungsergebnisse und der allge­
mein anerkannten Schwächen eines verspäteten Schulbeginns mit Frontalunter-
richt und Leistungsdruck wurden in allen 11 Bundesländern einjährige Vorklas-
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sen oder zweijährige Eingangsstufen an Grundschulen eingerichtet, wie es auch 
im Strukturplan von 1970 vorgeschlagen worden war. Daneben befinden sich 
natürlich nach wie vor in erheblich größerer A n z a h l Kinder der gleichen Alters­
stufe im Elementarbereich (Kindergarten). Im Bundesdurchschnitt dürfte sich 
gegenwärtig (1975) etwa die folgende zahlenmäßige Verteilung der 5- bis 
6jährigen Kinder ergeben: 

Elementarbereich: ca. 60^/o 

Primarbereich: ca. 5 % 

keine Förderung in Bildungsinstitutionen: ca. 3510/o 

Besonders in den Bundesländern, in denen schon bisher relativ viele 5- bis 6 j ä h -
rige Kinder in Kinde rgär ten betreut wurden, formierte sich von Seiten einiger 
Kindergar tent räger ein zunehmender Widerstand gegen die Zuordnung dieser 
Altersgruppe zum Primarbereich. In ihrem „Bildungs-Gesamtplan" von 1973 
hat die B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n für Bildungsplanung als Kompromißlösung 
verschiedener Ansichten folgendes Programm erarbeitet (Zitat) : 2 0 

Die Einrichtungen für Fünfjährige sollen im Planungszeitraum so ausgebaut werden, 
daß sie möglichst von allen Kindern dieser Altersgruppe genutzt werden können. 
Das Bildungsangebot für Fünfjährige muß neu entwickelt und mit dem anschließen­
den Schuljahr für die Sechsjährigen so abgestimmt werden, daß sich ein gleitender 
Übergang in die Formen des schulischen Lernens ergibt. 
Der Ausbau der Einrichtungen für die Fünfjährigen darf nicht dazu führen, daß die 
Lerninhalte und Arbeitsformen der heutigen ersten Klasse der Grundschule vorverlegt 
werden. 
Die Entwicklung soll von den bereits im Elementarbereich und im Primarbereich vor­
handenen Ansätzen ausgehen. Sie verlangt eine enge Zusammenarbeit der beteiligten 
Eltern, Lehrer und Erzieher, Verwaltungen und Träger. Im Berufsbild des Erziehers 
muß der Ausbildungsschwerpunkt für diese Altersstufe noch entwickelt werden. 
Im Bildungsgesamtplan sind drei Alternativen für die Zuordnung der Fünfjährigen 
zum Elementarbereich oder zum Primarbereich vorgesehen: 

1970 1975 1980 1985 

A l t e r n a t i v e I 
F ü n f j ä h r i g e 
a) i m E l e m e n t a r b e r e i c h 
b ) i m P r i m a r b e r e i c h 

53 ,4 
0,9 

6 0 
10 

35 
5 0 100 

A l t e r n a t i v e II 
F ü n f j ä h r i g e 
a) i m E l e m e n t a r b e r e i c h 
b) i m P r i m a r b e r e i c h 

53 .4 
0,9 

6 0 
5 

55 
3 0 

4 0 
6 0 

A l t e r n a t i v e IN 
F ü n f j ä h r i g e 
im E l e m e n t a r b e r e i c h 53 ,4 6 0 8 5 100 
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Heute vermag noch niemand vorauszusagen, welche dieser drei denkbaren 
Alternativen in welchen Bundesländern das Bildungsschicksal der F ü n f - bis 
Sechsjährigen bestimmen wird. Die denkbar schlechteste Lösung w ä r e es sicher, 
wenn unter der falschen Fahne einer „Besi tzs tandswahrung" und unter dem 
Eindruck angespannter öffentlicher Haushalte der gegenwärtige äußerst unbe­
friedigende Zustand zementiert würde . In diesem Falle würden gerade diejeni­
gen Kinder, die eine Förderung in öffentlichen Bildungsinstitutionen am drin­
gendsten benötigten, weiterhin bis zum vollendeten 7. Lebensjahr oder länger 
davon ausgeschlossen bleiben. 
Auch über den Bereich der 5- bis 7jährigen hinaus zeigt sich im Primarbereich 
— gegenüber der herkömmlichen Grundschule — ein bedeutsamer Wandel an. 
Dies wird schon rein äußerlich durch die Umbenennung der zentralen bisherigen 
Fächer Rechnen und Heimatkunde in Mathematik bzw. Sachkunde deutlich. 
Der Unterricht in den Fächern Musik, Gestalten und Sport wird aus dem frü­
heren Gesamt- und Heimatkunde-Unterricht ausgegliedert. In immer mehr 
Schulen des Primarbereichs wird den Schülern ermöglicht, bereits ab der 
3. Klasse eine Fremdsprache zu erlernen. 
Allgemein soll das L e r n a n g e b o t i m P r i m a r b e r e i c h durch H i n f ü h r e n zu entdek-
kendem Lernen, zu selbständigem Arbeiten und Kleingruppenarbeit sowie durch 
Einübung im zweckmäßigen Problemlösen erneuert werden. 2 1 Je später jedoch 
die Einschulung in den Primarbereich erfolgt, um so größer wird die Gefahr, 
d a ß allen gutgemeinten R e f o r m a n s ä t z e n zum Trotz die N ä h e des Übergangs 
zum Sekundarbereich den altbekannten Teufelskreis von Stoffdruck, Frontal­
unterricht, Überforderung und Neurotisierung erzwingt und in Gang hält . N u r 
die Einführung einer Eingangsstufe oder wenigstens einer einjährigen V o r ­
schule für a l l e (die auf Wunsch der Eltern auch im Rahmen eines Kindergartens 
denkbar w ä r e ) kann hier die nötige Zeit, Ruhe und Gelassenheit erbringen, 
damit die ersten Schuljahre vom Stoffdruck entlastet und einer echten und um­
fassenden Persönlichkeitsbildung der Kinder nutzbar gemacht werden können. 

1.3. Schwerpunkte der Beratung im Elementarbereich 

F ü r die meisten drei- bis fünfjährigen Kinder bedeutet der erste Tag im Kinder­
garten eine sehr schwerwiegende Änderung des gewohnten Tagesablaufs. V o r 
allem die A r t der Sozialkontakte gewinnt eine völlig neue Dimension. Beson­
ders problematisch gestaltet sich erfahrungsgemäß diese Umstellung bei den 
zarten, sensiblen, überbehüteten und allzu v e r w ö h n t e n Kindern. Hier ist vom 
ersten Tage an eine enge Kooperation mit den Eltern und eine intensive Be­
ratung durch die Erzieher nötig. Äußerer A n l a ß für solche Beratungsgespräche 
ist häufig das Problem, wie sich die Mutter nach dem morgendlichen Bringen 
des Kindes von ihm lösen kann, ohne daß es zu hochdramatischen Szenen 
kommt. Die gemeinsame Meisterung dieser Aufgaben — z. B. durch Ablen­
kungsmanöver — schafft oft die Vertrauensbasis für weitere Beratungsgespräche. 

464 



Gegenstand solcher Gespräche sind in aller Regel (außer den bereits unter Pkt. 
1.1 er läuterten „Bildungsfragen" i . e. S.) die in dieser Altersstufe häufigen Er­
z i e h u n g s s c h w i e r i g k e i t e n und körperlichen, seelischen und geistigen A n o m a l i e n , 
manchmal aber auch Familien- und Eheprobleme. Im einzelnen kommen hier 
u. a. in Betracht: 
— Kontaktschwierigkeiten aller A r t (z. B. Trotz , Schüchternheit) ; 
— Störungen der Sprachfunktion (z. B . totaler oder elektiver Mutismus, Stot­

tern, Stammeln, Lispeln); 
— Angsterscheinungen (z. B. pavor nocturnus, ängstliche T r ä u m e , zwanghafte 

Gewohnheiten); 
— Schwierigkeiten in der Beherrschung der Schließmuskeln (Enuresis nocturna 

et diurna, Enkopresis); 
— Masturbation; 

— Appetitlosigkeit; 
— „schlechte Gewohnheiten" (z. B . N ä g e l k n a b b e r n , extrem häufiges Daumen­

lutschen, seltener gekoppelt mit H a a r a u s r e i ß e n ) ; 
— Wutausbrüche (z. B. Zerstörung von eigenem und fremdem Spielzeug, unge­

zügelte Aggressionen); 
— famil iäre Schwierigkeiten (z. B. R i v a l i t ä t unter Geschwistern, Ungehorsam, 

Eheprobleme, Unehelichkeit des Kindes, Stiefkindprobleme); 
— angeborene oder erworbene Anomalien der verschiedensten A r t (z. B. Sinnes­

schäden, Wahrnehmungsstörungen, Störungen der Motorik, Debili tät , Im­
bezil l i tät ) . 

Besonders die älteren und erfahreneren Erzieherinnen und Sozialpädagoginnen 
werden hier oft durch gezielte Gespräche helfen können. Sollten sich die E r ­
zieherinnen hier aber überfordert fühlen, so ist es ihre Pflicht, die Eltern auf 
geeignete Beratungsstellen hinzuweisen. Im Elementarbereich des Bildungs­
wesens bieten sich hier in erster Linie die mit der gleichen Institution verbun­
denen E r z i e h u n g s b e r a t u n g s s t e l l e n an (EB), z. B. für evangelische Kindergär ten 
die E B der Inneren Mission, für katholische diejenigen der Caritas, für die 
städtischen diejenigen des Jugendamtes. 2 2 Häufig wird es sich auch empfehlen, 
geeignete Ä r z t e , Sonderschulen, Tiefenpsychologen oder Psychagogen einzuschal­
ten. In der Praxis des Elementarbereichs ergeben sidi aus soldien Individualbe-
ratungen Themen für Elternabende wie auch umgekehrt Elternabende mit Fach-
dozenten im Kindergarten über die allgemeine Diskussion hinaus in eine indi­
viduelle Erziehungs- und Bildungsberatung einmünden. 

1.4. Schwerpunkte im Ubergangsbereich der 5- bis 7 j ä h r i g e n 

Unter 1.2. wurde bereits sehr ausführlich auf die gegenwärtig stattfindenden 
Strukturveränderungen des G r u n d s c h u l b e g i n n s hingewiesen. Diese Strukturver­
änderungen sind natürlich von größter Bedeutsamkeit für Bildungsberatung im 
Zusammenhang mit Einschulungsfragen. Nach wie vor werden beim G r u n d -
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Schulbeginn fast überall noch „Schulreifetests" (neuerdings spricht man treffen­
der von „Schuleignungs-" bzw. „Einschulungstests") durchgeführt . F ü r jeden an 
Einschulungsberatungen beteiligten Erzieher, Grundschullehrer, Beratungslehrer 
oder Bildungsberater ist es wichtig zu wissen, welche Leistungsanforderungen 
den Schulanfänger erwarten. 

A m einfachsten ist die Entscheidung über eine Einschulung immer dann, wenn 
es sich um noch nicht schulpflichtige Kinder handelt, die in Eingangsstufen oder 
Vorklassen der Grundschule aufgenommen werden sollen. H i e r könnten nur 
schwere Grade von Debili tät , Imbezil l i tät oder gar Idiotie bzw. wirklich 
schwerwiegende körperliche oder seelische Anomalien die Frage nach einer ge­
eigneteren Bildungsinstitution nahelegen. Im übrigen findet in den genannten 
Institutionen eine so individuelle Förderung statt, d a ß die mit Recht so ge-
fürchteten Überforderungen bei Schulbeginn hier praktisch ausgeschlossen wer­
den können. In der Regel wird man sogar sagen können, d a ß es in allen Fällen 
von leichteren Graden körperlicher, psychischer oder geistiger Behinderungen 
kaum bessere „Therapie" -Möglichkei ten gibt als diejenigen in Eingangsstufen 
oder Vorklassen der Grundschulen. 

Leider steht gegenwärtig lediglich in West-Berlin eine a n n ä h e r n d ausreichende 
A n z a h l von Vorklassen an Grundschulen zur Verfügung, um wirklich die große 
Mehrzahl der F ü n f - bis Sechsjährigen aufnehmen zu können. In den übrigen 
10 Bundesländern wird man in den meisten Fäl len immer noch von der über­
kommenen Grundschulstruktur mit Frontalunterricht und relativ gleichmäßigen 
Leistungsanforderungen für die Sechs- bis Siebenjährigen ausgehen müssen. Hier 
wird man nach wie vor sehr genau auf die Aussagen der Schuleignungsprüfun-
gen und ärztlichen Schulfähigkeitsuntersuchungen achten. 

Dies gilt natürlich in besonderem M a ß e immer dann, wenn v o r z e i t i g e E i n s c h u ­
l u n g e n in normalen 1. Grundschulklassen mit vorwiegendem Frontalunterricht 
zur Debatte stehen. H i e r behalten die alten Forderungen aus den früheren 
Sdiulreifeuntersuchungen nicht nur ihr Gewicht, sondern müssen sogar vers tärkt 
beachtet werden, wenn unnötigen Überforderungen, Frustrationen und Neuro­
tisierungen vorgebeugt werden soll. In allen Fäl len von vorzeitiger Einschulung 
in 1. Grundschulklassen ist also unbedingt die körperliche und seelische Be­
lastbarkeit, Gliederungsfähigkeit , soziale Reife und geistige Wendigkeit zu 
überprüfen. Eine Verminderung der Ansprüche an die Schulfähigkeit ist nur 
dann zu vertreten, wenn es sich um kleine Erstklassen handelt und von der 
Person des Erstklaßlehrers eine individuelle und optimale F ö r d e r u n g der K i n ­
der zu erwarten ist. 

Wenn schulpflichtige Kinder bei E i n s c h u l u n g s u n t e r s u c h u n g e n in (leider noch) 
„ n o r m a l e " Erstklassen den Mindestansprüchen nicht genügen, dann bieten sich 
als derzeit optimale H i l f e immer noch die überkommenen Schulkindergärten an 
(in Hessen werden diese „Vorklassen" genannt). Sollten trotz örtlichen Bedarfs 
keine Schulkindergärten zur Verfügung stehen, so gehört es zu den Pflichten 
von Bildungsberatern und Beratungslehrern, hier für rasche Abhilfe zu sorgen. 
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1.5. Schwerpunkte der Beratung im Primarbereich 

Im Primarbereich unseres Bildungswesens tauchen immer wieder auch diejenigen 
Erziehungsschwierigkeiten auf, die bereits bei der E r ö r t e r u n g von Beratungs­
problemen im Elementarbereich in K a p . 1.3 genannt wurden. Daneben treten 
aber schon im ersten Grundschuljahr mit zunehmendem Gewicht schulische L e i ­
s t u n g s p r o b l e m e auf. H i e r stehen nach wie vor die Erlernung des Lesens, Schrei­
bens und Rechnens sowie neuerdings auch Verständnisschwierigkeiten bei der 
Lösung mathematischer Aufgaben im Mittelpunkt. Bei letzterem kommt er­
schwerend hinzu, daß die Eltern meist als Helfer bei Hausaufgaben ausfallen, 
weil sie selbst durch die Terminologie (seltener durch die Aufgaben selbst) der 
neuen Mathematik überfordert sind. Als Abhilfe wurden bereits an vielen 
Grundschulen, Volkshochschulen und anderen Bildungsinstitutionen entspre­
chende Kurse für Eltern eingerichtet. 
A m häufigsten wird der Lehrer, Beratungslehrer und Bildungsberater aber nach 
wie vor mit Problemen der Lese- u n d R e c h t s c h r e i b schwäche konfrontiert. H i e r ­
bei ist es völlig belanglos, ob sich der Berater nun wirklich als Kenner und 
eifriger Vertreter der garantiert allerneuesten Legasthenie-Theorie ausweist 
oder nicht. Entscheidend ist und bleibt eine nüchterne und saubere Bestands­
aufnahme der Leistungen und Leistungsschwächen, eine möglichst subtile Kennt­
nis des erzieherischen Umfeldes und auf beiden aufbauend eine methodisch 
klare, in stark motivierende Einzelschritte gegliederte Therapie. Die „ D i a g n o ­
stischen Rechtschreibtests" z. B. mit zugehörigem gezielt einzusetzendem T r a i ­
ningsmaterial 2 3 haben hier sehr praktikable Wege gewiesen auch für solche 
Lehrer, die weder Zeit, K r a f t noch Interesse daran haben, eigenes Therapie­
material zu entwickeln. 
Die weitergehende Frage, ob die Ursachen für die Mehrzahl der Legasthenien 
schwerpunktmäßig in hirnorganischen oder hirnfunktionalen Schäden, in Fru­
strationen, in Neurosen, in Verwahrlosungserscheinungen, Deutungsschwächen, 
in Mängeln der Lernmotivation oder der Lehrmethode zu suchen sind, soll hier 
nicht n ä h e r diskutiert werden. 2 4 F ü r die Therapie wesentlich erscheint uns da­
gegen die K l ä r u n g der Frage, ob die manifeste L e g a s t h e n i e eines Kindes bei 
hoher, durchschnittlicher oder sehr niedriger Allgemeinintelligenz auftritt. Bei 
guter oder durchschnittlicher Intelligenz wird die Therapie zweckmäßig in einer 
LRS-Klasse oder -Gruppe bzw. im Einzelunterricht durchzuführen sein. Bei 
gleichzeitig vorliegendem S c h w a c h s i n n (auch leichteren Grades) wird sich da­
gegen stets die Frage stellen, ob das betreffende K i n d nicht besser in einer Son-
dersdiule für Lernbehinderte gefördert werden kann bzw. eine Grundschul-
klasse wiederholt. 
Die grundsätzliche und sehr schwerwiegende Frage, ob man b e h i n d e r t e K i n d e r 
besser in der nächsten Grundschule oder in speziellen Sonderschulen fördert , ist 
in den letzten Jahrzehnten mehr und mehr zugunsten der zweiten Alternative 
beantwortet worden. Im Zeitalter einer immer weitergehenden Spezialisierung 
erscheint das den meisten Menschen — auch P ä d a g o g e n — so selbstverständlich, 
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daß sie bereits die Frage als Zumutung empfinden. Das hat sehr viele Konse­

quenzen, u. a. audi für die Einstellung der Grundschullehrer zu behinderten 

Kindern in ihrer Klasse. M i t diesen Konsequenzen wird der Bildungsberater, 

der vor der Frage der optimalen Förderung eines wie immer geschädigten oder 

retardierten Kindes steht, rechnen müssen. Siehe dazu auch den Beitrag von 

L A N G F E L D T U. a. im III. Abschnitt dieses Handbuchbandes. 

Das Wort „Behinderung" ist in der P ä d a g o g i k mit steigender Sensibilisierung 

für Lernschwierigkeiten immer weiter gefaßt worden. Behinderungen können 

ausgehen von Schädigungen oder Störungen der Funktionen des Sehens, des 

H ö r e n s , der Intelligenz, des Sprechens, der Motorik, der äußeren Erscheinung 

oder auch der Emot ional i tä t . Die Entscheidung über eine eventuelle Sonder­

s c h u l e i n w e i s u n g sollte nicht nur von der Schwere der Behinderung, sondern 

auch von der Umweltkonstellation i . w. S. abhängig gemacht werden. Häufig 

scheitert ein geplanter Sonderschulbesuch daran, d a ß es keine für das betref­

fende K i n d geeignete Sonderschule in erreichbarer N ä h e gibt oder die geeignete 

Sonderschule keine freien P l ä t z e mehr zur Verfügung hat. Jeder Beratungs­

lehrer und jeder Bildungsberater sollte sich jedoch möglichst genau über die 

Sonderschulen der näheren und weiteren Umgebung informieren, damit alle 

diesbezüglidien Möglichkeiten auch optimal genutzt werden können. 

Z u r Zeit muß der Berater davon ausgehen, d a ß auf Bundesebene lediglich für 

Gehörlose und Blinde hinreichend Sonderschulplätze zur Verfügung stehen. Bei 

allen übrigen Behinderungsarten besteht zur Zeit noch ein teilweise erheblicher 

Fehlbedarf, der sich auf G r u n d der Schätzwerte der K M K auf die einzelnen 

Behinderungsarten bei zwei Erhebungen in den Jahren 1970 bzw. 1972/73 

folgendermaßen verteilte: 2 5 

Fehlende Sonderschulplätze bei verschiedenen Behinderungsarten 

B e h i n d e r u n g s a r t 
e s f e h l t e n b e i : 

1970 
( b e z o g e n a u f a l l e 

B u n d e s l ä n d e r ) 

1 9 7 2 / 7 3 
( b e z o g e n a u f 

B a d e n - W ü r t t e m b e r g ) 

G e i s t i g b e h i n d e r t e n 61 % 1 0 % 
K ö r p e r b e h i n d e r t e n 6 5 % 7 0 % 
L e r n b e h i n d e r t e n 1 0 % 5 % 
S c h w e r h ö r i g e n 7 0 % 3 5 % 
S e h b e h i n d e r t e n 7 3 % 8 5 % 
S p r a c h b e h i n d e r t e n 81 % 9 0 % 
V e r h a l t e n s g e s t ö r t e n 6 5 % 3 5 % 

Sehr viel seltener als mit dem Problem des Leistungsversagens in der G r u n d ­

schule wird der Beratungslehrer oder Bildungsberater mit dem umgekehrten 

Problem der sog. „Überflieger" konfrontiert werden. Was soll mit den Kindern 

geschehen, die grundsätzlich nur sehr gute Arbeiten schreiben und im übrigen 

vom Unterricht in ihrer Klasse eher gelangweilt als angeregt werden? 

H i e r wird immer eine sehr umfassende Untersuchung nidit nur der Schullei-
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stungen, sondern auch der intellektuellen Fähigkeiten und der allgemeinen Be­

lastungsfähigkeit stattfinden müssen, bevor ein Klassenüberspringen befürwor­

tet werden kann. D a ß in die hier notwendigen Gespräche nicht nur die Eltern 

und der neue Klassenlehrer, sondern auch der Schulleiter einbezogen werden 

müssen, dürf te selbstverständlich sein. 
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K u r t H e l l e r 

2 . Beratung beim Ubergang von der Primarstufe zur 
Sekundarstufe I 

Die Aufgabe der Bildungsberatung stellt sich mit besonderer Dringlichkeit an 

den sog. Nahtstellen des Schulsystems, etwa beim Ubergang zu den weiter­

führenden Schulformen (Sekundarstufe). Die ersten Ansätze einer systemati­

schen Forschung im Kontext Schullaufbahnberatung sind denn auch fast aus­

nahmslos auf diese Ubergangsprobleme gerichtet (vgl. z. B. H Y L L A 1949, H A L -

SEY & G A R D N E R 1953, F L O U D 1957, H A L S E Y 1961, INGENKAMP 1963, GEBAUER 

1965, A U R I N 1966, A U R I N U . a. 1968). Dabei konzentrierten sich die Unter­

suchungsziele auf das Problem treffsicherer Schuleignungsprognosen in der 

„Ubergangsauslese" (vgl. K a p . 2.2.4). 

Das hiermit eng verknüpfte Problem einer objektiven, zuverlässigen und gül­

tigen Begabungs- und Schulleistungsdifferenzierung ist nach wie vor eine K e r n ­

frage der Schullaufbahnberatung, wenngleich sich dieses Aufgabenfeld heute — 

nach über 10jährigen Praxiserfahrungen der Bildungsberatung (vgl. den jüng­

sten Arbeitsbericht der Bildungsberatungsstellen des Landes B a d e n - W ü r t t e m ­

berg, hrsg. vom Kultusministerium B . - W . 1975) und mehr oder weniger deutlich 

erkennbaren Strukturveränderungen bestehender Bildungseinrichtungen (z. B. 

durch die Einführung der Orientierungsstufe, von Gesamtschulen oder anderen 

Schulmodellen) — wesentlich differenzierter darstellt. Andererseits darf nicht 

übersehen werden, daß sich für die Mehrzahl der Schüler immer noch am Ende 

der Grundschule die brennende Frage nach der richtigen Schullaufbahn stellt, 

womit nicht selten zugleich berufliche Vorentscheidungen fallen. Die Bildungs­

beratung findet somit auch in der nächsten Zukunft eines ihrer wichtigsten 

(freilich nicht ausschließlichen) Aufgabenfelder in der Ubertrittsberatung. Dabei 

müssen der Schullaufbahnberatung — neben der Einzelfallhilfe und System­

beratung — notwendigerweise Präferenzen eingeräumt werden. 

2.1. Strukturlinien der „klassischen" Schullaufbahnberatung 

2 . 1 . 1 . A l l g e m e i n e s O r i e n t i e r u n g s s c h e m a 

Eine schematische Ubersicht über die Beratung beim Ubergang zu den weiter­

führenden Schulen (im dreigliedrigen Schulsystem) findet sich in A b b . 1 unten. 

Zugleich ist damit die Abfolge der einzelnen Probleme und Beratungsschritte 
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skizziert. Anlaßproblem ist hier die bevorstehende W a h l des für den über­
tretenden Grundschüler jeweils angemessenen Bildungsweges, im dreigliedrigen 
Sekundarschulsystem also die Entscheidung für das Gymnasium, die Realschule 
oder die Hauptschule. Hauptbeteiligte an diesem Entscheidungsprozeß und somit 
R a t s u c h e n d e sind der (Grund-)Schüler , seine Eltern und Lehrer. Spätestens 

Abb. 1: S c h e m a t i s c h e D a r s t e l l u n g d e r S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g b e i m Ü b e r g a n g v o n 
d e r P r i m ä r - z u r S e k u n d a r s t u f e ( G = G y m n a s i u m , R = R e a l s c h u l e , H = 
H a u p t s c h u l e ) 

A n l a ß p r o b l e m 

Über t r i t t sen tsche idung bzgl. G vs. R vs. H I 
R a t s u c h e n d e 

Schü le r El tern Lehrer 

B e r a t u n g s i n s t a n z e n 

G r u n d s c h u l e / B i ldungsbera te r / 
Bera tungs lehre r S c h u l p s y c h o l o g e 

Schu l le i s tungs-
d iagnose 

B i ldungs(weg) -
in fo rmat ion 

B e g a b u n g s ­
d i a g n o s e 

dann, wenn keine hinreichende Übereinstimmung zwischen diesen Beteiligten 
bezüglich der zu treffenden Schullaufbahn besteht, wird die H i l f e der Bildungs­
beratung gesucht. Als B e r a t u n g s i n s t a n z e n kommen hierfür zunächst die G r u n d -
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schule bzw. der betr. Vier tklaßlehrer , der in einer Reihe von Bundesländern 
ein rechtsgültiges Gutachten über die Schuleignung jedes einzelnen Schülers 
abgeben m u ß , sowie — besonders in den (vielen) „Problemfäl len" , wo die Ent­
scheidungsfindung sehr erschwert wird und diese häufig die Kompetenz der 
Grundschule einschließlich etwa dort tät iger sog. Beratungslehrer übersteigt — 
die Bildungsberatungsstelle und/oder der Schulpsychologische Dienst in Frage. 
Letztere sind meistens regionale bzw. zentral organisierte Beratungseinrichtun­
gen der L ä n d e r (z. B. in B a d e n - W ü r t t e m b e r g ) oder Kommunen (z. B. in N o r d ­
rhein-Westfalen), wohingegen die Beratungslehrer als Teilzeitberater dezentral, 
d. h. an der/den betr. Schule(n) selbst, tätig werden. Z u den einzelnen A u f ­
gaben und Qualifikationsmerkmalen der sog. Schul(jugend)berater oder Be­
ratungslehrer siehe die detaillierten Ausführungen im III. Abschnitt des I. Ban­
des; dort wie auch im I L Abschnitt desselben Bandes werden darüber hinaus 
einschlägige Probleme (z. B. Rollenkonflikte, Ausbildungsprobleme, Fragen 
der Koordination verschiedener Beratungsinstanzen usw.) erörter t . 
Die wichtigsten Voraussetzungen zur Erstellung der Schuleignungsprognose bzw. 
Entscheidungsfindung beim Ubergang v o m einen zum anderen Schulsystem und 
somit die H a u p t a u f g a b e n der Bildungsberatung am Ende der Grundschule 
sind: 

— eine objektive S c h u l l e i s t u n g s b e u r t e i l u n g , d. h. die zuverlässige und gültige 
Feststellung der aktuellen Schülerleistung bzw. Schulleistungsfähigkeit, 

— treffsichere B e g a b u n g s d i a g n o s e n anhand differenzierter, repräsentat iver Schul-
leistungs- bzw. Schuleignungsmaßstäbe, 

— ausführliche und verläßliche I n f o r m a t i o n über die verschiedenen Bildungs­
möglichkeiten, Lernleistungsanforderungen der einzelnen Bildungsgänge, A u f ­
stiegschancen usw. 

Neben diesen Regelbedingungen für die Schuleignungsermittlung und Bildungs­
wegberatung müssen die Einzelfallhilfe und die Systemberatung als flankie­
rende M a ß n a h m e n der Schullaufbahnberatung Berücksichtigung finden. W ä h r e n d 
die E i n z e l f a l l h i l f e oder Individualberatung gegebenenfalls, d. h. wenn ein kon­
kreter A n l a ß vorliegt (z. B. bei individuellen Lernschwierigkeiten, einer K o n ­
zentrationsstörung u. ä . ) , dem einzelnen Schüler unmittelbar zugute kommt, 
erhält die Bildungsreform durch die S y s t e m b e r a t u n g wichtige Impulse. Dabei 
ist die Systemberatung auf den Informationsfluß über die Schullaufbahnbera­
tung (z. B. Information über bestimmte Begabungsstrukturen, Schulprofile usw.), 
von Fall zu Fall auch über die Individualberatung (z. B. wenn die schulischen 
Lernleistungsbedingungen für die Mehrzahl der Schüler Streßcharakter anneh­
men) angewiesen. Wenngleich der Systemberatung im Hinblick auf den einzel­
nen Schüler nur mittelbare Bedeutung zukommt, sehen heute nicht wenige 
Experten den schulischen Bildungserfolg — auch unter der individuellen Ziel ­
perspektive — vor allem von der Effizienz der Systemberatung bestimmt. 
Die verschiedenen Aufgabenaspekte der Beratung beim Übergang zu den wei­
terführenden Sekundarschuleinrichtungen stellen keine isolierten Einheiten dar. 
Je nach Form und Quali tä t der anstehenden konkreten Beratungsproblematik 
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kommt diesen Funktionen zwar unterschiedliches Gewicht zu, sie bilden jedoch 
— zumindest theoretisch — eine notwendige Funktionseinheit, was im A b b i l -
dungsscbema durch die Pfeile und Verbindungslinien angedeutet wird. D a ß 
dabei im Regelfall der Schullaufbahnberatung i . e. S. eine Vorzugsstellung zu­
kommt, wurde schon betont und steht nicht im Widerspruch zur Feststellung 
der Systemeinheit aller (möglichen) Beratungsvorgänge . 

2 . 1 . 2 . K r i t i k p u n k t e 

Zweifellos enthält die skizzierte Konzeption der Ubertrittsberatung eine Reihe 
von Schwachstellen, auf die hier nur kursorisch eingegangen werden soll; ent­
sprechende Verbesserungsvorschläge finden sich am Schluß dieses Beitrags (vgl. 
K a p . 2.3). Die Kr i t ik richtet sich vor allem auf folgende — thesenartig formu­
lierte — Punkte. 
(1) „Die Probleme der Schullaufbahnberatung beim Ubertritt auf weiterführende 

Schulen sind Ausdruck der Strukturschwächen des bestehenden (dreigliedri­
gen) Schulsystems. Entsprechende Beratungsakt ivi tä ten tragen nur zu dessen 
Verfestigung bei und verhindern auf diese Weise notwendige Reformen und 
Neuerungen im Bildungswesen." 

D e m ist nur bedingt zuzustimmen. Unbestritten besteht eine enge — freilich 
keineswegs einseitige — Beziehung zwischen Schulsystem und Bildungs­
beratung, auch im horizontal strukturierten Schulsystem (z. B. Gesamt­
schule). Doch w ä r e es naiv anzunehmen, Veränderungen jedweder Art bzw. 
Veränderungen an und für sich garantierten bereits eine Besserung kritik­
würdiger Zustände. Die Erfahrungen zeigen vielmehr, daß neue Konzep­
tionen und Modelle in der Realisierung oft wiederum neue, bislang un­
erkannte Probleme und Aufgaben mit sich bringen (vgl. K a p . 4 bis 6 in 
diesem Abschnitt). D a v o n sind notwendige R e f o r m m a ß n a h m e n und Innova­
tionen im Bildungswesen nicht ausgenommen. Im Hinblick auf die Bildungs­
beratung qua Übertr i t tsberatung bedeutet dies, d a ß eine mit gewissen M ä n ­
geln behaftete Schullaufbahnberatung dem vor der Entscheidung stehenden 
Individuum hier und jetzt einen besseren Dienst erweisen dürfte als eine 
akademisch begründete Zurückhaltung oder gar der vage, jedem Ratsuchen­
den wie H o h n erscheinende Hinweis auf das nächste Jahrzehnt (mit der 
vermeintlichen oder wirklichen Ideallösung) . 1 Bildungsberatung muß sich 
zuallererst um das Individuum und seine (Bildungs-)Bedürfnisse kümmern, 
was die gesellschaftlichen Verpflichtungen natürlich einbezieht. N u r unter 
dieser Zielperspektive erhalten Bildungsreform und Systemberatung ihren 
Sinn. 

(2) „Ubertr i t tsberatung wendet sich zu spät und oft zu einseitig bzw. indivi­
duell unangemessen an die Hauptzielgruppe: die Schüler der 4. Grundschul­
klassen." 
Dieses Argument, das im Zusammenhang mit der Methodenkritik unten 
gesehen werden muß, ist nicht so leicht zu entkräften. Wie die Ergebnisse 
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der modernen Begabungs- und Bildungsforschung belegen, sind vor allem 
die frühen Sozialisationsbedingungen für die Begabungsförderung und somit 
für die Grundlegung wichtiger Schuleignungsvoraussetzungen bedeutsam. 
Eine gezielte Elternberatung bereits im Vorschulalter und eine darauf auf­
bauende Primarstufenberatung (vgl. K a p . 1 in diesem Abschnitt) sind not­
wendige E r g ä n z u n g e n zur Über t r i t t s - und Sekundarstufenberatung. Dabei 
w ä r e n neben kognitiven auch relevante nicht-kognitive Persönlichkeitsvaria­
blen (z. B. Motive, Interessen, Konzentration u. ä.) des Kindes sowie fami­
liäres und schulisches Lernumfeld zu berücksichtigen. 

(3) „Die Methoden der Schullaufbahnberatung sind (noch) zu wenig gesichert. 
F ü r hinreichend zuverlässige und gültige Schuleignungsprognosen am Ende 
der Grundschulzeit fehlen die notwendigen begabungs- und testtheoreti­
schen Grundlagen. Die widersprüchlichen Befunde zum Problem der Stabi­
li tät und Veränderung menschlicher Eigenschaften und Fähigkeiten lassen 
längerfristige Schulerfolgsprognosen fragwürdig erscheinen. Punktuelle Test­
prüfungen sind dem Lehrerurteil bzw. Grundschulgutachten unterlegen . . 
Wie die wenigen Kritik-Beispiele zeigen, ergibt sich ein ganzer Katalog von 
methodischen E i n w ä n d e n gegenüber der Übertr i t tsberatung. Dabei konzen­
triert sich die K r i t i k hauptsächlich auf die Frage, ob überhaupt Vorher­
sagen des individuellen Bildungserfolges zu diesem relativ frühen Zeit­
punkt (9./10. Lbj.) möglich — und pädagogisch vertretbar — sind. Der 
Gegeneinwand, d a ß selbst punktuelle Testprüfungen (mit H i l f e sorgfältig 
zusammengestellter Testbatterien) erwiesenermaßen subjektiven Lehrer­
urteilen (Zensuren, Grundschulgutachten usw.) überlegen sind, imponiert 
hier wenig angesichts der Tatsache, daß längerfristige Bewährungskontrol len 
professionell erarbeiteter Schullaufbahnempfehlungen selten die 60-%-Tref-
fermarke übersteigen. D i e notwendigen methodischen Verbesserungen be­
züglich der Informationssammlung, der Informationsauswertung und der 
Befundintegration zur Erstellung von Schuleignungsprognosen sind aufwen­
dig und — wie die Erfahrung lehrt — nur in kleinen Schritten möglich. Auch 
hierzu finden sich nähere Angaben in K a p . 2.3 unten. Gegenüber aller — 
berechtigten — Methodenkritik sei jedoch der Standpunkt vertreten, d a ß 
relativ kleine, tatsächliche Methodenverbesserungen im Hinblick auf die 
Optimierung praktischer Beratungsarbeit immer noch besser sind als die V e r ­
fechtung des Alles-oder-Nichts-Prinzips. 

2.2. Aufgaben und Probleme der Übertrittsberatung 

Im folgenden werden die Schwerpunkte der Beratungsaufgaben und Probleme 
beim Ubergang von der Grundschule zu den weiterführenden Bildungseinrich­
tungen der Sekundarstufe I ausführlicher dargestellt. Bildungs(weg)information, 
Schulleistungsbeurteilung und Begabungsdiagnose erweisen sich dabei als tra­
gende Säulen der Bildungswegberatung. A u ß e r d e m wird auf die Rolle der E i n -
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zelfallhilfe und Systemberatung im Verbund „Bi ldungswegberatung" sowie auf 
einige Spezialprobleme, insbesondere zum Selektions- versus Klassifikations­
modell, eingegangen (vgl. A b b . 1, untere H ä l f t e ) . 

2 . 2 . 1 . B i l d u n g s ( w e g ) i n f o r m a t i o n 

Die B i l d u n g s i n f o r m a t i o n am Ende der Grundschule soll vor allem über den 
organisatorischen Aufbau des Sekundarstufensystems und seine strukturellen 
Besonderheiten bzw. Bildungsmöglichkeiten für den einzelnen Schüler orientie­
ren. Im Mittelpunkt der Information von Schüler und Eltern stehen somit die 
verschiedenen Schullaufbahnen oder Bildungswege (Bildungsweginformation), 
ihre spezifischen Lernleistungsanforderungen und Möglichkeiten der Abschluß­
qualifikation einschließlich damit verbundener Berechtigungsfunktionen usw. 
Beispielhaft kann hierfür das in A b b . 2 wiedergegebene Orientierungsschema 
stehen. 

Z u den weiteren Aufgaben der Bildungsinformation gehören die A u f k l ä r u n g 
über entsprechende Übergangsmöglichkeiten bzw. Aufstiegschancen des H a u p t ­
schülers und des Realschülers (Prinzip der Durchlässigkeit ! ) , die Darstellung der 
verschiedenen Typen des Gymnasiums und ihrer jeweiligen Fremdsprachenfolge 
(die von Land zu L a n d variieren kann) u. ä. Ferner m u ß in vielen Fäl len der 
ter t iäre Bildungsbereich in der Bildungswegberatung beim Eingang zur Sekun­
darstufe I mitbedacht werden. So sind gegebenenfalls die (Berufs-)Bildungswege 
im kaufmännischen und gewerblichen Bereich, im hauswirtschaftlichen oder 
landwirtschaftlichen Bereich ebenso wie die Ausbildungswege für soziale Berufe, 
Möglichkeiten des sog. Zweiten Bildungsweges u. a. in die Bildungsinformation 
miteinzubeziehen. Eine Reihe übersichtlich gestalteter, bebilderter Werbebro­
schüren, die von den einzelnen Kultusministerien der Bundesländer zur Ver­
fügung gestellt werden, kann die Arbeit der Bildungs(weg)information wirksam 
unterstützen. Allerdings wird ein (größerer ) Teil der Ratsuchenden auf das per­
sönliche Informationsgespräch des Bildungsberaters (Schulpsychologen) oder Be­
ratungslehrers bzw. der (abgebenden vs. aufnehmenden) Schule angewiesen 
sein. Diese persönliche Information bietet neben sozialpsychologischen und 
kommunikativen V o r z ü g e n die Möglichkeit, die Information auf die individu­
ellen Besonderheiten des Beratungsfalles besser abzustimmen. 

2 . 2 . 2 . S c h u l l e i s t u n g s b e u r t e i l u n g 

Die Beurteilung der Schülerleistung verfolgt unterschiedliche Funktionsziele, die 
im Dienste der Unterrichtsanalyse und Lehrplanung, der Bildungsreform (z. B. 
Curriculumrevision), der individuellen Schülerhilfe oder auch der Schullauf­
bahnberatung gesehen werden können. Im Zusammenhang unserer Problem­
erörterung sind besonders die zuletzt genannten Aspekte von Interesse. Auch 
hier gilt, daß die einzelnen Funktionen der Schülerbeurteilung nicht beziehungs­
los nebeneinanderstehen und nicht unabhängig vom jeweiligen Bildungssystem 
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Abb. 2: B i l d u n g s w e g e in B a d e n - W ü r t t e m b e r g 

(Mit freundlicher Genehmigung des Kultusministeriums B.-W. entnommen aus der Schriftenreihe 
„Informationen über das Bildungswesen", Reihe B, Nr. 11, S. 3) 

ndhroeifT^in^ Kunsthochschule .st d e * Bestehen e tnV A 5 % h ^ p r 1 ^ h ^ % Ä n j ^ l ^ ^ > i ^ ^ ^ v * $ 
die Hochschulreife oder ein RealschulobschltiB vertarfg»; Auskunft erteilen <fie bÄreffendert H o c h i c Ä r v " ff'ß 

7 Bisher Ingenieurschulen und Höher« Fachschulen. " ~ *" : V V " ' ' * v|$ 
1 Allgemeine bzw, fachgebundene Hochschulreife" berechtigen gleichzeitig zun») Besuch der Fachhochschulen. 
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zu sehen sind. Im dreigliedrigen, vertikal strukturierten Sekundarschulsystem 
ergeben sich die Leistungsanforderungen aus den jeweiligen Bildungszielen der 
einzelnen Schularten (Hauptschule, Realschule, Gymnasium); die daraus ab­
geleiteten oder empirisch ermittelten Schulleistungskriterien können als Richt­
werte zur Klassifizierung der Schüler am Ende der Grundschulzeit (mit)ver-
wendet werden. F ü r die praktische Arbeit der Schuleignungsermittlung via 
Klassifikation taugen freilich nur operationalisierte Maßstabskri ter ien (siehe da­
zu K a p . II/l und II/2 im dritten Handbuchband). 
F ü r die S c h u l l e i s t u n g s d i a g n o s e stehen neben den subjektiven Verfahren (Zen­
suren, Lehrerurteile u. ä.) grundsätzlich auch objektive Verfahren (formelle und 
informelle Schulleistungstests) in mehr oder weniger ausreichendem U m f a n g zur 
Verfügung, wobei in der pädagogischen Praxis die subjektiven Beurteilungs­
methoden vielfach noch bevorzugt werden — zu Unrecht, wie ich meine. Die 
Schulleistungsdiagnose gestattet — mehr oder weniger präzise und gültige — 
Aussagen über den Leistungsstand des Schülers in den einzelnen Unterrichts­
fächern. Aufschlüsse über die Ursachen guter oder schlechter Schülerleistungen, 
d. h. Informationen über die A r t der Bedingungen, unter denen schulisch gefor­
derte Lernleistungen zustande kamen, werden auf diese Weise nicht vermittelt, 
womit die Grenzen der Schulleistungsdiagnose als Funktion der Schuleignungs­
ermittlung aufgezeigt sind. So wird beispielsweise der (begabte) Schüler mit un­
günstigen häuslichen oder/und schulischen Lernbedingungen unter dem Aspekt 
objektiver — meßtheoretisch erwünschter — Maßstabskri terien hinsichtlich seiner 
wirklichen Leistungsfähigkeit unterschätzt , wohingegen ein durchschnittlich be­
gabter Schüler unter optimalen schulischen bzw. familiären Bedingungen mög­
licherweise aufgrund des Ergebnisses der Schulleistungsbeurteilung zu positiv im 
Hinblick auf seinen späteren Bildungserfolg eingeschätzt wird . Die Schul-
l e i s t u n g s d i a g n o s e , die über den aktuellen Stand der Leistung des Schülers ohne 
Bedingungsanalyse informiert, ist somit — für sich allein — ein sehr unsicheres 
Fundament zur Vorhersage des späteren Schulerfolges (z. B. Mittlere Reife oder 
Abitur). Eine einigermaßen verläßliche Schuleignungsprogrcose ist deshalb neben 
objektiven Schulleistungsdiagnosen immer auch auf umfangreiche, differenzierte 
Begabungsdiagnosen angewiesen (vgl. K a p . 2.2.3). 

D i e Bestimmung der Schuleignung, d. h. die Vorhersage des (späteren) Schul-
erfolges, stützt sidi also auf die Erfassung aktueller u n d potentieller Fähig ­
keit^- bzw. Leistungsmerkmale des Schülers. D a z u eignen sich am besten hetero­
gen zusammengestellte Testbatterien (Schulleistungstests, verbale und nonver­
bale Intelligenztests, Interessentests), die durch Ratingverfahren, Befragungen 
u. ä. von Fall zu Fall ergänzt werden müssen. Entsprechende Möglichkeiten für 
die Schullaufbahnberatung werden im „ M e t h o d e n " - B a n d dieses Handbuchs 
(vgl. B d . III, Abschn. I) behandelt . 2 
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2 . 2 . 3 . B e g a b u n g s d i a g n o s e u n d Scbuleignungsprognose 

Begabungs- und Schulleistungsdiagnosen dienen in der Schullaufbahnberatung 

der Erstellung von Schuleignungsprognosen. 3 Der Begriff „Schuleignung" kann 

hier (vorläufig) als Begabung für eine bestimmte schulische Bildungsform, z. B. 

des Gymnasiums, der Realschule oder der Hauptschule, definiert werden, wobei 

„ B e g a b u n g " das Insgesamt an kognitiven und nicht-kognitiven (persönlichkeits­

psychologischen) sowie sozio-kulturellen Lern- und Leistungsvoraussetzungen 

i m Hinblick auf entsprechende Bildungsziele u m f a ß t . Dieser (weite) Begabungs­

begriff repräsentiert im wesentlichen jene Faktoren, die M I E R K E ( 1 9 6 3 ) als 

G r u n d - oder K e r n i n t e l l i g e n z sowie als H i l f s - und Stützfunktionen (Sekundär­

intelligenz) beschrieben hat. Neben zentralen intellektuellen Voraussetzungen, 

z. B . einem bestimmten Ausprägungsgrad der mehr anlagebedingt gedachten 

Denkfähigkeiten der Kernintelligenz, sind demnach weitere Persönlichkeits­

eigenschaften, wie Phantasie, Gedächtnis , Aufmerksamkeit, Konzentration, L e i ­

stungsmotivation, Bildungsinteressen u. a. (Hilfs- bzw. Stützfunktionen) , die 

s tärker Bildungs- und Erziehungseinflüssen unterliegen, konstituierende Bedin­

gungen der Schuleignung. W ä h r e n d früher sehr oft der biogenetische Anteil der 

Begabung oder Schuleignung überbetont und die Umwelt lediglich als Anreiz­

bedingung für die Entfaltung der Begabungsanlagen interpretiert wurden, ist 

man heute der Ansicht, daß „ B e g a b u n g " und „Schuleignung" wohl annähernd 

gleichermaßen durch Anlage und Mil ieu bestimmt sein müssen. Die verschiede­

nen Formen der Begabung und Schuleignung dürfen demnach nicht als starre 

Mitgift verstanden werden; kennzeichnend hierfür ist vielmehr das d y n a m i s c h e 

Moment der mehr oder weniger erfolgreichen Interaktion zwischen individuel­

len Anlagebedingungen (Intelligenz- bzw. Persönlichkeitsfaktoren) und sozio-

kulturellen Determinanten (Erziehungs- bzw. Bildungserfahrungen). Hieraus 

ergeben sich wichtige Konsequenzen für die Begabungs- und Bildungsförderung, 

besonders im V o r - und Grundschulalter. 

Begabung und Schuleignung sind keine direkt aufweisbaren Größen, ihre Be­

stimmung ist stets an die Leistungsfunktion gebunden. Intelligenz, Begabung, 

Schuleignung(en) und andere Konstrukte können somit nur aufgrund mani­

fester Leistungen, z. B. Testleistungen, erschlossen werden. Daraus resultieren 

spezifische Möglichkeiten für die diagnostische Praxis, denen zugleich eine Reihe 

methodischer Probleme inhäriert . Die wichtigsten seien im folgenden ange­

sprochen. 

A l l e Diagnosen versus Prognosen basieren auf zwei theoretischen Annahmen: 

der i n t r a i n d i v i d u e l l e n K o n s t a n z menschlicher Verhaltenseigenschaften und der 

i n t e r i n d i v i d u e l l e n D i f f e r e n z e n solcher Verhaltensmerkmale oder Fähigkeiten. 

Ohne diese Prämisse der innerhalb gewisser Variabil i tätsgrenzen über be­

stimmte Zei t räume hinweg gedachten Beständigkeit je individueller kognitiver 

und nichtkognitiver Lernleistungsvoraussetzungen und der Tatsache, daß sich 

die Individuen hinsichtlich des Ausprägungsgrades ihrer Fähigkeiten und Eigen­

schaften nachweislich voneinander unterscheiden, w ä r e n Begabungsdiagnosen 
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oder Schuleignungsprognosen weder möglich noch sinnvoll. Andererseits wurde 
oben der dynamische Charakter von Begabung und Schuleignung und somit die 
Möglichkeit der Veränderung entsprechender Merkmale aufgewiesen, was of­
fensichtlich zum Postulat der Merkmalsstabil i tät als Bedingungskomponenten 
für Begabungsdiagnosen in Widerspruch steht. Zumindest für längerfristige 
Schuleignungsprognosen, wie sie etwa beim Übergang von der Grundschule zur 
Sekundarstufe gefordert werden, ergeben sich hieraus beträchtliche Schwierig­
keiten. Diese können nur dann gemindert werden, wenn entsprechende Infor­
mationen über wahrscheinliche Veränderungseffekte — seitens der Schülerper­
sönlichkeit oder der schulischen bzw. familiären Umwelt — in die Schuleig-
nungsprognose im Sinne der Vorhersage des künftigen Schulerfolges mitein­
gehen. 

Bei der diagnostischen Erfassung bestimmter Schuleignungen rücken nunmehr 
zwei Aspekte in den Vordergrund: einmal je bestimmte intellektuelle Fähig­
keiten und persönlichkeitspsychologische Eigenschaften des Schülers, zum andern 
von den Bildungszielen und Aufgaben der betr. Schulformen abgeleitete, kon­
krete Anforderungen, auf die bezogen bestimmte Eigenschafts- bzw. Fähigkeits­
strukturen als individuelle Voraussetzungen schulischen Bildungserfolges empi­
risch aufweisbar sein müssen. H i n z u kommt schließlich die Berücksichtigung 
außerschulischer und schulischer Komponenten des Begabens und der Eignungs­
konstituierung. D a jedoch Termini wie Begabung und Schuleignung letztlich 
nur theoretische Konstrukte eines wie auch immer sich manifestierenden Lei ­
stungsverhaltens bezeichnen, bedeutet dies für die operationale Schuleignungs-
ermittlung, daß vom aktuellen Leistungsverhalten des Schülers (in der G r u n d ­
schule, im Intelligenztest usw.) auf sein potentielles (zukünftiges) Leistungsver­
halten geschlossen werden muß. Somit läßt sich jetzt präzisierend der Begriff 
der „Schuleignung" im Sinne von o p e r a t i o n a l b e s t i m m b a r e n E r f o l g s - u n d Be­
währungswahrscheinlichkeiten ( für Gymnasium, Realschule, Hauptschule u. a.) 
definieren. 

Treffsichere S c h u l e i g n u n g s p r o g n o s e n sind ohne hinreichend gesicherte Beurtei­
lungsmaßstäbe, d. h. die Kenntnis einschlägiger Schuleignungskriterien, nicht 
möglich. Die Gewinnung solcher E i g n u n g s k r i t e r i e n bereitet allerdings erhebliche 
Schwierigkeiten. Entsprechende Ansätze bedienen sich häufig der sog. Grenz­
wertmethode oder einer ihrer zahlreichen Varianten. Dabei wird unter Bezug 
auf bestimmte Verteilungsparameter, zumeist Gruppenmittelwerte der betr. 
Vergleichsgruppen, ein Grenzwert festgesetzt. So werden z. B. alle Schüler, die 
in einem Intelligenztest den Grenzwert „ I Q = 118" (Mittelwert der G y m n a ­
siasten) erreichen oder übersteigen, der fraglichen Zielgruppe zugeordnet, d. h. 
als „gymnasialgeeignet" erachtet; die Schüler, die diesen kritischen Wert mit 
ihrer Testleistung unterschreiten, werden als „ungeeignet" zurückgewiesen. Die 
Problematik dieser Methode liegt einmal in einer gewissen Willkürlichkeit , die 
der Bestimmung des Grenzwertes immer anhaftet, zum andern aber — und das 
ist entscheidender! — in dem empirisch leicht nachweisbaren P h ä n o m e n der (zu­
meist stärkeren) Über lappung der einzelnen Schulgruppen in bezug auf die so 
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gewonnenen Testleistungsbereiche (IQ-Bereiche). Als Ausweg bieten sich hier 

Klassifikationstechniken an, die wahrscheinlichkeitstheoretisch orientiert sind. 

M i t H i l f e der Automatischen Klassifikation ( A U K L ) gelingt so eine optimale 

Trennung heterogener Merkmalsgruppen, wodurch die Überlappung der einzel­

nen Schultypen (Gymnasium, Realschule, Hauptschule) stark reduziert wird. 4 

Dadurch ergeben sich Verschiebungen der betr. Mittelwertsprofile, wie am Bei­

spiel der LPS-Batterie aus A b b . 3 hervorgeht. Die „reinen" Schuleignungsgrup-

pen ( A U K L - G r u p p e n ) sind deutlicher in den Testleistungsdimensionen des 

L P S unterschieden als die empirischen Schulgruppen (vor der Klassifikation). 

Abb. 3: M i t t e l w e r t s p r o f i l e v o n d r e i r e p r ä s e n t a t i v e n S c h u l s t i c h p r o b e n ( G = G y m n a ­
s i a s t e n , R = R e a l s c h ü l e r , H = H a u p t s c h ü l e r ) i m L e i s t u n g s - P r ü f - S y s t e m 
( L P S ) v o n W . H O R N 

JQ 

1 2 0 

110 

1 0 0 -

9 0 

G (N = 881 ) 

R (N = 523) 

1 + 2 I 3 + 4 I 5 + 6 I 7 - 1 0 I 1 1 + 1 2 I 1 3 + 1 4 I G L 
m LPS 

Legende: Erfassungsdimensionen des Leistungs-Prüf-Systems (LPS) nach W. HORN: 
1 + 2 Verbal Factor (Allgemeinbegabung, Wortschatz, Rechtschreibkenntnisse); 
3 + 4 Reasoning Factor (relativ sprach- und bildungsunabhängige Denkfähigkeiten, logisches 

und schlußfolgerndes Denken); 
5 + 6 Wordfluency (Worteinfall, Wortf lüssigkeit, relativ inhaltsunabhängige sprachliche Assozia­

tionen); 
7 — 10 Space 1 und 2, Closure 2 (Raumvorstellung, Visualization, Technisch-konstruktive Fähig­

keiten u. ä.); 
11 + 12 Closure, Closure 1 (Ratefähigkeit, visuelle Gestaltauffassung, Flexibil i tät der Gestalt­

wahrnehmung); 
13 + 14 Perceptual Speed, Accuracy (Wahrnehmungstempo. Richtigkeit des Reagierens u. ä.); 
15 (APR) Number Factor (Rechenfertigkeit, Leistungsmotivation, Konzentration, Ausdauer, Belast­

barkeit usw.); 
— 13 Fehler-„Leistung" (Arbeitsqualität, Sorgfaltsstreben); 
GL Gesamtleistung (Begabungsniveau). 
Dünne Kurvenlinien = Mittelwertsprofi le der empirischen Schülergruppen (Schultypen); breite Kur­
venlinien = entspr. Mittelwertsprofi le der AUKL-Schuleignungsgruppen, d. h. der durch Automa­
tische Klassifikation (AUKL) ermittelten .reinen" Eignungsgruppen für G, R und H. 

483 



Zwischen den drei Schülergruppen zeichnen sich (auf allen Klassenstufen) hoch-
signifikante Unterschiede in den I n t e l l i g e n z d i m e n s i o n e n des L P S ab, wobei die 
Vorteile der Gymnasiasten gegenüber den Real- und Hauptschülern neben 
einem insgesamt höheren Leistungsniveau (GL) vor allem in den sprachlichen 
Funktionsbereichen (1 + 2, 5 - f 6) und im logischen Denken (3 + 4) liegen. In 
bezug auf technische Fähigkeiten, Raumvorstellung, Gestaltauffassung und 
Wahrnehmungstempo treten interschulische Differenzen weniger deutlich in E r ­
scheinung, insbesondere im Vergleich der Realschüler mit den Gymnasiasten. 
Praktisch bedeutungslos sind die Unterschiede im Hinblick auf Arbeitshaltungs-
faktoren, Konzentration, Leistungsmotivation u. ä. Eigenschaften der Sekundär­
intelligenz, soweit sie im L P S erfaßt werden ( A P R , — 13, 13 + 14); zumindest 
der Gymnasial- und Realschuleignungen zuerkannt werden. 
D e n aufgewiesenen Intelligenzleistungsdimensionen entsprechen bei den einzel­
nen Schultypen nicht ganz so deutliche I n t e r e s s e n p r o f i l e , wie aus A b b . 4 hervor­
geht. Die G y m n a s i a l e i g n u n g s g r u p p e , die die ausgeprägteste Interessenstruktur 
im interschulischen Vergleich aufweist, hat ihre Dominanten im gestalterischen 
und literarisch-geistigen Bereich, wobei mit zunehmendem Alter 5 literarisch­
geistige und sozial-erzieherische Interessen die Führung übernehmen. A m wenig­
sten gefragt sind hier technisch-handwerkliche sowie Verwaltungs- und kauf­
männische Berufe. D i e R e a l s c h u l e i g n u n g s g r u p p e , die insgesamt eine geringere 
Interessenstrukturierung aufweist, bevorzugt gestaltende, ernährungshandwerk­
liche und wiederum literarisch-geistige Tät igkei ten ; ebenso werden sozial-erzie­
herischen Interessen Präferenzen eingeräumt. Die H a u p t s c h u l e i g n u n g e n haben 
eindeutige Schwerpunkte in handwerklichen und praktisch-gestaltenden B e t ä t i ­
gungen sowie Vorlieben für kaufmännische und sozialpädagogische Berufe, 
aber auch relativ starke Interessen für Bürotät igkei ten (Verwaltung). 

Abb. 4: M i t t e l w e r t s p r o f i l e d e r A U K L - E i g n u n g s g r u p p e n f ü r G y m n a s i u m ( G ) , R e a l ­
s c h u l e (R) u n d H a u p t s c h u l e ( H ) i m B e r u f s - I n t e r e s s e n - T e s t v o n M . IRLE 

PR T 

8 4 60 -

5 0 5 0 -

16 4 0 -

TH TN LF VB SE 
G H EH KB L G 

TH TN LF VB SE 
G H EH KB LG 

TH TN LF VB SE 
GH EH KB LG 

Legende: TH = Techn. Handwerk, GH = GestaJt. Handwerk, TN = Techn.-naturwiss. Berufe, EH = 
Ernährungshandwerk, LF = Landwirtschaft u. Forsten, KB = Kaufm. Berufe, VB = Verwaltungs­
berufe, LG = Literarisch-geistige Tätigkelten, SE = Sozial-erzieherische Tätigkeiten. 

Solche oder ähnliche anhand repräsentat iver Vergleichsgruppen der Zielpopula-
tion(en) gewonnenen Testwerte können als Anforderungskriterien (an die Be­
gabung, Lernfähigkeiten, Interessen usw.) betrachtet werden. Diese übernehmen 

484 



die Funktion von SchuleignungsmaßStäben bei der Erstellung individueller 
Schuleignungsprognosen im Rahmen der Schullaufbahnberatung. Dabei ist es 
von zweitrangiger Bedeutung, ob die Erarbeitung der Bildungsempfehlung per 
H a n d oder maschinell bzw. im Verbund mit dem Computer vorgenommen 
w i r d . 6 Die prinzipielle Notwendigkeit der Verfügung über operationalisierte 
E ignungsmaßstäbe bleibt von der A r t des methodischen Vorgehens in der 
Schuleignungsermittlung unangetastet. Zumindest sind ausreichend gesicherte 
und gültige Schuleignungsprognosen im Sinne der Vorhersage längerfristiger 
Bildungserfolge ohne die Grundlage objektivierter Schuleignungskriterien zur 
Zeit nicht möglich. 

2 . 2 . 4 . S e l e k t i o n versus K l a s s i f i k a t i o n 

D e m Ü b e r t r i t t von der Grundschule zu den weiterführenden Sekundarschulein-
richtungen lag lange Zeit der Gedanke einer Selektionsentscheidung („Auslese" 
für das Gymnasium oder die Realschule) zugrunde. Neuere A n s ä t z e stellen dem­
gegenüber das Klassifikationsmodell als das angemessenere Entscheidungskon-
zept heraus. Worin liegt der Unterschied, und welche Vorteile birgt das Klassi­
fikationsmodell für die schulische Differenzierung? 

Se/e^fiottsentscheidungen beim Ubergang zur Sekundarstufe sind dadurch ge­
kennzeichnet, daß hier das Hauptaugenmerk auf die „ B e w e r b e r g r u p p e " , etwa 
die möglichst fehlerfreie Bestimmung der Gymnasialeignungsquote, gerichtet 
wird, wohingegen die Nichtbewerber (Hauptschulkandidaten) oder Zurück­
gewiesenen unter dem Aspekt der Ubertrittsempfehlung bzw. -entscheidung 
keine oder nur eine untergeordnete Rolle (etwa beim Einspruch der Eltern) 
spielen. Der Erfolg vs. Mißerfolg entsprechender Ausleseprüfungen wird in der 
Regel ausschließlich an der B e w ä h r u n g der vorgeschlagenen Schüler (soweit 
diese der Ubertrittsempfehlung gefolgt sind) beurteilt. Abgesehen davon sind 
die Fehler von Selektionsentscheidungen üblicherweise relativ hoch, unter der 
Voraussetzung optimaler testdiagnostischer Bedingungen etwa bei 30 *7o ge­
legen. 

D i e Fehler bei Selektionsentscheidungen beinhalten unterschiedliche Risiken. 
Risiko erster A r t oder f e h l e r v o m T y p a bezieht sich dabei auf irrtümlich als 
gymnasialgeeignet identifizierte Grundschüler, Risiko zweiter A r t oder F e h l e r 
v o m T y p ß wird eingegangen, wenn geeignete Schüler zurückgewiesen, d. h. 
fälschlicherweise als „ungeeignet" eingestuft worden sind. Beide Fehler stehen in 
einem reziproken Verhältnis zueinander. 
Bei Selektionsentscheidungen im Rahmen der Schuleignungsermittlung wird ge­
wöhnlich das Risiko erster A r t bestimmt, d. h. die Intention zielt hier darauf 
ab, den Fehler vom T y p a möglichst klein zu halten. Dies wird erreicht, indem 
man die Selektionsrate (z .B . für das Gymnasium) niedrig ansetzt; gleichzeitig 
erhöht sich dabei das Risiko, eine größere A n z a h l geeigneter Schüler vom Be­
such des Gymnasiums abzuhalten bzw. nicht zu empfehlen. V e r f ä h r t man um­
gekehrt, d. h. steigert man die Selektionsrate mehr oder weniger, sinkt das 
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Risiko für den Bewerber, ungerechtfertigt zurückgewiesen zu werden; in der 
Gruppe der ins Gymnasium oder in die Realschule aufgenommenen Schüler 
findet sich dann eine größere oder kleinere Z a h l ungeeigneter, die sich oft 
unerträglichen persönlichen Belastungen (Lernschwierigkeiten, Streß usw.) aus­
gesetzt sehen. 

Das Konzept der K l a s s i f i k a t i o n in der Bildungsberatung kann diese Gefahren 
erheblich mindern. Die Intention ist hier zuallererst darauf gerichtet, die für 
jeden Schüler (mit bestimmten Interessen, Begabungs- und Lernleistungsvoraus-
setzungen) geeignetste Schul- oder Bildungsform zu finden. Dies geschieht z. B. 
durch Vergleiche des individuellen Merkmalsprofils mit entsprechenden A n f o r ­
derungskriterien der fraglichen Bildungseinrichtungen (Merkmalsprofilen der 
Zielgruppen; vgl. A b b . 3 u. 4) oder automatische Bestimmung der Gewichts­
zahlen relevanter Testvariablen bzw. entsprechender Prädiktorfunktionen. M i t 
H i l f e der A U K L läßt sich auf diese Weise für jeden Schüler die Zugehörigkeits­
wahrscheinlichkeit (zu Gymnasium, Realschule, Hauptschule bzw. im Gesamt­
schulsystem zu bestimmten Lernleistungsgruppen) errechnen. Damit sind dem 
Bildungsberater bzw. Ratsuchenden (Schüler, Eltern und Lehrer) präzise Infor­
mationen an die H a n d gegeben, etwa derart: 7 0 % der Gymnasial(eignungs)-
gruppe erzielen ähnliche — oder bessere — Werte in der betr. Schul- bzw. Test­
leistung, was dann als 70°/oige Eignungswahrscheinlichkeit interpretiert werden 
kann. Oder : 23 °/o der Gymnasiasten weisen ein ähnliches Merkmalsprofil im 
Test auf, hingegen 60 <Vo der Hauptschüler(vergleichs)gruppe und 17 °/o der Real-
schüler(vergleichsgruppe). In diesem Fall w ä r e das Risiko eines Übertr i t ts auf das 
Gymnasium oder die Realschule ziemlich groß , wenngleich ein Erfolg nicht ganz 
auszuschließen ist; trotzdem w ü r d e man einem solchen Schüler den Besuch der 
Hauptschule nahelegen. 

Bei der Schullaufbahnberatung auf der Basis von Klassifikationsentscheidungen 
( A U K L ) werden also die jeweiligen Eignungswahrscheinlichkeiten ermittelt und 
die Risiken gegeneinander abgewogen. Zugleich kann hier der Ratsuchende in 
die Entscheidungsfindung miteinbezogen werden, was die endgültige Entschei­
dung (hier: Schulübertritt) auch psychologisch auf eine tragfähigere Grundlage 
stellt. Ferner t rägt das Klassifikationskonzept dem Postulat der Chancengleich­
heit im Bildungsgang besser Rechnung als entsprechende Selektionsansätze. 
Schließlich dürfen (test)diagnostische Vorteile nicht übersehen werden. „ D e r 
Vorzug einer Testverwendung zur Klassifikation besteht zunächst darin, daß 
die mit H i l f e der Tests gewonnenen Informationen besser genutzt werden als 
bei der Selektion, da es keine Zurückgewiesenen gibt, deren Daten verloren­
gehen. Z u m anderen ist dabei die Möglichkeit einer nachträglichen Revision der 
auch hier unvermeidlichen Fehlentscheidungen meist wesentlich größer, so daß 
weitere Informationen über die Richtigkeit der anfänglichen Verteilung sämt­
licher Probanden gesammelt werden können. Im Gegensatz dazu ist bei der 
Selektion die Ablehnung eines Probanden in der Regel eine endgültige Ent­
scheidung; nur bei den Ausgewählten besteht die Möglichkeit, die Entscheidung 
noch zu korrigieren. Bei der Selektion unterzieht sich zudem meist nur eine 
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kleine Gruppe (z. B. Bewerber) dem Test; Geeignete, die sich aus irgendwelchen 

Gründen nicht bewerben — z. B. um Aufnahme ins Gymnasium — bleiben un­

erkannt. Dieser schwerwiegende Nachteil kann durch die Diagnose, Beratung 

und Klassifikation aller Betroffenen vermieden werden" ( H O P F 1 9 7 3 , S. 3 1 0 f.). 

2 . 2 . 5 . E i n z e l f a l l b i l f e u n d S y s t e m b e r a t u n g a l s f l a n k i e r e n d e Maßnahmen 
der S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g 

Eine dem Grundschüler dienende Schullaufbahnberatung wird in vielen Fällen 

auch auf i n d i v i d u e l l e B e r a t u n g s h i l f e n angewiesen sein. Die häufigsten Bera­

tungsanlässe sind: 

— Underachiever, d. h. Schüler, bei denen die Schulleistung deutlich hinter der 

Erwartung (aufgrund des Intelligenztestergebnisses) zurückbleibt. Als U r ­

sachen dafür kommen Persönlichkeits- und sozialpsychologische Faktoren in 

Frage. Zur Diagnose eignen sich besonders nonverbale bzw. (relativ) kultur­

unabhängige Intelligenzskalen. 

— P a r t i e l l e Leistungsschwäcloen, besonders im Deutsch- und Rechenunterricht. 

Diese sind häufiger durch ungünstige häusliche oder/und schulische Lern­

bedingungen verursacht. Uber entsprechende Lernleistungsdefizite, die im 

Zusammenhang mit der Schullaufbahnberatung diagnostiziert wurden, sind 

die betr. Schüler, ihre Eltern und Lehrer umfassend zu informieren. A n ­

schließend sind gezielte F ö r d e r m a ß n a h m e n zu beraten, z. B. die Zuweisung 

in Stütz- und Förderkurse , individuell aufgestellte Programme zur Be­

gabungsförderung, insbesondere zum Ausgleich sprachlicher Ausfälle, usw. 

— I n d i v i d u e l l e L e r n s c h w i e r i g k e i t e n , etwa Konzentrat ionsstörungen, Gedächtnis­

schwäche, mangelnde Leistungsmotivation (bei sonst guten intellektuellen 

Fähigkeiten) u. a. D u r d i Aufweis individueller Lernmöglichkeiten, Erzie­

hungsvorschläge und gegebenenfalls Weiterleitung an andere Beratungs- oder 

Behandlungsinstanzen (Erziehungsberatungsstelle, Sdiulpsychologischen 

Dienst, Facharzt) kann hier Abhilfe geschaffen werden (vgl. K a p . III/2 in 

diesem Band). 

— Sonderprobleme, z. B. Legasthenie, Sprachstörungen bzw. -auffälligkeiten 

(Stammeln, Stottern, Poltern u. a.), Sinnesschädigungen, Verdacht auf Lern­

behinderung usw. Hierbei ist in der Regel die Betreuung oder Behandlung 

durch Fachpädagogen oder -psydiologen angezeigt (vgl. K a p . III/3 u. III/4 

in diesem Band). 

Weitere Probleme ergeben sich durch den Schulbesuch oder die fehlende B i l ­

dungsbetreuung von Kindern ausländischer Arbeitnehmer in der Bundes­

republik, deren Situation noch kaum erforscht ist. Eine der wenigen E r ­

hebungen zu diesem Thema wurde kürzlich von M A I E R ( 1 9 7 5 ) vorgelegt. 

Danach besuchen rd. 2/z aller ausländischen Kinder im Alter von 6 bis 2 0 

Jahren überhaupt keine entsprechende schulische Einrichtung. Besonderes 

Interesse — der Bildungsberater sowie der verantwortlichen Politiker und 

Schulpädagogen — sollten die am Ende des Forschungsberichtes vorgeschla-
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genen M a ß n a h m e n zur F ö r d e r u n g des Schulbesuchs dieser Kinder rinden 

(S. 250 ff.). 

Versteht man mit A U R I N u. a. (1973, S. 29) unter Systemberatung die „Fest­

stellung und Systematisierung struktureller Schwächen, dysfunktionaler Prozesse 

und Mängel des Schulsystems mit dem Ziel , schulreformerische Innovationen 

einzuleiten", dann ist der enge Zusammenhang von Schullaufbahnberatung bzw. 

Individualberatung und Systemberatung ohne weiteres ersichtlich. H i l f e n bei 

der Curriculumevaluierung und -revision, Möglichkeiten zur Objektivierung 

der Schülerbeurteilung, Lehrerberatung bei der Analyse und Planung von 

Unterricht, Orientierung über psychologische Voraussetzungen zur Einstellungs­

änderung (z. B. Abbau von Vorurteilen) und Verhaltensmodifikation sind wich­

tige Aufgaben der Systemberatung (vgl. noch K a p . II/7 unten) als Aspekt einer 

umfassenderen Bildungsberatung. Die Rolle der Schullaufbahnberatung kann in 

diesem Zusammenhang allgemein als „Vermitt lungsfunktion zwischen Indivi­

duum und Bildungssystem" (BETHÄUSER) definiert werden. 

2.3. Empfehlungen zur Verbesserung der Schullaufbahnberatung 

Z u m Schluß dieser kurzen Problemübersicht zur Schullaufbahnberatung stehen 

einige Verbesserungsvorschläge, die Bildungsberatung an der Nahtstelle von 

Grundschule und weiterführenden Schulen effektiver machen könnten. Dabei 

soll besonders auf die oben (Kap. 2.1.2) formulierten Kritikpunkte eingegangen 

werden. Folgende M a ß n a h m e n werden als vordringlich erachtet: 

— Strukturverbesserungen des Bildungssystems. Im Hinblick auf die „klassische" 

Schullaufbahnberatung beim Systemübergang am Ende der Primarstufe w ä r e 

hier vor allem die Verwirklichung der schulformunabhängigen (integrierten) 

O r i e n t i e r u n g s s t u f e zu fordern. Viele Pädagogen und Bildungspolitiker er­

hoffen sich davon eine verbesserte, d. h. zuverlässigere und prognostisch gül­

tigere Vorhersage des Schulerfolges. In ausgedehnten Längsschnittunter­

suchungen müßte geprüft werden, inwieweit die Einrichtung der Orientie­

rungsstufe diesen Ansprüchen gerecht werden kann. Die in einigen Bundes­

ländern zur Zeit eingeführte kooperative Form der Orientierungsstufe wird 

unter diesem Aspekt von nicht wenigen Experten sehr skeptisch beurteilt. 

Jedenfalls erscheint es notwendig, zusätzliche Systemverbesserungen (die 

keine spezifischen Probleme der Orientierungsstufe darstellen) ins Auge zu 

fassen, z. B. eine Objektivierung der von der Schule verwandten „Erfolgs­

kriterien" (Schulzensuren und andere Leistungsindikatoren), eine Vereinheit­

lichung schulischer Anforderungsmaßstäbe und deren Objektivierung (was 

eindeutige Lernzieldefinitionen erfordert), die Schaffung optimaler schulischer 

Lernbedingungen (Individualisierung bzw. Differenzierung des Unterrichts, 

Stütz- und Förderkurse , personelle und räumliche Strukturverbesserungen). 

— Ausdehnung der B i l d u n g s b e r a t u n g auf die P r i m ä r - und Elementarstufe einer­

seits (vgl. K a p . II/l) und die Orientierungs- bzw. Sekundarstufe andererseits 
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(vgl. K a p . II/3). Abbau von Bildungsdefiziten (z. B. durch Wahrnehmungs­

training und Sprachförderung, Programme zur Denkerziehung usw.), Orga­

nisation von Elternseminaren, insbesondere Mütterschulungskursen (Vermitt­

lung von Erziehungs- und Bildungshilfen), und Lehrerfortbildungsveranstal­

tungen (Orientierung über neue Ergebnisse aus der Begabungsforschung und 

pädagogischen Diagnostik, der Lern- , Unterrichts- und Erziehungspsychologie 

usw.), in deren Mittelpunkt häufig Themen kompensatorischer Bildungs­

bemühungen um sozio-kulturell benachteiligte Kinder stehen werden, sind 

Gegenstand einer umfassenden Schullaufbahnberatung, die sich an Schüler, 

Eltern und Lehrer wendet. 

— M e t h o d i s c h e Verbesserungen. Im Mittelpunkt solcher Überlegungen steht die 

Forderung nach einem d i f f e r e n t i e l l e n P r o g n o s e m o d e l l für die Schullaufbahn­

beratung. Dieses müßte neben einer Reihe kognitiver Faktoren (intellektuelle 

Lernfähigkei ten, Schulleistungsindikatoren) einen breiten Fächer nicht-kogni­

tiver Faktoren (Moderatorvariablen wie Persönlichkeitsmerkmale, sozialer 

bzw. famil iärer und schulischer Hintergrund) systematisch einbeziehen. 

A u f dieser Basis entwickelte ROSEMANN sein Konzept einer sequentiellen Be­

ratungsstrategie (vgl. K a p . 1/6 in diesem Band). 

Weiterhin w ä r e n der verstärkte Einsatz t e s t d i a g n o s t i s c h e r Untersuchungs­

methoden (Begabungs- und Leistungstests zur Erfassung der Schuleignung) 

sowie Verbesserung im Untersuchungsdesign zu fordern. E i n Ansatz von 

GTJTHKE (1972) verdient in diesem Zusammenhang besonderes Interesse: In 

einem Prätest -Pädagogisierungsphase-Posttest -Design sollen die Nachteile 

punktueller Testprüfungen vermieden und zugleich dem dynamischen Aspekt 

der individuellen Lernfähigkeiten im diagnostischen Plan Rechnung getragen 

werden. Die Standardisierung der Pädagogisierungsphase (z. B. mit H i l f e 

von Unterrichtsprogrammen) müßte dabei ebenso noch geleistet werden wie 

die Berücksichtigung nichtkognitiver Einflußgrößen auf die Schulleistung. 

Schließlidi empfiehlt sich die weitere Erprobung automatischer Klassifika­

tionstechniken im Rahmen der Schullaufbahnberatung. Ihr Einsatz t rägt nicht 

nur zur Rationalisierung des Arbeits- und Zeitaufwandes bei, sondern ver­

spricht darüber hinaus einen wichtigen Beitrag zur Absicherung von Schul-

eignungsprognosen. 

Auch wenn man mit T E N T (1969) die Meinung vertritt, d a ß Systemverbesserun­

gen im schulischen Bereich auf lange Sicht die größere Effizienz erhoffen lassen, 

wird niemand bestreiten können, daß methodische Verbesserungen der Bildungs­

beratung — zusätzlich zu den notwendigen strukturellen Veränderungen — im 

Hinblick auf die B e r a t u n g s p r a x i s eine gewisse Pr ior i tä t erfordern. Die Schul-

laufbahnberatung als Teil einer umfassenderen Bildungsberatung ist nur dann 

in der Lage, die vielfältigen aktuellen Probleme zu lösen, wenn ihr ein genü­

gend differenziertes und gesichertes Instrumentarium zur Verfügung steht. So­

lange dies nicht der Fall ist, werden wohl auch in der Praxis tätige Wissen­

schaftler Aufgaben der Methodenentwicklung (für die Bildungsberatung) über­

nehmen müssen. 
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A n m e r k u n g e n 

1 Was sich selbstverständlich nicht gegen notwendig erachtete Reformmaßnahmen und 
Innovationen im Bildungswesen richtet, sondern lediglich gegen deren einseitige 
Betonung zu Lasten der Befriedigung aktueller Bedürfnisse des Schülers. 

2 Eine umfassende Darstellung der methodischen Probleme und Möglichkeiten der 
Schulleistungsbeurteilung findet sich u. a. in HELLER (1974). 

3 Die nachstehenden Ausführungen folgen zum Teil früheren Darstellungen (vgl. 
HELLER 1970, S. 104 ff. und 127 ff. sowie 1973, S. 161 ff.). 

4 Weitere Vorzüge des Klassifikationsansatzes für die Schullaufbahnberatung, z. B. 
die Möglichkeit der Zuordnung fraglicher (Grund-)Schüler zu einem der weiter­
führenden Schultypen (Hauptschule, Realschule, Gymnasium), werden im dritten 
Band dieses Handbuchs (siehe Kap. II/2) behandelt. Ausführliche Darstellung der 
methodologischen Grundlagen dieses Verfahrens in: ALLINGER & HELLER (1975). 

5 Entsprechende, aus der Abbildung nicht hervorgehende Interpretationshinweise las­
sen sich beim Vergleich der nach Klassenstufen differenzierten BIT-Profile gewinnen. 

6 Vgl. Bd. III, Kap. II/l und H/2. 
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H e i n z Bethäuser 

3. Beratung in der Orientierungsstufe 

3.1. Bedeutung einer Beratung im Schulsystem — Orientierungsstufe 

„ D e r Beratung kommt für den Ausbau des Bildungswesens der Bundesrepublik 

Deutschland, der sich zur Zeit in einer wichtigen, die Weichen der Entwicklung 

stellenden Phase befindet, eine besondere bildungspolitische und r e f o r m p ä d a g o ­

gische Funktion z u " (AURIN 1973). D a ß diese Ansicht, nicht nur als Ergebnis 

eines Unesco-Seminars zur Bildungsberatung zu werten und somit ausschließlich 

f ü r eine kleine Expertengruppe repräsentat iv ist, zeigen die Aussagen zur Be­

ratung im Bildungswesen, wie sie v o m Deutschen Bildungsrat im Strukturplan 

f ü r das Bildungswesen (1970), im Bildungsgesamtplan der B u n d - L ä n d e r - K o m ­

mission für Bildungsplanung (1973) sowie im Beschluß der ständigen Konferenz 

der Kultusminister der L ä n d e r in der Bundesrepublik Deutschland (1974) ge­

macht werden. 

Allerdings beinhalten diese sehr allgemein gehaltenen Vorschläge, die hier nicht 

näher diskutiert werden können, auf G r u n d des großen Abstraktionsgrades 

einen weiten Spielraum der Interpretation und der Realisierung (s. a. K a p . 

3.3.1.). Gemeinsam ist, daß eine Beratung in der Schule verschiedene Aufgaben­

bereiche umfassen sollte, die insbesondere in der Schullaufbahnberatung, der 

individualpsychologischen Beratung und in der Beratung von Schülern, Lehrern 

und Eltern liegen. 

Was konkrete Beratungsmaßnahmen in der Orientierungsstufe angeht, so finden 

sich hier kaum Aussagen. Die Realisierung einer Beratung im Hinblick auf die 

Orientierungsstufe läßt sich somit nur über deren Zielvorstellungen im Kontext 

zu den zur Verfügung stehenden (bzw. noch zu schaffenden) Beratungsinstan­

zen aufzeigen. In den folgenden Ausführungen gilt es daher, diese Bereiche zu­

nächst kurz zu beschreiben. Der Schwerpunkt einer Beratungstät igkeit in der 

Orientierungsstufe wird dann eindeutig in der Schullaufbahnberatung liegen. 

Individualpsychologische Beratung erscheint dann bedeutsam, wenn sie „orien-

tierungsstufenspezifisch" erfolgt, also in unmittelbarer Wechselwirkung zur 

Schulform „Orientierungsstufe" steht. Was die Beratungsinstanzen angeht, so 

gilt es vor allem, den Einsatz der Bildungsberatung genauer zu untersuchen, 

was aber nicht ausschließt, daß auch andere Funktionsträger einer Beratung zu 

diskutieren sind, da nur ein mehrdimensionales Beratungssystem unter Einbe­

ziehung der verschiedensten Beratungsinstitutionen effizient sein kann. 
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3.2. Zur Konzeption der Orientierungsstufe 

Die Orientierungsstufe u m f a ß t die Klassenstufen 5/6 und bildet die erste p ä d ­

agogische und organisatorische Einheit innerhalb der Sekundarstufe I. A u f 

diese Weise soll im Rahmen des dreigeteilten Schulsystems der Bundesrepublik 

Deutschland nicht nur der sehr problematische Ü b e r g a n g v o m Primarbereich in 

die Sekundarstufe I (INGENKAMP 1963; T E N T 1969; SCHULTZE 1969) organisa­

torisch neu gestaltet werden, es gilt zudem, die Schüler so gezielt in bezug auf 

ihre Lernvoraussetzungen und Interessen zu beobachten und zu fördern, d a ß 

am Ende dieser Phase eine deutlichere Differenzierung nach Bildungswegen und 

die Möglichkeit einer zuverlässigeren Prognose für die weitere Schullaufbahn 

möglidi sind. 

Was die Hinweise im Strukturplan angeht, so finden sich hier nur vorläufige 

Anregungen. Im Bildungsgesamtplan, dessen bildungspolitischem Tei l die M i n i ­

sterpräsidenten der L ä n d e r zugestimmt haben, weichen die Ansichten über die 

Orientierungsstufe sogar erheblich voneinander ab, und zwar insbesondere, was 

die Organisationsform betrifft, die gerade für B e r a t u n g s m a ß n a h m e n von außer­

ordentlicher Bedeutung ist. 

3 . 2 . 1 . O r g a n i s a t i o n s f o r m e n der O r i e n t i e r u n g s s t u f e 

Die im Zwischenbericht der B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n für Bildungsplanung 

(vom 18. 10. 1971) gemachte Aussage „Die Orientierungsstufe kann organisato­

risch sowohl den verschiedenen Schulformen zugeordnet wie auch schulform-

unabhängig gestaltet werden", die auf ein besonderes V o t u m der L ä n d e r Ba­

den-Würt temberg , Bayern, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein 

zurückgeht, führte zu folgenden Organisationsmodellen: 

— Schulformabhängige ( k o o p e r a t i v e ) O r i e n t i e r u n g s s t u f e 

— Schulformunabhängige ( i n t e g r i e r t e ) O r i e n t i e r u n g s s t u f e 

Bei der schulformabhängigen Orientierungsstufe ist diese Stufe jeweils der 

Hauptschule, der Realschule und dem Gymnasium zugeordnet, wobei die E i n ­

weisung nach den bisherigen Ausleseverfahren bzw. auch nach dem Eltern­

wunsch erfolgen kann. 

In der integrierten Orientierungsstufe werden die Schüler des 5. und 6. Schüler­

jahrgangs gemeinsam unterrichtet. Eine Zuweisung in die drei Schularten erfolgt 

erst am Ende des 6. Schuljahres. 

Es liegt auf der H a n d , daß diese verschiedenen Organisationsmodelle einen 

Einfluß auf Bera tungsmaßnahmen haben, denkt man nur an die Frage der 

„Selektion" bei der schulformabhängigen Orientierungsstufe. In den Ausfüh­

rungen über Bera tungsmaßnahmen werden nun vorwiegend Aktivi tä ten in der 

integrierten Form beschrieben, denn in bezug auf die schulformabhängige Orien­

tierungsstufe schreibt RAUSCHENBERGER ( 1 9 7 2 ) zu Recht: „Die Frage wäre nur, 

worüber die Schüler sich orientieren könnten, wenn die Selektion zu einer be­

stimmten Schulform bereits vor Beginn der Orientierungsphase erfolgt w ä r e . " 
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D i e grundlegende Diskussion über die verschiedenen Organisationsformen soll 
hier nicht weitergeführt und vertieft werden. Pr ior i tä ten und Gewichtungen er­
geben sich zum Tei l bei den Aufgaben und Zielvorstellungen der Orientierungs­
stufe, zu deren Realisierung die Beratung wesentlich beitragen kann und soll, 
denn es könnte sich zeigen, daß bestimmte Organisationsformen den gesetzten 
Ansprüchen nur bedingt gerecht werden. 

3 . 2 . 2 . F u n k t i o n u n d A u f g a b e der O r i e n t i e r u n g s s t u f e 

Ausgehend vom Strukturplan für das Bildungswesen und der Vereinbarung der 
Kultusministerkonferenz über die Orientierungsstufe (1974) lassen sich neben 
dem allgemeinen Ziel einer Verbesserung des Übertr i t t s in weiterführende Schu­
len eine Reihe von vorrangigen Zielvorstellungen der Orientierungsstufe ablei­
ten: 

— Erprobung und Erfahrung der individuellen Lernmöglichkeiten des Schülers. (Die 
Schüler sollen eigene Lernmöglichkeiten und Interessengebiete erkennen, damit sie 
lernen, sich eigene Ziele setzen zu können.) 

— Einsicht in die Anforderungen des „Sekundarbereichs". (Information über die 
Ziele und Anforderungen der weiterführenden Bildungswege und die diesen ent­
sprechende Eignung des Schülers.) 

— Entscheidungshilfen für die weitere Schullaufbahn. 
— Ausgleich regional und sozial bedingter Bildungsunterschiede, soweit sie sich auf 

die Aufgaben der Orientierungsstufe auswirken. 

Z u m Erreichen dieser Ziele sind nun eine Reihe von organisatorischen, inhalt­
lichen und methodischen Bedingungen zu erfüllen und entsprechende M a ß n a h ­
men zu treffen, die in einigen Fäl len ein Angebot von Beratungsmaßnahmen 
geradezu unumgänglich machen. 
Im einzelnen w ä r e n anzuführen: 

— Gemeinsamer Unterricht, in dem auch vermehrt individuelle Aufgaben gestellt 
werden. 

— Fördermaßnahmen zum Beheben von Lernmängeln. 
—• Differenzierung nach Leistungsanforderung und Lernvoraussetzung. 
— Freie Lernatmosphäre ohne äußeren Druck. 
— Transparenz der Beurteilung (die Leistungsnachweise sollten vor allem Hinweis­

charakter besitzen; jegliche Angst der Schüler vor Bewertungen ist zu vermeiden). 
— Korrekturmöglichkeiten bei Fehlentscheidungen. 
— Beratung von Schülern und Eltern. 
— Ausbau des Instrumentariums für die Lenkung der Schüler in die für sie jeweils 

geeigneten Bildungswege. 

Wie läßt sich all dies realisieren? Welche Voraussetzungen sind zu schaffen? 
Welche Beratungsinstanzen müßten hier wirksam werden? Welcher Zeitauf­
wand ist erforderlich? 

Eine Fülle von Fragen, die in den folgenden Kapiteln zur Beratung in der 
Orientierungsstufe zu klären sind. 
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3.3. Beratung in der Orientierungsstufe 

Schon zu Beginn dieser Ausführungen wurde deutlich, d a ß es zur Zeit keine 

konkreten Hinweise gibt, wie eine Beratung in der Orientierungsstufe erfolgen 

müßte . 

In der Vereinbarung der Kultusministerkonferenz über die Orientierungsstufe 

(1974) heißt es: „ W ä h r e n d der Orientierungsstufe ist eine eingehende Beratung 

der Schüler und Erziehungsberechtigten (im Sinne von T e i l I der Empfehlung 

der Kultusministerkonferenz „Beratung in Schule und Hochschule") erforder­

lich. Sie bezieht sich auf die Leistungsfähigkeit, Begabungsschwerpunkte und 

Neigungen der Schüler und informiert über die weiterführenden Bildungs­

g ä n g e . " 

Bei den Beratungsinstanzen wird in erster Linie auf die Lehrer sowie auf eine 

institutionalisierte Schulberatung (Beratungslehrer, Schulpsychologen) verwie­

sen. Diese Empfehlungen werden noch genauer zu diskutieren sein; um aber 

erste Anhaltspunkte zu erhalten, sollen zunächst — exemplarisch — einige A n ­

sätze von Beratung in der Orientierungsstufe in einigen Bundesländern darge­

stellt werden. 

3 . 3 . 1 . Beratungsansätze i n den O r i e n t i e r u n g s s t u f e n e i n z e l n e r 
Bundesländer 

U m Beratungsansätze in anderen Bundesländern darzustellen, m u ß zunächst 

einmal die Orientierungsstufe — zumindest modellhaft — eingerichtet sein. Ge­

rade die integrierte Form wird z. B. bisher in keinem Bundesland ausschließlich 

praktiziert, am umfassendsten noch in Hessen (als „ F ö r d e r s t u f e " ) . In den ande­

ren Bundesländern finden sich z. T . Modellversuche mit verschiedenen Organisa­

tionsformen, oder es wird versudit, in die Ubertrittsregelungen Elemente der 

kooperativen Orientierungsstufe einfließen zu lassen. Inwieweit dabei der Be­

ratungsaspekt realisiert wird, soll an den folgenden vier Beispielen dargelegt 

werden. 

In Hessen heißt die Orientierungsstufe offiziell „ F ö r d e r s t u f e " , wobei diese 

Stufe in der Regel als Bestandteil der Hauptschule geführt w i r d . Hier läßt sich 

schon erkennen, d a ß es vor allem um die Aufhebung und Minderung von C h a n ­

cenungleichheit sozialer und individueller A r t geht (ENDERWITZ 1973). Uber 

die Einrichtung eines Beratungssystems finden sich keine Aussagen — mit Aus­

nahme einiger integrierter Orientierungsstufen im Rahmen von Modellver­

suchen der Gesamtschule. Beratung wird dabei nicht nur als „Schullaufbahn­

beratung" und „Individualpsychologische Beratung? gesehen, die unmittelbar 

an Bedingungen anknüpft , die im Schüler selbst liegen, vielmehr sollen gleich­

zeitig die Lernbedingungen im Rahmen des Systems Schule reflektiert werden, 

unter denen die Ergebnisse zustande gekommen sind. T r ä g e r dieser Beratung 

sind Schulpsychologen sowie Beratungslehrer. 

In der nie der sächsischen K o n z e p t i o n ist die Orientierungsstufe dem Sekundar-
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stufen I-Zentrum zugeordnet (in einer Ubergangszeit w i r d die Orientierungs­

stufe an der Hauptschule geführt ; die Einführung erfolgt entsprechend den 

regionalen Bedingungen). Die ersten Erfahrungen zeigten, d a ß „ B e r a t u n g " vor­

wiegend als Lehrerberatung gesehen werden m u ß . „Durch örtliche Lehrerbil­

dung und Lehrerfortbildung, vor allem aber durch projektähnliche Arbeitswei­

sen, ist es gelungen, Lehrer von Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien in 

den wichtigen curricularen I n n o v a t i o n s p r o z e ß einzubeziehen und zur intensiven 

Auseinandersetzung mit den zentralen Problemen der Orientierungsstufe zu 

f ü h r e n " (RUPRECHT 1973). D a ß diese Lehrerfortbildung notwendig ist, zeigt 

sich auch im E r l a ß des K M vom 30. 4. 1973. Z u m Ubergang der Schüler von 

der Orientierungsstufe in das Gymnasium, die Realschule und die Hauptschule 

w i r d hier verfügt , daß die Klassenkonferenz der Orientierungsstufe für jeden 

Schüler nach zweijährigem Besuch der Orientierungsstufe ein Eignungsgutach­

ten erstellt, das durch Uberprüfung ergänzt werden kann, falls sich Eltern­

wunsch und Lehrergutachten in bezug auf den weiteren Schulbesuch nicht dek-

ken. 

Eine ähnliche Gewichtung des Lehrergutachtens findet sich in den Schulver­

suchen zur Orientierungsstufe in B a y e r n , wobei die Ziele der Orientierungsstufe 

in der Orientierung und Förderung der Schüler und im Ausgleich regionaler und 

sozialer Bildungsunterschiede gesehen werden. Kernstück der bayerischen Form 

der Orientierungsstufe ist dabei die curriculare Einheit der Jahrgangsstufen 5 

und 6. In der Bekanntmachung des bayerischen Staatsministeriums für Unter­

richt und Kultus vom 7. 3. 1974 wird auch zur Beratung der Schüler in der 

Orientierungsstufe Stellung genommen. Dabei finden sich sehr allgemeine H i n ­

weise wie : 

— Es wird eine „eingehende Beratung" angeboten. 
— Bei der Beratung der Eltern und bei anstehenden Schullaufbahnentscheidungen 

sind sowohl die Noten als auch die Beobachtungsergebnisse über das Lernverhalten 
zu berücksichtigen. 

A l s Beratungsinstanzen dürften in erster Linie Lehrer, daneben Beratungslehrer 

sowie Schuljugendberater in Frage kommen, weniger die „Schulpsychologen" 

oder die auf Regierungsebene tätigen staatlichen Schulberater. 

Bei den bisherigen Ausführungen hat es sich gezeigt, d a ß systematische Ansätze 

einer speziellen Beratung in der Orientierungsstufe nicht vorhanden sind. Z u ­

meist werden bestehende Beratungsinstanzen mehr oder weniger stark herange­

zogen, ohne daß ein „orientierungsstufenspezifisches Beratungskonzept" für Be­

ra tungsmaßnahmen besteht. 

Beachtung verdient deshalb insbesondere der Ansatz in Baden-Württemberg 

(BETHÄUSER 1975). Hier wird zur Zeit an 18 Standorten, unter Berücksichti­

gung der verschiedenen Organisationsformen, die Orientierungsstufe erprobt, 

wobei der Beratungsaspekt sowohl Schüler-, Eltern- und Lehrerhilfe beinhaltet 

als auch einen Teilbereich wissenschaftlicher Begleitung darstellt. Als Funktions­

t räger einer Beratung stehen neben Beratungslehrern auch Bildungsberater so-

495 



wie eine zentrale Institution (Institut für Bildungsplanung und Studieninfor­
mation Stuttgart) zur Verfügung. 
Die Beratung beginnt hier bereits vor Eintritt in die Orientierungsstufe. Dieses 
Vorgehen ist vor allem für die schulformabhängige Orientierungsstufe von Be­
deutung, da hier — unter Heranziehung diverser Daten (Noten, Lehrerurteil, 
psychologische Testverfahren) — Empfehlungen für die einzelnen Schularten 
der Orientierungsstufe erarbeitet werden. Dabei handelt es sich allerdings nicht 
um verbindliche Zuweisungskriterien (Selektion), vielmehr sollen den Beteilig­
ten Beratungshinweise im Sinne von Entscheidungshilfen gegeben werden. Die 
Arbeitsschwerpunkte der Beratung in der Orientierungsstufe liegen dann auch 
insbesondere in H i l f e n bei der Einleitung von F ö r d e r m a ß n a h m e n , in der Z u ­
weisung und Einrichtung von Stütz - und Liftkursen, in Differenzierungsmaß­
nahmen oder zusätzlich (bei der schulformabhängigen Orientierungsstufe) in 
Umstufungshilfen. 

Die ersten Erfahrungen machen deutlich, d a ß Beratung in der Orientierungs­
stufe nicht nur eine Frage der Institutionalisierung von Beratungsdiensten ist, 
sondern in gleichem M a ß e eine Frage der Lehreraus- und Lehrerfortbildung 
und dabei sehr stark abhängt von den Einstellungen und der Innovationsbereit-
schaft aller Beteiligten. 

3 3 . 2 . A l l g e m e i n e A u f g a b e n e i n e r B e r a t u n g i n der O r i e n t i e r u n g s s t u f e 

Bereits im einleitenden Kapitel wurde darauf hingewiesen, d a ß sich die Bera­
tungsansätze in der Orientierungsstufe konsequent nur aus den angestrebten 
Zielen ableiten lassen. Diese konkreten M a ß n a h m e n werden unter K a p . 3.3.5. 
ausführlich diskutiert. Unabhängig davon lassen sich aber zunächst drei allge­
meine Aufgabenbereiche^* definieren, die auch für die Beratung in der Orien­
tierungsstufe relevant sind: 

* Die Beratung von Schule, Lehrern und Eltern wird hier bewußt nicht als eigen­
ständige Aufgabe definiert, da bei allen drei Beratungsbereichen diese Beratung 
wirksam werden kann bzw. geleistet werden muß. 

— Individualpsychologische Beratung, 
— Schullaufbahnberatung, 
— System-/Reformberatung (Beratung als Teilaspekt wissenschaftlicher Be­

gleitung). 
In bezug auf die zu beratenden Personengruppen werden diese Aufgaben einer 
Orientierungsstufenberatung — je nach Schwerpunkt und Fragestellung — durch 
L e h r e r - , E l t e r n - und Schülerberatung zu realisieren sein. 

3.3.2.1. Beratung als individuelle Schülerhilfe 

Die I n d i v i d u a l b er a t u n g innerhalb der Orientierungsstufe befaßt sich mit der 
Untersuchung, Beratung und Behandlung von Schülern, die auf G r u n d von 
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Lern- bzw. Verhaltensstörungen den schulischen Anforderungen, die die Orien­

tierungsstufe an sie stellt, nicht gewachsen sind. 

Diese Beratung, die alle Personen und Beziehungen einschließt, mit denen der 

Einzelfall verflochten ist, m u ß natürlich für alle Schularten und alle Altersstu­

fen gefordert werden und ist insofern nicht spezifisch für die Orientierungs­

stufe. Sie könnte dann besonders bedeutsam werden, wenn die besondere orga­

nisatorische oder inhaltliche Struktur der Orientierungsstufe ein verstärktes in­

dividualpsychologisches Beratungsangebot notwendig machen sollte. D a nun die 

Ziele der Orientierungsstufe gerade darin liegen, den Bereich „Schule" als Be­

dingungshintergrund von Lern- und Verhaltensstörungen möglichst auszuschlie­

ßen, wird der Individualberatung im beschriebenen Sinne innerhalb der Orien­

tierungsstufe keine übergewichtige Funktion zukommen. 

Sie ist bedeutsam, wobei die Grenzen dieses Ansatzes deutlich erkannt werden 

müssen, denn diese Beratung wird in zahlreichen Fällen in eine Behandlung 

münden, d. h. neben qualifiziertem Personal sind für die Zukunft im Schul-

bereich Möglichkeiten für therapeutische M a ß n a h m e n zu schaffen. Im Moment 

bietet sich eine Kooperation mit Therapie anbietenden Institutionen an, ferner 

sollte die Früherkennung und Prophylaxe das ihrer Bedeutung entsprechende 

Gewicht erhalten. 

Dabei erscheint noch ein Aspekt bedeutsam. Individualberatung sollte nicht nur 

auf Einzeldiagnose beschränkt sein, vielmehr müßte der Gruppensituation und 

ihren Voraussetzungen und Bedingungen stärkere Beachtung geschenkt werden. 

„Die Zugehörigkeit zu einer Lerngruppe z. B. scheint einen erheblichen Einfluß 

auf die Lernleistung eines Schülers zu haben; das Sozialverhalten eines Schülers 

kann je nach Bezugsgruppe völlig unterschiedlich sein" (THOMAS 1973). E i n in­

stitutionalisiertes Beratungssystem in der Orientierungsstufe sollte hier gezielt 

Erfahrungen sammeln und verwerten. 

3.3.2.2. Schullaufbahnberatung in der Orientierungsstufe 

S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g hat eine Vermittlungsfunktion zwischen Individuum 

und Bildungssystem, in diesem Falle also zwischen „Schüler" und „Orientie­

rungsstufe". 

In einem groben Raster läßt sich dieser Beratungsansatz in zwei Bereiche unter­

gliedern, nämlich „ I n f o r m a t i o n " und „Pädagogisch-psychologische Hilfestel­

lung". Die Beteiligten sollen zunächst durch Information in die Lage versetzt 

werden, die bestehenden Möglichkeiten zu überschauen, zum anderen sollen 

ihnen bei bedeutsamen Fragestellungen und Problemen H i l f e n angeboten wer­

den, die — z. B. unter Einbeziehung pädagogisdier, psychologischer und sozialer 

Daten — selbständige Entscheidungsprozesse ermöglichen. Selbstverständlich 

m u ß hier Schullaufbahnberatung ebenfalls als Individualberatung gesehen wer­

den, aber im Sinne „individueller Schullaufbahnberatung". Der folgende K a t a ­

log von Bera tungsmaßnahmen macht dies deutlich: 
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Aufzeigen individueller Lernmöglichkeiten, 
Diagnose von Förderfällen, 
Zuweisung in Stütz- und Förderkurse, 
Hilfen bei Differenzierungsmaßnahmen, 
Diagnose von Defiziten (z. B. Sprachausfällen), 
Verwirklichung von Chancengleichheit und sozialer Integration. 

D a r ü b e r hinaus beinhaltet Schullaufbahnberatung in der Orientierungsstufe eine 

gezielte Lehrerberatung, z. B . : 

Verbesserung der Leistungsbewertung, 
Beratung bei didaktischen und organisatorischen Problemen des Unterrichts, 
Hinweise zu Verhalten und Einstellungen (mit dem Ziel einer bewußten Steuerung 
des Verhaltens), 
Einsicht in grundlegende psychologische Fragen, 
Hilfen bei der Evaluation der Curricula. 

H i e r wird bereits ansatzweise der dritte Gesichtspunkt einer Beratung deutlich, 

denn Schullaufbahnberatung sollte auch im Bereich der Orientierungsstufe in 

eine Systemberatung übergehen, und zwar dann, wenn die Orientierungsstufe 

in ihrer äußeren und inneren Struktur nicht den Bedürfnissen und Fähigkeiten 

bestimmter Schülergruppen gerecht wird. 

3.3.2.3. System-/Reformberatung — Beratung als Teilaspekt wissenschaft­

licher Begleitung 

S y s t e m b e r a t u n g bedeutet „Feststellung und Systematisierung struktureller 

Schwächen, dysfunktionaler Prozesse und M ä n g e l des Schulsystems mit dem 

Ziel , schulreformerische Innovationen einzuleiten" (ATJRIN U . a. 1973, S. 29). 

Diesen Anspruch kann Systemberatung nur leisten, wenn entsprechende G r u n d ­

lagen, insbesondere was die Datenerhebung angeht, geschaffen werden, bei­

spielsweise durch „Beratung als Teilaspekt wissenschaftlicher Begleitung". Hier 

sollen die Erhebungen und Fortschreibungen aus dem pädagogisch-curricularen 

und dem psychologisch-sozialen Bereich nicht nur Basisinformationen für eine 

gezielte Lehrer- /Schüler- /Elternberatung abgeben, sondern die Grundlagen 

für eine differenzierte Effizienzkontrolle der Orientierungsstufe liefern. 

3 . 3 . 3 . D i e e i n z e l n e n B e r a t u n g s i n s t a n z e n 

Wenn man heute die Funktionsträger einer Beratung aufzeigen und näher be­

schreiben möchte, dann ergeben sich Schwierigkeiten, da mit den gleichen Ter­

mini oft sehr unterschiedliche Institutionen angesprochen sind. Zwar ist der Be­

griff „Bildungsberatung" im Strukturplan für das Bildungswesen des Deutschen 

Bildungsrates in bezug auf Aufgabe und Organisation näher definiert, der Ver­

gleich der Beratungsansätze in verschiedenen Bundesländern macht aber deut­

lich, daß hier inhaltlich durchaus unterschiedliche Aufgaben geleistet werden. 

Einigkeit besteht in bezug auf das in der Schulberatung tätige Personal (s. Be-
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Schluß der Kultusministerkonferenz sowie Bildungsgesamtplan I), wobei unter­

schieden wird zwischen: 

— Beratungslehrern 
— Sdiulpsychologen (Bildungsberatern) 
— Zentralen Institutionen 

3.3.3.1. Lehrer 

F a ß t man den Beratungsansatz sehr weit, so sind selbstverständlich die Lehrer 

in den Beratungsprozeß mit einzubeziehen. In vielen Bereichen kommt ihren 

Beratungsakt ivi tä ten p r i m ä r e Bedeutung zu, nicht nur weil die Aufgaben des 

Lehrers heute nicht nur Lehren, Erziehen und Beurteilen, sondern auch Beraten 

und Innovieren (SAUER 1973) sind, auch weil die besondere Kenntnis des Schü­

lers (seiner schulischen Fähigkeiten, des häuslichen Milieus, der bisherigen B i l ­

dungsbiographie usw.) eine sachverständige, individuelle Beratung erst möglich 

macht. 

Aus dieser Sicht gewinnt die „Schülerbeurteilung" eine gewichtige Bedeutung; 

auch die Verbesserung und Objektivierung der Leistungsbewertung (s. K a p . 

3.3.6.4.) läßt sich begründet aus diesen Ansprüchen ableiten. 

Das soll nicht heißen, d a ß die Qualifikation des Lehrers in der Orientierungs­

stufe eine andere ist als bei Lehrern anderer Schulstufen. Auch der Beratungs­

aspekt sollte heute von allen Lehrern geleistet werden; aber gerade die „Schul­

laufbahnberatung" ist eine Aufgabe, die sich in der Orientierungsstufe mit be­

sonderer Dringlichkeit stellt. 

Nicht immer werden Lehrer den Anforderungen gewachsen sein, vor allem 

dann, wenn man diese Orientierungshilfen nicht nur unter dem Aspekt der 

gegenwärtigen Leistungen eines Schülers sieht, sondern vor allem innerhalb sei­

ner Möglichkeiten (allgemeine Lernvoraussetzungen). 

Effiziente Beratung muß daher eine enge Zusammenarbeit der Lehrer mit den 

verschiedensten außerschulischen Beratungsinstanzen fordern, wobei die wich­

tigsten in den folgenden Ausführungen kurz skizziert werden. 

3.3.3.2. Beratungslehrer 

Beratungslehrer sind Lehrer, die neben ihrer Unterrichtstätigkeit auch Berater­

funktionen ausüben. F ü r diese Tät igkei t ist eine entsprechende Qualifikation er­

forderlich; allerdings sind die Ausbildungsinhalte der Studiengänge für Be­

ratungslehrer noch nicht einheitlich festgelegt. So kann die Ausbildung inner­

halb des Studiums für ein Lehramt erfolgen, bzw. w ä h r e n d oder nach der Aus­

bildung wird ein spezielles Erweiterungsstudium abgeleistet. Diese verkürzte , 

sehr stark praxisorientierte psychologische Ausbildung setzt Grenzen, die man 

beachten m u ß , wenn man die Beratungsaktivi tä ten für Beratungslehrer in der 

Orientierungsstufe festlegt. Dies gilt insbesondere für die Einzelfallhilfe (s. 

K a p . 3.3.2.1.), w ä h r e n d bei der Schullaufbahnberatung (bei Fragen der allge­

meinen Orientierung) oder auch beim Einsatz von Gruppentestverfahren zur 
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allgemeinen und individuellen Beratung die Problematik weniger gegeben ist 
(z. B. Erkennen von Förderfäl len, H i l f e n bei Differenzierungsmaßnahmen, Z u ­
weisung in Kurse usw.). V o r allem erscheint eine enge Zusammenarbeit von Be­
ratungslehrer und Schulpsychologe bzw. Bildungsberater unbedingt erforderlich, 
wenn Beratungslehrer als H a u p t t r ä g e r einer Beratung in der Orientierungsstufe 
tät ig werden. 
Nicht ganz geklärt ist die Frage, ob der Beratungslehrer gleichzeitig als Lehrer 
in der Orientierungsstufe oder ausschließlich als neutrale Beratungsinstanz tät ig 
sein sollte. F ü r beide Alternativen kann man einsichtige Argumente bringen, 
z. B . : 

Ist der Beratungslehrer gleichzeitig als Lehrer tätig, so ist eine bessere Kenntnis der 
Schüler gegeben; ferner lassen sich Beratungsmaßnahmen, die an die schulischen In­
halte gebunden sind, leichter realisieren. Dagegen spricht, daß die Rolle als Lehrer 
gegenüber dem Schüler Entscheidungen impliziert (z. B. Leistungsbewertung, Umstu­
fungen usw.), die zu Einstellungen führen können, die eine vertrauensvolle Beratungs­
tätigkeit unterbinden. 

Was die Stellenzahl angeht, so sind für jede Orientierungsstufe — je nach Schü­
lerzahl — ein bis drei Beratungslehrer erforderlich, wobei entsprechende Depu­
tatsermäßigungen zu gewähren sind (z. B. sollten zumindest pro 100 Schüler an 
der Orientierungsstufe drei Wochenstunden auf das Regels tundenmaß ange­
rechnet werden). 

3.3.3.3. Schulpsychologe — Bildungsberater 

Der offene Begriff des S c h u l p s y c h o l o g e n ist nicht weiter festgelegt. Uber seine 
Ausbildung heißt es im Beschluß der Kultusministerkonferenz, d a ß er sowohl 
Unterricht erteilen ( „ . . . an die Stelle eines vertieften zweiten Faches tritt das 
mit der D i p l o m - P r ü f u n g abgeschlossene Studium der Psychologie. . . a ) oder 
auch ausschließlich als Psychologe arbeiten kann ( „ . . . ist das mit der D i p l o m -
Prüfung abgeschlossene Studium der Psychologie mit Pädagogischer Psychologie 
als einem Schwerpunkt erforderlich."). 

In der Regel m u ß ein Unterrichtsdeputat entfallen. Im Strukturplan für das 
Bildungswesen wird dies deutlich, denn hier wird zwar die Kenntnis von Unter­
richtsproblemen gefordert „. . . das bedeutet jedoch nicht, d a ß eine volle D o p ­
pelausbildung, etwa als Psychologe und P ä d a g o g e , gefordert w ü r d e . " Gerade 
bei der Darstellung der Aufgaben einer Beratung in der Orientierungsstufe 
zeigt sich, d a ß diese Aussage nicht nur realistischer ist in bezug auf den perso­
nellen A u f - und Ausbau eines Beratungssystems, sondern auch inhaltlich ge­
rechtfertigt, da die Mehrzahl der Beratungsaufgaben in der Orientierungsstufe 
in erster Linie psychologische Kenntnisse erfordert; der pädagogisch-didaktische 
Aspekt müßte nach einer ergänzenden schulpraktischen Tät igkei t zu leisten sein. 
In bezug auf die personelle Besetzung m u ß man davon ausgehen, d a ß die Be­
ratung in der Orientierungsstufe nur einen Teil der Beratungstät igkeit von 
Schulpsychologen bzw. Bildungsberatern ausmachen wird, d. h. es können meh-
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rere Orientierungsstufen (Beratungslehrer) von einer Stelle aus betreut werden. 
Schwerpunkt der Arbeit wird dabei weniger die praktische Beratungstätigkeit 
an der Orientierungsstufe sein als vielmehr die Lehrerfort- und Weiterbildung, 
die Einweisung der Beratungslehrer in ihre Aufgaben und Hilfestellungen bei 
komplexen psychologisch-pädagogischen Fragestellungen. Eine weitere Aufgabe 
sollte darin bestehen, entsprechende Instrumentarien für die Beratungstätigkeit 
bereitzustellen sowie die Erfahrungen aus der praktischen Arbeit zusammen­
zufassen und auszuwerten. Gerade unter diesem Gesichtspunkt zeigt sich auch 
die Notwendigkeit der Einrichtung von zentralen Institutionen. 

3.3.3.4. Zentrale Institutionen 

Jedes Beratungssystem benötigt mindestens eine, möglicherweise auch mehrere 
zentrale Institutionen, an denen Wissenschaftler aus verschiedenen Fachrich­
tungen tät ig sind. F ü r die Beratung in der Orientierungsstufe könnten die 
Aufgaben dieser Stelle vor allem darin gesehen werden: 

— Ausarbeitung von Beratungskonzepten für die Orientierungsstufe. 
— Entwicklung geeigneter Methoden (z. B. Diagnose von Förderfällen; objektivierte 

Schulleistungsmessung). 
— Bereitstellung von Informationsmaterial. 
— Überregionale Zusammenfassung der Beratungsergebnisse. 
— Wissenschaftliche Begleitung der Orientierungsstufe (Effizienzkontrolle). 
— Mitwirkung in der Beratungslehrer- bzw. in der Lehreraus- und -fortbildung. 

Bei all diesen Arbeiten ist auf der einen Seite eine enge Verbindung zur prak­
tischen Beratungstätigkeit in der Orientierungsstufe notwendig, auf der ande­
ren Seite gilt es, Kontakte zu fachwissenschaftlichen Einrichtungen (Universi­
tä ten, Hochschulen) zu halten. 

3 . 3 . 4 . P r o b l e m e der D a t e n g e w i n n u n g ( M e t h o d e n e i n s a t z ) 

Im Mittelpunkt der Beratung in der Orientierungsstufe steht der Schüler, d. h. 
effiziente Beratung kann nur erfolgen, wenn verschiedene Aspekte des Schüler­
verhaltens bekannt sind, wie: 

— Grundlegende Fähigkeiten als allgemeine Lernvoraussetzungen. 
— Schulleistungen. 
— Daten aus dem nichtkognitiven (affektiv-emotionalen und sozialen) Bereich. 

Inwieweit hier die einzelnen Beratungsinstanzen diese Daten erheben können 
und welche Verfahren möglich wären , geht aus dem folgenden Schema hervor, 
in dem diese Beurteilungsdimensionen in Beziehung zu den Funktionsträgern 
der Beratung in der Orientierungsstufe gebracht werden (s. A b b . 1). 
Im Bereich der Schulleistung werden hier die Lehrer — nach entsprechender 
Einweisung (s. K a p . 3.3.2.2.) — verstärkt einbezogen, denn es hat sich gezeigt, 
d a ß zur Beratung und Förderung eines Schülers in der Orientierungsstufe eine 
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A b b . 1 : Beratung vor und in der Orientierungsstufe 

Bereich Schulleistung 
(ggf. unter Verwendung eines Diagnosebogens) 

Allgemeine 
Fähigkeiten 

Nicht kognitiver Bereich 

Verfahren 
Klassen­
arbeiten 

Schulübergreifende 
Tests 

Schulbezogene 
(informelle) Tests 

(Standardisierte 
Leistungstests) 

Verhaltens-
diagnosebogen 

Persönlichkeits­
fragebogen 

Funktion Erfassung 
des Lei­
stungs-
niveaus in 
spez. Unter­
richts­
einheiten 

Objektive, zusam­
menfassende Unter­
suchung der Schul­
leistung in einzelnen 
Fächern (repräsenta­
tiver Maßstab) 

Objektive Erfas­
sung der Schulleistung 
in spez. Curriculums-
Einheiten (keine 
repräsentativen 
Normen) 

Untersuchung der 
allgemeinen 
intellektuellen 
Lernvoraus­
setzungen 

Erfassung des 
Schülerverhaltens 
und der Schüler­
einstellung durch 
den Lehrer 
(zusätzliche 
Beratungshilfe) 

Schülerselbst­
einschätzung 

Lehrer Entwick­
lung und 
Durch­
führung 

Durchführung Durchführung 
z. T . auch 
Entwicklung 

Durchführung 

Beratungs­
lehrer 

Anleitung der 
Lehrer in der 
Durchführung 

Durchführung 

Unterweisung der 
Lehrer in der 
Entwicklung und 
Durchführung 

Durchführung 

Durchführung Evtl. Anleitung 
von Lehrern in 
der Durchführung 

Durchführung 

Durchführung 

Bildungs­
beratung 

Allgemeine Beratung von Lehrern und 
Beratungslehrern in der Durchführung und 
Interpretation der Testverfahren 

Anleitung der 
Beratungslehrer 
in der Durch­
führung 
ggf. Durchführung 

Allgemeine 
Beratung von 
Beratungslehrern 
und Lehrern 

Anleitung zur 
Interpretation 

Zentrale 
Stelle 

Entwicklung 
Auswahl 
Allgemeine 
Informationen 

Entwicklung 
Beratung 
Lehrerfortbildungs­
veranstaltungen 

Bereitstellung 
Auswertung 
Verrechnung 
Mitteilung der 
Testergebnisse 
an die Lehrer 

Entwicklung Entwicklung 
Bereitstellung 
Auswertung 
Information 



Darstellung von Schulleistungsergebnissen allein in Form von globalen Noten­

werten nicht ausreichend ist. W ä h r e n d des Schuljahres sollten zusätzlich indi­

viduelle Lernver läufe , mit einer differenzierten Auffächerung der Leistungen, 

in Form eines Diagnosebogens dargestellt werden (s. a. K a p . 3.3.6.4.). 

Eine E r g ä n z u n g sollten diese mehr punktuell erhobenen Daten durch folgende 

Informationen finden: 

— Sozialdaten des Schülers (Elternhaus, Wohnort usw.). 
— Einstellung der Schüler zur Schule und Freizeit. 
— Bisherige Schullaufbahn (Einschulung, Wiederholung, schulische Entwicklungsver­

läufe). 
— Empfehlung des Lehrers (z. B. weitere Schullaufbahn). 
— Elternwunsch zum weiteren Bildungsgang. 

Erst in der Zusammenschau aller Informationen, wobei es gilt, einander bedin­

gende Faktoren aufzuzeigen und je nach Fragestellung zu gewichten, ist es 

möglich, gezielt Schwächen und Stärken eines Schülers auf dem jeweiligen Be­

dingungshintergrund zu diagnostizieren und entsprechende unterrichtliche M a ß ­

nahmen zu treffen sowie prognostische Aussagen zu machen. 

Bei den Problemen der Datengewinnung und des Methodeneinsatzes ist ab­

schließend die Frage berechtigt: Welchen Stellenwert sollten psychologische 

Testverfahren bei der Beratung in der Orientierungsstufe haben? 

Ohne Zweifel kann dem Einsatz psycho-diagnostischer Verfahren eine gewich­

tige Bedeutung zukommen, denn sie ermöglichen dem Berater eine relativ 

schnelle, objektive und valide Analyse des Schülerverhaltens. Z u beachten ist 

allerdings: 

— Testverfahren dürfen nie ausschließlich verwandt werden; sie müssen ihre Ergän­
zung in gezielten Beobachtungen und Explorationen von Lehrern, Eltern und Schü­
lern finden. 

— Der Einsatz von Testverfahren für Beratungszwecke ist nur dann sinnvoll, wenn 
sie als Methode den Fragestellungen entsprechen; sie müssen in rechtem Zusammen­
hang zu den Inhalten stehen (HUGHES 1974). 

— Bestimmte Testverfahren dürfen nur von Personen administriert werden, die ent­
sprechende psychologische Qualifikationen aufweisen. 

3.3.5. O r g a n i s a t o r i s c h e r A b l a u f 

Ein allgemein verbindlicher Organisationsplan über den Ablauf der Beratungs­

aktivitäten in der Orientierungsstufe ist nicht zu erstellen, da je nach 

— Größe und Organisationsform der Orientierungsstufe, 
— Vorbildung der Lehrer, 

— Einsatzmöglichkeiten von Beratungslehrern und Psychologen, 

unterschiedliche organisatorische Wege zu beschreiten sind. 
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Generell als sinnvoll empfiehlt sich eine Erhebung von Basisdaten (Sozialdaten, 
bisherige Schullaufbahn, Lehrerempfehlung, Elternwunsch, Schulleistung, allge­
meine Fähigkeiten usw.) bereits am Ende des 4. Grundschuljahres. In der schul-
formabhängigen Orientierungsstufe könnten diese Informationen beispielsweise 
als H i l f e beim Eintritt in die Orientierungsstufen an Hauptschulen, Realschu­
len und Gymnasien verwandt werden, zudem ergibt sich die Möglichkeit von 
prophylaktischen Beratungsansätzen. 

Z u r besseren Übersicht sollten diese Daten (und die ergänzenden Informationen 
w ä h r e n d der Orientierungsstufe) in einem Schülerbegleitbogen zusammengefaßt 
werden, der beim H a u p t t r ä g e r der Beratung in der Orientierungsstufe (in der 
Regel der Beratungslehrer) verbleibt und laufend fortgeschrieben wird. Dieser 
Überblick erleichtert nicht nur die Beratungsarbeit bei individueller Einzelfal l ­
hilfe und Schullaufbahnberatungen, er ermöglicht auch Zusammenfassungen 
und Analysen im Rahmen der System- und Reformberatung. 
Die Erhebungen i n der Orientierungsstufe werden dann je nach Fragestellung 
erfolgen, wobei sich für die Beratung zwei Formen abzeichnen: 

a) R e a k t i v e F o r m : 
Hier gehen die ersten Aktivitäten nicht von den Beratungsinstanzen, sondern von 
der Schule aus, d. h. die Lehrer treten an den Psychologen bzw. Beratungslehrer 
heran, wenn dies erforderlidi erscheint, z. B. bei Schulschwierigkeiten (Lern- und 
Verhaltensstörungen einzelner Schüler), Differenzierungsmaßnahmen (Zuweisung 
in Stütz- und Förderkurse, Umstufungen), Problem der Leistungsbewertung usw. 

b) A k t i v e F o r m : 
Hier können — ausgehend von den Basisdaten — all jenen Schülern, deren Ein­
gangsdaten Hinweise für mögliche Schulschwierigkeiten enthalten, frühzeitig Hilfen 
durch prophylaktische Maßnahmen (organisatorischer und inhaltlicher Art) ange­
boten werden. Gerade diese Form der Beratung erscheint zur Zeit nicht genügend 
berücksichtigt. Noch immer hat Beratung in unseren Schulen zu sehr „Feuerwehr-
Funktion", d. h. Diagnose und Beratung setzen dann an, wenn in konkreten Ein­
zelfällen Konfliktsituationen auftreten. 

Zeitlich gesehen wird der Schwerpunkt der Beratungsarbeit jeweils zu Beginn 
und gegen Ende des 5. bzw. 6. Schuljahres liegen, da hier zum einen organisa­
torische und inhaltliche M a ß n a h m e n für das folgende Schuljahr zu treffen sind, 
zum anderen wichtige Entscheidungen (Umstufungen, Einweisung in die Schul­
arten) anstehen. 

3 . 3 . 6 . B e i s p i e l e k o n k r e t e r Beratungsansätze e i n e r 
O r i e n t i e r u n g s s t u f e n b e r a t u n g 

In den folgenden Ausführungen sollen beispielhaft einige Beratungsansätze vor 
und während der Orientierungsstufe dargestellt werden, wobei eine enge A n ­
lehnung an die Beratungsarbeit von Bildungsberatern und Beratungslehrern in 
der Orientierungsstufe in B a d e n - W ü r t t e m b e r g erfolgt. 
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3.3.6.1. Einweisung in die Orientierungsstufe 

Insbesondere bei der schulformabhängigen Orientierungsstufe erhebt sich die 

Frage, inwieweit eine Beratung bereits vor Eintritt in die Orientierungsstufe 

erfolgen sollte. Dabei geht es in erster Linie um Orientierungs- und Entschei­

dungshilfen für die Eltern, da die Erziehungsberechtigten entscheiden, an wel­

cher Schulform der Schüler die Orientierungsstufe besucht. 

K ö n n e n diese H i l f e n gegeben werden? Gibt es Kriterien, die eine sinnvolle und 

prognostisch valide Aussage erlauben? 

In B a d e n - W ü r t t e m b e r g ist man hier in einer relativ günstigen Lage, denn im 

Jahre 1967 wurden in 19 Regionen geringer Bildungsdichte 10 500 Schüler der 

4. Grundschulklassen von Psychologen der Bildungsberatungsstellen untersucht 

und über ihren weiteren Bildungsgang beraten (AURIN 1968). 

Methodisch waren die Untersuchungen sehr breit angelegt. Neben Leistungs­

variablen über Tests ( A z N 4, PSB, C F T 2) wurden schriftliche (Aufsatz) und 

zeichnerische Gestaltung (Mann-Haus-Baum-Zeichnung) e r f a ß t ; ferner waren 

die Schulnoten und Lehreraussagen zum Arbeitsverhalten, zur Konzentration 

und zum Sozialverhalten bekannt. Ebenfalls standen Informationen zur Per­

son des Schülers, seiner sozialen Verhältnisse und zum häuslichen Bildungshin­

tergrund zur Verfügung. 

Die Erarbeitung von Bildungsempfehlungen für die weitere Schullaufbahn im 

Sinne einer a p p r o x i m a t i v e n E x p e r t e n a b s t i m m u n g (AURIN 1968, S. 31) und 

ihre Ü b e r p r ü f u n g in einer langjährigen Bewährungskontrol le hat dann gezeigt, 

d a ß zwar die Probleme der Ubertrittsauslese in keiner Weise gelöst sind, es 

aber durchaus möglich ist, Empfehlungen abzugeben, die prognostisch so valide 

sind, d a ß grobe Fehlentscheidungen vermieden werden. 

Zur Zeit wird in einer aufwendigen Analyse dieser langfristigen Bildungsver­

läufe ein Prognosemodell für die Bildungsberatung entwickelt/1" Dabei wird 

nicht nur eine Bewährungskontrol le im Sinne einer Längsschnittanalyse erfol­

gen, sondern es werden zusätzlich Moderatorvariablen (z. B. Persönlichkeit, 

sozialer back-ground) erfaßt , die eine differenziertere Aussage des Bedingungs­

komplexes Schulerfolg/Schulversagen zulassen. 

F ü r die Beratung in der Orientierungsstufe sind diese Ergebnisse sehr bedeut­

sam, denn sie verbessern nicht nur die Zuweisung in die einzelnen Schularten 

bei der schulformabhängigen Orientierungsstufe; sie erlauben darüber hinaus 

in der integrierten Orientierungsstufe eine Zuordnung der Schüler zu Lei ­

stungskursen, ferner sind die Resultate relevant für die weitere Schullaufbahn­

beratung am Ende der Orientierungsstufe. 

* Das im Auftrag des Kultusministeriums Baden-Württemberg geplante und in Zu­
sammenarbeit mit den betreffenden Bildungsberatungsstellen am Psychologischen 
Seminar der Pädagogischen Hochschule Rheinland, Abt. Bonn, durchgeführte For­
schungsprojekt wird 1976 abgeschlossen. 
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3.3.6.2. H i l f e n bei der Differenzierung 

In bezug auf die Frage, worum es bei aller D i f f e r e n z i e r u n g geht und welches 

die Kriterien der Differenzierung sein sollten, besteht große Unsicherheit. Ohne 

weitgehende theoretische E r ö r t e r u n g sind diese Probleme nicht zu lösen. Ge­

rade die Leistungsdifferenzierung, die eine Zeitlang als Schlüssel zur Lösung 

der Frage optimaler Leistungsförderung angesehen wurde, wird besonders hef­

tig kritisiert. 

Generelle Beratungshilfen bei Differenzierungsmaßnahmen in der Orientie­

rungsstufe zu geben, ist daher kaum möglich. Zudem geht es nicht nur um die 

Frage der bestmöglichen Organisation der Differenzierung, sondern in erster 

Linie um den inhaltlichen Aspekt, denn jede Differenzierung ist sinnlos, wenn 

sie sich in bloßen organisatorischen M a ß n a h m e n erschöpft. 

D a z u ergeben sich folgende Schwierigkeiten: 

Soll die Orientierungsstufe einen Sinn haben, soll sie die Entscheidung über 

den weiteren Bildungsgang auch noch über das 5. und 6. Schuljahr hinweg of­

fenhalten, dann setzt dies voraus, daß in der Orientierungsstufe, gleichgültig 

ob integriert oder schulformabhängig, allen Schülern die gleichen Unterrichts-

angebote bereitgestellt werden. Soll die Orientierungsstufe aber mehr sein als 

eine verlängerte Grundstufe und soll der Hauptschüler nicht das Lerntempo 

des Gymnasiasten bestimmen, so müssen die Unterrichtsangebote nach den je­

weiligen Lernvoraussetzungen der Schüler differenziert werden. 

Das Problem liegt nun darin, d a ß selbst Gesamtschulversuche gezeigt haben, 

d a ß der Durchstieg von einem Niveaukurs zum anderen erhebliche Schwierig­

keiten bereiten kann. Die Gefahr, d a ß sich w ä h r e n d der Orientierungsstufe — 

u. U . sogar frühzeitig — ein Ausleseverfahren nach Begabungsunterschieden 

vollzieht, ist sehr groß . 

Diese „Auslesefunktion" geringzuhalten zugunsten einer intensiven „ F ö r d e r ­

funktion" m u ß vornehmlich die Aufgabe einer Beratung in der Orientierungs­

stufe darstellen. Allerdings müssen hier ganz eindeutig die Grenzen der in der 

Orientierungsstufe tätigen Beratungsinstanzen gesehen werden. N i m m t man 

beispielsweise die Forderung WEYGANDTS (1973): „ F ü r die Orientierungsstufe 

allerdings sollten differenzierende M a ß n a h m e n nur der individuellen F ö r d e ­

rung des einzelnen und seiner Leistungsfähigkeit und der Behebung von par­

tiellen Schwächen und Ausfällen dienen. Diese M a ß n a h m e n sind zeitlich zu 

begrenzen und müssen gezielt angewendet werden". Was nützt diese Aussage, 

wenn Entscheidungen zugunsten einer äußeren Differenzierung bereits gefallen 

sind? 

Der realistische Ansatz von Beratungshilfen bei der Differenzierung in der 

Orientierungsstufe wird daher nicht nur darin liegen, „Differenzierungen" nach 

mehr oder weniger geeigneten Kriterien vorzunehmen, als zusätzlich in dem 

Bemühen, innerhalb vorgegebener Differenzierungsformen Durchlässigkeit über 

die gesamte Orientierungsstufe zu gewährleisten. 

Dies könnte erfolgen durch: 
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— Koordination der Lehrer 
— Beratung bei der Entwicklung gruppenübergreifender informeller Tests 
— Diagnose von Förderfällen, Einrichtung von Fördergruppen usw. 

H i e r müßte die Beratungstätigkeit gegebenenfalls in eine gezielte System- und 

Reformberatung übergehen, und zwar dann, wenn sich zeigt, d a ß z. B. vor­

gegebene Differenzierungsformen nicht den Bedürfnissen und Fähigkeiten be­

stimmter Schülergruppen bzw. nicht den Intentionen der Orientierungsstufe ge­

recht werden. 

3.3.6.3. F ö r d e r m a ß n a h m e n 

Wie steht es in der Orientierungsstufe mit der Zielsetzung einer optimalen 

i n d i v i d u e l l e n Förderung? Immer wieder wird betont, d a ß die Orientierungs­

stufe nicht der O r t sein sollte, an dem eine endgültige Selektion vorgenommen 

wird. M a n spricht von einer Weckung der Begabungen und einer Zuführung 

der Schüler zu einem der Begabung angemessenen Ausbildungsgang. H i e r ent­

steht nun zu leicht die Vorstellung von Begabung als einer unveränderlichen 

G r ö ß e , die in erster Linie angeboren ist. In den Zielvorstellungen des Bildungs­

rates erfolgt hier eine Korrektur, wobei der F ö r d e r g e d a n k e wie folgt definiert 

w i r d : „Schulorganisation und Didaktik werden nicht von der Vorstellung p r ä ­

formierter Begabungskonstanten ausgehen, sondern sich daran orientieren, wie 

Begabungen entwickelt, gefördert und angeleitet werden k ö n n e n . " 

Es geht also nicht darum, Bildungsgänge der Begabung anzumessen, sondern 

vielmehr durch geeignete Schulorganisation und entsprechende didaktische 

M a ß n a h m e n die Begabung selbst zu fördern (NUNNER-WINKLER 1971). 

In bezug auf Beratungsmaßnahmen ergibt sich hier ein weites Feld, in dem 

vor allem der Einfluß der Umweltgestaltung auf die Entfaltung von Bega­

bung zu eruieren ist. Allerdings dürfte dieser Aspekt mit den zur Verfügung 

stehenden Beratungsinstanzen nur bedingt zu leisten sein, selbst dann, wenn 

aus der Diagnose von Begabungsdefiziten gezielte Lehrer- und Elternberatun­

gen erfolgen können. Die Effizienz dieses Ansatzes m u ß eingeengt sein, denn 

Einstellungsveränderungen, Modifikationen von Unterrichts- und Erziehungs­

stilen oder gar Milieuveränderungen sind kaum zu leisten. Was für die Bera­

tung in der Orientierungsstufe bleibt, ist in erster Linie eine Definition des 

Fördergedankens, die sich aus der Diskrepanz von allgemeiner Lernvorausset­

zung und tatsächlicher Schulleistung eines Schülers ableitet. Diese Lernvoraus­

setzungen werden bestimmt durch die allgemeinen Fähigkeiten (vorwiegend 

Intelligenzpotential) und die Voraussetzungen für bestimmte gemeinsame Lern­

ziele. Spezifische Ausfälle und Minderleistungen in einzelnen Schulfächern k ö n ­

nen so — je nach der Diskrepanz von Lernvoraussetzung und dem fachspezi­

fischen inhaltlichen Defizit — zur Einrichtung von Fördergruppen führen, für 

die in Zusammenarbeit von Beratungsinstanz und Fachlehrer inhaltliche A n f o r ­

derungen zu bestimmen sind. Wichtig ist, daß die Lerndefizite frühzeitig er­

kannt werden, damit eine rechtzeitige F ö r d e r u n g einsetzen kann. 

Erfahrungen mit Fördergruppen haben gezeigt, daß es dabei nicht nur um die 
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Förderung kognitiver Funktionen geht, sondern d a ß auch nichtkognitive Aspek­

te (z. B. emotionale Stabilisierung, Vermittlung von Ichstärke usw.) eine ge­

wichtige Rolle spielen können. Aus dieser Sicht gewinnt gerade der Einsatz 

nichtkognitiver Instrumentarien besonderes Gewicht. 

3.3.6.4. Leistungsbeurteilung 

Die Thematik „Leistungsbeurteilung" ist von allgemeinem Interesse für alle 

Schulstufen und alle Schularten ( H E L L E R 1 9 7 4 ) . F ü r die Beratung in der Orien­

tierungsstufe gewinnt sie allerdings zusätzliches Gewicht, denn für viele Bera­

tungsansätze ist die gezielte und objektive Erfassung der Schulleistung unab­

dingbare Voraussetzung. Z . B . : 

— Diagnose von Förderfäl len, 

— Zuweisung in Leistungskurse, 

— H i l f e n bei Differenzierungsmaßnahmen, 

— Diagnose von Defiziten. 

Was hilft die Erfassung allgemeiner Lernvoraussetzungen und Daten aus dem 

nichtkognitiven Bereich mit adäquaten Methoden, wenn sie mit Schulleistungs-

ergebnissen in Beziehung gesetzt werden, die völlig subjektiv erhoben wurden. 

E i n wichtiger Beratungsansatz in der Orientierungsstufe wird daher die K l ä ­

rung der Frage sein: 

Wie, mit welchen Methoden sollte die Leistung eines Schülers in der Orientie­

rungsstufe erfaßt werden? 

Herkömmliche Klassenarbeiten sind insbesondere wegen der mangelnden O b ­

jektivität (sowohl was die Durchführung, Auswertung als auch die Interpreta­

tion betrifft) wenig geeignet. Sind objektive Ansätze erkennbar, so zeigt sich, 

d a ß insbesondere Rechtschreiben und Rechnen die H a u p t m a ß s t ä b e zur Schüler­

beurteilung liefern, weil hier qualitativ Fehler gezählt werden können und so­

mit eine Scheinobjektivität gegeben ist. Allerdings könnte generell durch: 

— Operationalisierung der Lernziele, 

— gebundene Aufgabenformen, 

— exakt definierte Auswertungsschemata, 

— sowie durch die Zusammenarbeit von Lehrern verschiedener Klassen 

eine Verbesserung erreicht werden, im günstigsten Fall sogar in der Form, daß 

eine Annäherung (evtl. Ident i tä t ) zum Informellen Test gegeben w ä r e . 

Gerade diesen informellen Testverfahren ( K L A U E R 1 9 7 2 , H E L L E R 1 9 7 4 ) wird 

in der Orientierungsstufe eine gewichtige Bedeutung zukommen, da sie nicht 

nur Informationen zum Leistungsstand der Schüler liefern, vielmehr lassen 

sich Aussagen treffen: 

— zur Evaluation des kollektiven Unterrichtserfolges (= Bewertung des Unterrichts­
erfolges des Lehrers), 

— zur Evaluation der individuellen Schulleistung (= Bewertung des individuellen 
Lernerfolges). 
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Dabei sollten für die Fragestellungen der Orientierungsstufe die kriteriums-
orientierten und diagnostischen P r ü f v e r f a h r e n Pr ior i tä t vor den normorientier­
ten informellen Tests erhalten. Zudem m ü ß t e der Versuch gemacht werden, 
auch Bereiche aus dem Sozialverhalten, des Problemlösens und der K r e a t i v i t ä t 
zu erfassen. 
D e r Einsatz standardisierter Schulleistungstests, die ohne Rücksicht auf die 
Q u a l i t ä t und Q u a n t i t ä t des erteilten Unterrichts den Leistungsstand der Schü­
ler messen, dürf te nur zu Beginn und am Ende der Orientierungsstufe sinnvoll 
sein, wenn es gilt — sehr allgemein — die schulischen Eingangsbedingungen 
neuer Schülergruppen zu definieren bzw. am Ende der Orientierungsstufe V e r ­
gleiche mit anderen Populationen zu treffen. 
In diesem Zusammenhang m u ß auch noch die Frage der Darstellung von Schul-
leistungsergebnissen kurz diskutiert werden. Zur Beratung und Förderung eines 
Schülers in der Orientierungsstufe ist eine Darstellung von Schulleistungsergeb-
nissen allein in Form von globalen Notenwerten nicht ausreichend. W ä h r e n d 
des Schuljahres sollten zusätzlich individuelle Lernver läufe , mit einer differen­
zierten Auffächerung der Leistungen, in Form eines Diagnosebogens dargestellt 
werden. Diese Form der Ergebnisdarstellung liefert nicht nur differenziertere 
Aussagen über das Lernverhalten eines Schülers, es lassen sich auch — im G e ­
gensatz zu Noten — inhaltlich genau definierte, individuelle Lernver läufe be­
obachten. Zusammen mit den psychologischen Daten (allgemeine Fähigkeiten, 
Daten aus dem nichtkognitiven Bereich) sind so gezielt Schwächen und Stärken 
eines Schülers zu diagnostizieren und entsprechende unterrichtliche M a ß n a h m e n 
zu treffen. 

3.4. Zusammenfassung — Ausblick 

Uber „Beratung in der Orientierungsstufe" zu schreiben ist zur Zeit keine 
dankbare Aufgabe, da zwar die verschiedensten Organisationsformen der 
Orientierungsstufen sowie neue Curricula erprobt werden, der Beratungsaspekt 
aber in den meisten Fällen noch eine untergeordnete Rolle spielt. Das bedeutet 
nicht, daß die Notwendigkeit von Bera tungsmaßnahmen nicht gesehen wird, 
da aber keine speziellen Beratungsinstanzen zur Verfügung stehen, m u ß Bera­
tung in der Orientierungsstufe zumeist von Lehrern geleistet werden, die für 
ein umfassendes Beratungsangebot nicht geschult sind. 
Diese Tatsache gibt allerdings die Möglichkeit — neben einer kurzen Bestands­
aufnahme — Beratung in der Orientierungsstufe so darzustellen, wie sie gelei­
stet werden müßte , wenn die Orientierungsstufe ihre Zielvorstellungen reali­
sieren möchte. In den vorliegenden Ausführungen wurde dies versucht, indem 
zunächst die Funktionen und Ziele der Orientierungsstufe dargestellt wurden, 
um hieraus die Aufgaben einer Beratung und ihre institutionelle Einrichtung 
abzuleiten. 

Neben methodischen und organisatorischen Problemen konnte abschließend 
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an einigen konkreten Beispielen gezeigt werden, in welcher Form Beratungs­

ansätze erfolgen sollten. 

Möglicherweise wird hier Kr i t ik einsetzen, denn ohne Zweifel liegt der Schwer­

punkt der Bera tungsmaßnahmen zu sehr im Bereich kognitiver Funktionsver­

besserungen. Das ist verständlich, denn es ist leichter, hier Beratungsmaßnahmen 

darzustellen, als beispielsweise Angebote zur Differenzierung und Vertiefung 

zwischenmenschlichen Verhaltens und zur emotionalen Stabilität des einzelnen 

(„soziales Lernen") anzuführen. Diese Ziele dürfen allerdings nicht vergessen 

werden. 

D i e Frage bleibt, inwieweit institutionalisierte Beratungsdienste diese Aufgaben 

überhaupt leisten können. H i e r werden der „Beratung durch den Lehrer", aber 

auch der „Beratung des Lehrers" besondere Bedeutung zukommen. 

Beide M a ß n a h m e n bedingen sich, denn ein Lehrer, der wirksame Beratungshil­

fen geben wil l , braucht entsprechende Qualifikationen, und zwar Qualifikatio­

nen, die sich nicht nur auf die bloße Vermittlung von Techniken beschränken. 

Wichtig ist eine kritische Reflexion der eigenen Tätigkeit , denn ohne diese 

Selbstreflektion und ohne Verhaltensänderung des Lehrers sind gerade soziale 

Prozesse in der Schule kaum einzuleiten. 

So gesehen stellt Beratung in der Orientierungsstufe — trotz spezifischer Bera­

tungsansätze — nur einen Teilbereich einer Beratung dar, die sich über alle 

Schulstufen und Schularten hinweg erstrecken m u ß . 
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M a n f r e d Faist 

4. Beratung in der Sekundarstufe II 

4.1. Uberblick über Beschlüsse und Verlautbarungen überregionaler 
Gremien zur Beratung in der Sekundarstufe II 

4 . 1 . 1 . V e r e i n b a r u n g der K u l t u s m i n i s t e r k o n f e r e n z z u r N e u g e s t a l t u n g der 
g y m n a s i a l e n O b e r s t u f e v o m 7. 7. 1972 

In der traditionellen gymnasialen Oberstufe mit ihren sehr eingeschränkten 
Möglichkeiten der F ä c h e r w a h l A a b w a h l 1 wurde die Notwendigkeit einer schul­
internen individuellen Schülerberatung bisher weitgehend übersehen, wenn 
nicht gar abgelehnt, z. B. mit dem Hinweis, d a ß die außerschulischen Bera­
tungsangebote der Berufsberatung der Arbei tsämter , der Bildungsberatungsstel­
len bzw. schulpsychologischen Dienste usw. ausreichend seien. 
Erst durch die Verabschiedung der „Vereinbarung zur Neugestaltung der gym­
nasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II" der Ständigen Konferenz der K u l ­
tusminister ( K M K ) vom 7. 7. 1972 scheint sich hier eine gewisse Änderung an­
zubahnen: Angesichts des in der Vereinbarung beschlossenen klassenübergrei­
fenden Kurssystems in der gymnasialen Oberstufe, das den Schülern einerseits 
ein größeres Angebot an W a h l - und Abwahlmöglichkeiten als bisher bieten 
soll, von ihnen aber andererseits frühzeitige und u. U . für die spätere Stu-
dienVBerufswahl folgenreiche Entscheidungen bei der Fächerwahl / -abwahl for­
dert, kann der für die Funktionsfähigkeit des Systems zentrale Stellenwert der 
Beratung kaum noch bestritten werden. D e m t r ä g t auch die Kultusminister­
konferenz Rechnung, indem sie in die Vereinbarung einen Abschnitt „Bera ­
tung" eingefügt hat. 2 

Bedauerlicherweise sind ihre Ausführungen zu diesem Thema jedoch äußerst 
kurz und allgemein ausgefallen; es findet sich lediglich folgende lapidare Fest­
stellung: „Das Kurssystem verlangt individuelle Beratung. Die Aufgaben des 
bisherigen Klassenlehrers werden auf Beratungslehrer (Tutoren) übergeleitet" 
(Abschnitt 7.4). D a weitergehende Er läuterungen fehlen, dürfte diese Formu­
lierung eine außerordentlich starke Diskrepanz der Beratungsansätze/ -kon-
zepte nicht nur zwischen den einzelnen Bundesländern, sondern auch zwischen 
einzelnen Schulen innerhalb dieser L ä n d e r zur Folge haben. Bisherige Erfah­
rungen bestätigen diese Vermutung weitgehend. Im übrigen bezieht sich die 
Vereinbarung der K M K vom 7. 7. 1972 lediglich auf die gymnasiale Ober-
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stufe, d. h. andere Bereiche der Sekundarstufe II bleiben ausgeklammert. Nach 

dem B i l d u n g s g e s a m t p l a n der B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n für Bildungsplanung 

vom 15 . 6. 1 9 7 3 , dem für die Weiterentwicklung des Bildungswesens in der 

Bundesrepublik entscheidende Bedeutung zuzumessen ist, werden a l l e Bildungs­

gänge, die unmittelbar auf den Sekundarbereich I aufbauen, zur Sekundar­

stufe II gezählt ; dazu gehören also auch berufliche G y m n a s i e n , Fachoberschu­

l e n , b e r u f s q u a l i f i z i e r e n d e Bildungsgänge u. ä. Beratungsangebote für die Sekun­

darstufe II müssen selbstverständlich auch diese Bereiche mit einschließen. 

4 . 1 . 2 . B i l d u n g s g e s a m t p l a n 

Die B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n hat im Bildungsgesamtplan ( 1 9 7 3 ) eine grund­

legende Umstrukturierung des gesamten Bereichs der Sekundarstufe II beschlos­

sen, die nicht zuletzt auch zu einer Reform der Abschlußqualifikationen im 

Sinne einer stärkeren D i f f e r e n z i e r u n g und I n d i v i d u a l i s i e r u n g führen soll (Ein­

führung von Abschlußprofilen, die über „ A r t , Inhalt und U m f a n g des erfolg­

reich durchlaufenen individuellen Bildungsgangs" (S. 28) informieren). Die 

oben erwähnte Vereinbarung der Kultusministerkonferenz zur Neugestaltung 

der gymnasialen Oberstufe ist als erster Schritt zur Realisierung dieser K o n ­

zeption anzusehen. Im einzelnen formulierte die B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n für 

den Bereich der Sekundarstufe II folgende Ziele, aus denen die fundamentale 

Bedeutung der Beratung ohne weiteres zu erkennen ist: 

„Grundlegende Reform der Inhalte, Arbeitsweisen und Organisationsformen nach 
folgenden Prinzipien: 
Stärkere curriculare Differenzierung und Möglichkeit der individuellen Schwerpunkt­
bildung in allen Bildungsgängen. 
Herstellung der Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung als vor­
dringliche bildungspolitische Aufgabe im Sekundarbereich II, wobei das berufliche 
Schulwesen neu zu ordnen und auszubauen und die gymnasiale Oberstufe in der 
geplanten und differenzierenden Form neu zu entwickeln ist. 
Curriculare Abstimmung und Verzahnung von Bildungsgängen im derzeitigen all­
gemeinen und beruflichen Bildungswesen. 
Verstärkung und Differenzierung der theoretischen Elemente in berufsqualifizierenden 
Bildungsgängen, besonders bei der Ausbildung im dualen System, unter Beibehaltung 
der Praxisnähe und der Effizienz bei dem Einsatz technischer, organisatorischer und 
personeller Mittel. 
Gleichstellung von gleichwertigen Bildungsinhalten, die gegenwärtig im allgemeinen 
und beruflichen Bildungswesen getrennt bewertet werden und zu unterschiedlichen 
Berechtigungen führen." (S. 30.) 

A u f G r u n d i n - und ausländischer Erfahrungen mit s tärker differenzierten B i l ­

dungssystemen (vgl. A U R I N u. a. 1 9 7 3 , M A R T I N 1 9 7 4 ) verschließt sich die B L K 

auch tatsächlich nicht der Einsicht, d a ß die Realisierung ihrer weit gespannten 

Zielprojektionen ohne den Aufbau eines leistungsfähigen Beratungssystems von 

vornherein zum Scheitern verurteilt sein dürfte . 

Daher werden — allerdings ohne konkreten Bezug zu einzelnen Schultypen/ 
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-stufen — u. a. folgende allgemeinen Leitlinien für den Aufbau eines Bera­
tungsdienstes im Bildungswesen aufgestellt: 

„Das Beratungssystem muß über die vielfältigen Wege und Möglichkeiten im Bil­
dungswesen orientieren und eine fundierte, auf den einzelnen bezogene Beratung 
leisten, die sich auch der Mittel der psychologischen und pädagogischen Diagnostik 
bedient. Es muß sich auf Schullaufbahnen, Studiengänge, außerschulische Bildungs­
gänge und in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit auf Berufsmöglich­
keiten erstrecken. Schließlich müssen Aufgaben der Einzelfallhilfe bei Leistungs- und 
Entwicklungsstörungen — sofern sie nicht spezieller Behandlung bedürfen — wahr­
genommen werden.** (S. 79.) 

Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben wird die Einrichtung von B i l d u n g s b e r a ­
t u n g s s t e l l e n auf der Ebene unterer Verwal tungsbehörden vorgeschlagen, an 
denen Beratungslehrer, Schulpsychologen und Berufsberater der Arbeitsverwal­
tung eingesetzt werden sollen. A u ß e r d e m besteht grundsätzlich die Möglich­
keit, Beratungslehrer und Schulpsychologen an den Schulen direkt einzusetzen. 
Wie allerdings bei den bis 1985 in Aussicht genommenen Schüler-Berater-Rela­
t i o n e n (ein Schulpsychologe auf 5000 Schüler und ein Beratungslehrer 3 auf 
500 Schüler in den Bildungsberatungsstellen sowie ein zusätzlicher Psychologe 4 

für große Schuleinheiten mit mindestens 2000 Schülern) eine individuelle Bera­
tung möglichst a l l e r Schüler der Sekundarstufe II möglich sein soll, bleibt im 
Bildungsgesamtplan unerörtert , ebenso der Gesichtspunkt einer p r o p h y l a k t i ­
schen S y s t e m b e r a t u n g . 

4 . 1 . 3 . Beschluß der K u l t u s m i n i s t e r k o n f e r e n z über „Beratung i n Schule 
u n d H o c h s c h u l e " v o m 1 4 . 9. 1973 

Der Beschluß der K M K vom 14. 9. 1973 beinhaltet vor allem die für die O r ­
ganisation eines Beratungsdienstes in der Sekundarstufe II relevante Forde­
rung, d a ß neben Schulberatungsstellen auf regionaler Ebene (z. B. Bildungs­
beratungsstellen) und übergeordneten zentralen Stellen, vor allem a n den Schu­
l e n s e l b s t Beratungseinrichtungen zu schaffen sind. Wie am Beispiel Baden-
W ü r t t e m b e r g noch zu zeigen sein wird, ist es für die Effizienz der Beratung in 
der Sekundarstufe II — und nicht nur dort — unbedingt erforderlich, d a ß die 
Arbeit der außerschulischen Beratungsstellen (Bildungsberatungsstellen) durch 
s c h u l i n t e r n e Berater ergänzt und unterstützt wird. 
Wie im Bildungsgesamtplan wird der Aspekt der Beratung in der Sekundar­
stufe II auch in diesem K M K - B e s c h l u ß nicht speziell behandelt, sondern mit 
folgenden Formulierungen nur am Rande gestreift: 

„Schwerpunkte der Beratung in der Schule sind: . . .Beratung bei Entscheidungen über 
die Wahl bestimmter Fächer, über Schwerpunktbildungen und anzustrebende Ab­
schlüsse. A m Ende der Sekundarstufe I und in der Sekundarstufe II arbeiten Beratung 
in der Schule und Berufsberatung in besonderer Weise zusammen; sie gewährleisten 
damit die Beratung über Studium, Beruf und alternative Ausbildungsmöglichkeiten.** 
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Die in diesem Beschluß vorgenommene allgemeine Unterteilung der Beratungs­

aufgaben in (1.) S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g ( „ I n f o r m a t i o n über das Bildungsange-

b o t " / „ B e r a t u n g über individuelle Bildungsmöglichkeiten") und (2.) i n d i v i d u a l ­

psychologische B e r a t u n g („Untersuchung, Beratung und Behandlung von Schü­

lern, die durch Lernstörungen und Störungen im sozialen oder affektiv-emotio-

nalen Bereich Schwierigkeiten haben") sowie (3.) B e r a t u n g v o n Schule und Leh­

rer (Systemberatung!) hat auch für die Verhältnisse in der Sekundarstufe II 

Gültigkeit . D a die Kultusministerkonferenz in ihrem Beschluß bei der Fest­

legung der Schüler -Berater -Relat ion aber von den Richtwerten des Bildungs­

gesamtplanes ausgeht, dürften für die Realisierung eines a d ä q u a t ausgestatte­

ten (s. K a p . 4.1.4 u. 4.1.5) schulinternen Beratungsdienstes in der Sekundar­

stufe II nur relativ geringe Aussichten bestehen, so d a ß die gerade angeführten 

Beratungsaufgaben mit Sicherheit auch in Zukunft nur unzulänglich wahrge­

nommen werden können. 

4 . 1 . 4 . T a g u n g s b e r i c h t des U n e s c o - I n s t i t u t s für Pädagogik 

Klare und sachgerechte Vorstellungen über die Berater-Schüler-Relation finden 

sich im Bericht über die vom Unesco-Institut für P ä d a g o g i k 1971 in Hamburg 

veranstaltete Tagung mit dem Thema: „Die Zukunft der Bildungsberatung in 

der Bundesrepublik Deutschland" (AURIN u. a. 1973). 

Wie für alle übrigen Schulstufen wurden bei dieser Tagung auch für den Be­

reich der Sekundarstufe II zwei Modelle — ein M i n i m a l - und ein Optimal ­

modell — zur Organisation eines schulinternen Beratungsdienstes erarbeitet. 

Das M i n i m a l m o d e l l ist dabei als erste Ausbaustufe in Richtung auf das O p t i ­

malmodell anzusehen; es geht davon aus, d a ß „nur das unabdingbare M a ß an 

Diagnostik und Beratung im bestehenden Schulsystem geleistet w i r d " (S. 31), 

während therapeutische M a ß n a h m e n „nur in A n s ä t z e n " realisiert werden kön­

nen. Unter diesen Voraussetzungen wird für die Sekundarstufe II pro Schul­

einheit (ca. 600 Schüler) für den Bereich der S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g ein Bera­

tungslehrer5, V2 Psychologe und ein Berufsberater sowie ein weiterer Psycho­

loge für den Bereich der I n d i v i d u a l b e r a t u n g bei psychisch gestörten Schülern 

gefordert. 

Diese Zahlen muten in der heutigen Bildungslandschaft geradezu utopisch an 

und stoßen bei den verantwortlichen Politikern auf wenig Verständnis, wie 

die Verlautbarungen staatlicher Gremien zeigen, über die gerade berichtet 

wurde. Tatsächlich wird in diesen Papieren offenbar von der naiven Annahme 

ausgegangen, daß ein a l l e n Schülern zugute kommendes Beratungssystem im 

Bildungswesen mit Schüler-Berater-Relat ionen von 1:5000 oder — noch ungün­

stiger — 1:15 000 6 zu realisieren sei. Festzuhalten bleibt vor allem die erstaun­

liche Tatsache, daß in den Verlautbarungen des Bundes und der L ä n d e r im 

wesentlichen dieselben Zielvorstellungen angestrebt werden wie in dem Bericht 

der U N E S C O - T a g u n g . 

Noch krasser werden die Gegensätze bei der Betrachtung des O p t i m a l m o d e l l s 
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f ü r die Sekundarstufe II, durch das vor allem die „Durchlässigkeit und A u f ­
stiegsmobilität in separierten Schulzweigen" (S. 31) des bestehenden Schul­
systems vers tärkt werden soll. Neben zwei Beratungslehrern (Hilfe bei der 
Schwerpunktwahl und Studienplangestaltung im Kurssystem der Studienstufe) 
werden ein Fachberater (Berufs- und Studienorientierung), 2 Psychologen (Dia­
gnostik, Beratung, Therapie) sowie ein Sozialarbeiter (Elternberatung) ange­
setzt. 

4 . 1 . 5 . E m p f e h l u n g e n des D e u t s c h e n B i l d u n g s r a t e s i y 2 u r N e u o r d n u n g der 
S e k u n d a r s t u f e I I " 

D e r Deutsche Bildungsrat hat in seinen Empfehlungen „ Z u r Neuordnung der 
Sekundarstufe II" (1974) außerordentlich detaillierte Vorstellungen zum A u f ­
bau eines s c h u l i n t e r n e n Beratungssystems in der Sekundarstufe II entwickelt, 
wobei er teilweise auf seine grundlegenden Ausführungen zum Thema Bera­
tung im „Strukturplan für das Bildungswesen" (1970) zurückgreift . In diesen 
Empfehlungen wird vor allem von einer Berater-Schüler-Relation ausgegan­
gen, die — im Gegensatz zu den Beschlüssen des Bundes und der L ä n d e r — zu­
mindest dem Minimalmodell der Hamburger Unesco-Tagung ziemlich nahe 
kommt. Die Ausführungen des Bildungsrates zum Thema Beratung sind in 
unmittelbarem Zusammenhang mit seinen Vorschlägen zur strukturellen und 
curricularen Reform des gesamten Bereichs der Sekundarstufe II zu sehen, mit 
der im wesentlichen das Ziel verfolgt wird, sowohl berufliche bzw. berufs­
bezogene als auch gymnasiale Bildungsgänge zusammenzufassen und als diffe­
renziertes Kurssystem (Kolleg) mit aufeinander abgestimmten Curricula zu 
organisieren. I n d i v i d u a l i s i e r u n g des L e r n a n g e b o t s entsprechend den Fähigkeiten 
und Interessen des einzelnen Schülers sowie o p t i m a l e Durchlässigkeit — ins­
besondere zwischen berufs- und studienqualifizierenden Schwerpunkten (Pro­
filen) sowie den vorgesehenen vier Lernorten (Schule, Betrieb, Lehrwerkstatt 
und Studio) — sind wichtige Prinzipien der vorgesehenen Reform. O b w o h l der 
Beratung in einem solchen System, das an K o m p l e x i t ä t nicht nur die von der 
K M K beschlossene Reform der gymnasialen Oberstufe, sondern auch die Zie l ­
projektionen des Bildungsgesamtplanes für die Sekundarstufe II weit übertrifft, 
selbstverständlich zusätzliche zentrale Aufgaben zufallen, können wesentliche 
Teile dieser Vorschläge auch als Grundlage für die Beratung in der gymnasia­
len Oberstufe angesehen werden. 

Folgende Aussagen 7 erscheinen mir beispielgebend und sollen hier kurz zu­
sammengefaßt werden: 
1. Angesichts der Individualisierung und Differenzierung des Lernangebots und 

der sich daraus ergebenden Vielzahl der Wahlentscheidungen der Schüler 
wird der Beratung eine für die Funktionsfähigkeit des Systems ausschlag­
gebende Rolle zugemessen. Der Aspekt der S y s t e m b e r a t u n g steht dabei 
gleichberechtigt neben dem der Schüler- /Elternberatung. D a z u heißt es: „Die 
Aufgaben der Beratung sind unter zwei Gesichtspunkten zu betrachten. E i n -
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mal soll sie dem einzelnen (Lernenden, Erziehungsberechtigten, Lehrenden) 
helfen, mit seinen Problemen fertig zu werden (individueller Gesichtspunkt). 
Z u m anderen soll auch das Kolleg (mit seinen Lernorten) mit dem Ziel bera­
ten werden, sich so zu organisieren, d a ß bestimmte typische Probleme nicht 
mehr auftreten müssen (Prophylaxe) oder die Lösung aktueller Probleme 
durch M a ß n a h m e n des Kollegs unterstützt werden (institutioneller Gesichts­
punkt)" (S. 105). 

Daraus wird gefolgert, d a ß der Beratungsdienst einerseits zwar in die Schul­
einheit zu integrieren ist — allerdings ohne Lösung der Verbindung zu „in­
stitutionsexternen" Bildungsberatungsstellen und überregionalen Beratungs­
zentren, d a ß andererseits aber die fachliche und dienstliche Unabhängigkeit 
v o n der S c h u l l e i t u n g gewahrt bleiben m u ß (Beratung als „eigenständiger 
Handlungsbereich" des Bildungswesens). 8 

2. Die Beratung unter individuellen und/oder institutionellen Gesichtspunkten 
kann nach den Vorstellungen des Bildungsrates vor allem im Zusammenhang 
mit Problemen der L e r n o r g a n i s a t i o n (Entscheidungsprobleme, Lernschwierig­
keiten usw.), der S o z i a l o r g a n i s a t i o n (soziale Konflikte, Zuordnungsschwierig­
keiten usw.), der B e z i e h u n g z u m s o z i a l e n U m f e l d (Konflikte mit Erzie­
hungsberechtigten usw.) sowie der B e r u f s - u n d S t u d i e n o r i e n t i e r u n g (Anfor­
derungen, Bedarf usw.) notwendig werden. 

D i a g n o s e auf der Grundlage von psychodiagnostischen und pädagogischen 
Testverfahren sowie B e h a n d l u n g , die psychologisch, medizinisch oder sozial­
pädagogisch orientiert sein kann, werden neben Information und Beratung 
i . e. S. als wichtigste F u n k t i o n e n des Beratungsdienstes angesehen. Weitere 
Ausführungen zum letzten Punkt, der in den Empfehlungen sehr ausführlich 
behandelt wird, sind hier aus Pla tzgründen leider nicht möglich. 

3. D e m Beratungsteam einer Schuleinheit sollten jeweils mindestens folgende 
Experten hauptamtlich angehören ( p e r s o n e l l e M i n d e s t a u s s t a t t u n g ) : 
1 Psychologe 
1 Sozialpädagoge 
1 Beratungslehrer als Koordinator ohne Unterrichtsverpflichtung. 
F ü r spezielle Probleme sollen nebenamtlich außerdem Therapeuten, Mediz i ­
ner, Psychagogen, Berufsberater usw. eingesetzt werden. 

4. V o n großer Bedeutung ist der Hinweis, d a ß zwischen den einzelnen Beratern 
keine hierarchische Beziehung bestehen soll. 

4.2. Realisierung der Beratungskonzeptionen — Beispiel Baden-
Württemberg 

Im 2. Teil soll nun erörter t werden, wie in e i n e m Bundesland ( B a d e n - W ü r t ­
temberg) unter den derzeit gegebenen finanziellen und personellen Möglich­
keiten mit der Realisierung der Beschlüsse und Empfehlungen der verschiedenen 
Gremien begonnen wird. A n h a n d des methodischen Vorgehens und der Erfah-
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rangen der B i l d u n g s b e r a t u n g s s t e l l e n in B a d e n - W ü r t t e m b e r g bei der Beratung 

der Schüler der reformierten gymnasialen Oberstufe sollen im folgenden einige 

wesentlich erscheinende Gesichtspunkte herausgearbeitet werden. B a d e n - W ü r t ­

temberg wurde als Beispiel gewählt , weil hier zum erstenmal versucht wird, ein 

l a n d e s e i n h e i t l i c h e s Konzept für die Beratung in der Sekundarstufe II zu ent­

wickeln und zu realisieren. 

4 . 2 . 1 . Möglichkeiten der Fächerwahll-abwahl i n den G y m n a s i e n 
m i t O b e r s t u f e n r e f o r m i n Baden-Württemberg 

Z u r Zeit werden in B a d e n - W ü r t t e m b e r g an ca. 30 Gymnasien Schulversuche 

auf der Grundlage der in K a p . 4.1.1. e rwähnten Vereinbarung der Kultusmini­

sterkonferenz zur „Neugestal tung der gymnasialen Oberstufe" vom 7. 7. 1972 

durchgeführt . In diesen Gymnasien können die Schüler nach der derzeitig 

gültigen Regelung des Kultusministeriums in der zweiten H ä l f t e des 11. Schul­

jahres aus den Fächern Mathematik, den Naturwissenschaften oder den Fremd­

sprachen einen I n t e n s i v k u r s wählen, in dem 2 Stunden zusätzlicher Unterricht 

mit erhöhten Leistungsanforderungen angesetzt wird. Nach der 11. Klasse 

w ä h l t der Schüler in B a d e n - W ü r t t e m b e r g zur Zeit zwei Leistungsfächer, wobei 

eines wieder Mathematik, ein naturwissenschaftliches Fach oder eine Fremd­

sprache sein m u ß , w ä h r e n d das zweite aus dem angebotenen Fächerkatalog frei 

w ä h l b a r ist. Jetzt kann der Schüler unter bestimmten Bedingungen, auf die in 

diesem Zusammenhang nicht eingegangen zu werden braucht, auch die zweite 

und/oder dritte Fremdsprache sowie weitere Fächer abwählen. Ferner ist vor­

gesehen, das Fächerangebot um die Fächer Literatur, Psychologie, Philosophie, 

Informatik, Astronomie u. a. zu erweitern; vorläufig werden solche Kurse je­

doch nur an einzelnen Gymnasien angeboten. 

4 . 2 . 2 . K o n z e p t i o n u n d Z i e l e 

U m den Schülern dieser Gymnasien angesichts der sehr beschränkten Arbeits­

kapazi tä ten der Bildungsberatungsstellen 9 zumindest ein M i n i m u m an psycho-

logisch/psychodiagnostisch fundierter Information und Beratung als Orientie-

rungs- und Entscheidungshilfe bei der Fächerwahl / -abwahl bzw. der Studien-/ 

Berufswahl anbieten zu können, wurde die Konzeption des z w e i m a l i g e n U n -

tersuchungs- und Beratungskontaktes vor bzw. in der reformierten Oberstufe 

entwickelt. 

A u f der Grundlage eines von einer Gruppe von Psychologen der Bildungs­

beratungsstellen zusammengestellten Kataloges von allgemeinen Zielen für die 

Abiturientenberatung, der hier nicht näher behandelt werden kann (vgl. FAIST 

1975), wurden für die Beratung in den 10. und 11. Klassen der Gymnasien mit 

Oberstufenreform im einzelnen folgende speziellen Beratungsziele formuliert. 

1. Individuelle Beratung der Schüler zur Wahl der Leistungskurse bzw. zur 

F ä c h e r a b w a h l auf der Grundlage von psychologischen Testverfahren — mit 
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der Einschränkung, d a ß aus methodischen Gründen (Mangel an geeigneten 
diagnostischen Verfahren) k e i n e differenzierten Empfehlungen für einzelne 
Schulfächer möglich sind. D i e Beratung soll sich daher in erster Linie auf die 
allgemeine Begabungs- und Interessenausrichtung (z. B. Differenzierung zwi­
schen „sprachlichem" und „mathematisch-naturwissenschaftlichem" Bereich) 
beziehen. 

2. Vermittlung von ersten Informationen im Hinblick auf die spätere Studien­
bzw. Berufswahl. 

3. Beratung von Schulabgängern und H i l f e bei schulischen und persönlichen 
Schwierigkeiten. 

4. Erprobung und Überprüfung des Untersuchungsinstrumentariums. 

4 . 2 . 3 . M e t h o d i s c h e s V o r g e h e n 

4.2.3.1. Erste Untersuchungs- und Beratungsphase 

Die Bildungsberatungsstellen führen am Ende des 10. Schuljahres in der Schule 
eine psychologische Untersuchung — auf freiwilliger Basis — durch. Die Betei­
ligungsquote liegt bei etwa 85—90 % ; in der Regel werden folgende Testver­
fahren ganz oder teilweise eingesetzt 1 0: 

Intelligenz-Strukturtest (IST 70) 
Prüfsystem für die Schul- und Bildungsberatung (PSB) 
Grundintelligenztest (CFT 3) 
Differentieller Interessentest (DIT) 
Freiburger Persönlichkeitsinventar (FPI) 
Fragebogen zur Fächerwahl/-abwahl. 

A u ß e r d e m werden verschiedene biographische Daten (bisherige Schullaufbahn, 
soziale Herkunft , Studien-/Berufswunsch usw.) und die Schulleistungen erho­
ben. 
Die Beratungen finden in der Regel in G r u p p e n von jeweils 3—5 Schülern 
(während der Unterrichtszeit) statt. Im Anschluß daran werden — falls nötig 
— auch Einzelgespräche angeboten. F ü r eine Gruppenberatung werden im 
Durchschnitt etwa IV2 Std. angesetzt. 

4.2.3.2. Zweite Untersuchungs- und Beratungsphase 

Der zweite Untersuchungs- und Beratungskontakt mit denselben Schülern er­
folgt jeweils zwei Jahre später , etwa in der Mitte der 13. Klasse. Auch hier 
wird vorher eine — allerdings kürzere — Testuntersuchung durchgeführt , wo­
bei der Schwerpunkt mehr im I n t e r e s s e n - u n d Persönlichkeitsbereich liegt. E i n ­
gesetzt werden folgende Verfahren: 

1. Verschiedene Untertests des Leistungsprüfsystems (LPS) 
2. Strongs Berufsinteressentest (SBTM) 
3. Freiburger Persönlichkeitsinventar (FPI) 

Der Schwerpunkt bei den Beratungen in der 13. Klasse (auch hier in der Regel 
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Gruppenberatungen) liegt bei Fragen der Studien-ZBerufswahl (Studieneignung, 
Studieninhalte und -bedingungen, Zulassungsbeschränkungen usw.). Wenn be­
r u f s k u n d l i c h e I n f o r m a t i o n e n im engeren Sinn notwendig sind, werden die 
Schüler an die Berufsberatung für Abiturienten und Hochschüler des Arbeits­
amtes verwiesen, mit der in vielen Fällen eine enge Kooperation stattfindet 
(z. B. auch gemeinsame Beratungen). 

Bei den Beratungen in den 13. Klassen kann somit auf ein umfangreiches M a ­
terial an individuellen Daten zurückgegriffen werden. Dabei wird davon aus­
gegangen, d a ß die Kenntnis des Entwicklungsverlaufs der Schüler in verschie­
denen Bereichen (Schulnoten, biographische Daten, Testergebnisse usw.) über 
einen längeren Zeitraum hinweg in der Regel zuverlässigere Aussagen über spe­
zifische Fähigkeiten, Interessen und andere Variablen, die bei der Studien/ 
-Berufswahl von Bedeutung sein können, ermöglicht. 

4 . 2 . 4 . B i s h e r i g e E r f a h r u n g e n bei der R e a l i s i e r u n g des baden-württember­
gischen K o n z e p t e s 

D i e Konzeption des zweimaligen Beratungsanstoßes in der Sekundarstufe II 
muß als Minimalprogramm angesehen werden; tatsächlich erweist sich das 
p u n k t u e l l e Vorgehen als unzureichend, weitaus mehr und intensivere Bera­
tungskontakte (z. B. regelmäßige Gruppendiskussionen, studienvorbereitender 
Unterricht, häufigere Einzelgespräche usw.), in denen das Problem der Studien-
und Berufswahl aktualisiert wird, erscheinen notwendig, sind aber aus perso­
nellen Gründen zur Zeit nicht möglich. Andererseits werden viele Schüler zum 
erstenmal mit der Problematik der Berufs- und Studienwahl konfrontiert, was 
angesichts der Tatsache, daß diese Fragen in den Gymnasien kaum angespro­
chen werden, nicht positiv genug gewertet werden kann. 

Als problematisch erweist sich vor allem, daß die Psychologen der Bildungs­
beratungsstellen zu wenig von schulinternen Beratern, wie Beratungslehrern 
oder Schulpsydiologen, unterstützt werden, die mit den Verhältnissen in den 
jeweiligen Schulen besser vertraut sind. Ihnen fehlt — trotz vielfältiger A n ­
strengungen — aus Zeitmangel und Arbeitsüberlastung vor allem der Kontakt 
zu Fachlehrern oder Tutoren; insbesondere sind sie für diese und die Schüler 
nicht jederzeit ansprechbar. 

D a den meisten Schulen jedoch nicht einmal Beratungslehrer zur Verfügung 
stehen, können die Psychologen der Bildungsberatungsstellen von dieser Seite 
weder jetzt noch in naher Zukunft spürbare U n t e r s t ü t z u n g erwarten, da auch 
die Ausbildungskapazitäten für Beratungslehrer gering sind. Aus den gerade 
beschriebenen Gründen erweist sich auch eine „ B e r a t u n g von Schule und Lehrer" 
(prophylaktische Systemberatung), wie sie im ersten Abschnitt angesprochen 
wurde, als weitgehend illusorisch. Dasselbe gilt für eine kontinuierliche Be­
treuung der Schüler in Krisen- und Konfliktfällen. Dies ist um so bedauer­
licher, als gegenwärtig ca. 3 0 % der Schüler der 10. Klassen zum Zeitpunkt 
der Beratung mehr oder weniger stark versetzungsgefährdet sind. 
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4.2.4.1. Die Bedeutung des Einsatzes von psychodiagnostischen Verfahren 
bei der Realisierung der Beratungsziele 

Wie erwähnt , wurde bei der Zielformulierung von vornherein die Einschrän­

kung gemacht, d a ß sich die Beratung aus methodischen G r ü n d e n lediglich auf 

die Trennung der Bereiche „sprachlich" oder „mathematisch-naturwissenschaft­

lich" beziehen kann. Diese Einschränkung entspricht aber, wie sich inzwisdien 

herausgestellt hat, in keiner Weise den Erwartungen der Schüler, Eltern und 

Lehrer; die Unterscheidung zwischen sprachlichem und nichtsprachlichem Be­

reich — selbst wenn sie tatsächlich möglich sein sollte — wird von diesen als 

z u p a u s c h a l angesehen. Die Schüler erwarten konkrete Empfehlungen darüber, 

welche Fächer sie wählen oder abwählen sollen bzw. genauere Aufschlüsse über 

ihre Erfolgsaussichten in diesen Fächern. D a solche Empfehlungen — zumindest 

auf der Basis des eingesetzten Untersuchungsinstrumentariums — nicht möglich 

sind, wird insbesondere an der auffälligen Diskrepanz zwischen A u f w a n d (lange 

Testuntersuchungen usw.) und Beratungseffizienz K r i t i k geübt. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ergeben sich im wesentlichen folgende Schwie­

rigkeiten: 

— Bei über zwei Drittel der Schüler lassen sich im Leistungsbereich überhaupt keine 
eindeutigen Schwerpunkte in bezug auf „mathematisch-naturwissenschaftliche" bzw. 
„sprachliche" Begabungsausrichtung feststellen, und zwar weder bei den Schulnoten 
noch bei den eingesetzten Leistungstests (IST, PSB, C F T 3). 

— Auch im Interessenbereich ist häufig eine Einordnung in die Kategorien „sprachlich" 
— „mathematisch-naturwissenschaftlich" nicht möglich. Vor allem werden in den 
eingesetzten Interessentests spezifisch schulische Interessen, wie sie im Zusammenhang 
mit der Fächerwahl/-abwahl besonders von Bedeutung sind, zu wenig berüdtsichtigt. 

— Zwischen den Ergebnissen einzelner Tests/Untertests im Intelligenz- und/oder 
Interessenbereich sowie den Schulleistungen treten häufig D i s k r e p a n z e n auf, die in 
der Beratung nicht zu interpretieren sind; diese Diskrepanzen führen nicht selten 
zu Verunsicherungen bei den Schülern. 

— Die eingesetzten Verfahren eignen sich nur wenig zur Messung der Fremdsprachen­
eignung (vgl. dazu FLECHSIG 1971, S. 3239). 

— Wenig relevante Aussagen sind auch im Bereich der künstlerisch-musischen Fächer 
möglich. Hier kann zur Zeit lediglich das Interesse mit einem Interessentest fest­
gestellt werden; gerade im musischen Bereich ist das den Schülern im allgemeinen 
jedodi ohnehin schon bekannt. Von Interesse für sie ist, ob tatsächlich eine ent­
sprechende Begabung vorliegt. 

Z u m Zusammenhang zwischen den Testergebnissen und der Wahl der Leistungs­

kurse in den Gymnasien mit Oberstufenreform wurden inzwischen in einigen 

Bildungsberatungsstellen s t a t i s t i s c h e Verrechnungen vorgenommen. Diese A n a ­

lysen, denen allerdings bisher nur relativ kleine Stichproben zugrunde liegen, 

zeigen, daß der Leistungsbereich, wie er im IST oder PSB erfaßt wird, bei der 

Fächerwahl offenbar k e i n e bedeutsame Rolle spielt; z. B. unterscheiden sich 

Schüler mit einseitig mathematisch-naturwissenschaftlichen bzw. sprachlichen 

Schwerpunkten in den tatsächlich gewählten Leistungsfächern nur in wenigen 

Untertests (z. B. I S T : F A ; P S B : 7 + 8) signifikant voneinander. Klarere Unter-
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schiede ergeben sich dagegen in einigen Untertests des D I T ( T N , M A , LS) . Was 

den Persönlichkeitsbereich anbetrifft, so ist bei schlechten Schülern im F P I eine 

gewisse Tendenz zu „emotionaler Labi l i tä t " , „Depress ivi tä t " u. ä. zu beobach­

ten. U n g e k l ä r t ist allerdings die Frage, ob dieses P h ä n o m e n nicht vielleicht 

eine Folge der Schulschwierigkeiten ist und nicht deren Ursache. 

Mehr als die Frage, ob die Testergebnisse zwischen verschiedenen Gruppen 

diskriminieren, interessiert die Schüler die Relevanz der Testergebnisse im H i n ­

blick auf ihre Erfolgsaussichten in den Leistungsfächern beim Abitur. Zur p r o ­

gnostischen Validität der Tests im Rahmen ihres Einsatzes in den Gymnasien 

mit Oberstufenreform liegen in B a d e n - W ü r t t e m b e r g noch keine Ergebnisse vor. 

Statistische Analysen von Untersuchungen in den Oberstufen normaler G y m n a ­

sien, die im Institut für Bildungsplanung und Studieninformation Stuttgart 

(IBS) durchgeführt wurden, zeigen allerdings, d a ß die prognostische Val idi tä t 

in diesem Bereich recht niedrig ist (vgl. HELSTIN, 1970 und 1971); dieser Be­

fund stimmt mit den Angaben in der Literatur durchaus überein (vgl. z. B . 

W E W E T Z E R 1972). Angesichts der geringen O b j e k t i v i t ä t und Zuverlässigkeit 

der Schulnoten sowie der Vielfalt der Faktoren, die die Schulleistung determi­

nieren (vgl. GAEDIKE 1974), sind mit den herkömmlichen Testverfahren wohl 

auch kaum höhere Korrelationen zu erwarten. 

Ähnlich problematisch ist die Prognose des Studienerfolgs in bestimmten F ä ­

chern; auch hier fehlen — zumindest in Deutschland — Validitätsuntersuchun-

gen mit positiven Ergebnissen. In diesem Zusammenhang sei an dieser Stelle 

lediglich auf zwei breit angelegte Untersuchungsberichte über „Orientierungs­

probleme und Erfolgsbeeinträchtigung bei Studierenden" der Arbeitsgruppe für 

empirische S o z i a l f o r s c h u n g der Universi tät des Saarlandes hingewiesen. SATER-

DAG und APENBURG (1972) stellen im ersten Bericht fest, d a ß sich allgemeine 

Intelligenztestverfahren für die Vorhersage des Studienerfolgs bisher als w e n i g 

brauchbar erwiesen haben. Weiter heißt es dort: „Die Unterschiede in der i n ­

tellektuellen Leistungsfähigkeit erfolgreicher und nicht erfolgreicher Studenten 

sind offenbar nicht bedeutsam, so daß dieser Faktor nicht oder nur in extremen 

Fäl len als Ursache von Studienmißerfolgen in Frage kommt" (S. 141). Die 

Studie kommt deshalb zu dem Ergebnis, d a ß eine „allgemeine Studierfähig­

keit . . . durch Kenntnis der Intelligenz eines Studienwilligen nicht bestimmt 

werden (kann)" und darüber hinaus „bislang noch keine diagnostischen Ver­

fahren zur Verfügung stehen, die eine Klassifikation nach Studienfächern lei­

sten k ö n n e n " (S. 157 und 161). 

D e r zweite Untersuchungsbericht dieser Arbeitsgruppe (APENBURG, GROSSKOPF 

& S C H L A T T M A N N 1974), der u. a. auch sehr aufschlußreiche Literaturtabellen 

mit den Hauptergebnissen nahezu aller deutschsprachigen Arbeiten zur Pro­

gnose des Studienerfolgs enthält , bringt hinsichtlich des Einsatzes der psycho­

logischen Testverfahren bei der Abiturienten-/Studienberatung keine neuen 

Gesichtspunkte. Es wird vielmehr ausdrücklich wiederholt, daß in Deutschland 

— im Gegensatz zu den U S A — geeignete Tests völlig fehlen und bisher auch 

noch nicht in Angriff genommen wurden (S. 52). F ü r ebenso wichtig wie die 
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Entwicklung solcher Verfahren, die zudem sehr leicht für Selektionszwecke 

mißbraucht werden k ö n n e n 1 1 , halten die Autoren allerdings die Analyse spe­

zieller Umweltfaktoren, die den Studienerfolg beeinflussen können (z. B. Fak­

toren des Studienfaches, der universitären Umwelt, des Studienverhaltens, der 

studentischen Persönlichkeit, der Wechselwirkungen dieser Bereiche usw.). 

Bevor nun die Frage diskutiert werden soll, ob der Einsatz von psychologi­

schen Testverfahren bei der Beratung in der reformierten Oberstufe unter die­

sen Bedingungen weiterhin noch zu vertreten ist, sei noch auf eine zusätzliche 

Schwierigkeit, die den Beratern, vor allem in letzter Zeit, sehr zu schaffen 

macht, hingewiesen. 

Durch die häufiger anzutreffenden Zulassungsbeschränkungen an den H o c h ­

schulen kann eine immer größer werdende Zahl von Schülern die Studienfächer, 

die für sie möglicherweise in Frage kämen, nicht studieren, weil sie die dazu 

erforderlichen Notendurchschnitte im Abitur nicht erreichen. Eine Abiturien­

tenberatung, die sich an individuellen psychologischen Daten zu orientieren 

versucht, dürfte — bei weiterer Ausbreitung des „ N u m e r u s clausus" — in Z u ­

kunft nahezu sinnlos sein. Z u erwähnen ist in diesem Zusammenhang, d a ß sich 

der Numerus clausus inzwischen auch bereits bei der W a h l der Leistungskurse in 

der 10. und 11. Klasse negativ auswirkt. Die Notwendigkeit möglichst gute 

Noten im Reifezeugnis zu erreichen, z. B. durch die W a h l angeblich „leichter" 

Fächer usw., wird immer häufiger zur Grundlage für die Entscheidung bei der 

Fächerwahl . 

4.2.4.2. Modifizierung des Stellenwerts von psychodiagnostischen Verfahren 

bei der Beratung in der Sekundarstufe II 

Die oben angeschnittene Frage, ob der Einsatz von psychodiagnostischen V e r ­

fahren bei der Beratung in der Sekundarstufe II überhaupt noch vertreten wer­

den kann, ist in dieser allgemeinen Form sicher nicht richtig gestellt. Vielmehr 

ist es notwendig, daß die Bedingungen, unter denen ihr Einsatz sinnvoll sein 

könnte , genauer überprüft werden. Die Tatsache, d a ß in den meisten Fällen 

keine eindeutigen Empfehlungen zur Fächerwahl / -abwähl oder zur Studien-/ 

Berufswahl abgegeben werden können, ist zudem sicher nicht ausschließlich 

negativ zu werten. Beratung als Orientierungs- und Entscheidungshilfe ist mehr 

als bloßes Formulieren von Empfehlungen; ganz entscheidend ist dabei vor 

allem, daß der Schüler in die Lage versetzt wird, sich selbst kritisch zu beurtei­

len und über seine persönlichen Erwartungen, Motivationen, Erfahrungen usw. 

hinsichtlich der zu treffenden Wahlentscheidung eigenverantwortlich zu reflek­

tieren. D a z u bedarf es an sich gar keiner Empfehlungen. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß — vor allem angesichts der wachsenden 

Zulassungsbeschränkungen — die Unsicherheit vieler Schüler bei der Fächer-/ 

Studienwahl steigt. Nach der oben erwähnten Saarbrücker Studie (APENBURG 

u. a. 1974) gibt z. B. jeder dritte der befragten Studenten an, bis kurz vor A u f ­

nahme des Studiums — u. a. auch aus Unsicherheit über die persönliche Eignung 

— zwischen zwei oder mehr Fächern geschwankt zu haben. Eine Rolle dürfte 
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hier wohl auch die zunehmende Öffnung des Gymnasiums für Schüler aus den 

mittleren und unteren Sozialschichten spielen. 

Gerade wegen dieser Verunsicherung vieler Schüler kann auf den Einsatz von 

psychologischen Testverfahren bei der Beratung in der Sekundarstufe II auf 

keinen Fall völlig verzichtet werden. Die hier vorgebrachten Bedenken richten 

sich vor allem gegen psychologische Untersuchungen mit jedem Schüler der 

Oberstufe. Durch das klassenweise Vorgehen werden die Erwartungen der 

Schüler allzu hochgeschraubt, insbesondere bei denen, die ihre Entscheidung be­

reits getroffen haben. Bei Schülern dagegen, die noch nicht in der Lage sind, 

eine begründete Entscheidung zu treffen, können die Tests in gewissen Fällen 

(z. B . bei unklarer Interessenlage, unrealistischer Selbsteinschätzung usw.) z u ­

mindest einige Hintergrundinformationen liefern. Dieselbe Situation ergibt sich 

auch bei der Beratung von Schülern mit schulischen und persönlichen Schwie­

rigkeiten. Allerdings wird den Testverfahren in diesen Fällen bei der Diagnose 

und Beratung — bis zum Vorliegen eines valideren Instrumentariums — ein 

anderer, weniger zentraler Stellenwert als bisher zuzumessen sein. 

In Zukunft muß das Beratungsgespräcb s tärker in den Mittelpunkt gestellt 

werden, in dem jeweils die Gesamtproblematik (z. B . Interessenlage, Leistungs­

motivation, Selbstwertprobleme, soziale Ängste , Kontaktschwierigkeiten usw.) 

diskutiert und ggf. mehrere Alternativen erarbeitet werden (evtl. Uberwei­

sung an Studienberatungsstellen, psychotherapeutische Beratungsstellen usw.). 

In diesem Zusammenhang kommt vor allem dem Einsatz von brauchbaren In­

teressen- und Persönlichkeitstests Bedeutung z u ; zu denken ist daneben auch 

an gruppendynamische Vorgehensweisen, in Frage k ä m e z. B . die „Themenzen­

trierte Interaktionelle Methode" (TZI) von Ruth C O H N ( Z . B . C O H N 1974; 

HEIGL-EVERS 1973). 

U m diese Akzentuierung des Stellenwertes der Testverfahren zu erreichen, ist 

es sinnvoll, die psychologischen Untersuchungen — falls überhaupt notwendig 

— erst im Anschluß an ein erstes Beratungsgespräch anzusetzen; auf diese Weise 

ergibt sich zunächst eine Reduzierung des Arbeitsaufwandes für die Testadmini­

stration und -auswertung usw.; daneben könnten bereits in diesem Gespräch 

die Erwartungen der Schüler von vornherein auf ein realistisches M a ß herab­

gesetzt werden, insbesondere wenn die Testuntersuchung unter einer konkreten 

Fragestellung, die im vorausgehenden Beratungsgespräch zu formulieren w ä r e , 

angesetzt wird. In schwierigen Fällen ist vor allem auch die Schule (Fachlehrer, 

Tutoren) stärker in den Beratungsprozeß einzubeziehen. 

D i e hier vorgeschlagene Konzentration des Einsatzes von psychologischen Tests 

auf Problemfäl le ist — zumindest von der Forderung nach prophylaktischer 

Arbeit her gesehen — sicher nicht befriedigend, aber angesichts der geschilder­

ten Bedingungen, wobei auch die personelle K a p a z i t ä t der Bildungsberatungs­

stellen mit zu berücksichtigen ist, nicht zu umgehen. 
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4.2.4.3. Entwicklung neuer Verfahren für die Beratung in der 

Sekundarstufe II 

U m die Beratungen in Z u k u n f t effizienter zu gestalten, sind im Methoden­

bereich umfangreiche Entwicklungsarbeiten zu leisten. Vorrang haben sollte 

die Entwicklung von schulbezogenen I n t e r e s s e n - , M o t i v a t i o n s - u n d L e i s t u n g s ­
tests, ebenso die U b e r p r ü f u n g und Validierung der vorliegenden Verfahren; 

vor allem m u ß auch die Bedeutung von Umweltvariablen (z. B. Einflüsse der 

Bildungsinstitutionen) auf den Schul-/Studienerfolg systematisch erforscht wer­

den. In B a d e n - W ü r t t e m b e r g läuft z. Z . eine Reihe von Projekten dieser A r t . 

So werden von den Bildungsberatungsstellen standardisierte Schulleistungstests 
auf der Basis der derzeit gültigen Lehrpläne entwickelt — zunächst speziell für 

10. und 11. Klassen in Gymnasien (z .B . für die Fächer Mathematik, Chemie, 

Physik, Englisch und Französisch) . Außerdem befindet sich ein Test zur Erfas­
sung der Leistungsmotivation in der Erprobungsphase; die Konstruktion eines 

Schulinteressentests ist vorgesehen. Daneben läuft eine groß angelegte Bewäh­
rungskontrolle mit den in B a d e n - W ü r t t e m b e r g eingesetzten Testverfahren, wo­

bei ein ganzer Abiturientenjahrgang (ca. 10 000 Schüler) e r faßt wird (vgl. 

O S T E R L A N D 1975). 

D a m i t die W a h l des Studien- bzw. Ausbildungsganges möglichst frühzeitig 

aktualisiert wird , benötigen die Schüler außerdem bereits in der 10. Klasse ein 

wesentlich reichhaltigeres Informationsangebot als bisher; zu diesem Zweck ist 

vor allem schriftliches Informationsmaterial zu entwickeln (z. B. über Kurs­

inhalte, -ziele und -anforderungen; Prüfungsfächer ; Studieninhalte und -bedin-

gungen; Berufsmöglichkei ten ; die unterschiedliche Lern- und Arbeitssituation 

der Hochschule im Vergleich zur Schule usw.), evtl. in Form von programmier­

ter Unterweisung (vgl. FLÖSSNER 1973). 

4.3. Zusammenfassung der wichtigsten Aspekte für eine Beratung in der 
Sekundarstufe II 

A u f der Grundlage der referierten Beschlüsse und Empfehlungen überregionaler 

Gremien zur Beratung in der Sekundarstufe II und der Erfahrungen, die bis­

her in B a d e n - W ü r t t e m b e r g gemacht wurden, sollen abschließend die wichtigsten 

Gesichtspunkte für den A u f b a u eines Beratungssystems in der Sekundarstufe II 

kurz z u s a m m e n g e f a ß t werden. 

Wie im ersten Abschnitt gezeigt wurde, ist unbestritten, d a ß die für die Z u ­

kunft zu erwartende s tärkere Differenzierung und Individualisierung des B i l ­

dungsangebots in der Sekundarstufe II eine vers tärkte Information und Be­

ratung der Schüler im Sinne einer Orientierungs- und Entscheidungshilfe not­

wendig macht (vgl. die bereits beschlossene Einführung der Oberstufenreform 

bis zum Schuljahr 1976/77 in allen Gymnasien der Bundesrepublik). Die In­

formation und Beratung der Schüler m u ß sich dabei sowohl auf (1.) das 

jeweilige Lernangebot als auch auf (2.) die persönliche Eignung (Fähigkeiten, 
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Motivation und Interessen) für die verschiedenen Angebote beziehen. V o r allem 
m u ß frühzeitig auf die Konsequenzen, die sich aus bestimmten Wahlentschei­
dungen in der Sekundarstufe II für die spätere Studien-/Berufswahl ergeben, 
hingewiesen werden. Wünschenswert ist daneben (3.) eine Beratung und Be­
t r e u u n g der Schüler i n K r i s e n - u n d K o n f l i k t fällen. 

4 . 3 . 1 . A u f g a b e n der B e r a t u n g i n der S e k u n d a r s t u f e I I 

4.3.1.1. Information und Beratung z u m Lernangebot 

Dieser Beratungsbereich muß vor allem Informationen liefern über 
— den grundlegenden Aufbau des Kurssystems 
— Voraussetzungen für die Wahl /Abwahl einzelner Kurse (z. B . Lernvoraus­

setzungen, formale Bedingungen usw.) 
— Anforderungsniveau und Inhalte einzelner Kurse 
— Zeitpunkt der jeweiligen Wahlentscheidungen 
— mögliche Abschlüsse und Qualifikationen (z. B . Modus der Rei feprüfung , 

erreichbare „ P r o f i l e " ) 
— unterrichtende Lehrer 
— Unterrichtsdidaktik und Unterrichtsmedien 
— Korrekturmögl ichkei ten bei einmal getroffenen Entscheidungen 
— Studienmöglichkeiten, -bedingungen und -inhalte 
— Berufsmöglichkeiten usw. 
Z u r Erfül lung dieser Aufgaben ist allen Schülern neben Informationsveran­
s t a l t u n g e n und b e r u f s v o r b e r e i t e n d e m U n t e r r i c h t umfangreiches s c h r i f t l i c h e s I n ­
formationsmaterial zur Verfügung zu stellen. 

4.3.1.2. Beratung bei Unsicherheit über die individuelle Eignung 
für bestimmte Lernangebote 

Folgende Problembereiche sind hier angesprochen: 
— kognitive und nicht-kognitive Fähigkeiten 
— schulische und außerschulische Lernvoraussetzungen 
— schulische und außerschulische Interessen und Motivationen 
— allgemeine Persönlichkeitsmerkmale 
— soziale Bedingungen. 
Grundlage für die Beratung in diesem Bereich ist der Einsatz geeigneter psy-
chodiagnostischer und pädagogischer Testverfahren. Wie in K a p . 4.2.4.2. aus­
geführt , sind hier in erster Linie Schüler mit Entscheidungsproblemen ange­
sprochen; beim gegenwärtigen Stand der Diagnostik ist eine prophylaktische 
Erfassung aller Schüler mit psychodiagnostischen Verfahren wenig sinnvoll . 
E i n punktuelles Vorgehen bei der Beratung (z. B. ein oder zwei Beratungs­
kontakte) m u ß dabei als unzureichend angesehen werden. 
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4.3.1.3. Beratung in Krisen- und Konfliktfällen 

Der Beratungsdienst sollte in der Lage sein, bei allen anfallenden Krisen- und 
Konfliktsituationen sowohl Schülern als auch Lehrern und Eltern H i l f e n anzu­
bieten, z. B. bei 

— generellem Schulversagen 
— partiellen Leistungsstörungen 
— plötzlichem Leistungsabfall 
— Schulangst, Prüfungsangst 
— neurotischen Fehlentwicklungen 
— sozialen Auffälligkeiten 
Die Beratung in diesem Bereich erstreckt sich von möglichen Bet reuungsmaß­
nahmen bei psychischen Problemen leichterer A r t (z. B. Gesprächstherapie, 
Gruppentherapie) über H i l f e n bei Lernschwierigkeiten (z. B. Einrichtung von 
Förderkursen) bis hin zur Vermittlung an außerschulische Beratungs- bzw. 
Therapieinstanzen bei massiven Störungen (Psychotherapeuten, K l i n i k e n usw.). 

4.3.1.4. Rückwirkung der Beratung auf das soziale Feld der Schule 
und die Gestaltung des Unterrichts 

Erfahrungen, die sich aus der Beratungstätigkeit ergeben, sollten auf die Schul­
wirklichkeit einwirken und zu entsprechenden Konsequenzen bzw. Verbesse­
rungen führen. Als Beispiele können dienen: 
— Einrichtung bestimmter Kurse 
— Veränderungen in der Unterrichtsgestaltung 
— Revisionen von Lerninhalten und -zielen 
— Änderung des Lehrerverhaltens usw. 

4 . 3 . 2 . O r g a n i s a t i o n u n d P e r s o n a l a u s s t a t t u n g 

F ü r die Sekundarstufe II, wie sie von den verschiedenen Gremien für die Z u ­
kunft konzipiert wurde, erscheint zweifellos ein s c h u l i n t e r n e r Beratungsdienst 
notwendig. Weitgehende Unabhängigkeit von der Schulleitung, insbesondere in 
fachlicher Hinsicht, ist — wie bereits mehrfach betont wurde — ein unverzicht­
bares Postulat für seine Funktionsfähigkeit , besonders im Hinblick auf seine 
Mittlerrolle zwischen Schule und Schüler und die dringend notwendige System­
beratung. 

Trotz dieser weitgehenden Integration in die einzelne Schule darf die V e r b i n ­
d u n g zu regionalen B i l d u n g s b e r a t u n g s s t e l l e n bzw. s c h u l p s y c h o l o g i s c h e n D i e n ­
s t e n , denen in diesem Zusammenhang koordinierende und beratende Funktio­
nen (z. B. Informationsbeschaffung, differenziertere Diagnose- und Therapie­
angebote usw.) zukommen, und zu überregionalen Z e n t r a l s t e l l e n nicht ver­
lorengehen; hier w ä r e auch die D i e n s t - u n d F a c h a u f s i c h t anzusiedeln. Äußerst 
wichtig ist auch die K o o p e r a t i o n mit allen übrigen Beratungsinstanzen (z. B. 
Berufsberatung, Erziehungsberatung). 

Was die Personalausstattung anbetrifft, w ä r e es sicherlich falsch, an den Schu-
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len lediglich Beratungslehrer als Teilzeitberater einzusetzen, selbst wenn diese 

eine sehr gründliche Ausbildung absolviert hätten. In jedem Team müßte z u ­

mindest ein voll ausgebildeter Schulpsychologe ohne jede Unterrichtsverpflich­

tung tätig sein; auf diese Weise kann am ehesten der Gefahr begegnet werden, 

d a ß die Unabhängigkei t und N e u t r a l i t ä t der Beratungsinstanz durch den aus­

geprägten Rollenkonflikt, in dem sich Beratungslehrer befinden (Inkompatibi­

li tät von Berater- und Lehrerrolle), beeinträchtigt wird. 

Hinsichtlich der Mindestgröße des Beratungsteams verweise ich auf die Aus­

führungen des Deutschen Bildungsrates (vgl. K a p . 4.1.5), nicht ohne abschlie­

ßend noch einmal ausdrücklich zu betonen, d a ß mit den im Bildungsgesamtplan 

oder im K M K - B e s c h l u ß vom 14. 9. 73 konzipierten Berater-Schüler-Relat ionen 

der Aufbau eines schulinternen Beratungssystems nicht zu realisieren sein wird. 

A n m e r k u n g e n 

1 Vgl. die Saarbrücker Rahmenvereinbarung zur Ordnung des Unterrichts auf der 
Oberstufe der Gymnasien (1960). 

2 Mit der Durchführung der Vereinbarung in allen allgemeinbildenden Gymnasien der 
Bundesrepublik soll spätestens mit dem Schuljahr 1976/77 begonnen werden. 

3 Die wöchentliche Unterrichtsentlastung der Beratungslehrer beträgt 5 Stunden. 
4 Ab 1980 soll in den Bildungsberatungsstellen außerdem ein Berufsberater für jeweils 

20 000 Schüler tätig sein. 
5 Auch hier handelt es sich um Teilzeitberatungslehrer mit 5 Wochenstunden Be­

ratungstätigkeit. 
6 Vgl. dazu den „Ersten Stufenplan zum Ausbau der Bildungsberatung in Baden-

Württemberg" des Kultusministeriums Baden-Württemberg, nach dem bis zum Jahre 
1980 eine Berater-Schüler-Relation von 1:15 000 erreicht werden soll. 

7 Die Ausführungen des Bildungsrates werden in einem von BARSCH & LEISCHNER 
verfaßten Anhang sehr ausführlich erläutert. 

8 Vgl. dazu den „Strukturplan" des Deutschen Bildungsrates (1970), S. 95. 
9 Die Berater-Schüler-Relation beträgt zur Zeit in Baden-Württemberg im Durch­

schnitt etwa 1:30 000, in manchen Bildungsberatungsstellen liegt sie noch über 
1:50 000. 

1 0 Bei der Auswahl der Tests/Untertests wurde u. a. auf Ergebnisse einer Untersuchung 
mit Studenten verschiedener Fachrichtungen (Kriteriumsgruppen) zurückgegriffen 
(Vgl. OSTERLAND & WEISS 1975). 

1 1 Nach Ansicht der Teilnehmer der vom BDP veranstalteten „1. Bundeskonferenz für 
Schulpsychologie und Bildungsberatung" in Westerland vom 23.-27.9. 74 fehlen 
für die Entwicklung geeigneter Testverfahren zur Zeit noch wichtige Voraussetzun­
gen, die nur durch aufwendige Forschungsarbeiten zu gewinnen sind; z .B. Analyse 
der Studienanforderungen und -inhalte, Analyse der in den einzelnen Studienfächern 
geforderten Fähigkeiten, Kenntnissen und Motivationen, Abstimmung schulischer und 
universitärer Curricula (vgl. ARNHOLD 1975). 
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A d e l h e i d Uhlig 

5. Schulberatung an Gesamtschulen 

5.1. Der Gesamtschulversuch in Nordrhein-Westfalen 

Der folgende Beitrag beschäftigt sich mit Schulberatung an Gesamtschulen in 
Nordrhein-Westfalen ( N W ) . Schulberatung ist nur verständlich im Zusammen­
hang mit der Entwicklung des Gesamtschulversuchs und seiner besonderen Aus­
prägung in N W . Es gilt daher zunächst einmal einige Gegebenheiten der nord-
rheinwestfälischen Gesamtschulen zu skizzieren und zwar insoweit, als sie für 
die Schulberatung an diesen Gesamtschulen von Belang sind. 1 

5 . 1 . 1 . E i n i g e B e d i n g u n g e n des Versuchs 

„ I m Prinzip der Gesamtschule sind alle Bestrebungen zusammengefaßt , die sich 
auf die Erneuerung unseres Bildungssystems richten. In der Gesamtschule wer­
den die Schüler der Hauptstufe und die Studierenden der Kollegstufe in einem 
flexiblen Kurssystem möglichst individuell nach Begabung, Neigung und L e i ­
stung gefördert . In ihr sind die herkömmlichen Schulformen aufgehoben" (Lan­
desregierung N W , 1970). 

— Der Gesamtschulversuch N W begann mit dem Schuljahr 1969/70. Bis 1975 
sollten 30 Gesamtschulen als Versuchsschulen entstanden sein. Z u Beginn des 
Schuljahres 1974/75 hatten 19 Gesamtschulen ihre Arbeit aufgenommen. 
Die Gesamtschulen begannen in der Regel mit der Einschulung eines fünften 
Schuljahres und nahmen jedes Schuljahr einen weiteren Jahrgang auf. Die 
ältesten Gesamtschulen umfassen im Schuljahr 1974/75 die J a h r g ä n g e 5 bis 
10, die jüngsten haben gerade erst den 5. Jahrgang eingeschult. 

— Die Kollegstufe, als ein weiterer Schulversuch des Landes N W , ist nicht an 
die bestehenden Gesamtschulen gebunden. D i e F o r t f ü h r u n g der Gesamtschu­
len in die Oberstufe hinein kann — je nach Entscheidung des Schulträgers — 
als Kollegstufe oder als reformierte gymnasiale Oberstufe erfolgen. 

— Unter Gesamtschulen werden im folgenden integrierte, differenzierte G e ­
samtschulen verstanden. Daraus ergibt sich das Problem, Differenzierung und 
soziale Integration zu vereinbaren. 

— Gesamtschulen in N W sind als Großsysteme geplant. „Die G r ö ß e von 2000 
Schülern und Studierenden sollte möglichst nicht überschritten werden" (Lan­
desregierung N W , 1970). Die einzelnen J a h r g ä n g e in der Hauptstufe sind 
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200 bis 400 Schüler stark, daher dürfte die Zahl 2000 im Endausbau eher 
über - als unterschritten werden. 

— „Gesamtschulen entfalten ihre optimale Wirksamkeit, wenn sie Ganztags­
schulen s ind" (Landesregierung N W , 1970). Daher sind die bisherigen G e ­
samtschulen als Ganztagsschulen geplant. Daraus ergibt sich eine Reihe von 
Problemen des außerunterrichtlichen Bereichs, die bisher nur unbefriedigend 
gelöst sind. 

— Das Programm der Landesregierung nennt als langfristiges Ziel die „ E r p r o ­
bung und — soweit das Ergebnis des Schulversuchs dies z u l ä ß t — allgemeine 
E i n f ü h r u n g der Gesamtschule" (Landesregierung N W , 1970). Gesamtschule als 
Versuchsschule für ein neues Schulsystem sieht sich daher einem öffentlichen 
Interesse gegenüber, das selbstverständlich auf den Versuch einwirkt. E i n 
Schulversuch läuft nicht entsprechend einer experimentellen Untersuchung 
nach einem festgelegten Design ab, sondern ändert sich bzw. wird im Laufe 
des Versuchs g e ä n d e r t : D a der Schulversuch immer auf seine gesellschafts­
politische Relevanz und Effekt ivi tä t hin geprüft wird, steht er im — teil­
weise ideologischen — Meinungs- und Parteienstreit. Die Gesamtschule m u ß 
ihre Leistungsfähigkeit s tändig erweisen. Sie bewegt sich zwischen der theo­
retischen Planung auf der einen Seite und dem gesellschaftspolitisch Mach­
baren auf der anderen Seite; zwischen dem Versuch, ein Neuansatz für das 
System „Schule" zu sein und der Gefahr, d a ß ihre Ergebnisse auf das bis­
herige System nicht ü b e r t r a g b a r sind. 2 

— D e r Titel „Schulberatung an Gesamtschulen" läßt vermuten, d a ß es ein aus­
gebautes Beratungssystem an Gesamtschulen gibt. Jede Gesamtschule in N W 
hat jedoch bisher für diesen Bereich nur eine Planstelle. 

5 . 1 . 2 . E n t w i c k l u n g der S c h u l b e r a t u n g 

Das Nordrhein-Westfalen-Programm 1975 stellt fest: „ D a s zunehmende Unter­
richtsangebot in den wei terführenden Schulen macht eine schulinterne Bildungs­
beratung notwendig, die über die Bildungsmöglichkeiten der differenzierten 
Schule, auch im Hinbl ick auf Studium und Beruf, informiert. Diesen Erforder­
nissen entspricht die Einrichtung einer bildungsbegleitenden Beratung innerhalb 
der Schule, insbesondere der Gesamtschule. Die räumliche und organisatorische 
E i n f ü g u n g der Beratung in die Schule ermöglicht den kontinuierlichen Kontakt 
mit dem einzelnen Schüler" (Landesregierung N W , 1970). 
Diesem Programm entsprechend wurden die Inhaber der jeweiligen Planstelle 
an den Gesamtschulen als Schullaufbahnberater bzw. Bildungsberater bezeich­
net. D e r Schwerpunkt der Arbeit wurde in der Schullaufbahnberatung gesehen. 
D i e Stelle wurde in der Regel mit einem Psychologen besetzt. Dieser soll auch 
im Unterrichtsbereich tät ig sein, um so einen stärkeren Bezug zum p ä d a g o g i ­
schen Geschehen in der Schule zu erhalten. 3 F ü r den Psychologen, der seine 
T ä t i g k e i t unter diesen Voraussetzungen an einer Gesamtschule aufnahm, er­
gaben sich eine Reihe von Problemen. D a ß durch das größere Unterrichtsange-
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bot und die Wahlmöglichkeiten eine Beratung in Schullaufbahnfragen notwen­
dig werden w ü r d e , war bereits bei der Planung der Gesamtschulen deutlich. Es 
zeigten sich jedoch weitere Probleme, deren Lösung für das Kollegium häufig 
viel dringlicher waren als die Schullaufbahnberatung. 
Hier sind an erster Stelle alle die Probleme zu nennen, die sich aus der Inter­
aktion zwischen verschiedenen Personen und Personengruppen ergeben. Dies 
war deshalb für die Lehrer besonders wichtig, weil viele in dem Gesamtschul­
versuch die Chance sahen, zu einem neuen partnerschaftlichen Verhäl tnis unter­
einander und zu den Schülern zu kommen. H i e r schien ihnen der Psychologe 
„ E x p e r t e für zwischenmenschliche Beziehungen" zu sein. Hilfestellungen u n d 
Lösungen wurden in dreierlei Bereichen von ihm erwartet: 

— Hilfen für einzelne Schüler mit Lern- und Verhaltensstörungen (Förderung statt 
Diskriminierung). 

— Hilfestellung für ein p a r t n e r s c h a f i l i c h e s Lehrer-Schüler-Verhältnis. 
— Hilfestellung bei der S c h u l o r g a n i s a t i o n (z. B. Gestaltung eines Tagesablaufes, der 

es dem Schüler ermöglicht, gerne in der Schule zu sein). 

Der Psychologe sah sich daher einer Fülle von Erwartungen gegenüber, die sich 
einmal aus seiner Funktion als Bildungsberater ergaben, zum anderen an seine 
„ E x p e r t e n r o l l e " als Psychologe geknüpft waren. D a er ständig an einer Schule 
ist, im täglichen Kontakt zu Lehrern, Schülern und Eltern, kann er sich keiner 
dieser Anforderungen entziehen. E r muß versuchen, seine Arbeit so einzuteilen, 
d a ß er den — teilweise sehr divergenten — Erwartungen gerecht w i r d und 
gleichzeitig Schwerpunkte in seiner Arbeit setzt. 

Einen verbindlichen Aufgabenkatalog oder eine Dienstanweisung gibt es bisher 
nicht. Der Psychologe stand und steht vor der Notwendigkeit , seine Arbeit 
innerhalb der Schule entsprechend den Bedürfnissen der jeweiligen Schule zu 
organisieren. Seine Aufgaben müssen je nach dem Ausbau der betreffenden 
Schule festgelegt werden. So entfällt z. B. der wichtige Bereich der Beratung im 
Hinblick auf die Schulabschlüsse, solange die Schule noch nicht bis zum 9. oder 
10. Schuljahr ausgebaut ist. Die Tätigkeiten richten sich zum anderen auch da­
nach, welche Aufgaben innerhalb der Schule von anderen F u n k t i o n s t r ä g e r n , 
z. B. Schulleitungsmitgliedern, wahrgenommen werden. Ferner ergeben sich u n ­
terschiedliche Aufgaben, je nach dem, ob ein Psychologe bereits bei der Planung 
der Gesamtschule beteiligt war oder ob er erst eingestellt wurde, als die Schule 
schon einige Zeit existierte. E r m u ß bei der Organisation seiner Arbeit davon 
ausgehen, daß er zwar eine Fülle von Kooperationspartnern hat, jedoch letzt­
lich ein „ E i n - M a n n - B e t r i e b " ist, ohne eigene Mitarbeiter oder H i l f s k r ä f t e . 
Gleichzeitig m u ß er sich darüber klar sein, daß er als Einzelner nicht alle not­
wendigen Aufgaben wahrnehmen kann. Er m u ß daher innerhalb der Schule 
Kooperationsformen mit den Lehrern finden, die eine Beratung in der Schule 
ermöglichen. 

Aus dieser Situation ergibt sich notwendigerweise, d a ß jeder Psychologe ent­
sprechend den Bedingungen, die er an seiner Stelle vorgefunden hat und ent-
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sprechend seinen eigenen Interessen und Fähigkeiten, jeweils einen etwas ande­
ren Schwerpunkt in seiner Arbeit setzte. Die sich entwickelnden Kooperations­
formen in den Schulen sind dementsprechend unterschiedlich strukturiert und 
vielfält ig. Die Formen der Mitarbeit und Mitwirkung, d. h. die formalen E i n ­
flußmöglichkeiten des Psychologen, sind verschieden ausgeprägt. 
M i t der Gründung der L a n d e s f a c h k o n f e r e n z B i l d u n g s b e r a t u n g 4 im Sommer 
1972 wurde erstmals ein Forum geschaffen, in dem den Psychologen der A u s ­
tausch von Erfahrungen über ihre Tät igkei t an den Gesamtschulen möglich 
wurde. Der Landesfachkonferenz gehörten außer den B i l d u n g s b e r a t e r n der G e ­
samtschulen auch Lehrer an (diese nahmen Aufgaben der B i l d u n g s b e r a t u n g an 
den Schulen wahr, an denen die Planstelle noch nicht besetzt war). Die Landes­
fachkonferenz bemühte sich darum, die bisherigen Aktivi tä ten an den einzelnen 
Schulen zu koordinieren und erstellte eine Aufgabenbeschreibung des B i l d u n g s ­
b e r a t e r s innerhalb eines zu schaffenden Pädagogisch-Psychologischen D i e n s t e s 
( P P D ) . 5 Ausgehend von der Vielfalt der Aufgaben sollten diesem Pädago­
g i s c h - P s y c h o l o g i s c h e n D i e n s t außer dem B i l d u n g s b e r a t e r S o n d e r s c h u l l e h r e r , Be­
r a t u n g s l e h r e r , S o z i a l a r b e i t e r , Sozialpädagogen und therapeutisch ausgebildete 
K r ä f t e angehören. Die Aufgaben des B i l d u n g s b e r a t e r s innerhalb des P P D um­
f a ß t e die Bereiche S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g , S y s t e m b e r a t u n g (unter psychologi­
schen Aspekten) und die E i n z e l f a l l h i l f e . Diese Bereiche decken sich nahezu mit 
den Aufgabenfeldern, die die Empfehlung der Kultusministerkonferenz ( K M K ) 
für die S c h u l p s y c h o l o g e n vorsieht ( K M K - E m p f e h l u n g , 1973). Sie sind in ihrer 
Formulierung auf die Bedingungen der Gesamtschulen in N W bezogen. 6 

Seit 1974 ist die L a n d e s f a c h k o n f e r e n z B i l d u n g s b e r a t u n g in L a n d e s f a c h k o n f e ­
r e n z S c h u l b e r a t u n g umbenannt, die ehemaligen B i l d u n g s b e r a t e r werden als 
S c h u l p s y c h o l o g e n bezeichnet.7 Die Mitgliedschaft von Lehrern in der Landes­
fachkonferenz ist ausgeweitet worden. 

Schulberatung soll ab dem Schuljahr 1975/76 gemeinsam von S c h u l p s y c h o l o ­
gen und B e r a t u n g s l e h r e r n wahrgenommen werden. F ü r je 500 Schüler wird ein 
Lehrer mit 5 Wochenstunden für Beratungsaufgaben von seiner Unterrichtsver­
pflichtung freigestellt werden. 8 Diese Zahlenverhältnisse orientieren sich an 
den Vorstellungen des Bildungsgesamtplanes (Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung, 1973). Uber die erforderliche Ausbildung und die Aufgaben 
der B e r a t u n g s l e h r e r ist bisher nichts definitiv bekannt. Zweifellos werden je­
doch die Vorstellungen der K M K berücksichtigt werden ( K M K - E m p f e h l u n g , 
1973). 

Im folgenden sollen die Aufgaben der Schulberatung geschildert werden, wie 
sie sich heute zeigen. Die Abstimmung mit den Aufgaben der B e r a t u n g s l e h r e r 
m u ß zu einem späteren Zeitpunkt geleistet werden. Es sei jedoch daran erinnert, 
d a ß Beratung in der Schule zu den Aufgaben eines jeden Lehrers zählt . Schul-
beratung vollzieht sich daher immer in Kooperation mit den Lehrern. 
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5.2. Aufgaben der Schulberatung 

Die Beratungsaufgaben eines Dienstes, der innerhalb der Schule angesiedelt ist, 
sind sehr komplex. Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden sie in Schullauf­
b a h n b e r a t u n g , E i n z e l f a l l h i l f e , S y s t e m b e r a t u n g und K o o p e r a t i o n m i t a n d e r e n 
Diensten unterteilt. 

5 . 2 . 1 . S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g 

Die Schullaufbahnberatung an einer integrierten, differenzierten Gesamtschule 
erstreckt sich im wesentlichen auf drei Bereiche: 
— Die Beratung im Hinblick auf die Zuweisung von Schülern zu besonderen 

Förderkursen. 
— Die Beratung im Hinblick auf die Wahldifferenzierung und die Bildung v o n 

schulischen Schwerpunkten. 
— Die Beratung im Hinblick auf die anzustrebenden Abschlüsse und alternati­

ven Ausbildungsmöglichkeiten. 

5.2.1.1. F ö r d e r m a ß n a h m e n 

Die Gesamtschulen in N W sind gehalten, Differenzierungsformen zu finden, 
die eine äußere Differenzierung in zeitlich konstanten Lerngruppen möglichst 
lange hinausschiebt. „In Klasse 5 wird aller Unterricht grundsätzlich in hetero­
genen Lerngruppen durchgeführt. Es ist darauf zu achten, d a ß den unterschied­
lichen Lernvoraussetzungen der Schüler durch M a ß n a h m e n flexibler Differen­
zierung Rechnung getragen wird. Auch in Klasse 6 ist soweit wie möglich auf 
äußere Differenzierung in zeitlich konstanten Gruppen zu verzichten" (Zentrale 
Arbeitsgruppe im Gesamtschulversuch N W , 1973). A b Klasse 6 ist es möglich, 
in einzelnen Fächern Lerngruppen mit zwei verschiedenen Anspruchniveaus zu 
bilden. In Klasse 9 sind zwei verschiedene Anspruchniveaus in den Fächern 
Deutsch, Englisch und Mathematik vorgeschrieben, in den anderen F ä c h e r n er­
wünscht . 9 

D a die M a ß n a h m e n der flexiblen Differenzierung nicht den Belangen aller 
Schüler gerecht werden können, sind verschiedene Fördermaßnahmen vorge­
sehen: 
— Es können Stützkurse zum Aufholen fachspezifischer Defizite eingerichtet 

werden. 
— Ausgleichsunterricht soll den Schülern helfen, die — fächerübergreifend — 

allgemeine Lernschwierigkeiten haben. 
— Erreichen Schüler — nach Ausschöpfen obiger F ö r d e r m a ß n a h m e n — die 

„grundlegenden Lernziele" nicht, so sind sie Sonderkursen zuzuweisen. „ D i e 
Lernziele in den Sonderkursen sind so zu gestalten, d a ß diesen Schülern ein 
Lernzuwachs im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit ermöglicht wird und sie 
einfache Kenntnisse und Fertigkeiten zur Lebensbewältigung erwerben k ö n ­
nen" (Zentrale Arbeitsgruppe im Gesamtschulversuch N W , 1973). 
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Die Auslegung der Erlasse hat in N W zu einer Fülle verschieden angelegter 
Fördermaßnahmen geführt . Hierauf wird unter dem Aspekt der Systembera­
tung noch einzugehen sein. Unter dem Aspekt der Schullaufbahnberatung ist es 
wichtig, d a ß die Fördermaßnahmen den betroffenen Schülern nicht schematisch 
aufgezwungen werden. Es gilt zu fragen, ob die zum Einsatz kommenden M a ß ­
nahmen tatsächlich der Behebung der Lernstörung dienen. Der Psychologe m u ß 
die Ursachen einer Lernstörung finden und nicht nur ihr Erscheinungsbild be­
rücksichtigen. E r berät die Lehrer in der Frage, welche der Fördermaßnahmen 
dem jeweiligen Schüler angemessen sind. 

D a eine Fördermaßnahme immer eine von der N o r m abweichende Behandlung 
eines Schülers bedeutet — auch wenn eine ganze Reihe Schüler davon betroffen 
sind — ist auf die Auswirkung dieser M a ß n a h m e auf die Schülerpersönlichkeit 
und ihre Entwicklung zu achten. Die fachbezogene F ö r d e r u n g darf nicht zu 
einer Diskriminierung des Schülers durch Mitschüler und Lehrer führen. Diese 
Gefahr besteht, wenn lernschwache Schüler unreflektiert in Stützkurse verschie­
dener Fächer eingewiesen werden und dadurch den sozialen Bezug zu ihrer 
Klasse verlieren. Ihre Schwierigkeiten werden durch die soziale Isolation ver­
s tärkt und nicht abgebaut. 

5.2.1.2. Wahldifferenzierung 

Die Stundentafel der Gesamtschulen in N W sieht zwei Wahldifferenzierungs­
bereiche vor : 
— Der Wahldifferenzierungsbereich I beginnt mit dem 7. Schuljahr und u m f a ß t 

4 Wochenstunden. 
— Der Wahldifferenzierungsbereich II beginnt mit dem 9. Schuljahr und um­

faßt ebenfalls 4 Wochenstunden. 
Innerhalb der beiden Wahldifferenzierungsbereiche stehen dem Schüler ver­
schiedene Fächer oder Lernbereiche zur Auswahl, von denen er eines bzw. einen 
wählen m u ß . Das gewählte Fach muß bis zum Ende der Klasse 10, oder wenn 
der Schüler die Schule früher ver läßt , bis zum Ende seiner Schulzeit beibehalten 
werden. 

Im Wahldifferenzierungsbereich I wird die curriculare Gleichwertigkeit aller 
Angebote zur zweiten Fremdsprache gefordert; S tütz - und Fördermaßnahmen 
gehören nicht in den Wahldifferenzierungsbereich I. Im Wahldifferenzierungs­
bereich II kann das Fächerangebot der Sdiule freier, d. h. auf verschiedenen 
Anspruchsebenen gestaltet werden. H i e r ist es erstmals möglich, auch berufs­
vorbereitende Kurse anzubieten. 
Schullaufbahnberatung hat hier einen wesentlichen Aufgabenschwerpunkt: Sie 
m u ß Entscheidungshilfen bereitstellen. 1 0 F ü r den Schüler und seine Eltern stellt 
sich das Problem, ein Fach (bzw. einen Lernbereich) zu wählen, das (der) im 
Hinblick auf den Schulabschluß stark gewichtet wird. Eine Korrektur dieser 
Wahl ist nur innerhalb des ersten halben Jahres möglich. Die Möglichkeit , aus 
einem Lernangebot zu wählen, ist dem Schüler bisher noch nicht vertraut. V o n 
Seiten der Eltern kann er selten H i l f e bekommen. F ü r die meisten Eltern ist es 
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außerordentlich schwierig, das Schulsystem und besonders das System einer 
Versuchsschule zu durchdringen. Mitwirkung in der Schule — auf welcher 
Ebene auch immer — überfordert sie daher; sie überlassen die Entscheidung 
entweder dem Schüler oder der Schule. Aber auch in den Fällen, in denen die 
Eltern klare Vorstellungen über das zu wählende Fach haben, gehen diese 
Überlegungen häufig nicht auf die Fähigkeiten des Schülers ein, sondern sind 
geprägt von den Schul- und Berufserfahrungen der Eltern. 
Schullaufbahnberatung hat daher die Pflicht mitzuhelfen, damit die Schüler 
überhaupt w a h l f ä h i g werden. Es m u ß sichergestellt werden, d a ß den Schülern 
und Eltern ihr Entscheidungsspielraum bewußt ist und d a ß sie ihn nützen k ö n ­
nen. D a z u ist es nötig, d a ß Schüler und Eltern die rechtlichen und organisatori­
schen Bedingungen kennen; d a ß sie in der Lage sind, von den Fähigkeiten des 
jeweils einzelnen Schülers auszugehen und d a ß ihnen die Konsequenzen ihrer 
Entscheidung b e w u ß t sind. 

Schullaufbahnberatung vollzieht sich in der Information der beteiligten Per­
sonenkreise, in Gruppen- und Einzelberatungen. D e m Psychologen liegen für 
jeden Schüler Testdaten aus Intelligenz- und Konzentrationstests vor. E r kennt 
die schulische Entwicklung des Schülers — zumindest was die Schulzeit in der 
Gesamtschule anbelangt. E r weiß, wie die Lehrer die Chancen des Schülers für 
die verschiedenen Fächer beurteilen. U n d er hat Daten aus dem sozialen U m ­
feld des Schülers, die ihm Schlüsse auf dessen Leistungsmotivation erlauben. 
Nicht zuletzt sind ihm bestimmte Schüler, bei denen Schullaufbahnentscheidun-
gen problematisch sein können, bereits aus der Einzelfallhilfe bekannt. A u f all 
diesen Daten, sowie den Eltern- und Schülerwünschen baut er seine Beratung 
auf. Gegebenenfalls führt er zusätzliche Untersuchungen durch und berücksich­
tigt weitere Daten, die er aus der Exploration erhält . Das Ziel der Beratung ist 
es, Schülern und Eltern H i l f e n für eine tragfähige eigene Entscheidung zu 
geben. 

Folgenden Problemen sieht sich der Psychologe in der Schullaufbahnberatung 
gegenüber: 

— Die Zeitspanne, die für die Beratungen zur Verfügung steht, ist relativ kurz, 
da sich die meisten Schüler erst dann beraten lassen wollen, wenn sie ihrer­
seits zu einer Entscheidung aufgefordert sind. Die Entscheidungen zur Wahl­
differenzierung stehen immer für einen gesamten Schülerjahrgang zur glei­
chen Zeit an, sobald die Schule voll ausgebaut ist, sogar für zwei J a h r g ä n g e 
gleichzeitig (Wahldifferenzierung I und II). Schullaufbahnberatung steht im­
mer vor dem Problem, viele Schüler in kurzer Zeit beraten zu müssen. 

— Beratung m u ß sich auf die angebotenen Alternativen beschränken. Es wird 
jedoch immer — und da mag das Angebot nodi so weit gespannt sein — 
Schüler geben, für die keine der angebotenen Alternativen die optimale ist. 
Dies gilt besonders für alle die leistungsschwachen Schüler, die durch ein wei­
teres Fach überfordert werden. Es gilt jedoch auch für Schüler mit ausgefal­
lenen Interessen und Fähigkeiten, die im Angebot nicht berücksichtigt werden 
können. 
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— D a r ü b e r hinaus sieht sich der Psychologe an einer Gesamtschule noch vor 
einem weiteren Problem. Es gibt auf dem Markt keine Tests für seine spe­
zielle Fragestellung. Tests zur Übergangsauslese für wei terführende Schulen 
gehen an seinem Problem vorbei. Berufseignungs- und Interessentests liegen 
für die Schüler der unteren Altersgruppe — aus gutem G r u n d — nicht vor. 
Z u d e m unterliegen die Fächer einer permanenten C u r r i c u l u m r e v i s i o n , und es 
ist schwierig, die Anforderungen an die Schüler zu bestimmen. H i e r können 
nur umfangreiche Untersuchungen helfen, S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g wissen­
schaftlich abzusichern. 

• 
5.2.1.3. Schulabschlüsse 

A n den Gesamtschulen in N W sind drei verschiedene Schulabschlüsse zu errei­
chen: 
D e r Hauptschulabschluß, die Fachoberschulreife und das Abitur . M i t Ausnahme 
der Gesamtschule Gelsenkirchen, die parallel zum Aufbau der Sekundarstufe I 
eine Oberstufe aufgebaut hat, sind die Gesamtschulen mit dem Schuljahr 1974/ 
1975 maximal bis zum 10. Schuljahr ausgebaut. Es liegen also bis zum jetzigen 
Zeitpunkt nur Erfahrungen bis zum Hauptschulabschluß vor. S c h u l l a u f b a h n ­
b e r a t u n g im Hinblick auf Abschlüsse und die verschiedenen Möglichkeiten der 
schulischen und beruflichen Qualifikation steht daher in N W noch am A n f a n g 
ihrer Entwicklung. Erfahrungen liegen im Gegensatz zu den Fragen der W a h l ­
d i f f e r e n z i e r u n g und denen schulischer Fördermaßnahmen erst spärlich vor. 
Schulabschlußberatung versteht sich als Beratung des Schülers, die die Interes­
sen, Schulleistungen, Fähigkeiten und die soziale Situation des Schülers berück­
sichtigt, ihn in Zusammenarbeit mit anderen beratenden Diensten über seine 
Möglichkeiten informiert und die Konsequenzen von Entscheidungen aufzeigt, 
um ihn in dem Beratungsprozeß zu einer eigenen Entscheidung zu befähigen. 
Diese Beratung setzt innerhalb der Schule eine enge Zusammenarbeit mit den 
Fachlehrern voraus und vollzieht sich in Kooperation mit der B e r u f s b e r a t u n g 
des Arbeitsamtes. 

D i e Abstimmung der Aufgaben, die die Schule und die B e r u f s b e r a t u n g bei der 
B e r u f s o r i e n t i e r u n g und der B e r u f s w a h l haben, sind durch Richtlinien festgelegt 
(Bundesanstalt für Arbeit, 1971). B e r u f s b e r a t u n g im engeren Sinne ist A u f ­
gabe des Arbeitsamtes. F ü r die S c h u l l a u f b a h n b e r a t u n g in der Schule stellt sich 
die Aufgabe, den Schüler im Hinblick auf den angestrebten Schulabschluß — 
als Voraussetzung für eine Berufsausbildung — zu beraten. Diese Beratung 
m u ß frühzeitig einsetzen, um auch diejenigen Schüler zu erfassen, die die Schule 
nach Ableistung der Schulpflicht ohne Abschluß verlassen wollen. Abschluß­
b e r a t u n g muß sich mit dem Anspruchsniveau des Schülers und seines sozialen 
Umfeldes auseinandersetzen. Z u hohe Erwartungen an die beruflichen Möglich­
keiten — hierbei müssen auch die regionalen wirtschaftlichen Gegebenheiten be­
rücksichtigt werden — gilt es abzubauen; ebenso notwendig ist es andererseits, 
den Schüler zu ermutigen, seine Möglichkeiten voll auszuschöpfen. Abschluß­
b e r a t u n g darf sich nicht darauf beschränken, Fähigkeiten und Interessen eines 
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Schülers zu diagnostizieren; ebenso wichtig ist es, den Schüler mit seinen E r w a r ­
tungen zu konfrontieren. D a z u ist es erforderlich, d a ß der Schüler bereit ist, die 
Beratungseinrichtungen innerhalb und außerhalb der Schule zu nutzen. N u r so 
kann er zu einer tragfähigen eigenen Entscheidung kommen. 
In diesem Zusammenhang sei noch angeführt , d a ß die Beratung bei Schul­
wechseln ebenfalls zu den Aufgaben der Schullaufbahnberatung gehört . O b es 
sich um den Ubergang zu der Gesamtschule oder von dieser auf eine andere 
weiterführende Schule handelt, Ziel der Beratung m u ß es sein, die bestmögliche 
Schullaufbahn für den Schüler zu finden. 

5.2.1.4. Zusammenfassung 

Schullaufbahnberatung innerhalb der Schulberatung an Gesamtschulen ist ein 
Angebot an alle Schüler, denn für alle stehen Entscheidungen über die Gestal­
tung ihrer Schullaufbahn mehrfach an. Als ein Schwerpunkt innerhalb der 
Schulberatung ist sie untrennbar mit der Einzelfallhilfe und der Systembera­
tung verbunden. Sie ist in die Schule integriert und für Schüler, Eltern und 
Lehrer leicht zugänglich. Dadurch wird bei Schülern und Eltern eine mögliche 
Scheu, Beratungseinrichtungen in Anspruch zu nehmen, abgebaut. Beratung in 
der Schule wird selbstverständlich und bleibt nicht auf Laufbahnfragen be­
schränkt. 

Schullaufbahnberatung muß sich an die gesetzten rechtlichen und organisatori­
schen Bedingungen halten. Sie vollzieht sich im ständigen Kontakt zu allen Be­
teiligten; seien dies nun externe Stellen wie die Berufsberatung oder das A m t 
für Ausbildungsförderung oder seien dies alle beratenden Personen innerhalb 
der Schule (Fachlehrer, Klassenlehrer, Schulleitung). Ihre Aufgabe ist es, die 
Entscheidungssituation durchsichtig zu machen und die zu Beratenden zu eigen­
ständigen Entscheidungen zu befähigen. Die Beratung muß sowohl bei der Be­
ratung der Lehrer, bei Schülergruppen als auch beim einzelnen Schüler und sei­
nen Eltern einsetzen. 

5 . 2 . 2 . E i n z e l f a l l h i l f e 

5.2.2.1. D e r Problembereich 

Die K M K - E m p f e h l u n g versteht individualpsychologische Beratung als „ B e r a ­
tung und Betreuung lern- und verhaltensgestörter Schüler auf der Grundlage 
psychologischer Diagnoseverfahren, sofern die Probleme nicht außerhalb des 
schulischen Bereichs liegen" ( K M K - E m p f e h l u n g , 1973). Diese Einengung auf 
den schulischen Bereich mag unter dem Gesichtspunkt der Aufgabenfül le der 
Schulberatung vernünftig erscheinen, praktisch ist sie jedoch nicht haltbar. U n ­
abhängig davon, wo die Ursachen für eine Störung im Verhalten oder der 
Lernfähigkei t liegen, wirkt sich diese Störung sowohl in der Schule als auch in 
der Familie aus, und zwar im Sinne einer Wechselwirkung. Die Vorstellung, 
Lern- und Verhaltensstörungen könnten einseitig für den Raum der Schule 
diagnostiziert und behoben werden, verleugnet den Schüler als Persönlichkeit . 
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A u ß e r d e m scheint hier ein Verständnis von isolierter Störung vorzuliegen, das 
der medizinischen Diagnostik näher liegt als der psychologischen. Nicht berück­
sichtigt wird die Wechselwirkung im sozialen Feld ; unberücksichtigt bleibt, d a ß 
das Verhalten eines Schülers möglicherweise gar nicht so abwegig ist, sondern 
R e - A k t i o n auf bestimmte Bedingungen, denen er sich ausgesetzt sieht. 
Diesem Verständnis von Lern- und Verhaltensstörung sieht sich der Psychologe 
häufig auch in der Schule gegenüber. Es besteht die Erwartung an ihn, d a ß er 
möglichst schnell die Störung bei dem einzelnen Schüler behebt; dadurch soll 
Unterricht wieder möglich gemacht und der Lehrer entlastet werden. Häufig 
wird der Psychologe in der Rolle des Arztes gesehen, der seine Untersuchung 
durchführt und dann ein Rezept abgibt. Dieses Rezept hat der Schüler nur zu 
befolgen und das Problem ist gelöst. Wenn sich diese Erwartungen nicht erfül­
len und der Psychologe keine „Hei lungen" in diesem Sinne vollbringt, reagie­
ren viele Lehrer und Eltern zunächst enttäuscht. M i t längerer Zugehörigkei t 
zum Kollegium der Schule ändert sich jedoch die Einstellung dem Psychologen 
gegenüber: E r wird nicht mehr in der Rolle des gepriesenen oder b e a r g w ö h n t e n 
„ M a g i e r s " gesehen, sondern als spezialisierter Kollege, mit dem man im Inter­
esse der Schüler zusammenarbeitet. 

E i n weiteres Problem in der Einzelfallhilfe besteht darin, d a ß bestimmte S t ö ­
rungen zwar einigen Personen des Umfeldes negativ auffallen, d a ß aber nicht 
alle Beteiligten den Wunsch nach Änderung des Zustandes haben. Dies kann 
sich zum einen darin äußern, d a ß ein bestimmtes Schülerverhalten zwar den 
Lehrer stört , nicht aber den Schüler. Es kann sich auch um eine psychische Be­
lastungssituation für den Schüler handeln, auf die die Eltern nicht eingehen, 
solange der Schüler keine auffallenden Symptome zeigt. H i e r besteht die 
Schwierigkeit, d a ß von einer oder mehreren Seiten H i l f e vom Psychologen er­
wartet wird, w ä h r e n d auf der anderen Seite keinerlei Leidensdruck besteht. 

5.2.2.2. Die Möglichkeiten der Einzelfallhilfe 

Einzelfallhilfe innerhalb der Schulberatung an Gesamtschulen e r f ä h r t eine 
eigene Ausprägung durch die räumliche N ä h e zu Schülern und Lehrern. D a sich 
die Kooperationspartner persönlich kennen, erfolgt die Kontaktaufnahme h ä u ­
fig informell und unsystematisch. Schüler können H i l f e finden in aktuellen K r i ­
sensituationen (wie z. B. Scheidung der Eltern), aber auch in vielen kleineren 
Belastungssituationen des Alltags, denen sie sich ausgesetzt sehen. Eine wesent­
liche Aufgabe des Psychologen besteht darin, den Schülern das Gefühl zu ver­
mitteln, daß ihre Probleme ernst genommen werden und im N o t f a l l jemand für 
sie da ist. N u n kann sich der Psychologe nicht um alle Probleme aller Schüler 
kümmern, und die Schüler erwarten dies auch nicht. Seine Anwesenheit bedeutet 
dennoch eine Entlastung, weil es der Schüler — durch Fachlehrerprinzip und 
den durch die Differenzierung bedingten häufigen Gruppenwechsel — schwer 
hat, eine zeitlich überdauernde Beziehung zu einem Lehrer aufzubauen. Zudem 
kann er bei den Gesprächen mit dem Psychologen davon ausgehen, d a ß sie ver­
traulich behandelt werden. E i n Vorteil der Position des Psychologen im V e r -
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gleich zu der des Lehrers besteht darin, daß der Psychologe bei Konfliktfällen 
„über den Parteien" steht. E r kann daher leichter vermitteln; jedoch nur, wenn 
er seine N e u t r a l i t ä t immer wieder unter Beweis stellt. 
D i e räumliche N ä h e zum Kollegium ermöglicht, d a ß sich Beratungsgespräche 
mit den Lehrern zwanglos ergeben. Dadurch kann die individualpsychologische 
H i l f e bereits prophylaktisch einsetzen und hat mehr Aussicht auf Erfolg. Das 
Eingliedern der Schulberatung in die Schulen macht es überflüssig, daß der 
Psychologe Gutachten schreibt. E r steht nicht vor dem Problem, Aussagen ma­
chen zu müssen, von denen er nicht weiß, ob und wie sie verarbeitet werden. 
Vielmehr ist es ihm möglich, in Gesprächen sicherzustellen, d a ß er in seinen Aus­
sagen verstanden wurde. E r kann die Betreuung des Schülers entweder selbst 
übernehmen oder die eingeleiteten M a ß n a h m e n weiterverfolgen. 
Diese positiven Möglichkeiten der Einzelfallhilfe werden allerdings stark ein­
geschränkt durch die begrenzte Arbei tskapazi tät der Schulberatung. Dies wird 
besonders deutlich, wenn Schüler über längere Zeit Betreuung benötigen. D e r 
Psychologe steht weiterhin nicht nur vor dem Problem, d a ß seine eigene Zeit 
begrenzt ist, auch der zeitliche Freiraum des Schülers ist an einer Ganztags­
schule eingeschränkt. Die realisierbaren Möglichkeiten sind: 

— Einrichtung von Fördermaßnahmen zur Behebung von Lern- und Verhal­
tensstörungen innerhalb der Schule. Dies ist jedoch nur insoweit möglich, als 
Unterrichtszeit und dafür ausgebildete Lehrer (z. B. Sonder schullehr er) ver­
fügbar sind. 

— Betreuung des Schülers durch außerschulische Institutionen. Einige Schüler 
werden von den Einrichtungen der Erziehungshilfe (z. B. Jugendamt, Fami­
lienfürsorge) betreut. Leider sind auch diese Stellen häufig nicht in der Lage, 
den Schüler und seine Familie intensiv zu betreuen. U m so wichtiger ist des­
halb ein enger Kontakt zwischen allen Betroffenen. 

D i e Vermittlung eines Schülers an eine Erziehungsberatungsstelle ist immer 
dann angezeigt, wenn die notwendige Diagnose und Therapie im Rahmen 
der Schule nicht geleistet werden kann. Der Erfolg der Vermittlung hängt 
stark davon ab, ob diese Stellen in der Lage sind, kurzfristig therapeutische 
H i l f e anzubieten oder ob sie lange Wartezeiten haben. 

— Einzelberatung des Schülers durch den Psychologen und/oder Lehrer. Lang­
fristig scheint eine Betreuung durch die Lehrer erfolgversprechender zu sein, 
da diese in täglichem Kontakt zu dem Schüler stehen. Der Psychologe w ä r e 
durch die Betreuung einiger weniger Schüler — sogar wenn er keine lang­
fristige Therapie durchführt — ausgelastet. 

D i e Betreuung durch Lehrer — dasselbe gilt für Sozialarbeiter und -pädago-
gen — ist jedoch nur dann möglich, wenn diese auf solche Aufgaben vorbe­
reitet sind. Bisher ist dies nur ungenügend der Fal l . Sonder schullehr er sind 
nur vereinzelt an Gesamtschulen, so daß eine umfassende Betreuung schwer 
zu erreichen ist. 

D a für Gesamtschulen als Ganztagsschulen im Sekundarbereich I im Durch­
schnitt 40 schulgebundene Wochenstunden vorzusehen s i n d 1 1 > müssen trotz 

541 



aller Schwierigkeiten systematisch Hil fen innerhalb der Schule angeboten wer­
den. Anderenfalls beschränkt sich Schule — was pädagogisch nicht zu verant­
worten w ä r e — darauf, „Arbeitsplatz für Schüler" zu sein. 

5 . 2 . 3 . S y s t e m b e r a t u n g 

5.2.3.1. Informelle Beratung 

Die Beratung des Systems „Schule" hat einen formellen und einen informellen 
Aspekt. Durch die tägliche Anwesenheit des Psychologen an einer Ganztags­
schule ergeben sich vielfältige Ansatzpunkte der Beratung. D e r Psychologe als 
Mitglied des Kollegiums ist häufig an Gesprächen beteiligt, bei denen er zu den 
pädagogischen, organisatorischen oder schulrechtlichen Gesichtspunkten seine 
fachspezifische Sicht einbringen kann. Diese Form der Beratung erfolgt infor­
mell und unsystematisch, je nach Gelegenheit und ohne daß die Gesprächspart ­
ner eine Stellungnahme aus rein psychologischer Sicht erwarten. Dennoch sollte 
man den Einfluß eines solchen Gedankenaustausches nicht unterschätzen. E r ist 
aus folgenden Gründen wichtig: 

Wenn ein Psychologe im Bereich der Schulberatung tät ig wird , findet er eine 
Fülle von Erwartungen, die sich an seine Rolle als Psychologe richten. Diese 
Erwartungen beruhen zunächst auf keinen realen Erfahrungen über die M ö g ­
lichkeiten und Grenzen psychologischer Tätigkeit in der Schule, da dieser Be­
reich erst im Aufbau ist. Die Gespräche mit den Kollegen über die in der Schule 
anliegenden Probleme geben so die Möglichkeit, die gegenseitigen Erwartungen 
einander anzunähern. Die Stellung des Psychologen in der Schule wird m a ß ­
geblich davon beeinflußt, wie er sich zu diesen Alltagsproblemen stellt. E r wird 
danach beurteilt, ob seine Ansichten durchführbar sind oder ob er praxisfern 
argumentiert. D e m Psychologen zeigen diese Gespräche, inwieweit er überzeu­
gen kann. E r kann seine Erfahrungen und Anliegen (z. B. Abbau von Vorurtei ­
len) einbringen, ohne daß er seine Rolle als „ E x p e r t e " ausspielt. 

5.2.3.2. Ansatzpunkte der Beratung 

Neben diesen Gesprächen hat der Psychologe die Aufgabe, Schule und Lehrer 
auf G r u n d seiner speziellen Ausbildung zu beraten. Dies erfolgt in der Regel in 
Arbeitsgruppen, in denen der Psychologe mitarbeitet. Es steht eine ganze Reihe 
von Problemen an, die in dem Schulversuch Gesamtschule neu überdacht werden 
müssen. Hier seien nur einige angerissen: 
— Das Problem der Schülerbetreuung durch den Lehrer. Je s tärker in den ein­

zelnen Fächern differenziert wird, desto mehr werden die ursprünglichen 
Klassen in wechselnde Untergruppen auseinandergerissen. Im 9. und 10. 
Schuljahr sind es nur noch wenige Fächer, in denen eine Klasse gemeinsam 
unterrichtet wird. Daraus ergibt sich, daß sich der einzelne Schüler auf sehr 
viele Lehrer einstellen muß und der Lehrer Schüler aus einer ganzen Reihe 
von Klassen unterrichtet. D a die Schulen im Aufbau zudem sehr schnell 
wachsen, besteht die Gefahr der Vereinzelung und A n o n y m i t ä t . 1 2 D e r Psy-
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chologe m u ß deshalb die Aufmerksamkeit auf die soziodynamischen Prozesse 
zwischen den Lehrern und Schülern und den Schülern untereinander richten. 

— M i t dem Anspruch nach einem partnerschaftlichen Lehrer-Schüler-Verhältnis 
korrespondiert ein neues Verhältnis der Schule zu den E l t e r n . 1 3 Das Ziel ist 
eine Zusammenarbeit zwischen der Schule und den Eltern in allgemeinen E r ­
ziehungsfragen. Wenn in diesem Bereich eine Grundlage gegenseitigen V e r ­
trauens und gegenseitiger Offenheit besteht, ist es wesentlich leichter, Pro­
bleme gemeinsam anzugehen. D a n n kann der Psychologe bereits prophylak­
tisch tä t ig werden und wird nicht in die Rolle der „ F e u e r w e h r " gedrängt . E r 
benötigt — bei der Fülle seiner Aufgaben und der großen Anzahl der Schü­
ler — diese Zusammenarbeit aller Beteiligten, um überhaupt mehr als nur 
einzelnen Schülern helfen zu können. 

— D i e Gesamtschule hat den Anspruch, die Schüler ihren Fähigkeiten entspre­
chend zu fördern . Dies schließt alle M a ß n a h m e n aus, die zwar zu einem 
organisatorisch reibungsloseren Schulalltag führen, dem Schüler aber nicht 
förderlich sind. Es ist den Gesamtschulen dennoch nicht möglich, jeden Schü­
ler individuell zu behandeln. Daher muß bei der Entwicklung der Differen­
zierungsmodelle (Fördermaßnahmen, Wahl- und Leistungsdifferenzierung) 
bereits bedacht werden, wie sie sich auf die Schüler auswirken werden. D . h. 
die v e r f ü g b a r e n Lehrerwochenstunden müssen so organisiert werden, d a ß sie 
eine optimale Förderung ermöglichen. Die Aufgabe des Psychologen besteht 
bei diesen E r ö r t e r u n g e n unter anderem darin, auf die sozialpsychologischen 
Auswirkungen hinzuweisen, damit Lernen in der Schule nicht auf seinen 
kognitiven Aspekt beschränkt bleibt. 

— Weitestgehend ungelöst ist bisher die Organisation des Ganztagsbereiches 
innerhalb der vorgegebenen Bedingungen. Hier sind die Vorstellungen, was 
Schule zu sein hat, besonders kontrovers. Eine Lösung dieser Probleme wird 
durch die großen Schülerzahlen weiterhin erschwert. Einerseits bedeutet eine 
durchschnittliche Verweildauer der Schüler von 40 Wochenstunden 1 4 in der 
Schule bereits eine starke Einengung ihrer Zeit, die sie für außerschulische 
A k t i v i t ä t e n zur Verfügung haben (z. B. Mitgliedschaft in Jugendgruppen 
oder Sportvereinen). Andererseits ist die schulgebundene Zeit zu einem hohen 
Prozentsatz mit Unterricht ausgefüll t . 1 5 W i r d jetzt noch die Zeit für M i t ­
tagessen und Fördermaßnahmen berücksichtigt, so reduziert sich die freiblei­
bende Zeit für schulgebundene, außerunterrichtliche Akt iv i tä ten auf ein M i n i ­
mum. Die Organisation dieser Zeiten wird zudem erschwert, weil es bisher 
nur ungenügende Vorstellungen zur Freizeitpädagogik in der Schule gibt. 
D a r ü b e r hinaus stellt sich die Frage, ob die jetzige Form der Ausbildung von 
Lehrern und Sozialpädagogen überhaupt die Voraussetzungen für die Be­
treuung der Schüler im außer m i t er richtlichen Bereich bietet. 

— E i n weiterer Bereich, in dem die Beratung des Psychologen erforderlich ist, 

ist der Fragenkomplex zur Verhaltensbeobachtung und Leistungsmessung. 
Wenn man sich vor Augen führt, was Beurteilungen und Zeugnisse für einen 

Schüler bedeuten können, so muß es ein Anliegen der Schule sein, darüber zu 

543 



reflektieren. In den Gesamtschulen in N W erfolgt die Leistungmessung jahr­
gangseinheitlich. Die Fachkonferenzen sind für die Form der Leistungsmes­
sung in den einzelnen Jahrgängen verantwortlich. 1 6 H i e r m ü ß t e Beratung 
hinsichtlich der Konstruktion informeller Tests und der Festlegung von Beob­
achtungsbereichen einsetzen. Diese Aufgabe kann zur Zeit nur sporadisch 
wahrgenommen werden. Eine systematische Beratung in Fragen der Ver­
haltensbeobachtung und Leistungsmessung w ü r d e wesentlich mehr Zeit bean­
spruchen als der Psychologe im Rahmen seiner Aufgaben erübrigen kann. 
Diese Einschränkung gilt im Grunde für alle Aufgaben im Teilbereich „Sy­
stemberatung". Jeder der hier aufgeführten Problembereiche, die in dieser 
Aufstellung noch nicht vollständig sind, w ü r d e bei systematischer Beratung 
und Betreuung einen vollausgebauten Dienst in der Schule erfordern, sowie 
eine optimal organisierte Struktur der Schule voraussetzen. Dies ist bisher 
jedoch nicht der Fal l . 

Die Organisation von Schulen der angesprochenen G r ö ß e n o r d n u n g stellt die 
Schulleitungen ebenfalls vor neue Probleme: Die Sicherstellung eines funk­
tionsfähigen Informationsflusses, eine reibungslose Verwaltung, der Aufbau 
der Kooperation zwischen einzelnen Kollegen und den verschiedenen Gre­
mien sowie die Durchsetzung pädagogischer Überlegungen auf demokrati­
scher Basis sind nur einige davon. Diese Probleme wirken sich selbstverständ­
lich auch auf die Arbeit der Schulberatung und ihre Möglichkeiten, sich in 
der Schule zu artikulieren, aus. 

Neben den Bereichen, die die Systemberatung innerhalb der Schule angehen 
kann, gibt es einige, die besser durch eine Beratung von außerhalb der Schule 
wahrgenommen werden. Hierauf wird im nächsten Abschnitt noch einge­
gangen. 

5 . 2 . 4 . K o o p e r a t i o n m i t a n d e r e n D i e n s t e n 

5.2.4.1. Zusammenarbeit mit beratenden Einrichtungen 

Die K M K - E m p f e h l u n g nennt als Kooperationspartner die Berufsberatung, die 
Erziehungsberatung, die Erziehungshilfe, die Beratung über finanzielle F ö r d e ­
rung und die Beratung über gesundheitliche Eignung ( K M K - E m p f e h l u n g , 1973). 
A u f die Zusammenarbeit mit diesen Diensten wurde bereits kurz eingegangen. 
Hinzugefügt werden m u ß noch der Kontakt zum schulpsychologischen Dienst. 
Dieser hat häufig aus der Grundschulzeit bereits Informationen über Schüler, 
für die eine Betreuung auch in der Gesamtschule notwendig ist. Ebenso notwen­
dig ist die Zusammenarbeit mit anderen Schulen in der N ä h e , sei es, daß Schü­
ler von dort kommen (z. B. Grundschulen), sei es, d a ß Gesamtschüler an diese 
Schulen wechseln (z. B. Fachschulen). 

Die A r t der Zusammenarbeit zwischen der Schulberatung an einer Gesamtschule 
und externen beratenden Diensten ist von mehreren Faktoren abhängig : 
— D e m Ausbau der jeweiligen Gesamtschule. Die Zusammenarbeit mit Berufs­

beratung, Studienberatung und dem A m t für Ausbildungsförderung ist in 
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den ersten Jahren noch nicht erforderlich, da diese Fragen in der Schule noch 
nicht anstehen. 

— D e m Ausbau der jeweiligen externen Dienststelle. Organisationsstruktur und 
vor allem die Anzahl der Mitarbeiter sind entscheidend dafür , wie intensiv 
die anstehenden Aufgaben bearbeitet werden können. Schulberatung inner­
halb einer Schule m u ß die anfallenden Aufgaben übernehmen, wie sie sich im 
Ablauf des Schuljahres ergeben. Ist ein externer Dienst nicht oder nur unge­
nügend in der Lage, bei der Lösung der Probleme mitzuwirken, so beeinflußt 
dies die Qual i tä t der Beratung innerhalb der Schule. Die Beratung muß aber 
— wenn auch reduziert — auf jeden Fall geleistet werden. 

— D e r Frage, inwieweit es bereits Richtlinien für die Zusammenarbeit gibt, die 
die Aufgaben und Kompetenzen der Kooperationspartner regeln. Existieren 
solche Richtlinien, so ist die Zusammenarbeit leichter zu strukturieren, als 
wenn diese vom persönlichen Engagement der Kooperationspartner abhängt . 

5.2.4.2. Kooperation innerhalb des Gesamtschulversuchs 

F ü r die Schulberatung an Gesamtschulen gibt es außer der Zusammenarbeit mit 
den externen beratenden Diensten noch den Bereich der Zusammenarbeit inner­
halb des „Systems der Kooperation" im Gesamtschulversuch. Es gibt eine V i e l ­
zahl von Gremien, die sich mit der Gesamtschule beschäftigen. Die wichtigsten 
Kooperationspartner für die in der Schulberatung tätigen Psychologen sind ein­
mal die Mitglieder der Landesfachkonferenz Schulberatung und zum anderen 
die Wissenschaftliche Begleitung im Gesamtschulversuch N W . 
Landesfachkonferenzen gibt es für die Fächer bzw. Lernbereiche, die an den 
Gesamtschulen unterrichtet werden. Fächerübergreifende Landesfachkonferen­
zen sind die Landesfachkonferenz Verwaltung, Bau, Organisation und die Lan-
desfachkonferenz Schulberatung. Ihre Aufgaben sind in erster Linie der Infor­
mations- und Erfahrungsaustausch über Unterricht, Organisation und Schulbe­
ratung an den einzelnen Gesamtschulen. 1 7 

D i e Landesfachkonferenz Schulberatung ist innerhalb des Gesamtschulversuchs 
der Ort , an dem die Fragen der Schulberatung behandelt werden können. Uber 
die Landesfachkonferenz wird die Erhebung psychologischer Testdaten koordi­
niert, und es werden Vorschläge zur Datensammlung und -aufbereitung ausge­
arbeitet. Generell wird in der Landesfachkonferenz über die Aufgabenfelder 
der Schulberatung und die damit zusammenhängenden Probleme beraten. 
D i e Aufgabe der „Wissenschaftlichen Begleitung im Gesamtschulversuch N W " 
ist die versuchsbegleitende Forschung.18 Teilweise wird diese Aufgabe auch von 
der „Zentralen Arbeitsgruppe im Gesamtschulversuch N W " wahrgenommen. 
D i e wissenschaftliche Begleitung ist deshalb für die Schulberatung so wichtig, 
weil an der einzelnen Schule keine Forschung geleistet werden kann. Uber die 
Wissenschaftliche Begleitung und in letzter Zeit über die Zentrale Arbeitsgruppe 
werden für jeden Schüler nach Eintritt in die Gesamtschule Testdaten zur Be­
gabungsstruktur und Konzentration sowie soziale Daten erhoben. Diese Daten 
sind für die Schulberatung Basisdaten, die für jeden Schüler vorhanden sind. 
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Im Interesse einer effizienten Schulberatung an den Schulen müßten die ange­
sprochenen Stellen noch Aufgaben der Systemberatung übernehmen bzw. s tär ­
ker übernehmen, als dies bisher der Fall ist. D a z u gehörten z. B. die Erstellung 
gesamtschulspezifischer Normen der verwendeten Tests, systematische Unter­
suchungen über die Auswirkungen der in den Schulen getroffenen M a ß n a h m e n 
(Fördermaßnahmen, Wahl- und Leistungsdifferenzierung) und H i l f e bei der 
Methodenentwicklung sowie die Uberprüfung der Methoden durch B e w ä h ­
rungskontrollen. Öffentlichkeitsarbeit und die Erarbeitung eines Informations­
systems wären ebenfalls als Aufgaben zu nennen. Al le diese Aufgaben können 
in den Schulen aus Gründen der Arbeitskapazität und der Ö k o n o m i e nicht ge­
leistet werden. 

M a ß n a h m e n zum Lehrertraining sollten nicht von dem in der Schulberatung 
tätigen Psychologen durchgeführt werden, um seine Stellung als integriertes 
Mitglied des Kollegiums nicht zu gefährden. H i e r liegt eine weitere Aufgabe 
für die e x t e r n e B e r a t u n g . 

5.3. A u s b l i c k 

Durch den Einsatz von Beratungslehrern in der Schulberatung wird es in Z u ­
kunft leichter möglich sein, die vielfältigen Aufgaben zu bewältigen. Gegebe­
nenfalls werden sich Schwerpunktverschiebungen in der Arbeit des Schulpsycho­
logen ergeben, je nachdem wie die Zusammenarbeit des Psychologen mit den 
Lehrern bisher informell geregelt war. 

Es gilt einen Beratungsdienst zu institutionalisieren 1 9, der den spezifischen Pro­
blemen und Bedürfnissen der Gesamtschulen gerecht wird. Dieser Beratungs­
dienst wird geprägt sein durch die räumliche N ä h e und die Interaktion aller am 
Beratungsprozeß Beteiligten. 2 0 Er muß als schulinterner Dienst durch einen 
externen Beratungsdienst ergänzt werden. 

A n m e r k u n g e n 

1 Auf eine allgemeine Darstellung des Gesamtschulversuchs N W muß verzichtet wer­
den. Siehe dazu u. a. „Gesamtschulinformationen" des Pädagogischen Zentrums, 
Berlin, und die Veröffentlichungen der Gemeinnützigen Gesellschaft Gesamtschule 
e. V. , Bochum. 

2 Über die Ergebnisse des bisherigen Versuchs wird im Kultusministerium N W z. Z. 
ein Zwischenbericht erstellt. Dieser Bericht soll alle für den Gesamtschulversuch N W 
relevanten Erlasse enthalten. 

3 Die Tätigkeit im Unterrichtsbereich bedeutet nicht notwendig das Erteilen von 
Fachunterricht. Ein Einsatz in Fördergruppen oder im außerunterrichtlichen Bereich 
ist möglich. 

4 Landesfachkonferenzen sind Arbeitsgremien im „System der Kooperation für den 
Gesamtschulversuch N W " . Ihre Aufgaben und Arbeitsweisen sind durch einen Erlaß 
des Kultusministers N W geregelt. Vgl. Anmerkung 2. 
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5 Aufgaben des Bildungsberaters innerhalb des Pädagogisch-Psychologischen Dienstes 
(PPD). Beschluß der Landesfachkonferenz Bildungsberatung vom 3. Mai 1973 (un­
veröffentlicht). 

6 Eine mögliche Organisationsform des PPD beschreibt E. HOLIN , 1973. 
7 Runderlaß des Kultusministers N W bezüglich der Arbeitsweise und der Aufgaben 

der Landesfachkonferenzen. Vgl. Anmerkung 2. 
8 Runderlaß des Kultusministers N W . Vgl. Anmerkung 2. 
9 Zu Fragen der Differenzierung siehe auch I. MICHAELIS, 1973. 

1 0 Siehe auch A. REGENBRECHT und J. DIKOW, 1970. 
1 1 Runderlaß des Kultusministers N W zu Stundentafel und Differenzierung, Zentrale 

Arbeitsgruppe im Gesamtschulversuch N W , 1973. 
1 2 Die Gefahr der Anonymität wird dadurch noch verstärkt, daß die Klassen meist 

keine eigenen Klassenräume haben (Fachraumprinzip). 
1 3 Die Möglichkeit der Eltern, in der Schule demokratisch mitzuwirken, ist bisher noch 

nicht befriedigend gelöst. 
1 4 Runderlaß des Kultusministers N W zu Stundentafel und Differenzierung, Zentrale 

Arbeitsgruppe im Gesamtschulversuch N W , 1973. 
1 5 Runderlaß des Kultusministers N W zu Stundentafel und Differenzierung, Zentrale 

Arbeitsgruppe im Gesamtschulversuch N W , 1973. 
1 6 Runderlaß des Kultusministers N W zur Leistungsbewertung, Zentrale Arbeitsgruppe 

im Gesamtschulversuch N W , 1973. 
1 7 Landesfachkonferenzen sind Arbeitsgremien im „System der Kooperation für den 

Gesamtschulversuch N W " . Ihre Aufgaben und Arbeitsweisen sind durch einen Erlaß 
des Kultusministers N W geregelt. Vgl. Anmerkung 2. 

1 8 Die „Wissenschaftliche Begleitung im Gesamtschulversuch N W " wird durch For­
schungsgruppen in Dortmund und Münster wahrgenommen. 

1 9 Vgl. die Forderung der Kultusministerkonferenz, 1973. 
2 0 Wie dieser Dienst aussehen wird, hängt von vielerlei bisher unbekannten Bedingun­

gen ab. Z. B. der Art der Ausbildung der Beratungslehrer, der Verankerung des 
Dienstes in der Schulstruktur, seiner Organisationsstruktur. 
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H a n s - V i k t o r Hoffmann 

6. Beratung für Modellschulen 1 

6.1. Zur Systematik der Beratung für Modellschulen 

6 . 1 . 1 . M o d e l l u n d R e g e l s c h u l e 

Unter „Modellschule" soll, zunächst unabhängig von den Realisierungen in der 

B R D , eine solche Schule verstanden werden, die von politischen Entscheidungs­

t rägern in Verbindung mit der kultusbürokratischen Exekutive eingerichtet 

wird , um Aussagen über die „richtige" öffentliche Regelschule der Zukunft ge­

winnen zu können. Deren Einrichtung unterscheidet sich von der Durchführung 

einer generellen Schulreform insofern, als durch Modellschulen in das bestehende 

Schulsystem nicht umfassend eingegriffen werden soll. Modellschulen gehören 

damit zu einer Vorbereitungsphase der Schulreform bzw. der Innovation der 

Bildung (WEHLE 1974). 

Eine andere Form der Planung kann die Verwendung von mathematischen 

Modellen des Schulsystems darstellen (vgl. das Sammelreferat von JOHNSTONE 

1974). Hier wird ein pragmatischer Modellhegriff in Anlehnung an A P O S T E L 

(1960) zugrunde gelegt: „ J e d e Person, welche ein System A benutzt, das weder 

direkt noch indirekt mit einem System B interagiert, um Informationen über das 

System B zu erhalten, benutzt A als Modell für B " (S. 160). Andere, mehr 

mathematische Definitionen der Modellrelation finden sich bei T A C K (1969) 

und KÄMMERER (1971). In unserem Zusammenhang ist das System A die jewei­

lige Modellschule und das System B die zukünft ige Regelschule. 

Im weiteren Sinne sind alle Schulen, welche g e m ä ß der Definition von A P O S T E L 

zu Auskunftszwecken gebraucht werden, Modelle. Es sind insbesondere auch die 

sogenannten Versuchsschulen, soweit die Versuche an wenigen Schulen oder mit 

zeitlich begrenzter Dauer durchgeführt werden, unter diesem Modellbegriff zu 

fassen. Im engeren Sinne versteht man darunter allerdings nur solche Schulen, 

die mit den Methoden experimentalpädagogischer Untersuchungsabsichten u m ­

fassender A r t eingerichtet werden. In beiden Fäl len wird einmal von wenigen 

Schulen auf die Funktionsweise vieler geschlossen und zweitens von einem Zeit­

abschnitt, in welchem der Versuch stattfindet, auf die permanente Funktions­

weise der zukünftigen (dann erneuerten) Regelschule. Die Problematik einer 

solchen Schlußweise (vgl. auch BOESCH & ECKENSBERGER 1969, ECKENSBERGER 

1973) wird hier eine wesentliche Rolle spielen (s. K a p . 6.1.3.1). 
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Die Bedeutung der Beratung für die Modellschulen im Dienste der Absicht poli­

tischer Entscheidungsträger, an H a n d von Modellschulen Informationen über die 

Funktionsweise der zukünftigen Regelschule(n) zu gewinnen, ist Gegenstand der 

folgenden Erör terungen. In einem Bezugsrahmen für Beratungstät igkeiten werden 

Beratungsfunktionen aufgezeigt. D a n n wird beispielhaft eine systematische Be­

ratung skizziert. Schließlich sollen die Erkenntnisse aus einer systematischen 

Bildungsberatung für die zukünftige Organisation der Schule nutzbar gemacht 

werden. 

6.1.2. V a r i a b l e n der B e r a t u n g 

Wenn man akzeptiert, d a ß Beratung darin bestehen kann, Problembewußtsein 

zu erzeugen oder einem Individuum Informationen zum Zwecke einer „opti ­

malen" Entscheidung vorzulegen oder die Verarbeitung von stattgefundenen 

Entscheidungen zu f ö r d e r n 2 , dann läßt sich der gesamte Beratungskomplex an 

Modellschulen nach folgenden Gesichtspunkten kategorisieren: 

(1) Welche Ziele der Schulreform werden mit der Beratung zu erreichen gesucht? 

Allgemeine Zielgegenstände der Beratung sind z. B . : Demokratisierung, so­

ziale Integration, persönlichkeitsspezifische Verbesserungen, Gleichheit der 

Bildungschancen (SEGERER 1974), Individualisierung der Bildungsprozesse, 

einheitliche Zielsetzung für den Unterricht, gehobener Bildungsstand für 

möglichst Viele, kognitive Funktionsverbesserungen usw. (KLAFKI 1970, 

WEISS 1972 u. a.). 

(2) Ferner gliedert sich Beratung nach Adressaten der Beratung (z. B. WEISS 

1972. S. 29; G A U D E 1973 u. a.). Die Adressaten, nämlich Eltern, Lehrer, 

Vertreter der Schulbehörden, politische Entscheidungsträger in Gemeinde, 

L a n d und Bund, und auch die „öffentliche Meinung" werden als Mittel zur 

Erreichung der Bildungsziele vom Ratgeber verwendet. Gegenstand der Be­

ratung ist immer die Erreichung von Bildungszielen bei dem Adressaten 

„Schüler" . E i n Beratungsdienst kann sich auch selbst zum Adressaten haben, 

aber nur zu dem Zweck, für den Schüler (un-)mittelbar tät ig zu sein. Dies 

ergibt sich daraus, d a ß Schule und Schulorganisation zu einer leistenden 

Verwaltung des Bildungswesens gehören (HARNISCHFEGER & H E I M A N N 

1970, S. 17). Beratung als Mittel zur Erreichung von Bildungszielen ist hier 

nur auf den Schüler bezogen. Dies wird bei mancherlei Beratungsanlässen 

(z. B. Konstruktion von Curricula) nicht ausreichend berücksichtigt. 

(3) Jeder Adressat kann wiederum selbst die Funktion einer Beratungsinstitu­

tion ausüben. Hier wird nur am Rande über die Organisation der Beratung 
sowie die Qualifikationen, welche Beratende vorzuweisen hät ten, die Rede 

sein. Z u m Teil ist dies vorstrukturiert, z. B. durch Grundrechte der Eltern, 

durch allgemeine Aufgaben des Lehrers, durch die Existenz bestimmter Be­

rufsgruppen (wie Psychologen, Beratungslehrer, Sozialarbeiter), durch die 

Rollenerwartungen, denen Schüler unterworfen sind; zum Teil befinden sie 

sich aber auch in einem politischen Meinungsbildungsprozeß (anläßlich von 
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Empfehlungen der Kultusministerkonferenz, Stellungnahmen des Berufs­

verbandes Deutscher Psychologen (Sektion Schulpsychologie, Gewerkschaft­

liche Arbeitsgruppen usw.). 

(4) Auch die Beratungsmittel und -methoden — sie enthalten Schulnoten, D i a ­

gnosebögen, Testergebnisse aus regelmäßigen Untersuchungen an Model l ­

schulen, direktive und nicht-direktive Methoden der Gesprächsführung, E r ­

gebnisse aus Verhaltensbeobachtungen in Unterricht oder Freizeit usw. — 

sollen hier nicht systematisch abgehandelt werden (vgl. A U R I N U . a. 1973, 

S. 30, sowie Band III dieses Handbuchs). Sie können zum Beratungsanlaß 

werden, wenn sie den von den Bildungszielen her bestimmten Forderungen 

nicht gerecht werden (s. K a p . 6.1.4). 

(5) Beratung ist weiterhin an Beratungsanlässe geknüpft . Sie bestehen beim 

Adressaten „Schüler" und „ E l t e r n " aus: Fragen zur Differenzierung ( z . B . 

Ubertritt von der Grundschule in die Sekundarstufe I, Beratung am Ende 

der Orientierungsstufe, Kurszuweisungen usw.), Fragen der Interessenstruk-

turierung (z. B. Wahlfächer , 2. Fremdsprache, Freizei taktivi täten, Berufs­

wahl in Zusammenarbeit mit den Arbei tsämtern) , Fragen zu Lern- und 

Leistungsstörungen (underachiever, fehlgeleitete Schüler, partielle oder to­

tale Leistungsausfälle) sowie aus Problemen persönlicher Anpassung (vgl. 

K a p . 6.1.3.4; s. auch L IGHTHALL 1968, SKOWRONEK 1973). Sie bestehen beim 

Adressaten „ L e h r e r " aus zusätzlichen Informationen für seine Empfehlun­

gen: Fragen zur Leistungsbeurteilung, Fragen zur Unterrichtsevaluation, 

Fragen zu sozialen Prozessen im Unterricht, Hinweise auf G r u n d von U n ­

terrichtsbeobachtungen, Informationen über neuere Entwicklungen (z. B. 

Tests, maschinelle Testauswertungen), Fragen zum Unterrichtsverhalten des 

Schülers usw. 

(6) D a v o n zu unterscheiden sind die Beratungssituationen in Verbindung mit 

den Situationen des Informationsgewinns. Der spontane Besuch der Adres­

saten beim Beratenden (so, wenn Schüler in der Pause den Psychologen auf­

suchen, Eltern in die Sprechstunden kommen, Anfragen von Dienststellen 

der Schulverwaltung eingehen usw.), der Besuch beim Beratenden nach A u f ­

forderung (wenn der Adressat zur Beratung einbestellt wird, oder auch 

wenn ein Schüler auf Grund einer Lehrerempfehlung beraten wird, Kinder 

ihre Eltern, Eltern ihre Kinder in die Beratung mitbringen, Lehrer auf 

G r u n d von Gesprächen mit Kindern aufgesucht werden usw.), institutiona­

lisierte Situationen (Teilnahme an Lehrerkonferenzen, didaktische Sitzun­

gen) und schließlich problematisierende Informationen bestimmter Adres­

satengruppen (Unterricht über Psychologie in der Klasse, Lehrertraining, 

Eingaben an die Kultusverwaltung, V o r t r ä g e bei Elternabenden der Lehrer 

usw.). 

(7) Eine relativ umfassende Kategorie stellen die „Funktionen der Beratung" 
qua Funktion der Modellschule für die Schulreform dar. Unter dem Aspekt 

der Auswirkung dieser Funktion auf den Schüler werden sie im folgenden 

ausführlicher erörtert . 

551 



6 . 1 . 3 . F u n k t i o n e n der B e r a t u n g a n M o d e l l s c h u l e n 

6.1.3.1. Geltung der Modelleigenschaften 

Erweitert man den pragmatischen Modellbegriff (APOSTEL 1960) um einige 

mathematische Aspekte (TACK 1969, KÄMMERER 1971), um den Stellenwert von 

Erkenntnisgewinnen aus den Modellversuchen zu definieren, so ergeben sich 

Beratungsbereiche mit folgenden Problemen: 

A . Es g i b t G e m e i n s a m k e i t e n z w i s c h e n M o d e l l - u n d R e g e l s c h u l e n , heute und 
auch zukünftig, welche durchaus den Absichten widersprechen, mit denen Mo­

dellversuche eingerichtet werden. Als solche sind unter anderen (AURIN U . a. 

1973. S. 53; in etwas anderem Zusammenhang) zu nennen: 

1. das Festhalten an der traditionellen Funktion von Schule und Rolle des Leh­

rers. Das führt zu widersinnigen Erwartungen an die Modellschule (vgl. die 

Analyse von RAAPCKE 1973); 

2. die geringe Ausnutzung methodisch möglicher V e r ä n d e r u n g e n , z. B. bei der 

Erstellung informeller Leistungstests oder die maschinelle Testauswertung. 

Dies betrifft auch die wissenschaftliche Begleitung (SEEL 1974); 

3. die statische Auffassung von Begabung bei allen Beteiligten; 

4. die Rolle der Beratung als Mittel zur Erhaltung des Schulsystems; 

5. die mangelhafte Nutzung pädagogischer Konzeptionen (ROLFF 1974: „Die 

Ganztagsschule . . . bläht sich maßlos auf zur ganztägigen Leistungsschule"). 

Dies hat, etwas allgemeiner gesprochen, seinen G r u n d darin, d a ß 

(1) die Beteiligten am Bildungssystem der gleichen Kul tur entstammen. Sie sind 

in ihren Kenntnissen, Erwartungen, Einstellungen nicht wesentlich verschie­

den voneinander; nicht in dem A u s m a ß e zumindest, wie sich die Verschie­

denheit von Indios in Bolivien und den Bürgern einer deutschen G r o ß s t a d t 

auf die Beratungsprobleme bei der Einrichtung einer Modellschule im R a h ­

men der Entwicklungshilfe auswirken würde . Modellversuche, die ohne vor­

hergehende Ausbildung der Beteiligten zur Innovation auskommen müssen, 

sind in ihrem Erkenntniswert gefährdet ; 

(2) die politischen Entscheidungsträger, die ihnen zugeordneten Mitglieder der 

Exekutive sowie die übrigen Beteiligten an der Schule von ganz erheblichen 

Sachzwängen sozialer, politischer, anthropologischer und juristischer A r t be­

stimmt sind; siehe die Argumente ILLICHS, die in die Free-School Bewe­

gungen mündeten (LISTER 1974) und hierzu auch die Rechtfertigungen, die 

Lehrer (sie!) für Aufnahmeprüfungen in 5. Klassen geben. E i n Modell kann 

nicht, so sehr man das auch wünschen mag, in willkürlicher Abweichung von 

vorherrschenden Vorstellungen eingerichtet werden. Diese Z w ä n g e können 

Erwartungen an Wissen (z. B. trotz Mengenlehre auch automatisiert mit 

Zahlen umgehen können) , Abschlußqualifikationen (z. B. Urteile in D i a ­

gnosebögen sollen in Schulnoten umgerechnet werden können) sowie recht­

liche Vorschriften (Freiheitsraum der Modellschule im Gefüge von Leisten­

den Verwaltungen sensu HARNISCHFEGER & H E I M A N N ) oder kollegiale 
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Schulleitungen auf Zeit und ethische Barrieren (Kinder können nicht durch 

den Versuch von existentiellen Kulturfertigkeiten ausgeschlossen werden) 

betreffen. Modellschulen, welche ohne einen gewissen Freiheitsraum recht­

licher und politischer A r t auskommen müssen, sind aber in ihrem Status als 

Model l gefährdet (Gesamtschule 1971, S. 85 f.). 

B. Es g i b t E i g e n s c h a f t e n v o n M o d e l l s c h u l e n , w e l c h e n i c h t v e r a l l g e m e i n e r u n g s ­
fähig sind. Sie unterscheiden sich zwar von denen der Regelschulen, bleiben aber 

modellspezifisch: 

1. Die Aufbauphase eines Modells wird sich von der Einrichtung einer modell­

ähnlichen Regelschule erheblich unterscheiden. 

2. Das Engagement in Form von informellen Akt iv i tä ten wird von den Betei­

ligten an modellähnlichen Regelschulen nicht in dem A u s m a ß e verlangt wer­

den. 

3. Die Beteiligten an den Modellversuchen wissen, d a ß sie einem Versuch unter­

liegen, sowie die Beteiligten an den heutigen Regelschulen, d a ß die Regel­

schule alter A r t ausgedient hat. Niemand lebt und arbeitet gern unter den 

Perspektiven, d a ß seine Arbeit scharf kritisiert werden wird. Durch die V e r ­

öffentlichungen von Curricula, Zwischenberichten usw. interagieren die bei­

den Systeme miteinander, dies allein schon deshalb, weil der Lehrer schlecht­

hin aus pädagogischer Verantwortung handelt. 

4. Die Notwendigkeit von curricularen Improvisationen wird an den künftigen 

Regelschulen nicht mehr in dem A u s m a ß e vorliegen; vermutlich wird auch 

der Widerstand gegen curriculare Planungen geringer werden. 

C . Schließlich g i b t es a u c h Bereiche der M o d e l l s c h u l e n , w e l c h e e x p l i z i t der E i n ­
richtung bei der Verallgemeinerung zugrunde gelegt werden. Welche im einzel­

nen das sind (z. B. Durchlässigkeit, Kurssystem, Beratung selbst, usw.) kann 

hier nicht festgelegt werden, weil die Schulen sich noch im Modell-Stadium be­

finden und hier nicht das Ergebnis der Versuche vorweggenommen werden 

kann (vgl. auch B E C K M A N N 1974). In bezug auf diese Bereiche hat der Berater 

die Funktion, die modellspezifischen Bedingungen, welche voraussichtlich ver­

allgemeinerungsfähig sind, in einer möglichst reinen Ausprägungsform herzu­

stellen, damit der Erkenntnisgewinn aus dem Modell maximal und damit ein 

sinnvoller ínter systemvergleich vorgenommen werden kann. Denn, je abwei­

chender das Modell heute vom Regelschulsystem ist, desto größer ist der E r ­

kenntnisgewinn hinsichtlich der Funktion von institutionalisierter Bildung (ein 

prominentes Beispiel hierzu stellt die Free-School-Bewegung dar; vgl. LISTER 

1974), desto größer sind allerdings auch Schwierigkeiten und Beratungsaufwand. 

6.1.3.2. Zeitliche Begrenzung des Modells 

Modellschulen sind in ihrem Status nicht auf Dauer eingerichtet. Dieser Tat­

bestand hat Auswirkungen auf die Beratung selbst und auf die Schule. 

Wenn in der Bundesrepublik bereits vor der Diskussion um eine Schulreform ein 
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umfassendes Beratungssystem installiert worden w ä r e , könnten sich die Berater 

vorwiegend auf die Beratungsaufgaben konzentrieren, auch in einer neuen „ p ä ­

dagogischen Umgebung", und hätten nicht Rollenkonflikte und Statusprobleme 
mit der Lehrerschaft und der Schulbürokratie zu lösen (CHOPRA 1967, BARDON 

1968, RAIMY 1970, ROBERTS 1970, EDWARDS 1971, A U R I N U . a. 1973, S. 52 ff.). 

Dies sei am Beispiel von Psychologenstellen im Zusammenhang mit der wissen­

schaftlichen Begleitung und Betreuung von Schulversuchen an Gesamtschulen 

demonstriert. Zwar werden zur Zeit Diplom-Psychologen aus Forschungsmit­

teln der L ä n d e r und des Bundes finanziert, aber langfristig besagt der K M K -

Beschluß von 1973: „ F ü r den Bereich mehrerer Schulen in größeren Schulsyste­

men und an Gesamtschulen sollten Beratungslehrer mit einem Schulpsychologen 

im Team zusammenarbeiten" (Hervorhebung v. Verf . ) . Solange also keine ein­

deutige Willenserklärung der politischen Entscheidungsträger der Bundesländer 

vorliegt (dagegen: Bildungsrat 1968), kann man davon ausgehen, d a ß mög­

licherweise aus Gründen der Kosten und der Schulverwaltungskontrolle Psycho­

logen nicht permanent und nicht ohne Aufsicht durch die untere Schulbehörde 

an den künftigen Regelschulen wirken werden. Daraus könnte sich die N o t ­

wendigkeit ergeben, zwischen Beratungsaufgaben zu unterscheiden, welche die­

ser Vorläufigkeit Rechnung tragen und solchen, welche später von anders orga­

nisierten Beratungsdiensten übernommen werden können. 

Die zeitliche Begrenzung der Modellschule setzt voraus, d a ß die Beratung selbst 

wieder als Modellversuch zu gelten hat. F ü r den Versuchscharakter derzeit be­

stehender Beratungsdienste an den Modellschulen spricht die Tatsache, d a ß 

schulspezifische Beratungsdienste bisher kaum vorhanden waren, so daß sich die 

K M K erst damit beschäftigen mußte . 

Dabei dürfen die Erwartungen nicht zu hoch geschraubt werden. Bei dem Be­

ratungsgegenstand „Wahl der zweiten Fremdsprache" etwa könnte man zu­

nächst der Ansicht sein, der Psychologe werde überflüssig, sobald er einmal mit 

seinen Methoden die Gült igkeit von Eignungskriterien hinreichend untersucht 

und erwiesen hat. Dies setzte voraus, d a ß die so gewonnenen Beratungsinfor­

mationen sich nicht wesentlich mit der Zeit ändern. So schien es noch Ende der 

60iger Jahre, daß man mit H i l f e der „Klassischen Testtheorie" brauchbare 

Verfahren zur Verbesserung der schulischen Leistungsbeurteilung gewinnen 

könnte . Mittlerweile sind jedoch neue testtheoretische A n s ä t z e entwickelt wor­

den, welche die alte Anschauung fragwürdig erscheinen lassen. E i n Nicht-Psy­

chologe w ä r e sicherlich überfordert , die Umstellung der Beratungsempfehlungen 
theoretisch wie praktisch nachzuvollziehen. (Ausführlicher im Zusammenhang 

mit der Konstruktion informeller Leistungstests: H O F F M A N N 1974 b.) Wenn es 

aber sachlich notwendig ist, (psychologische) Beratung vermehrt einzusetzen, so 

müssen die oben erwähnten Mängel abgestellt werden. 

Der zweite Aspekt der Beratungsprobleme in bezug auf die Zeitdauer betrifft 

die Schule selbst. Es können Strukturen geschaffen werden, welche nur geringe 

Dauer haben. So kompensieren Psychologen für Modellschulen zur Zeit Mängel 
in der Lehrerausbildung durch große Anstrengungen bei Teacher-trainings (u. a. 
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WEISS 1972). Ferner ist in einer Modellschule in der Aufbauphase das Problem 

der Übergänger von einer Schulart zur anderen so behandelt worden, als sei 

hier ein Freiraum vorhanden, bis dann später ein neuer Schulleiter feststellte, 

d a ß die Schulgesetze solche modellspezifischen M a ß n a h m e n nur in einem viel 

restriktiveren Rahmen zulassen. Dies veränder t natürlich die Perspektive der 

Beteiligten, weil in deren Augen eine der Grundbedingungen eines H u m a n -

Relat ion-Bürokrat iemodells verletzt worden ist. F ü r die Bildungsberatung spielt 

das insofern eine Rolle, als nunmehr die Bildungsempfehlungen anläßlich des 

Uberganges von der Grundschule zur weiterführenden Schule eine sehr viel 

größere Gültigkeit haben müssen, weil diagnostische I r r t ü m e r und falsche Ent­

scheidungen der Eltern, die natürlich nie ausgeschaltet werden können, nicht in 

wünschbarem Ausmaße nachträglich korrigiert werden können. Diese Schwierig­

keit wird im Generalisierungsfalle nicht mehr auftreten. E i n anderes Problem 

stellt das der Konsolidierung dar, wenn nämlich der E l a n der Aufbauphase 

zurücktri t t gegenüber einem Gefühl der Routine des Jobs und der Hilflosigkeit 

gegenüber den Schulverwaltungen. Diese motivationalen Probleme wirken sich 

stark auf den Unterricht aus und sind daher für die Erreichung nicht-kognitiver 

Lernziele von eminenter Bedeutung. Schließlich kann etwa die Ankündigung 

einer vorzeitigen Effizienzüberprüfung, die Gefahr, vielleicht öffentliches M i ß ­

fallen zu erregen, die bei Modellschulen in ungleich höherem M a ß gegeben ist, 

ebenfalls zu einer Reduktion der curricularen Risikobereitschaft führen. Diese 

ist aber eine Grundbedingung für gut funktionierende Modelle. Der Ablehnung 

von Intersystemvergleichen stehen andererseits die Empfehlungen der Bildungs­

kommission des Deutschen Bildungsrates 1968 entgegen. 

6.1.3.3. Beratung und Entscheidung 

Wenn man dem Entscheidungsprozeß eine so wichtige Rolle wie die der Struk­

turierung von Beratung zuweisen wil l , dann darf man nicht übersehen, d a ß 

über den gesamten Lebenslauf gesehen existentielle Konflikte und Entscheidun­

gen nicht in dem Ausmaße vorkommen, wie man allgemein vermutet (THOMAE 

1960, ROHRACHER 1965). Vielmehr wird durch Gewohnheiten, Automatismen 

usw. der größte Teil des Lebens relativ störungsfrei bewäl t ig t . 

F ü r die Bildungsberatung haben „Automatismen" eine sehr große Bedeutung. 

So besitzen z. B. Beamte und Selbständige einen Automatismus, ihre Kinder 

unabhängig von deren Begabung in weiterführende Schulen zu schicken. D a ­

gegen denken sich Eltern von Landkindern aus dem gleichen G r u n d keine Alter­

nativen aus und „gönnen" ihren Kindern einen Hauptschulabschluß, ebenfalls 

ohne Rücksicht auf deren Begabung. Eine Auswirkung des Festhaltens an Ge­

wohnheiten stellt auch die Weigerung eines Lehrers dar, sich über die Möglich­

keiten objektiver Leistungsmessung oder vollständiger Gegenstandsbeschreibun-

gen in seinem Fach beraten zu lassen. 

M a n kann dieses Verhalten einem Zeitpunkt vor einer Entscheidung zuordnen 3 , 

wobei die Beteiligten gar nicht wissen, daß Alternativen möglich und auch für 

sie vertretbar sind (daher darf man die erstaunliche Befolgungsrate von 85 % 
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der gegebenen Ratschläge, über die TOMLINSON 1973 berichtet, hier nicht allzu 

ernst nehmen). W i l l man systematische Bildungsberatung an einer Modellschule 

betreiben, so könnte man hier mit dem Grundgesetz in Konfl ikt kommen: Die 

Berater wissen, d a ß Automatismen und Gewohnheiten zum Tei l auch aus M a n ­

gel an alternativer Information tradiert werden. Berater verfügen über diese 

Informationen, die Adressaten nicht. Die Bildungsziele verlangen aber die Ver­

mittlung dieser Informationen. Nach unserer heutigen Auffassung wird damit 

den Kindern existentiell geholfen. N u n wird aber seither das Prinzip der Frei­

willigkeit vertreten: M a n kann einer Beratung auch fernbleiben. Wenn aber 

dadurch Eltern Informationen nicht kennen, die ihren K i n d e r n dienen, dann 

stellt sich die Frage, wie die Bildungsziele einer Schule, die sich auf Beratung 

stützen, verwirklicht werden können. Die Beratung setzt also ein bestimmtes 

Problembewußtsein bei den Adressaten voraus und das Wissen, d a ß der Berater 

Informationen zur Lösung des Problems und Wege zur Entscheidung zur V e r ­

fügung hat. „ K a n n man Eltern zwingen, sich Beratungsinformationen anzu­

h ö r e n ? " Dagegen lassen sich verfassungsrechtliche Bedenken angeben: das Recht 

auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 1 G G ) sowie das Elternrecht in 

bezug auf die Erziehung scheinen verletzt. N u n haben aber HARNISCHFEGER & 

H E I M A N N (1970) in ihrem Rechtsgutachten festgestellt, d a ß es auch ein Recht 

des Kindes auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit gebe und d a ß die Eltern 

dem nicht entgegenstehen dürfen. „Elternrecht und Schulgewalt können nur im 

Hinblick auf die Rechte des Kindes interpretiert werden." „Unter der Bedin­

gung einer ausreichenden Beratung über Voraussetzungen und Folgen einer 

Fächerwahl kann die Grundrechtsmündigkeit des Schülers auf den Beginn der 

Mittelstufe verlagert werden, so daß der Schüler diese W a h l selbst vornimmt" 

(ebenda S. 65 ; Hervorhebung von mir). „Die Schule übernimmt die Ausbildung 

der Kinder und Jugendlichen vornehmlich in Bereichen, in denen Eltern diese 

im Normalfal l nicht erbringen können" (ebenda S. 40). Diese Passagen zeigen 

deutlich, d a ß eine zukünftige Verpflichtung der Eltern, sich in bezug auf ihre 

Kinder einer Beratung zu unterziehen, den Grundrechten des Kindes entgegen­

kommt. Die Analyse der Autoren zeigt ebenfalls, daß die Schule „Beurteilungs­

verfahren entwickeln ( m u ß ) , die die Kriterien für die Beurteilung offenlegen 

und die Leistungsmessung objektivieren" (ebenda S. 43 u. S. 65). Auch hier be­

stände demnach ein Zwang wenigstens zur Beratung der Lehrer. Dabei kann 

„ B e r a t u n g " in Einstellungsveränderungen bestehen mit Methoden, wie z. B. 

C A R R (1972) sie vorschlägt. 

Bei der Analyse der Bedenken gegenüber einem solchen Vorgehen sollte man 

sich vergegenwärtigen, d a ß der Tatbestand, zu einer Beratung zu kommen, ja 

noch nicht die Entscheidungsfreiheit inhaltlich tangiert. Es wird nur sicherge­

stellt, daß die für die Entscheidung notwendigen Informationen auch zur Ver­

fügung stehen, einerlei, wie die Entscheidung ausfallen mag. 

Eine erste Funktion der Bildungsberatung in diesem Problembereich besteht 

also darin, überhaupt Problembewußtsein zu erzeugen, eine zweite, die für eine 

Entscheidung notwendigen Informationen zu liefern und eine dritte schließlich 
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darin, Hilfen z u r V e r a r b e i t u n g von Entscheidungsergebnissen zu geben, zur 

Einbettung der Wahl in das Wertsystem des Betroffenen, seien die Entscheidun­

gen nun von dem Betroffenen selbst gefällt worden oder seien sie ihm aufge­

zwungen worden, was z. B. durch rechtliche Vorschriften geschehen kann (etwa 

„Sitzenbleiben", Übergang in einen anderen Niveaukurs, Beziehung zwischen 

Testergebnissen und Berufsvorstellung, Rechtsfolgen des Einzugsgebiets einer 

Modellschule). 

6.1.3.4. Beratung und Anpassung 

Nach PIAGET (z. B. 1972, S. 154 ff.) bedeutet Anpassung nicht, sich den Z w ä n ­

gen seiner Umwelt zu beugen, wie man zunächst vermuten könnte . Vielmehr 

lassen sich zwei Prozesse angeben, welche die Beziehung eines Kindes zu seiner 

Umwelt charakterisieren: Was es kann und will , t r ä g t es als Anspruch an seine 

Umwelt heran und sucht sie damit zu begreifen. Es sucht sich andererseits in 

seinem Denken und Handeln den Z w ä n g e n der Umwelt zu fügen. Diese beiden 

Prozesse werden Assimilation und Akkomodation genannt. Das K i n d als Schü­

ler versucht mit seinen Interessen und Fähigkeiten die schulische Umgebung der 

eigenen Struktur einzuverleiben. W o dieses nicht möglich ist, tritt ein Umlern-

prozeß ein, der durch ein höheres Gleichgewicht, durch eine bessere Bewält igung 

von Konflikten gekennzeichnet ist. 

D a , wie oben angeführt wurde (s. K a p . 6.1.2) sich Bildungsberatung am Schüler 

zu orientieren hat, kann der Berater zwei Funktionen wahrnehmen: einmal, 

dem Schüler behilflich zu sein, seine schulische Umwelt zu verstehen, sich den 

Gesetzen darin anzupassen (etwa im Sinne von KIRCHHOFF & WIESE 1959, 

BERK 1972), andererseits aber auch die schulischen Strukturen so zu verändern , 

daß den Erkenntnisstrukturen und Interessen des Kindes ein möglichst großer 

Spielraum gegeben wird. Freilich, das K i n d kann nicht von Schuleintritt an 

seine Interessen in einem solchen komplexen Gefüge wie der Schule selbständig 

artikulieren. Andererseits besteht das Grundrecht des Kindes auf Persönlich­

keitsentfaltung (vgl. HARNISCHFEGER & H E I M A N N 1970). 

Die Funktion der Beratung besteht nun darin, diese strukturelle Umwelt sozu­

sagen im Auftrage des Kindes, in seinem Interesse, aber zunächst an seiner 

Stelle, umzugestalten (vgl. auch A U S T I N 1972). Diese Rolle der Beratung wird 

mit zunehmender kognitiver und sozialer (CONNOLLY & BRUNER 1974) Kompe­

tenz des Schülers abnehmen müssen. Die Bildungsberatung m u ß dem Schüler 

dazu verhelfen, selbständig zu assimilieren, seine Interessen in A b w ä g u n g mit 

den Bildungszielen auch gegen einigen Widerstand (wie z. B. traditionale H a l ­

tungen, rechtliche Vorschriften) oder allgemeiner: gegen die Auswüchse der 

Institutionalisierung und Professionalisierung, die zur Free-School-Bewegung 

führte (LISTER 1974), durchzusetzen. In dieser Weise kann die Grundrechts­

mündigkeit des Schülers verstanden werden. 

D a die oben skizzierten Anpassungsprozesse dann im Verhalten auftreten, wenn 

Konflikte erlebt werden, kann man die Reaktionen auf die Konflikte als 

„distal" oder „ p r o x i m a l " bezeichnen (z. B. H O F F M A N N 1975). In bezug auf den 
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Schüler betreffen proximale Konfliktlösungsmechanismen seine Verarbeitung 

von Konflikten. Sie bestehen z. B. aus einer V e r ä n d e r u n g der Struktur des D e n ­

kens durch Dissonanzreduktion oder durch V e r ä n d e r u n g von Werthaltungen 

oder aus einem Abbau der emotionalen Erregung durch Medikamente oder 

weiterführende Entscheidungen oder irrelevante Tät igkeiten, wie Gewichtheben 

usw. 

D i e distalen Konfliktlösungsmechanismen bestehen darin, den A n l a ß für K o n ­

flikte in der Umwelt zu beseitigen, und zwar nicht nur durch Verhal tensände­

rung oder Schülermitverwaltung (vgl. K a p . 6.2.). Auch dies setzt eine Distanz 

des Schülers zu sich selbst voraus, die von 10jährigen nicht erwartet werden 

kann. Wie oben besteht die Funktion der Beratung hier darin, Verarbeitung 

von Konflikten zu unterstützen, ohne nur proximale Befriedigungsmechanismen 

zu liefern, sowie andererseits Hilfestellung zu leisten bei der Beseitigung von 

Konfliktanlässen. Diese H i l f e kann so gegeben werden, d a ß die Eigenverant­
wortung in zunehmendem M a ß e das Handeln des Schülers bestimmt. 

Nirgendwo kann heute proximale und distale Beratung so systematisch einge­

setzt und erprobt werden wie an Modellschulen. Diese sind damit gleichzeitig 

Modelle allgemeiner gesellschaftlicher Beziehungen von „Individuum und Insti­

tution". 

6 . 1 . 4 . B e i s p i e l e i n e r s y s t e m a t i s c h e n B i l d u n g s b e r a t u n g a n M o d e l l s c h u l e n 

G e m ä ß den oben diskutierten Formen der Anpassung des Schülers an seine U m ­

welt sind auch Differenzierung der Schulorganisation und die Durchsetzung 

eigener Interessen aufeinander bezogen. Was haben aber beide zum Inhalt? Die 

vom Lehrer bzw. den Rahmenrichtlinien festgelegten und v o m Schüler wahr­

genommene Struktur eines Gegenstandsbereiches. Differenzierung ohne inhalt­

lich unterschiedliche Stoffgebiete und didaktische Vorgehensweisen kommen in 

curricularen Kurssystemen nicht vor; Interessen an einem Sachverhalt, ohne 

d a ß es die Möglichkeit der organisatorischen Realisierung gäbe, sind von den 

Bildungszielen her unerwünscht. N u n kann man korrespondierende Probleme 

sehen, welche für eine systematische Beratung in der Modellschule relevant wer­

den: „Bisherige Versuche zur Neigungsdifferenzierung in Klasse 7 zeigen das 

Fehlen von Entscheidungsvoraussetzungen für die K u r s w a h l " ( T O D T 1973, S. 

22). F ü r eine Differenzierung der Stoffgebiete m u ß der gesamte Gegenstands­

bereich prinzipiell bekannt sein. Dies ist u. a. Voraussetzung für eine gegen­

seitige Interpretierbarkeit von Curriculum, zugrundeliegendem Meßmodell so­

wie psychologischer Theorie für den Unterricht (vgl. SPADA 1973, H O F F M A N N 

u. a. 1974b). Ohne eine solche Interpretierbarkeit lassen sich Unterrichtsorgani­

sation und -gegenständ bzw. kognitive Voraussetzungen, welche der Schüler 

mitbringt, sowie dessen Interessen überhaupt nicht aufeinander beziehen, so daß 

keine gültigen Voraussagen über Lernerfolg gemacht werden können (vgl. hier­

zu die Diskussion bei T O D T u. a. 1974, S. 46 ff.). N u n ist aus Analysen von 

Gegenstandskonstruktion (HOFFMANN 1974a) zu entnehmen, d a ß es bisher un-
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üblich war, didaktische Überlegungen zur Konstruktion vollständiger operati­

ver Gegenstandsbereiche vorzunehmen. U n d dies betrifft nicht nur naturwissen­

schaftliche Fächer. 

F ü r den Sprachunterricht ist es noch viel weniger bekannt, welche Lern- und 

kognitiven Prozesse im Unterricht ablaufen. Objektive Kriterien für die indi ­

viduellen Voraussetzungen zur Interessenstrukturierung „Latein-Französisch" 

(z. B.) sind daher nicht vorhanden. Es liegt eine mangelnde Ubereinstimmung 

zwischen Testinstrument und Curriculum einerseits sowie zwischen den Inter­

essen und den kognitiven Prozessen andererseits vor. Dadurch können Schüler 

fehlgeleitet werden. Was kann systematische Bildungsberatung (vgl. auch 

R O O S A 1972)4 an einer Modellschule leisten, um trotzdem die Erfüllung der 

Bildungsziele, hier: Gleichheit der Bildungschancen und Individualisierung des 

Unterrichts, zu gewährleisten? 

Dies ist der Tatbestand, von dem systematische Beratung an einer Modellschule 

auszugehen h ä t t e 5 : E i n e r s e i t s v e r l a n g e n E l t e r n u n d L e h r e r u n d Schüler e i n e 
B e r a t u n g , a n d e r e r s e i t s k a n n diese B e r a t u n g nicht gegeben w e r d e n , w e i l d i e Gül­
t i g k e i t der Ratschläge nicht n a c h g e w i e s e n i s t . 
(1) Eltern müssen zunächst darüber informiert werden, nach welchen Gesichts­

punkten sie auf keinen Fall Entscheidungen vornehmen dürfen (nicht aufgrund 

von Tests, wegen Nachbarn, aufgrund von Schulnoten usw.). Jegliche inhaltliche 

Beratung muß zunächst mangels rationaler Entscheidungskriterien verweigert 

werden. Vielmehr werden sie aufgeklär t über die Möglichkeiten, die Situation 

insgesamt zu verbessern. Sie können z. B. aufgefordert werden, im Sinne der zu 

erläuternden nachfolgenden Schritte (2—13) über den Elternbeirat die weiteren 

Aktionen des Beratenden mit flankierenden M a ß n a h m e n zu unterstützen. Diese 

M a ß n a h m e zählt zu denjenigen Tätigkeiten, welche der Transparenz von D a ­

tenerhebung, Datenauswertung und Interpretation bzw. Beratung dienen. Das 

M i ß t r a u e n sehr vieler Eltern ist eben auf diese mangelnde Durchsichtigkeit 

ihrer vertraulichen Daten zurückzuführen. 

(2) Dieser Schritt (proximale Beratungsverweigerung und Hinweis auf distale 

Lösungsmöglichkeiten) ist eine modellspezifische M a ß n a h m e . D e m g e m ä ß müs­

sen die Lehrer und die Schulverwaltung dazu gebracht werden, eine permanente 

Lösung zu gewährleisten. Verweigerung der Beratung ist nur eine Reaktion auf 

Mängel der Organisation. 

(3) Das Problembewußtsein der Lehrer muß hinsichtlich ihrer Bedeutung für 

Persönlichkeits- und Sozialentwicklung der Schüler geweckt werden (hinsichtlich 

der Probleme der gesamten Schullaufbahn ist es weitgehend vorhanden, aber 

weniger hinsichtlich der psychologischen Grundlagen). Gleichzeitig wird ihnen 

die Möglichkeit zum Handeln gezeigt, etwa indem sie sich an einem Workshop 

zum Curriculum zusammen mit dem Schulpsychologen beteiligen (z. B. B O E H M 

& WEINBERG 1970) oder indem sie auf Sozialisationsbedingungen, Wissen um 

die Sprachentwicklung usw. hingewiesen werden. Wenn nur Probleme aufge­

worfen werden, ohne die Bearbeitungsmöglichkeiten zu demonstrieren, werden 

die Adressaten nur gegen den Beratenden eingenommen. 
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(4) Kontakte mit den I n s t i t u t i o n e n der w i s s e n s c h a f t l i c h e n B e g l e i t u n g u n d cur-
ricularen Forschung werden direkt und indirekt aufgenommen. Diese stellen 

Material, Personal und • Erprobungsmöglichkeiten zur Verfügung. Forschungs­

ergebnisse werden laufend für die Praxis entscheidungsfähig aufbereitet. Die 

B R D steht allerdings im internationalen Vergleich nicht gut in dieser Hinsicht da 

(TAYLOR & JOHNSON 1974, KLEINSCHMIDT 1974). 

(5) Nach einer Befragung der Lehrer zur Mitarbeit an einem solchen Curricu­

lum sowie zur Teilnahme an einem Teacher-Training (Curriculum Workshop) 

wird die Schul- und Planungsabteilung im Kultusministerium dahingehend be­

raten, für dieses Projekt Deputatsstunden zur Verfügung zu stellen. Der ge­

samte Beratungsmechanismus läuft leer, wenn für Lehrer zusätzlicher Zeitauf­

wand zu ihrer vermehrten Belastung hinzukommt. Es ist vorgekommen, daß 

bei Nichtbefolgung des obigen Vorschlages durch die Schulabteilung am Ende 

einer Teachertrainings-Woche mehr Fachleute für curriculare Planung vorhan­

den waren als Lehrer, denen diese Veranstaltung galt. 6 

Im übrigen ist es fraglich, ob solche massierten Veranstaltungen gegenüber der 

kontinuierlichen Zusammenarbeit etwa mit einem Schulpsychologen, größere 

Verhal tensänderungen bei Lehrern hervorrufen (vgl. Pkt. 8). 

(6) Die Schüler der betroffenen Klassen werden ermutigt, mit den Lehrern Aus­

wahl des Stoffes, didaktische und organisatorische7 Fragen in Zusammenhang 

mit ihren interpretierten Testergebnissen usw. zu diskutieren. Angesichts des 

Tatbestandes der operativen Intelligenz (z. B. F U R T H 1973) ist eine Einstellung 

auf zeitgebundene Interessen motivierender und wirksamer für den Erwerb 

von Wissen als das Festhalten an formalen Bildungszielen. 

(7) Fehlgeleitete und erwartungswidrig schlechte Schüler werden in andere 

Treatments überstellt bzw. zu einer therapeutischen Institution überwiesen. E in 

Teil der Eltern wünscht z. B. eine allgemeine Erziehungsberatung. Dies über­

lastet die Beratung an Modellschulen. Falls die externen Institutionen fehlen, 

müssen die Modellschulberater entsprechende V o r s t ö ß e auf dem Dienstweg so­

wie auf politischen Wegen unternehmen (Ansätze zu integrierten Beratungs­

diensten sind z. Z . in Hessen vorhanden). 

A n H a n d der Unsicherheit, mit der gültige Diagnosen und Empfehlungen ge­

geben werden können, m u ß der Kontakt mit wissenschaftlichen Institutionen 

sowie den Planungsgruppen aufrechterhalten werden, damit die Fehler einer 

erstmaligen Zuweisung noch nachträglich im organisatorischen Rahmen von 

sequentiellen Treatments korrigiert werden können (vgl. auch C R O N B A C H & 

GLESER 1957). „Ubergangsmöglichkei ten" gehören sicher zu den wichtigsten Be­

ratungsanlässen an einer Modellschule. 

(8) U m die Erstellung psychologisch und pädagogisch interpretierbarer infor­
meller Leistungstests als T e i l eines Curriculums zu erleichtern, werden H a n d ­

anweisungen geschrieben (unter Berücksichtigung des Mißtrauens gegen Tests, 

wie u. a. REISCHMANN 1974 feststellen konnte) und in persönlicher Arbeit mit 

den betroffenen Lehrern besonders die Anwendung auf aktuelle Probleme der 

Unterrichtsplanung diskutiert. 

560 



Es hat sich gezeigt, daß nur die problemorientierte Beratung in Verbindung mit 

konkreter Hilfestellung und Mitarbeit sowie einer nachgehenden Beratung bei 

Anwendungsschwierigkeiten einen dauerhaften Erfolg (auch hinsichtlich der 

vertrauensvollen Zusammenarbeit) bietet. 8 Es hat sich weiterhin gezeigt, daß 

curriculare Arbeiten vom realen Verhalten der Lehrer bei der Unterrichtspla­

nung ausgehen müssen. V o n hier aus werden Schritte in Richtung auf ein Curricu­

lum geleitet.9 Wenn der Lehrer für seine Probleme diffuse und allgemeine A n ­

weisungen erst in seine eigene Problematik übersetzen m u ß , er anschließend 

allein gelassen wird und er diese Arbeit obendrein noch neben seinem eigent­

lichen Deputat leisten muß, so ist er schon — aus welchen psychologischen G r ü n ­

den auch immer — für eine weitere Beratung in Richtung auf distale Konflikt-

lösungsmechanismen verloren. E r verlegt sich dann nämlich auf Rechtspositio­

nen oder Ansinnen dem Psychologen gegenüber, den Schüler proximaler Be­

friedigungsmechanismen zu unterziehen, oder vertritt allmählich eine Verer­

bungstheorie der Begabung ( K O C H 1972). Damit w ä r e der zu beratende Lehrer 

für ein Vorantreiben des Schulmodells verloren. 1 0 — W e n n daher schulüber­

greifende Entwicklungsarbeit an Curricula betrieben wird , so müssen die ver­

wertenden Lehrer entscheidend mit beteiligt werden. 

(9) Der Berater für die Modellschule regt auch eine allgemeine Diskussion an, 

wie weit z. B. eine zweite Fremdsprache den Bildungszielen überhaupt ent­

spräche, und ob es nicht wichtige Fächerinhalte, wie Psychohygiene, Lebens­

planung, Rechtskunde usw. gäbe. Der Effekt kann in einer Modifikation des 

Fächerkanons gesehen werden. Er kann aber auch darin bestehen, die Zielset­

zungen der Fächer auf die Bildungsziele schärfer zu durchdenken, damit nicht 

Inhalte in die künftige Regelschule übernommen werden, welche der Innovation 

widersprechen. 

(10) Insbesondere wird der Zeitpunkt der Diagnose von Leistungen einer Be­

trachtung unterzogen. Bisher scheint es so zu sein, d a ß bei zwei Unterrichts­

einheiten, die nicht miteinander zusammenzuhängen brauchen, die Note in der 

einen Voraussetzung für eine Kurszuweisung in der anderen ist (z. B. Musik­

noten als Indikator für Erfolg in Französisch), obwohl die Voraussetzungen für 

beide sehr unterschiedlich sind. So etwa bei der Beziehung zwischen Geometrie 

und Analysis, Aufbau grammatikalischer Strukturen und Lyrik-Interpretatio­

nen u. a. m. Eine Abhilfe scheint wohl die Kurszuweisung auf Grund gemesse­

ner Lernzielvoraussetzungen der Schüler darzustellen (BERG, H O F F M A N N , 

SCHELLINGER & W I L D i . Vorb.) . 

(11) Endlich muß dafür Sorge getragen werden, d a ß das Curriculum, z . B . 

Latein oder Deutsch im C-Kurs , eingebettet wird in gewisse Perspektiven, wel­

che die Verwendungsmöglichkeiten des Gelernten aufzeigen. 

(12) Die Beteiligten an der systematischen Beratung werden gebeten, über den 

Verlauf der verschiedenen Phasen der Beratung an Modellschulen Protokolle zu 

führen. Sie sollen die Verallgemeinerung der Behandlung von Problemen an 

Schulen durch Beratung möglich machen. Insbesondere müssen diese Protokolle 

einer Diskussion durch die Beteiligten unterzogen werden. 
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(13) E i n ganz anderer T y p der Beratung wird betroffen, wenn das Curriculum 

einschließlich seiner Zuweisungs- und Differenzierungskriterien fertiggestellt ist. 

Die Kriterien, nach denen Beratung zu erfolgen hat, müssen in objektiver Weise 

vorliegen, damit auch weniger geschulte Beteiligte eine vergleichbar optimale 

Beratung auf G r u n d der vorhandenen Informationen vornehmen können 

( H O F F M A N N 1974b). Methoden der Beratung an Modellschulen, welche nicht in 

dieser Weise objektivierbar sind, sind nicht auf den Beratungsdienst und die 

Organisation einer zukünftigen Regelschule übert ragbar . Eine solche A r t der 

Beratung ist daher abzulehnen. 

Schließlich ist noch eine Perspektive in diesem Zusammenhang von Bedeutung: 

Sobald die Statusprobleme der Berater, besonders aber der Psychologen an 

einer Schule, durch Über t ragung größerer Verantwortung gelöst sind ( H O F F ­

M A N N 1975), kann die Erfüllung von Beratungsaufgaben restriktiver A r t auf 

ethische Barrieren bei den Beratern stoßen. Bereits im Stadium der M o d e l l ­

versuche sollte dem daher Rechnung getragen werden. Nach R A I M Y (1970) m u ß 

man jedoch diesbezüglich ziemlich pessimistisch sein. 

Dieses Kapitel zeigte am A n l a ß der Beratung zur Interessenstrukturierung, wie 

verwoben und vielfältig Beratungsaufgaben an Modellschulen auftreten müs­

sen. Sie können nicht nur von einem Berater erfüllt werden; und Berater in ver­

gleichbaren Positionen werden ihre Aufgaben verschieden erfüllen. Schließlich 

werden auch verschiedene Schwerpunkte gesetzt werden können (PIELSTICK 

1970, H O F F M A N N 1975). Die Differenzierung wird, w i l l man T R O W (1966) 

Glauben schenken, stark zunehmen. 

Die Schwerpunktbildung stellt ein ethisches Problem für Berater dar, das dem­

jenigen von Lehrern ähnlich ist, die sich gegen experimentelle Vorgehensweisen 

in ihren Klassen stellen; zum Teil wollen sie nicht, daß Kinder von bestimmten 

Kulturtechniken ausgeschlossen werden. 

Der Berater an einer Modellschule muß sich nämlich bei aller noch zu erwar­

tenden Schwerpunktbildung darauf verlassen können, d a ß alle systematischen 

M a ß n a h m e n der Beratung ergriffen oder vorbereitet werden; auch diejenigen, 

welche er nicht selbst vollziehen kann. Die B ü r o k r a t i e sowie die Adressaten der 

Beratung müssen für die flankierenden M a ß n a h m e n Sorge tragen, so d a ß sich 

nicht aus der Beschränkung des einzelnen Beraters in der Modellschule einseitig 

proximale Befriedigung institutionell verselbständigt ( H O F F M A N N 1974 b), was 

oft als Alibifunktion des Psychologen apostrophiert wird. Dies setzt allerdings 

bei allen Beteiligten an der Schulreform, und speziell an den Modellschulen, eine 

neue Auffassung von Schulbürokratie voraus. D a r ü b e r soll in Auszügen das 

letzte Kapitel handeln. 
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6.2. Beratung für Modellschulen und schulbürokratische Strukturen 

D i e Rolle, welche hier einer Beratung zugewiesen wird, kann offenbar nicht 

isoliert von der Schulbürokratie und deren Abhängigkeit wiederum von politi­

schen Entscheidungsträgern gesehen werden. 

Im Falle älterer Beratungskonzeptionen (KIRCHHOFF & WIESE 1959) hat Be­

ratung in einer zweckrationalen Verwaltung (WEBER 1964) der Schule (FÜRSTE­

N A U 1968) die Aufgabe, die störungsfreie Reglementierung schulischer Prozesse 

mit neuen wissenschaftlichen Methoden zu gewährleisten. D a ß bei der Planung 

von Modellschulen kaum Psychologen beteiligt waren und sind, sie vielmehr 

erst bei den ersten Anlaufschwierigkeiten eingesetzt wurden, kann als Beleg für 

diese Funktion der Beratung angesehen werden. Die Forderung nach „Therapie 

in Schule", nach „ M e d i z i n m a n n t ä t i g k e i t " 1 1 , sowie der Versuch, „das K i n d in 

seinem Einzelschicksal zu begreifen und dadurch seine Stellung im Klassenzim­

mer zu verstehen" (KIRCHHOFF & WIESE 1959, S. 485), entsprechen solchen ein­

seitigen Entstörungstätigkeiten. Dies kann unter anderem zu den Aufgaben 

einer Beratung an Modellschulen gehören; doch sichert diese A r t der Beratung 

keineswegs, daß Störfaktoren, welche u. a. in der Organisation der Schule lie­

gen mögen, beseitigt werden. Demgegenüber setzen die bildungspolitischen und 

pädagogischen Konzeptionen für eine „Schule der Zukunft" und auch deren 

Planung implizit eine Bürokrat ie voraus, welche nach dem „Human-Relations-

Modell" arbeitet. Sie tritt zwangsläufig in Konfl ikt mit der herkömmlichen 

zweckrationalen Schulverwaltung (u. a. FÜRSTENAU 1968, A U R I N U . a. 1973). 

Dies wird z. B. durch die Einrichtung einer Planungsabteilung unabhängig von 

der Schulabteilung in einem Kultusministerium dokumentiert. 

Wenn wissenschaftliche Begleitung als Effizienzüberprüfung (z. B. WEISS 1972) 

den Widerstand der Lehrerkollegien einiger Modellschulen hervorruft, die vor 

allem ihre modellspezifischen Lern- und Bildungsziele repräsentiert sehen wol ­

len, wenn Lehrer an Modellschulen eine starke Konferenzbelastung auch ohne 

Deputat auf sich nehmen, Schüler und Eltern sich besonders stark in der Schule 

engagieren, wenn Berater selbst ihr Unbehagen an einer reinen proximalen In-

dividualberatung artikulieren und selbständig statistische Analysen über Daten 

von ihrer Zentrale vornehmen, dann sind diese Verhaltensweisen Anzeichen da­

für, daß Modellschulen eher nach Normen des Human-Relation-Modells arbei­

ten, obwohl die vorhandenen bürokratischen Strukturen dem entgegenstehen. 

Hier hat der Berater zusätzlich zur proximalen Konfliktlösung auch andere 

Funktionen wahrzunehmen: „Neben den angeforderten Informationen (müs­

sen) vor allem solche kraft eigener Entscheidungen der unteren Instanzen (hier 

eben: die Berater für die Modellschulen im Gefüge der bestehenden Schulorga­

nisation sowie der wissenschaftlichen Begleitung und Betreuung) nach oben ge­

langen, die Hilfe von der Organisationsleitung anfordern, die nur sie auf 

G r u n d ihrer umfassenden Funktion zur Erreichung des Organisationszweckes 

(hier: der Bildungsziele) zu geben vermag" (FÜRSTENAU 1968, S. 42). Diese 

H i l f e und die Rückmeldung von oben ist für den Berater deshalb besonders 
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wichtig, weil die Tät igkei t an den Modellschulen, weitaus mehr als bei anderen 

Beratungsanlässen, abhängig ist von den Erkenntnissen anderer Institutionen, 

auf die er infolgedessen direkten oder indirekten Einfluß haben m u ß . „Die E r ­

kenntnisse aus der Beratung in der Schule sollen bei der Planung von Unter­

richt und Erziehung berücksichtigt werden" (Beschluß der K M K 1973; H e r ­

vorhebung von mir). 

Empirische Ergebnisse zur eben angeführten Bürokratieforschung stammen aus 

dem interdisziplinären Gebiet der Organisationsentwicklung (Sammelreferat 

von FRIEDLANDER & BROWN 1974). Danach m u ß man davon ausgehen, daß in 

einer Organisation, wie das Schulsystem sie darstellen mag, eine Änderung allein 

der Technologie (z. B. mehr Medien, sechseckige R ä u m e , verstellbare W ä n d e , 

schönere Mitschauanlagen usw.) oder allein der Organisationsstruktur (Gesamt­

schulen per E r l a ß einrichten, ohne entsprechende Vorbereitungen zu betreiben) 

oder der Beteiligten (z. B. Störungen des Schulalltags durch Schüler-Beratung 

oder Unterrichtsbeobachtungen usw.) zum Mißerfolg führt , auch wenn wissen­

schaftliche Begleitung und Beratung an diesen isolierten Handlungen beteiligt 

waren. 

Aus dieser Sicht zeigt ein Mangel des Beschlusses der K M K zur Beratung in der 

Schule (1973) folgende Perspektiven: W i r d die sogenannte Rückkoppelung 

nicht noch nachträglich institutionalisiert, dann werden sich Berater an M o d e l l ­

schulen weiterhin ihren Statusproblemen widmen müssen, statt ihren eigent­

lichen (oben skizzierten) Aufgaben. 

Die Untersuchungen von W A L T O N (1967, 1969) zeigen nämlich, d a ß zur V e r ­

arbeitung von Konflikten zwischen Gruppen in einer Organisation, wenn Dritte 

(wie Berater für die Modellschulen sie darstellen können) beteiligt werden, fol ­

gende direkte und indirekte Einwirkungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen 

müssen: 

(1) Konflikttendenzen können durch personale und strukturelle Veränderungen 

reduziert werden (man frage sich, wie dies bei der derzeitigen Form des 

Beamtenstatus' möglich ist). 

(2) Uber wesentliche Streitfragen können prinzipiell Entscheidungen herbeige­

führt werden (es gibt aber noch keine verbindlichen Kataloge für Bildungs­

ziele). 

(3) Der Dritte kann bei der Verarbeitung von offenen Konflikten behilflich sein. 

(4) E r kann eine Veränderung von Beziehungen zwischen den Beteiligten er­

leichtern. 

Wenn die gesamte Organisation eine erfolgreiche Entwicklung durchmachen 

soll, werden zusätzlich folgende Faktoren wirksam sein müssen: 

(1) ein starker interner oder externer Druck, der die Veränderung vorantreibt, 

(2) von diesem anfänglichen Druck aus die allmähliche Beteiligung mehrerer 

Hierarchiestufen einschließlich der Spitze der Organisation an Diagnosen 

und Veränderungsmaßnahmen, 

(3) Beteiligung mehrerer an der Entscheidung anstatt einseitiger oder delegier­

ter Entscheidungen (GREINER 1967). 
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Die Verknüpfung der neuen Ziele mit bestehenden internen und externen T ä t i g ­

keiten allein auf der untersten Ebene der Organisation (BUCHANAN 1971) hat 

im allgemeinen wenig Erfolg. 

Was für die gesamte Organisation der Bürokra t ie gilt, bestimmt auch in beson­

derem M a ß e die Beratung für die Modellschulen. Sie zeigt für die Bundes­

republik eine neue Möglichkeit der Einwirkung auf die Institutionen des E r ­

ziehungswesens. Eine ausreichende Repräsenta t ion und Mitwirkung der Be­

ratungsinstitutionen für die Modellschulen auf allen Ebenen der Schulbürokratie 

einschließlich der Referentenebene in Kultusministerien scheint daher lang­

fristig für eine Schulreform unter Verwendung der Modellschulen unumgäng­

lich, damit eine systematische Bildungsberatung f ü r den Lernenden der Zukunft 

aufgebaut werden kann. 

A n m e r k u n g e n 

1 Diese Arbeit wäre nicht möglich gewesen, ohne die Erfahrungen von Psychologen 
für Modellschulen zu verwerten. Ich möchte allen Kollegen dafür danken. Wenn ich 
weder ihre eigenen noch meine Berichte jeweils zitiert habe, so bitte ich, das nach­
zusehen: Tatsächlich befinde ich mich in einem Konflikt zwischen wissenschaftlicher 
Redlichkeit, nämlich die Erfahrungen anderer auch unter ihrem Namen zu ver­
wenden, und rechtlichen Vorschriften durch Kultusministerien, welche die Vertrau­
lichkeit der Berichte von Psychologen für Modellschulen verlangen. Angesichts der 
Notwendigkeit, Erfahrungen anderen zugänglich zu machen (welche ebenfalls zu 
den Aufgaben der Beratung gehört), habe ich mich an manchen Stellen zu ano­
nymen Formulierungen entschließen müssen. Für künftig kann ich die Kollegen in 
den Schulen und deren Verwaltungen bitten, für Veröffentlichungen mehr Sorge zu 
tragen, um die Transparenz zu erhöhen. 

2 Vgl . Kap. 6.1.3.3., dagegen aber die Geschichte der belgischen Schulpsychologie bei 
PASQUASY (1972). 

3 Natürlich nur ex-post-facto. 
4 Sofern man psychologisches Handeln als Mittel zur Verwirklichung pädagogischer 

Zielvorstellungen akzeptieren will (mit allen Konsequenzen, die auch das Mittel 
für den Zweck hat), läßt sich aus den Erfahrungen mit der Verhaltenstherapie 
(z.B. BANDURA 1968) ein anderer Bezugsrahmen für Beratung an Modellschulen 
wählen: Die Methode der kontrollierten Umgebung (BURCHARD 1967). Der Schüler 
wird mit seinem gesamten Verhalten einer Umgebung ausgesetzt, die von den Bil­
dungszielen her bestimmt ist. Das bedeutet die Einbeziehung sowohl der proximalen 
als auch der distalen Veränderungen, weil eben beide von den Zielen her beeinflußt 
sein können, sofern man sie im Griff haben will. Dieser ökologische und verhaltens­
therapeutische Aspekt im weitesten Sinne kann hier aus Raumgründen nicht ab­
gehandelt werden (HOFPMANN, i. Vorb.). 

5 Hier soll gezeigt werden, wie unter Berücksichtigung des Bezugsrahmens systema­
tische Bildungsberatung an Modellschulen verlaufen kann. Wenn hier nur von 
Differenzierung „Latein-Französisch" die Rede ist, dann bedeutet dies nicht, daß 
andere Probleme („Beratungsanlässe") nicht in ähnlicher Weise bewältigt werden 
können. Vielmehr wird hier, weil Kultusministerien Erfahrungsberichte der Psycho­
logen für Modellschulen im allgemeinen nicht freigeben, Erfahrung aus der Bewäl­
tigung einer Reihe von Anlässen zusammengefaßt unter dem Problem einer Diffe­
renzierung, wobei jeweils konkrete Tatbestände vorlagen, die hier aber nicht lokali-
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siert werden dürfen. Diese Zusammenfassung dient der Übersicht, ist jedoch nicht 
vollständig und bedeutet daher auch keine Beschränkung auf die vorliegenden Maß­
nahmen oder Anlässe. 

6 Dies betrifft auch die oft mangelhafte Koordination von Schulbehörde und Insti­
tuten für wissenschaftliche Begleitung. Fragebögen werden verschickt, die dann ohne 
Erlaß nicht beantwortet werden. 

7 Man denke an die Kritik von ROLFF (1974), nach der Nachmittagsunterricht als 
Anzeichen für das Aufblähen einer Ganztagsschule zu einer Leistungsschule gelten 
kann. Man denke auch an die antiindividuellen Klassengrößen. 

8 Auf die Probleme der Ausbildung von Lehrern und Beratern zu diesem Zweck 
kann ich hier nidit eingehen. Doch sei die Einwirkungsmöglichkeit der systema­
tischen Bildungsberatung gefordert. 

9 Leider fehlt bis jetzt ein psychologisch akzeptabler Algorithmus für den Übergang 
von der intuitiven Unterrichtsplanung bis zur curricularen Arbeit. 

1 0 Übrigens ist er das auch durch „unpädagogische" Verwaltungsarbeit. Konflikte zwi­
schen pädagogischen Innovationsabsichten und Verwaltungstätigkeit begrenzen die 
Arbeit des Beraters in einer zweckrationalen Verwaltung. Davon mehr unter 
Kap. 6.2. 

1 1 Wie REICHENBECHER sie apostrophiert hat (mündliche Mitteilung anläßlich eines 
Vortrages auf der 1. Bundeskonferenz für Schulpsychologie und Bildungsberatung 
1974, Sylt); vgl. auch SKUROW & DIZENHUZ 1973, STRAUMANN 1974. 
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P e t e r G a u d e 

7. Möglichkeiten und Grenzen interner und externer System­
beratung im Raum der Schule 

7.1. Einleitung 

Im Strukturplan des Deutschen Bildungsrates wird die „Bildungsberatung als 

ein Strukturelement" eines künftigen Bildungswesens herausgestellt und mit 

einer auf allen Schulstufen zu intensivierenden Individualisierung und Diffe­

renzierung des Lernens begründet. 1 Seit seiner Veröffentlichung hat sich die 

Diskussion um Ziele und Organisationsformen der Beratung in Schule und 

Hochschule verstärkt und in fast allen Bundesländern zu Akt iv i tä ten geführt , 

die der Planung neuer oder der Erweiterung bestehender Beratungsinstitutio­

nen dienen. Die inhaltlichen und zielbezogenen Aussagen zum Thema „Bil ­

dungsberatung" lassen eine Akzentuierung der auf den einzelnen Lernenden 

ausgerichteten Beratungsformen und -akt ivi tä ten erkennen, wenngleich gele­

gentlich auch auf die Notwendigkeit der „Systemberatung mit dem Ziel , Sy­

stemveränderung und -erneuerung einzuleiten" (AURTN U . a. 1973, S. 23), hin­

gewiesen wird. Dieser wichtige Aspekt ist jedoch bisher weder im Hinblick auf 

seine möglichen innovativen Funktionen für das Bildungswesen noch unter Zie l ­

vorstellungen der Prävent ion von Lern- und Verhaltensstörungen, der Evalua­

tion bestimmter didaktisch-organisatorischer Veränderungen oder der Optimie­

rung von Lehr-Lernprozessen dargestellt worden. Dies nachzuholen, ist Ziel 

der folgenden Ausführungen. 

Vorab seien die unterschiedlichen Zielvorstellungen von Individualberatung 

und Systemberatung grob skizziert. Die individuumorientierte Beratung wil l 

dem einzelnen Schüler auf der Grundlage pädagogisch-psychologisch fundier­

ter Diagnosen Orientierungs- und Lernhilfen anbieten, die eine optimale V e r ­

wirklichung seiner Interessen und Fähigkeiten innerhalb eines gegebenen Schul­

systems ermöglichen, mindestens aber begünstigen. Der systemorientierte Be­

ratungsansatz beansprucht demgegenüber, Schule in ihren verschiedenen struk­

turell-organisatorischen Varianten und inhaltlichen Zielvorstellungen zu pla­

nen, zu beobachten und durch Beratung verschiedener Adressatengruppen so zu 

verändern, d a ß das System den Intentionen und Bedürfnissen von Lernenden 

und Lehrenden möglichst befriedigend angepaßt wird. Letztlich dienen beide 

Ansätze dem Individuum und seiner Selbstverwirklichung, soweit Schule als 

Teil eines größeren Systems von Sozialisationsinstanzen dazu beitragen kann. 
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7.2. B e g r i f f s k l ä r u n g e n 

Als Beschreibungs- und Orientierungsmodell findet der Systembegriff auch in 

der Erziehungswissenschaft immer häufiger Verwendung. Dabei werden unter­

schiedliche Ansätze mit dem Begriff „ S y s t e m " bezeichnet. Im Bereich der U n ­

terrichtsplanung wird er vor allem von der kybernetischen Pädagogik und 

Didaktik (FRANK 1969, v . C U B E 1968) in Anspruch genommen. Der Beob­

achtung und Analyse von unterrichtsbezogenen Interaktions- und K o m m u n i ­

kationsprozessen, speziell den für diese Zwecke entworfenen Methoden (z. B. 

Prozeßanalyse , Interaktionsanalyse, soziometrischer Test), liegen entweder ein 

interaktionistisch (BALES 1951, CHAPPLE 1940, FLANDERS 1970) oder ein feld­

theoretisch orientierter Systembegriff zugrunde (LEWTN 1951, WINNEFELD 

1967). Der strukturell-funktionale Systembegriff, der in der Rollentheorie von 

PARSONS (1964) entwickelt wurde, hat sich für die Analyse von sozialen und 

funktionalen Rollen und Rollenkonflikten im R a u m der Schule als fruchtbar 

erwiesen. Auch der Erziehungsbegriff selbst ist vor kurzem von K L A U E R (1973) 

einer systemtheoretischen Analyse unterzogen worden. Diese keineswegs v o l l ­

ständige Ubersicht über Verwendungsmöglichkeiten und Anwendungsbereiche 

des Systembegriffs sollte den Hintergrund andeuten, vor dem ein die Schule 

als Ganzes umgreifender und beschreibender Systembegriff nun zu entwickeln 

ist. 

Betrachtet man die Institution Schule unter organisationssoziologischen Aspek­

ten (ETZIONI 1967, FÜRSTENAU 1971a, M A Y N T Z 1963), so kann man mit K L A F K I 

(1970) folgende Aspekte herausstellen: 

"(1) die Organisationsziele, 

(2) die Personen und Personengruppen in der Institution, ihre Funktionen und 

Rollen, 

(3) die Prozesse, die sich zwischen den einzelnen Funktions- und R o l l e n t r ä g e r n 

in der Institution abspielen" (S. 193). 

Diese die Binnenstruktur der Schule bestimmenden Merkmale müssen durch 

äußere Organisationsmomente ~ wie Schulart, Schulstufe, Schulform — er­

gänzt werden. Ferner besteht eine Wechselwirkung zwischen der Schule und 

den außerhalb ihrer Binnenstruktur zu lokalisierenden Faktoren: Eltern, Schul-

aufsicht, Öffentlichkeit, Interessengruppen, Schulträger. 

Das System „Schule" w ä r e unter Berücksichtigung der genannten Bestimmungs­

merkmale zu verstehen als eine zielgerichtete formelle Organisation von Per­

sonen u n d P r o z e s s e n z u r V e r w i r k l i c h u n g u n t e r r i c h t l i c h e r u n d e r z i e h e r i s c h e r 
A u f g a b e n ? 
Diese Definition erlaubt eine den spezifischen Problemen und Aufgaben jeweils 

angemessene — erweiterte oder eingeschränkte — Verwendung des Systembe­

griffs. Schule könnte demnach verstanden werden als 

— einzelnes System mit spezifischen Organisations- und Strukturmerkmalen, 

— Stichprobe oder Gesamt strukturähnlicher Systeme (Grundschulen, H a u p t ­

schulen, Gymnasien, Gesamtschulen u. a.), 
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— Gesamt schulischer Systeme innerhalb des Bildungswesens. 
Das System „Schule" wäre ferner in folgenden Zusammenhängen zu sehen: 

— im Rahmen der sozialen Umwelt und seiner Subsysteme, wie Familie, außer­
schulische Bezugsgruppen, Interessengruppen, Verbände, Parteien usw., 

— im Rahmen des institutionalisierten Bildungswesens und seiner Entwick­
lungstendenzen, 

— im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Strukturen, Prozesse und Probleme. 
Unter Systemberatung sind demgemäß alle Aktivitäten zu verstehen, die von 
einzelnen Personen, Gruppen oder Institutionen entwickelt werden, um das 
S c h u l s y s t e m als G a n z e s , e i n z e l n e T e i l s y s t e m e ( z . B . S c h u l s t u f e n , S c h u l f o r m e n ) 
oder e i n z e l n e S c h u l e n z u b e o b a c h t e n , z u a n a l y s i e r e n u n d d u r c h B e r a t u n g z u 
verändern. Dabei kann sich Beratung einerseits orientieren an den vom jeweili­
gen System verfolgten Zielen und die Erreichung dieser Systemziele zu unter­
stützen versuchen. In diesem Sinne w ü r d e Systemberatung der Optimierung 
bestimmter Prozesse oder Strukturen innerhalb des Systems dienen, ohne die 
Systemziele selbst zu analysieren oder zu modifizieren. Z u m anderen kann 
Systemberatung auf der Grundlage systematischer Beobachtungen und A n a l y ­
sen bestehender Schulsysteme zur Entwicklung neuer Zielvorstellungen beitragen, 
die ihrerseits Systemänderungen notwendig machen. Unter diesem Aspekt w ü r ­
de Systemberatung eher innovative Funktionen erfüllen, insbesondere wenn sie 
an der Planung neuer Systeme (z. B. Schulversuche, Modellschulen, grundsätz ­
liche Strukturveränderungen innerhalb des bestehenden Systems) beteiligt wird. 
Systemberatung kann unterschiedlich organisiert werden, je nach den spezifi­
schen Funktionen, die ihr die Klienten (z. B. Lehrer, Schüler, Schulverwaltung) 
in F o r m von Fragen und Problemen zuschreiben oder die sie aus ihrem eigenen 
Selbstverständnis bestimmen kann. 3 Soll z. B. in einer integrierten Gesamt­
schule eine kontinuierliche Schullaufbahnberatung für alle Schüler institutiona­
lisiert werden, so w ä r e der Schule nur partiell geholfen, wenn man die Inter­
essenten über die möglichen diagnostischen Methoden, über Beratungstechniken 
und -formen und über bisher erprobte Organisationsmodelle von Schullauf­
bahnberatung informierte. Die Umsetzung dieser Informationen in konkrete 
Beratungsakt ivi tä ten w ä r e erst dann gewährleistet, wenn eine für die A u f ­
gaben der Schullaufbahnberatung hinreichend qualifizierte Gruppe von Lehrern 
zur Verfügung stünde. Information und Kompetenzerweiterung durch Weiter­
bildung müßten durch externe Systemberatung verwirklicht werden. Dabei 
w ü r d e n Personen oder Institutionen4 tätig werden, die außerhalb des zu be­
ratenden Systems und unabhängig von ihm fungieren. Die Probleme der In­
stitutionalisierung der Schullaufbahnberatung in der betreffenden Gesamt­
schule w ä r e n jedoch nur in einer längeren Beobachtungs- und Beratungsphase 
zu identifizieren und zu lösen, in der die bereits qualifizierten Lehrer und die 
externen Berater — in enger Kooperation mit den betroffenen Schülern und 
Eltern — zusammenarbeiten. In dieser Phase der Problemidentifikation und 
-lösung müßte gleichzeitig auf eine zunehmende Unabhängigkei t der schul-
eigenen Berater von externer Beratung hingearbeitet werden. Sobald die Bera-
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tungslehrer selbständig weiterarbeiten und auch die Einarbeitung neuer Kol le ­
gen übernehmen, w ä r e die ursprünglich externe in eine interne Systemberatung, 
hier in Form der Schullaufbahnberatung, überführt worden. 
Fassen wir zusammen: W i r d Systemberatung von einzelnen oder mehreren 
Personen durchgeführt, die in ein bestimmtes Schulsystem funktional integriert 
sind, so sprechen wir von interner Systemberatung. W i r d die Beratung dagegen 
von außerhalb des Systems stehenden und von ihm unabhängigen Personen 
wahrgenommen, so handelt es sich um externe Systemberatung. Zwischen die­
sen beiden „Organisat ionspolen" gibt es eine Reihe von Mischformen, die sich 

— besonders im Zuge der Gesamtschulentwicklung — in einzelnen Bundeslän­
dern herausgebildet und b e w ä h r t haben. 5 

7.3. Grundintentionen der Systemberatung 

Unabhängig von den unterschiedlichen Zielgruppen, an die sich eine wissen­
schaftlich fundierte Systemberatung wendet, unabhängig auch von verschieden 
großen Teilbereichen des Systems Schule, auf die sich Systemberatung erstrek-
ken kann, ist zunächst zu klären , welche fundamentalen Ziele Systemberatung 
verfolgen und damit zur grundlegenden Orientierung ihrer vielfältigen A k t i ­
vi tä ten machen sollte. 

D i e das Schulsystem konstituierenden Prozesse lassen sich vier Bereichen zu­
ordnen: 

— Bereich der Planung, 
— Bereich der Realisierung, 
— Bereich der Evaluation, 
— Bereich der Revision und Modifikation. 
Sowohl die Makrostruktur des Gesamtsystems Schule in einer bestimmten 
historischen Situation und unter je spezifischen gesellschaftlich-ökonomischen 
Bedingungen wie auch die unterschiedlichen Mikrostrukturen der Subsysteme 
werden durch die in den genannten Bereichen ablaufenden Prozesse bestimmt. 
Im Bereich der Planung hat Systemberatung p r i m ä r die Aufgabe, Planungs­
prozesse durch wissenschaftliche Ergebnisse aus allen für Unterricht und Erzie­
hung relevanten Disziplinen (Erziehungswissenschaft, Psychologie, Soziologie, 
Ökologie , Ö k o n o m i e u. a.) z u fundieren und zu steuern. Dabei kommt es nicht 
nur darauf an, die relevanten Ergebnisse in einer alle an der Planung Betei­
ligten verständlichen und nachvollziehbaren Form zu vermitteln, sondern viel­
mehr auch inhaltliche Zielvorstellungen zu entwickeln, die die Ergebnisse nahe­
legen. Eine Systemberatung, die sich auf die Vermittlungsfunktion zwischen 
Wissenschaft und bildungspolitischen Entscheidungsinstanzen beschränkt, w ü r d e 
ihren innovativen Möglichkeiten nicht gerecht und sich auf eine Position „wis­
senschaftlicher N e u t r a l i t ä t " zurückziehen, die sie zu einer beliebig verwend­
baren Technologie machen w ü r d e . Damit soll nicht bestritten werden, daß 
Systemberatung ein möglichst umfassendes und vielfältiges instrumentelles Wis-
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sen bereitzustellen hat, das die Realisierung von Z i e l Vorstellungen begünstigt. 
Wichtig ist aber, d a ß gleichzeitig Ziel - und Entscheidungsalternativen angebo­
ten werden, die u. U . frühere Zielentscheidungen in Frage stellen oder neue — 
wissenschaftlich begründbare und schulpolitisch wünschbare — Perspektiven für 
die Planung im Bildungswesen aufzeigen. 6 Die skizzierten Grundintentionen 
der Systemberatung im Hinblick auf Planungsprozesse gelten nicht nur für die 
„höheren" oder zentralen Ebenen der Planung (z. B. K M K , Bildungsrat, Wis­
senschaftsrat), sondern auch für die Teilnahme an Planungen auf regionaler 
Ebene und die Erstellung von Strukturplänen für Schulversuche oder einzelne 
Schulen bzw. Schulstufen. 
Die Realisierung von inhaltlich-strukturellen Zielvorstellungen, über die in der 
Planungsphase entschieden wurde, kann durch Systemberatung erleichtert und 
beschleunigt werden. Systemberatung w ü r d e also i m Bereich der Durchführung 
von Erziehung und Unterricht unter je spezifischen schulorganisatorischen und 
personellen Bedingungen pr imär die Intention verfolgen, zur Optimierung von 
Prozessen, Funktionen und Strukturen beizutragen, die das Erreichen p ä d a g o ­
gischer, didaktisch-curricularer und sozialer Ziele bedingen. Dabei wird Sy­
stemberatung nur dann ihre Optimierungsfunktion erfüllen können, wenn sie 
(1) an den Bedürfnissen aller an der Realisierung schulischen Lernens Beteilig­

ten orientiert bleibt, 
( 2 ) in enger Kooperation mit den Beteiligten D y s f u n k t i o n a l i t ä t e n und S t ö r ­

variablen innerhalb eines oder mehrerer Systeme zu identifizieren versucht, 

(3) die verantwortliche Beteiligung der Adressaten v o n Beratung an Such-, 
Finde- und Entscheidungsprozessen im Hinblick auf die funktionale V e r ­
besserung des Systems zu sichern vermag, 

(4) die Verantwortung für Erfolg oder Mißerfolg bestimmter Optimierungs­
strategien mit den Beratenen gemeinsam zu tragen bereit ist. 

Der Bereich der E v a l u a t i o n umfaßt alle schulinternen wie -externen Prozesse, 
die mittels Beobachtung, Messung und vergleichender Beurteilung der W i r k ­
samkeit pädagogischer M a ß n a h m e n zu erfassen versuchen. M i t dieser sehr al l ­
gemeinen Begriffsbestimmung wird die Vielfalt von Problemen und Fragestel­
lungen angedeutet, die Gegenstand von Evaluation sein können. Die Messung 
und Beurteilung von Schulleistungen innerhalb einzelner Systeme, wissenschaft­
liche Begleit-, Kontro l l - und Vergleichsuntersuchungen von Schulversuchen, ver­
gleichende Effektivitätsuntersuchungen unterschiedlicher Unterrichtsmethoden, 
-medien und -organisation gehören ebenso zum Bereich evaluativer M a ß n a h ­
men, wie die Konstruktion und Anwendung von lernzielorientierten Tests, die 
Beobachtung und Bewertung des Lehrerverhaltens oder die Erfolgskontrolle 
bestimmter F ö r d e r m a ß n a h m e n . Diese Palette v o n Aufgaben und Problemen 
für die Evaluation ließe sich noch erweitern, ohne d a ß sie im Rahmen dieses 
Beitrages relativ vollständig charakterisiert werden k ö n n t e . 7 

Systemberatung hät te vor allem drei Aufgaben zu erfüllen, um eine Evalua­
tion von Unterrichts- und Erziehungszielen im weiteren Sinne (incl. der O r g a ­
nisation, des Lehrerverhaltens, der informellen und formellen Interaktionen, 
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der Interdependenzen schulischer und außerschulischer Interessen an Unterricht 
und Erziehung u. a. m.) zu ermöglichen, die zugleich an den Bedürfnissen der 
Beratung Suchenden (Lehrer, Schulen, Verwaltung) wie auch an einem praxis­
verändernden Beratungskonzept („Handlungsforschung") orientiert ist: 8 

(1) E x p l o r a t i o n der Bedürfnisse n a c h E v a l u a t i o n : 
In einem ersten Schritt intensiver Kommunikation zwischen den Adressaten 
der Beratung und den Beratern wäre zu klären, welche Fragestellungen oder 
Bereiche überprüft werden sollen, ob diese Bereiche zu differenzieren oder in 
übergreifende Evaluat ionsansätze zu integrieren sind und — vielleicht das wich­
tigere Ziel der Exploration — ob ein P r i o r i t ä t e n k a t a l o g von Evaluations­
bedürfnissen besteht. Nach dieser Klärungsphase müssen die Bereiche und Ziele 
der Evaluation u. U . neu bestimmt oder präzisiert werden. Aus einem ursprüng­
lichen Bedürfnis nach genereller Objektivierung der Aufsatzbeurteilung k ö n n ­
ten beispielsweise folgende Aufgaben als vordringlich und bedeutsam sich er­
geben haben: Ermittlung der impliziten Kriterien der Aufsatzbeurteilung — 
Beschreibung und Präzisierung dieser Kriterien — Entwicklung von Skalen oder 
gewichteten Punktsystemen zur Beobachtung und Bewertung der jetzt explizi­
ten Kriterien — Erprobung und Revision des neuen Verfahrens. Ähnliche D i f ­
ferenzierungen sind denkbar für „Evaluationsbedürfnisse" , die sich auf metho­
dische oder unterrichtsorganisatorische Probleme beziehen (Effizienz verschie­
dener Lese-Schreib-Lehrmethoden oder unterschiedlicher Differenzierungsfor­
men, Auswirkung informeller Kontakte in formellen Interaktionen). 

(2) B e r e i t s t e l l u n g v o n I n f o r m a t i o n e n u n d Aktivitäten: 
Entsprechend den in der Explorationsphase als bedeutsam ermittelten E v a l u a ­
tionsbedürfnissen hat Systemberatung die für die Realisierung dieser B e d ü r f ­
nisse relevanten Informationen (Techniken, Literatur, Ergebnisse analoger U n ­
tersuchungsansätze, Vermittlung wichtiger „ K o n t a k t p e r s o n e n " , institutionell-
technologische H i l f e n u. a. m.) aufzubereiten und die Beratenen dadurch zu 
einer weitgehend selbständigen Lösung ihrer Probleme zu qualifizieren. D i e In­
formationsvermittlung, die Einführung bestimmter Untersuchungsmethoden, 
die Datenauswertung und andere Beratungsaktivi täten sollten dabei als offene, 
wechselseitige Lernprozesse geplant werden: Beratung orientiert sich an der 
Praxis, sie will durch ihre Akt ivi tä ten Praxis verändern und zugleich an praxis­
bezogenen Problemen neue Inhalte, Methoden und Lösungsvorschläge entwik-
keln; die Praxis nimmt ihrerseits wissenschaftlich fundierte Verbesserungsvor­
schläge auf, setzt diese in konkrete pädagogische Vol lzüge um und bleibt für 
spätere, u. U . notwendige Modifikationen offen, die sich sowohl aus der Weiter­
entwicklung der sozial- und erziehungswissenschaftlichen Forschung wie auch 
aus Problemen bei der Realisierung von Beratungsergebnissen im pädagogischen 
Feld ergeben können. 

Die Entwicklung im Bereich der Evaluation von Schulleistungen in den letzten 
drei Jahrzehnten w ä r e als ein Beispiel für diesen wechselseitigen L e r n p r o z e ß 
anzuführen: Nachdem das Lehrerurteil und die Zensur als häufigstes Ausdrucks­
mittel der Beurteilung von Schülerleistungen schon lange kritisiert worden war 
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( z . B . BOBERTAG 1934, H Y L L A 1949), versuchte man zunächst — abgesehen von 

der Forderung nach totaler Abschaffung der Zensur —, durch Vergleichsarbei­

ten 9 oder statistische Verfahren 1 0 die Zensur zu objektivieren. In der Schul­

praxis wurde jedoch von beiden Angeboten wenig Gebrauch gemacht. E twa 

parallel dazu begann man, standardisierte Schulleistungstests zu entwickeln 

(vgl. INGENKAMP 1962), die zwar von den Lehrern als brauchbare Instrumente 

zum Vergleich ihrer Schülergruppen mit repräsentat iven Stichproben begrüßt 

und angewandt wurden, die Probleme der Zensierung durch Ziffern aber auch 

nicht lösten. A u f das Bedürfnis der Praktiker, ihre spezifischen Lernziele in 

ihren je unterschiedlichen Schülergruppen möglichst objektiv, gültig und zuver­

lässig zu messen, reagierte die praxisorientierte pädagogisch-psychologische For­

schung (natürlich auch aus vielen anderen Motiven) mit der Entwicklung von 

Verfahren zur Lernzielanalyse und Operationalisierung (z. B. BLOOM , B. S. et 

al. 1972, G A G N E 1969, M A G E R 1965) sowie zur Konstruktion von informellen 

Tests durch den Lehrer (z. B. WENDELER 1969). Diese Verfahren wurden von 

den Praktikern — speziell von Kollegien in Schulversuchen — in zunehmen­

dem M a ß e eingesetzt. Dennoch hat sich — wiederum ausgehend von der Praxis 

„normalver te i l te r " Leistungsbeurteilungen — eine intensive Diskussion um p ä d ­

agogisch sinnvollere M e ß - und Beurteilungsverfahren entwickelt, die zur theo­

retischen Begründung (STRITTMATTER 1973, FRICKE 1972) und zu ersten pra­

xisorientierten Konstruktionsvorschlägen für lernzielorientierte Tests (z. B. 

H O R N 1972, K L A U E R U . a. 1972) führte. Diese Skizze des Dialogs zwischen 

„ P r a x i s " und „Theorie" demonstriert die Notwendigkeit, Beratung und V o l l ­

zug von Beratung — wo immer möglich — als wechselseitigen Lern- und Ent­

wicklungsprozeß zu verstehen. 

(3) G e m e i n s a m e I n t e r p r e t a t i o n der E v a l u a t i o n s e r g e b n i s s e : 
Die dritte Aufgabe der Systemberatung im Bereich der Evaluation ist nicht 

weniger wichtig als die vorab beschriebenen. N a c h erfolgter Überprüfung be­

stimmter Systemkomponenten (z. B. der Effekt ivi tä t bestimmter DifTerenzie-

rungsmodelle im Hinblick auf die „soziale Integration" von Schülern, verglei­

chender Leistungsuntersuchungen vieler Jahrgangsstufen verschiedener Systeme, 

Ü b e r p r ü f u n g der Zielrealisierung spezifischer F ö r d e r m a ß n a h m e n ) muß gemein­

sam mit den Betroffenen die Deutung und Bedeutung von Evaluationsergeb­

nissen geleistet und eingeschätzt werden. A n H a n d empirischer Befunde sind 

konkrete und für die weitere Entwicklung eines Schulsystems oder bestimmter 

Teilkomponenten u. U . sehr bedeutsame Fragen zu beantworten, etwa: 

— G e w ä h r t das untersuchte System der fachspezifischen Leistungsdifferenzie­

rung allen Schülern — unabhängig von ihrer Schichtzugehörigkeit — gleich­

wahrscheinliche Aufstiegschancen (Intermobil i tät )? 

— Bestehen signifikante geschlechtsspezifische Unterschiede bezüglich der Fächer­

wahl im Wahlpflichtbereich eines Systems? 

— H a b e n bestimmte Sprachförderungsprogramme für Vorschulkinder mit 

Sprachdefiziten zu einer Homogenisierung der sprachlichen Kompetenzen 

(Wortschatz, Syntax, Sprachflüssigkeit, Differenzierungsvermögen u. a.) ge-
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forcierter und nicht geförderter Kinder bei Eintritt in die Grundschule ge­
führt? 

— Ist ein zusätzliches Lesetraining für Kinder mit Rechtschreibschwierigkeiten 
u. U . genauso effektiv wie ein gezieltes Rechtschreibtraining? 

Der Katalog dieser Fragen, der sich fast beliebig erweitern ließe, soll andeuten, 
d a ß Systemberatung mit der Beantwortung von „ I n t e r p r e t a t i o n s f r a g e n " ( H y ­
pothesenprüfung) ihren Beitrag zu u. U . notwendigen Korrekturen p ä d a g o g i ­
scher, didaktischer und unterrichtsorganisatorischer Prozesse und Variablen zu 
leisten beginnt, der weiter oben zusammenfassend als Bereich der Revision und 
M o d i f i k a t i o n bezeichnet wurde. In diesem Bereich — man k ö n n t e ihn auch als 
Phase verstehen — fällt der Systemberatung die Aufgabe zu, gemeinsam mit 
den Betroffenen (Kollegien, Fachbeiräte, Koordinierungsgruppen für bestimmte 
Schulbereiche, schulspezifische oder schulübergreifende Projektgruppen u. ä . ) 
und unter Berücksichtigung der Interpretationen empirischer Befunde zu ent­
scheiden, welche modifizierenden M a ß n a h m e n oder grundlegenden Revisionen 
in einem oder mehreren Schulsystemen verwirklicht werden müssen, um das 
Erreichen pädagogischer Zielsetzungen wahrscheinlicher zu machen. Diese Ent ­
scheidungen implizieren nicht selten schulpolitische Konsequenzen, deren Reich­
weite unterschiedlich sein wird, gerade deshalb aber stets mitbedacht werden 
m u ß . V o n der rechtzeitigen Einbeziehung schulpolitischer Aspekte in Ü b e r l e ­
gungen zu gewünschten Veränderungen ist häufig die Durchsetzung dieser V e r ­
änderungen — d. h. nicht selten Erschließung zusätzlicher finanzieller Ressour­
cen bei schulpolitischen Entscheidungsträgern — abhängig. 

Damit schließt sich der Kreis der Grundintentionen und Aufgaben der System­
beratung: V o n der Beteiligung an den Planungsprozessen über die Realisie­
rung, Evaluation und Revision pädagogischer, didaktischer und unterrichts­
organisatorischer M a ß n a h m e n übernimmt Systemberatung Informations- und 
Orientierungsfunktionen, die letztlich wieder in neue Planungen einmünden. 
Optimierung und Innovation sind dabei als gleichwertige und gleichsam „ n o r ­
mative" Zielsetzungen von Systemberatung zu verstehen. 

7.4. Interne Systemberatung 

Die Aufgaben interner Systemberatung in einer einzelnen Schule lassen sich — 
unabhängig von der zur Verfügung stehenden B e r a t u n g s k a p a z i t ä t — inhalt­
lich wie folgt bestimmen: 
— Aufbereitung von Informationen über neuere Ergebnisse der pädagogisch-

psychologischen Forschung zwecks Integration in die curricular-didaktische 
Planung; 

— Beratung bei der Planung, Durchführung und Evaluation didaktisch-organi­
satorischer Differenzierungsmaßnahmen; 

— Beratung bei Planung, Durchführung und Evaluation spezifischer F ö r d e r m a ß ­
nahmen für Schüler mit abgrenzbaren Lern- und Leistungsstörungen; 
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— Information und Beratung bei der Entwicklung lernzielorientierter Tests 

und v o n Beurteilungsverfahren für schriftlich nicht abrufbare Lernziele (Be­

obachtungskriterien, Schätzskalen, Diagnosebögen) ; 

— Beratung bei der Planung und Durchführung außerunterrichtlicher A k t i v i ­

tä ten, speziell in Ganztagsschulen; 

— Anbahnung und Unterstützung kooperativer Unterrichtsplanung und -rea-

lisierung; 

— Unterrichtsbeobachtung und Beratung von Lehrern bei sogenannten „ U n ­

terrichtsstörungen" ; 

— H i l f e n bei der Bewält igung von Störungen und Konflikten, die sich aus der 

Interaktion der verschiedenen an der Schule beteiligten Personen und G r u p ­

pen (Lehrer—Lehrer-, Lehrer—Schüler-, Lehrer—Eltern-, Schüler—Schüler-, 

Lehrer—Schulleitung-Beziehungen) ergeben; 

— Beratung und Förderung neuer Formen der Zusammenarbeit zwischen Eltern 

und Lehrern. 

Die für die Lösung dieser Aufgaben notwendigen Qualifikationen würden in 

einem Beratungsteam folgender Zusammensetzung ausreichend repräsentiert 

sein: Curricular-didaktischer Fachberater, Beratungslehrer mit psychologischer 

Zusatzausbildung, Sozialpädagoge, Psychologe mit therapeutischer Qualifika­

tion. D a diese Zusammensetzung auch für größere Schulen (z. B. Gesamtschu­

len, Mittelpunktschulen) in naher Zukunft nur ein wünschbares Optimalmodell 

bleiben dürfte , müssen einerseits — je nach der Beratungskapazi tä t , über die 

die einzelne Schule verfügt — Priori täten im Hinblick auf die zu bewältigen­

den Aufgaben gesetzt werden, andererseits m u ß eine enge Kooperation mit 

schulexternen Beratungsinstitutionen gesucht werden. 

U m f a n g und Wirkung interner Systemberatung im Sinne der oben genannten 

Aufgaben ist aber nicht nur abhängig von Z a h l und Qualifikation der Berater, 

sondern auch von der Definition und Bewertung der Beraterrolle durch die 

Betroffenen. W ä h r e n d in den mehr „sachorientierten" Beratungsbereichen (Cur­

riculum, Unterrichtsorganisation, Lernzielkontrollen, F ö r d e r m a ß n a h m e n ) bei 

hinreichender Qualifikation der Berater Rollen- und Kompetenzkonflikte kaum 

zu erwarten sind, wird sich der Berater in „personenbezogenen" Bereichen der 

Beratung (Lehrer—Schüler-Konflikte, Modifikation von Einstellungen gegen­

über Eltern oder Kollegen) häufiger Konflikten und Mißverständnissen aus­

gesetzt sehen, weil den Beratenen die Differenzierung zwischen den Rollen 

„distanziert -analysierender Berater" und „solidarisch-kooperativer Kollege" in 

ihrer sozialen Wahrnehmung selten gelingen dürfte . Interpersonale Konflikte 

innerhalb eines Systems dürften deshalb eher von Personen mit einer gewissen 

„sozialen Distanz" zu den Betroffenen angemessen analysiert und durch Bera­

tung einer Lösung zugeführt werden können (vgl. FÜRSTENAU 1970). Dies gilt 

um so mehr, je s tärker diese soziodynamischen Konflikte durch Momente der 

Verteilung von Macht- und Entscheidungskompetenzen (z. B. Hierarchie: Schul­

leiter — Kollegen, Verteilung von Funktionszulagen und Ermäßigungsstunden 

innerhalb eines Kollegiums, Anschaffungen und Mittelverteilung, politisch be-
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stimmte Differenzen) zu beschreiben sind. In diesen Fällen sind ein oder meh­
rere in das System funktional integrierte Berater überfordert , wenn sie als 
„neutraler Beobachter" zwischen den Betroffenen vermitteln sollen. 
Ähnliche Konflikte — wenn auch mit geringerer Intensität — ergeben sich f ü r 
schulinterne Berater, die zwischen Eltern und Lehrern bzw. Schulleitung ver­
mittelnd einzugreifen versuchen. N u r zu oft wird von den Beteiligten erwartet, 
d a ß der Berater jeweils als Anwal t ihrer Interessen fungiert. N e u t r a l i t ä t glaub­
haft beiden „ P a r t e i e n " zu vermitteln, dürf te in den meisten Fällen nicht m ö g ­
lich sein. 1 1 

7.5. Externe Systemberatung 

Externe Systemberatung kann in dreifacher Form im R a u m der Schule w i r k ­
sam werden: 
— als wissenschaftliche Beratung bei der Planung von Schulversuchen und M o ­

dellprojekten (Innovation), 
— als Analyse bestehender Schulen unter spezifischen Fragestellungen mit dem 

Ziel , Lösungs- und Entwicklungsmöglichkeiten aufzuzeigen (Evaluation, Rea­
lisierung, Revision), 

— als wissenschaftliche B e w ä h r u n g s - und Erfolgskontrolle bestimmter Schul­
systeme oder Systemkomponenten (Evaluation, Revision). 

Im Rahmen der Planung von Schulversuchen sollten sowohl die Zielsetzungen 
als auch die jeweils gegebenen Realisierungsbedingungen kritisch überprüft und 
im Hinblick auf die Ziel-Mittel-Relation mit den Beteiligten diskutiert und 
gegebenenfalls modfiziert werden. Systemberatung hätte dabei im einzelnen 
die folgenden Aufgaben zu übernehmen: 
— Modellentwicklungen für die Organisation von Planungsprozessen für ein­

zelne Schulversuche unter Berücksichtigung spezifischer „ R a n d b e d i n g u n g e n " 
( G r ö ß e und Qualifikation der Planungsgruppe, Standortgebundenheiten 
u. a. m.); 

— Uberprüfung der generellen pädagogischen und sozialen Zielvorstellungen 
eines Schulversuchs im Kontext übergreifender R e f o r m a n s ä t z e ; 

— Analyse der Voraussetzungen für die Einführung pädagogischer Innovatio­
nen unter personellen und materiellen Aspekten; 

— Aufbereitung und Weitergabe von wissenschaftlichen Forschungsergebnissen, 
die für die Planung von Schulversuchen von Bedeutung sind; 

— Mithilfe bei der Einleitung und Durchführung von Planungsprozessen in 
enger Kooperation mit den für die Einführung von Schulversuchen Verant­
wortlichen (Lehrer, Schulträger, Schulaufsicht); 

— Mithilfe bei der Entwicklung und Einführung spezifischer didaktischer und 
sozialpädagogischer Konzepte (z. B. Unterrichtsdifferenzierung, Freizeit­
angebote in Ganztagsschulen, Organisation eines Tutorensystems); 

— Beratung im Hinblick auf die Organisation eines optimalen Informations-
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flusses innerhalb großer und differenzierter Schulsysteme (z. B. Gesamtschu­
len) und in bezug auf angemessene; Formen der Mitsprache und -entscheidung 
aller an der Schule Beteiligten. 

Diese für die Planungsphase eines Schulsystems besonders wichtigen Aufgaben 
der Systemberatung können am effektivsten von Beratungsteams wahrgenom­
men werden, in denen verschiedenartige Kompetenzen (Sozialwissenschaftler, 
Didaktiker, Sozialpädagogen) vertreten sind. A n s ä t z e einer solchen Beratung 
sind in verschiedenen Bundesländern zu beobachten und sollten ausgebaut wer­
den, u m nicht zuletzt die Koordination pädagogischer Innovationen zu 
sichern. 1 2 Dies gilt im besonderen M a ß e für Gesamtschulversuche und M o d e l l ­
projekte in verschiedenen Schulstufen. 1 3 

Die Effizienz externer Systemberatung ist dabei vor allem davon abhängig, 
inwieweit sie von Planungsgruppen wie v o n Schulträgern und Schulaufsicht als 
notwendiger Bestandteil und wichtiges Korrektiv anerkannt und institutionell 
im P lanungsprozeß verankert wird. Das bedeutet Sicherung der personell­
materiellen Voraussetzungen für Beratungsteams als auch Sicherung einer weit­
gehenden Unabhängigkei t dieser Teams von Weisungen durch administrative 
Instanzen. 

Das zweite Aufgabenfeld für externe Systemberatung läßt sich zusammenfas­
send als „pädagogisch-psychologischer Dienst" kennzeichnen. Dieser Terminus 
soll andeuten, d a ß hier Beratung als Reaktion auf bestimmte Probleme beste­
hender Systeme verstanden wird, die diese nicht oder nicht befriedigend zu 
lösen vermögen. Im Gegensatz zur „Planungsberatung" , die eine mehr steu­
ernde Funktion hat, müssen „pädagogisch-psychologische Dienste" einerseits 
dazu beitragen, dysfunktionale Prozesse und Konflikte in bestehenden Syste­
men zu analysieren und Lösungsansätze bzw. Verbesserungen vorzuschlagen; 
andererseits müssen sie auch Hil fen bei der Modifikation bestimmter System­
komponenten, die von einzelnen Schulen gewünscht werden, anbieten. 1 4 Im 
einzelnen w ä r e hier vor allem an folgende Aufgaben zu denken: 

— Analyse soziodynamischer Konflikte innerhalb eines Systems (Kompetenz-, 
Macht-, Entscheidungs-, Interessenkonflikte) mit dem Ziel , die Interaktion 
und Kommunikation zwischen den Beteiligten zu verbessern; sachorientierte 
und realisierbare Lösungsansätze erarbeiten, um im ganzen — ohne K o n ­
flikte zu verschleiern — zu wünschenswerten Formen der Kooperation zu 
gelangen; 1 5 

— Beratung bei der Einführung und Verwirklichung spezieller F ö r d e r p r o g r a m ­
me für leistungsschwächere Schüler (z. B . muttersprachliche Förderung, T r a i ­
ningsprogramme und -materialien für Legastheniker, fachspezifische T r a i ­
ningsprogramme) ; 

— Beratung bei der curricular-didaktischen Planung neuer Unterrichtsgegen­
stände, bei der Einführung bereits vorliegender Unterrichtsmaterialien, bei 
der Auswahl stufen- und fachspezifischer unterrichtstechnologischer H i l f e n 
(Programme, Medien, Sprachlabore, technische G e r ä t e für verschiedene U n -
terrichtssz wecke); 
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— Beratung im Hinbl ick auf die sachgemäße Anwendung standardisierter Tests 
und die Entwicklung schulspezifischer lernzielorientierter Erfolgskontrollen; 1 6 

— Beratung und Information zu Möglichkeiten und Problemen der Unter­
richtsdifferenzierung in verschiedenen Stufen und Fächern auf der Basis be­
reits vorliegender Erfahrungen und empirischer Befunde; 

— Information und Training von Lehrern in der Anwendung psychologischer 
Methoden zur Verhaltensbeobachtung und -modifikation von Gruppen und 
I n d i v i d u e n ; 1 7 

— Beratung und Training i m Bereich der Diagnose von sogenannten „ L e r n -
und V e r h a l t e n s s t ö r u n g e n " . 

D i e genannten Aufgaben für „pädagogisch-psychologische Dienste" sollten im 
Sinne eines Beratungsangebots verstanden werden, das — je nach den unter­
schiedlichen Bedürfnissen einzelner Schulsysteme — in Anspruch genommen 
werden kann. Wenn diese Aufgaben als ein wünschenswertes Optimalangebot 
verstanden werden, besteht die unabwendbare Notwendigkeit, externe System­
beratung als „pädagogisch-psychologischen Dienst" auszubauen, um die Inte­
gration erziehungswissenschaftlicher und psychologischer Befunde und Erkennt­
nisse in die Unterrichts- und Erziehungswirklichkeit zu deren Veränderung und 
Verbesserung zu beschleunigen. 

Externe Systemberatung m u ß schließlich verstanden werden als empirisch orien­
t i e r t e E r f o l g s k o n t r o l l e v o n S c h u l s y s t e m e n oder S y s t e m k o m p o n e n t e n mit dem 
Ziel, V e r ä n d e r u n g e n und Korrekturen an einem bestimmten System zu be­
gründen und zu verwirklichen. Insofern dient hier Systemberatung dem über­
geordneten Zweck, eine erfahrungswissenschaftlich fundierte permanente Re­
form des Unterrichts- und Erziehungssystems zu ermöglichen. Diesem Zweck 
können sowohl systemspezifische als auch grundlagenorientierte Bewährungs­
u n d Begleituntersuchungen dienen. 

Statt eines unvol ls tändigen Katalogs von Fragestellungen für wissenschaftliche 
Begleit- und Bewährungsuntersuchungen aufzustellen, 1 8 sei abschließend die Be­
deutung solcher Untersuchungen für eine kritisch-analysierende Systemberatung 
angedeutet: Wenn Systemberatung auf die Schule modifizierend einwirken wil l , 
m u ß sie eine langfristige pädagogische Entwicklungsarbeit durch forschungs-
zentrierte Begleitung lenken und korrigieren. Pädagogische Entwicklung und 
Reform sind sowohl Voraussetzung wie Folge und Ziel wissenschaftlicher For­
schung. Beide stehen zueinander in einem wechselseitigen Bedingungszusam­
menhang. Ohne pädagogische Forschung sind neue Einsichten in pädagogische 
Z u s a m m e n h ä n g e und damit eine fundierte Beratung nicht möglich. Ohne eine 
risikofreudige Entwicklung neuer Zielvorstellungen für Erziehung und Unter­
richt w ü r d e Forschung aber nicht provoziert werden. 
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7.6. Einige Probleme der Institutionalisierung von Systemberatung 

Geht man davon aus, daß interne Systemberatung für eine einzelne Schule 
durch bestimmte Personen verwirklicht werden soll, so w ä r e n z. B. folgende 
Aufgaben von Beratungslehrern mit zusätzlicher Qualifikation wahrzunehmen: 
Planung und Durchführung von Differenzierungs- und F ö r d e r m a ß n a h m e n , Be­
ratung bei der Anwendung standardisierter und der Konstruktion lernziel-
orientierter Tests, Durchführung von Leistungsvergleichen. Psychologen (sofern 
für eine einzelne Schule verfügbar) wären dagegen p r i m ä r zuständig für die 
Integration neuerer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die curricular-didaktische 
Planung, für die Diagnose förderungsbedürftiger K i n d e r und die Evaluation 
bestimmter F ö r d e r m a ß n a h m e n , für die Beratung und das Training von Lehrern 
im Hinblick auf die Anwendung verhaltensmodifikatorischer Methoden der 
Unterrichts- und Verhaltensbeobachtung u. a. m. Diese Auflistung k ö n n t e man, 
je nach der Personalkapazi tä t , die für Beratung zur V e r f ü g u n g steht, fort­
setzen. Wichtiger ist aber, daß mit der möglichen Spezialisierung verschiedener 
an der Systemberatung beteiligter Personen zwei Prinzipien der Institutionali­
sierung interner Systemberatung hervorgehoben werden sollen: Arbeitsteilung 
und klare Rollendefinition. M i t der funktionalen Beschreibung von „ B e r a t e r ­
rollen" m u ß gesichert werden, daß trotz unterschiedlicher Qualifikation u n d 
Kompetenz der an der Beratung beteiligten Personen eine zwingende N o t ­
wendigkeit zur Kooperation und Kommunikation besteht, weil Probleme des 
Systems meist nur mit verschiedenen (pädagogisch, didaktisch, psychologisch 
usw.) diagnostischen Methoden analysiert und mit den entsprechenden m o d i -
fikatorischen (z. B . Differenzierung des Unterrichts, gruppenbezogene F ö r d e r ­
und Evaluat ionsmaßnahmen, therapeutische I n d i v i d u a l m a ß n a h m e n ) A n s ä t z e n 
gelöst werden können. Die arbeitsteilige Rollendefinition sichert aber zugleich 
eine optimale Nutzung der zur Verfügung stehenden B e r a t u n g s k a p a z i t ä t . 
Die innerhalb eines Systems tätigen Berater sollten keine zusätzlichen L e i -
tungs- oder „Stabsfunktionen" übernehmen, um allen an der Schule Beteilig­
ten (Schulleitung, Kollegium, Schüler, Eltern) Beratung anbieten zu können , 
ohne mit zusätzlichen — vermeintlichen oder tatsächlichen — Macht- und E n t -
scheidungskompetenzen ausgestattet zu sein, die den E r f o l g einer an den Be­
dürfnissen der Adressaten orientierten Systemberatung in Frage stellen w ü r ­
den. Jede Beratungsaktivität, die bestimmte V e r ä n d e r u n g e n innerhalb des Sy­
stems zum Ziel hat, sollte deshalb im weitesten Sinne bedürfnisorientiert be­
gründbar sein; d. h. daß alle von bestimmten V e r ä n d e r u n g e n Betroffenen ein­
sehen, daß z. B. mit stärkerer Unterrichtsdifferenzierung, mit neuen Formen 
der Lernerfolgskontrolle oder mit der Intensivierung der Eltern-Lehrer-Koope-
ation Verbesserungen im Bereich von Unterricht und Erziehung erreicht we-
den sollen, die dem einzelnen Schüler oder Lehrer zugute kommen. Durch In­
formation und Teilhabe an Entscheidungsprozessen w i r d gesichert, d a ß das 
Engagement bei der Realisierung unterschiedlicher M a ß n a h m e n erhöht w i r d , 
weil diese als Verbesserungen von möglichst vielen Beteiligten bejaht werden. 
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Dieser Aspekt darf als eine wichtige Erfahrung der auf Innovation ausgerich­
teten Handlungsforschung bei der Systemberatung nicht unberücksichtigt blei­
b e n . 1 9 

Interne Systemberatung wird sich nicht selten mit Weisungen und Ansprüchen 
verschiedener Funktionsträger (Schulleiter, Fachbereichsleiter, Stufenleiter u. ä . ) 
oder Gruppen innerhalb eines Kollegiums konfrontiert sehen, die sich als ver­
deckte oder offene Macht- und Kompetenzansprüche identifizieren lassen und 
deren Durchsetzung zu heftigen Konflikten führen kann. Systemberater müssen 
hier versuchen, M a c h t k ä m p f e durch aufgaben- und problemzentrierte K l ä r u n g s ­
und Lösungsverfahren (brain storming, gruppendynamisch orientierte Diskus­
sionen, Planspiele) zu ersetzen, durch die person- oder gruppenzentrierte Aus­
einandersetzungen versachlicht und gelöst werden können, ohne d a ß die Inter­
essen und Bedürfnisse einzelner Personen oder Gruppen v e r d r ä n g t oder unter­
drückt werden. Der Erfolg solcher Bemühungen wird allerdings davon a b h ä n ­
gen, inwieweit die Betroffenen bereit sind, Gruppenkonflikte und R i v a l i t ä t e n 
als A n l a ß für einen auf K l ä r u n g , K o m p r o m i ß und Wiederherstellung einer 
kooperativen Interaktion gerichteten L e r n p r o z e ß zu akzeptieren bereit sind. 
In das System integrierte Berater werden — trotz klarer und sie gegenüber 
anderen Funktionsträgern abgrenzender Rollendefinition — bei der A n b a h ­
nung von Lösungen soziodynamischer Konflikte überfordert sein, weil ihre 
soziale Kompetenz und „neutralisierende" Zielorientierung weder akzeptiert 
noch gewünscht wird. Einer Beratung durch externe Personen wird in macht­
thematisierten Konfliktsituationen deshalb größere Erfolgschancen beizumessen 
sein. 

Die Institutionalisierung externer Systemberatung auf den verschiedenen Stu­
fen des Bildungswesens m u ß einerseits die weitgehende Unabhängigkei t von 
Beratungsteams von Dienst- und Rechtsaufsichtsinstanzen sichern, anderereits 
aber einen möglichst störungsfreien Informationsfluß zwischen Beratern und 
Adressaten ermöglichen. A n anderer Stelle wurde deshalb bereits empfohlen, 
daß „die Fach- und Rechtsauf sieht für die Einrichtungen der Bildungsberatung 
(einschl. Systemberatung) entweder von den Kultusministern oder zuständigen 
Senatsverwaltungen selbst oder von den ihr unmittelbar unterstellten Ober­
behörden wahrgenommen werden" sollte (vgl. A U R I N U . a. 1973, S. 23). 
Die Beratungsinstitutionen müssen personell und materiell so ausgestattet wer­
den, daß sie den vielfältigen Aufgaben, die ihnen vom System Schule im H i n ­
blick auf Planungs-, Realisierungs- und Evaluationsprozesse gestellt werden, 
genügen können. Pädagogische Zentren, regionale und überregionale Beratungs­
stellen, mittelfristige und langfristige Expertenkommissionen (z. B. Bildungs-
kommision des Bildungsrats, Wissenschaftsrat, Fachausschüsse der K M K ) , aber 
auch verschiedene Institute (z. B. Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 
Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung) sind erste posi­
tive Ansätze einer weiter auszubauenden Systemberatung. Dabei m u ß noch 
stärker als bisher gesichert werden, daß die Bedürfnisse der Schulpraxis die 
Beratungs- und Forschungsaktivitäten orientieren. Einstellungs- und System-
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Veränderungen werden — neben anderen Bedingungen — nur dann möglich 
sein, wenn sich die „Beratungsexper ten" einerseits den konkreten Problemen 
des Systems Schule im Handlungsfeld der Betroffenen analysierend und bera­
tend stellen, andererseits aber — aus der sozialen Distanz des schulabständigen 
Beobachters und Experten für Spezialprobleme — wissenschaftlich fundierte 
H i l f e n anbieten, die aus der pädagogisch-psychologischen Forschung resultieren. 
In der Kombination der Rollen des „praxisorientierten Handelnden" und des 
„wissenschaftlich kompetenten Beobachters" liegt die Chance einer für die ver­
schiedenen Adressatengruppen wie f ü r das Gesamtsystem gleich wirksamen 
Beratung. Systemberatung hat die durch Evaluation und Beobachtung gewon­
nenen Informationen über Bedingungen und Z u s t ä n d e des Gesamtsystems wie 
seiner Subsysteme so an die Betroffenen zu vermitteln, daß sie die distanzier-
tere Verarbeitung subjektiver Erfahrungen erleichtert und zu neuen problem­
lösenden Zielsetzungen und Handlungsalternativen motiviert. N u r dann wird 
sie beiden Funktionen — Optimierung und Innovation des Systems Schule — 
gerecht. 

A n m e r k u n g e n 

1 Deutscher Bildungsrat: Strukturplan für das Bildungswesen. (Empfehlungen der 
Bildungskommission.) Stuttgart 1970, S. 17. 

2 Mit dieser Begriffsbestimmung wird nicht ausgeschlossen, daß informelle (nicht-
organisierte) Prozesse, die den Zielbestimmungen der Organisation funktional ent­
sprechen oder auch dysfunktional entgegenwirken, zur Realität „Schule" gehören 
und einer — auch organisationssoziologischen — Analyse zugeführt werden müssen. 

8 Das Selbstverständnis der Systemberatung ist das Resultat vielfältiger und kom­
plexer Wechselwirkungsprozesse, die von sehr unterschiedlichen Variablen deter­
miniert werden: Ansprüche und Rollenverständnis der Berater, Erwartungen und 
Bedürfnisse der Klienten, Auflagen und Anweisungen der Schulverwaltung, Quali­
fikation und Kompetenz der Berater im Hinblick auf die Lösung praxisbezogener 
Probleme u. a. m. 

4 Hier ist in erster Linie an bereits bestehende Einrichtungen wie Bildungsberatungs­
stellen, Schulpsychologische Dienste, Pädagogische Institute der Lehrerfortbildung 
und -Weiterbildung u. a. zu denken. Aber auch die vom Deutschen Bildungsrat 
empfohlenen Regionalen Pädagogischen Zentren könnten diese und andere Aufgaben 
externer Systemberatung wahrnehmen. 

5 Exemplarisch sei auf die Entwicklung in Hessen und Baden-Württemberg hingewie­
sen. In beiden Ländern wird versucht, durch zeitlich begrenzte Delegierung von 
Lehrern an die entsprechenden regionalen und zentralen Beratungsinstitutionen 
(„Institut für Bildungsplanung und Studieninformation Stuttgart", „Projektgruppe 
Leistungsmessung in Gesamtschulen am Deutschen Institut für Internationale Päd­
agogische Forschung") die Wirksamkeit der Systemberatung zu erhöhen und die 
Beratungskompetenz der Lehrer zu erweitern. 

6 Die in den letzten Jahren aus den kontroversen Diskussionen im Deutschen Bildungs­
rat hervorgegangenen Empfehlungen zu verschiedenen Bereichen des Schulsystems 
scheinen uns das beste Beispiel für eine Verbindung zwischen Vermittlungs- und 
Innovationsfunktion wissenschaftlicher Beratung (= Systemberatung) zu sein. 

7 Zu Aufgaben, Methoden und Problemen einer Unterrichts- und schulbezogenen Eva-
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luation vgl. u.a. AURIN, K . : Das Dilemma gegenwärtiger pädagogischer Begleit­
forschung. Z . f. Päd., 19 (1973), S. 6—26. — Handbuch der Unterrichtsforschung 
(Hrsg. INGENKAMP, K . - H , PAREY, E.) Teil I bis III, Weinheim 1970. — HÜBNER , P.: 
Aufgaben und Stellung versuchsbegleitender Forschung bei Gesamtschulversuchen. In: 
FROMMBERGER, ROLFF, SPIESS: Gesamtschule — Wege zur Verwirklichung, Braun­
schweig 1969, S. 148ff. — GAUDE , P.: Pädagogische Forschungs- und Entwicklungs­
arbeit in Gesamtschulen. In: MASTMANN (Hrsg.): Differenzierung und Individuali­
sierung in der Gesamtschule. Schwalbach 1971, S. 37—50. 

«Vgl . hierzu KLAFKI, W . : Handlungsforschung im Schulfeld. Z . f. Päd., 19 (1973), 
S. 488-516. 

9 Hier wären vor allem zu nennen die Arbeitsgemeinschaft „Göppinger Schultests" 
und die „Arbeitsgemeinschaft für Leistungsmessung in der Volksschule" (Soltau/ 
Hannover), die nach 1945 die ersten Vergleichsarbeiten und „Tests" in größerem 
Umfang publizierten. 

1 0 Vgl. hierzu: ORLIK, K . : Ein Beitrag zu den Problemen der Metrik und der diagno­
stischen Valenz schulischer Leistungsbeurteilungen. Z . exp. angew. Psychol., 8 (1961), 
S. 400-408. 

1 1 Vgl. dazu GAUDE , P.: Beratungsdienst an Berliner Gesamtschulen. In: AURIN, 
GAUDE, ZIMMERMANN: Bildungsberatung. Perspektiven ihrer Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Frankfurt/Main 1973, S. 57—66. 

1 2 Vgl. z .B . AURIN, K . , u.a. : Schulversuche in Planung und Erprobung. Hannover 
1972. 

1 3 Vgl. auch die Bewertung von Beratungsansätzen bei RASCHERT, J.: Gesamtschule — 
ein gesellschaftliches Experiment. Stuttgart 1974. 

1 4 Diese Hilfen könnten sowohl größere Institutionen (Pädagogisdie Zentren, Institute 
für Bildungsberatung) als auch regionale Schulpsychologische Beratungsstellen oder 
Institute von Hochschulen und Universitäten anbieten, letztere vor allem in Berei­
chen der „Prävention" und „Therapie" von Lern- und Verhaltensstörungen. 

1 5 Dies wären die Aufgaben, die in der Literatur unter dem Stichwort „Institutions­
beratung" subsumiert werden. Vgl. dazu FÜRSTENAU (1970), SPANGENBERG (1969), 
LUTZ und RONELLENFITSCH (1971). 
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den. 
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genommen werden. 

1 8 Vgl. dazu die Literatur zur Anmerkung 7. Ferner: WEISS, R.: Wissenschaftliche 
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1 9 Vgl. KLAFKI, W., a. a. O . , S. 505. 
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III. Abschnitt 

Aufgabenfeld der Individualberatung 





0. Einleitender Kommentar 

Individualberatung (Einzelfallhilfe oder Klinische Bildungsberatung o. ä.) wird 

übereinstimmend als wichtige Aufgabe der Bildungsberatung angesehen. Manche 

Experten erblicken in ihr das Herzstück der Bildungsberatung und betonen, daß 

jede Beratung individuumzentriert zu erfolgen habe. In diesem Sinne sei Be­

ratung im Bildungswesen immer Einzelfallhilfe. W i r können zwar der Auffas­

sung beipflichten, d a ß Bildungsberatung letztlich dem einzelnen Schüler, Lehrer 

bzw. den betr. Eltern zugute kommen m u ß — diesem Ziel dient mittelbar auch 

die Systemberatung —, gehen aber nicht soweit mit, alle (verschiedenen) Be­

ratungsfunktionen in einen Topf zu werfen. Die Notwendigkeit der Unter­

scheidung mehr oder minder deutlich abgrenzbarer Aufgabenfelder wurde be­

reits oben in der Einleitung zum Abschnitt II begründet. 

Versteht man unter Individualberatung die Betreuung des Einzelfalles bei 

individuellen Lern- und Leistungsstörungen, Verhaltensauffälligkeiten usw., so 

stellt sich sogleich die Frage, wer diese Aufgabe im System Bildungsberatung 

übernehmen soll bzw. welche Institution (Schulpsychologischer Dienst oder 

Bildungsberatungsstelle) diese H i l f e leisten kann. Nirgendwo ist die (berufs­

organisatorische) Einheit der Schulpsychologen und Bildungsberater so sehr in 

Gefahr, als wenn die Diskussion um diese Frage entbrennt. Trotz gewisser 

Präferenzen seitens der Vertreter der institutionalisierten Schulpsychologie für 

die Einzelfallhilfe versus der Bildungsberatungsstellen für die Schullaufbahn-

bzw. Systemberatung reklamieren beide „ P a r t e i e n " die Einzelfallhilfe als „ i h r " 

Aufgabenfeld. Dabei ist die Schulpsychologie (als die ältere Institution) gegen­

über der Bildungsberatung insofern im Vorteil , als sie auf „angestammte 

Rechte" verweisen kann. Zweifellos verfügt die Schulpsychologie über einschlä­

gige Erfahrungen auf diesem Gebiet, auf die auch eine umfassendere Konzeption 

von Beratung im Bildungsbereich nicht ohne Substanzverlust verzichten kann. 

STOBBERG kommt deshalb — aus der Sicht des Schulpsychologen — in seinem 

Beitrag zu dem Schluß, daß es wenig sinnvoll sei, den erwähnten Streit weiter­

zuführen, und schlägt als Ausweg vor, „die durch die unterschiedlichen Ansätze 

verbreiterte Erfahrung für alle nutzbar zu machen". Dabei ist Einzelfallhilfe 

für STOBBERG auch Schullaufbahnberatung, wiewohl diese beiden Aufgaben­

bereiche häufig als unterscheidbare Beratungsfunktionen angesehen werden (siehe 

oben). 

Einen guten Einblick in die praktisdien Aufgaben und die Problemvielfalt der 

Einzelfallhilfe innerhalb der Bikiungsberatung vermittelt der Beitrag von 

LEINENBACH & HELSTIN . Nach Abgrenzung der Einzelfallhilfe gegenüber ver­

wandten bzw. anderen Beratungsformen (Schullaufbahnberatung, Erziehungs­

beratung) erfolgt eine Beschreibung des Klientenkreises. Breiten Raum nimmt 

dann die E r ö r t e r u n g der verschiedenen Ursachen von Lern- und Leistungs­

störungen ein, wobei Probleme der Begabung, der Leistungsmotivation und 

Interessen, des häuslichen und schulischen Lernumfeldes, der Konzentration u. a. 

zur Sprache kommen. Anhand einer Falldarstellung werden die Möglichkeiten 
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und Grenzen der diagnostischen Arbeit in der Individualberatung aufgewiesen. 

Eine kritische Würdigung der Einzelfallhilfe durch den Bildungsberater be­

schließt die instruktiven Ausführungen. 

E i n differenziertes, gut ausgebautes Bildungsberatungssystem darf auch Fragen 

sonderpädagogischer Provenienz nicht außer acht lassen. Neben allgemeinen 

Problemen, die eine Schullaufbahn- oder Systemberatung erfordern, können 

hier je nach Behinderungsart spezifische Beratungsprobleme auftreten, die fast 

immer Einzelfallhilfe erfordern. Dies ist der G r u n d , weshalb die folgenden 

Beiträge, die sich mit Themen sonderpädagogischer Beratung befassen, dem 

Aufgabenfeld der Individualberatung zugeordnet sind. D i e dominierenden Pro­

bleme der Einzelfallhilfe dürfen jedoch nicht den Blick für die Notwendigkeit 

verdecken, andere Beratungsfunktionen wie Aufgaben der E i n - , Umschulungs­

oder Systemberatung in die sonderpädagogische Bildungsberatung miteinzube-

ziehen. 

Zunächst wird die sonderpädagogische Bildungsberatung im Hinblick auf die 

Situation der lern- und geistigbehinderten Schüler dargestellt (LANGFELDT, 

SACHSENHEIMER & HASELMANN ) . Nach eingehender Analyse der Beratungs­

aufgaben fordern die Autoren, den Begriff der Bildungsberatung „aus dem 

Reservat der Sekundarstufe herauszulösen und auch für den sonderpädagogi-

schen Bereich in Anspruch zu nehmen". Besonders hingewiesen wird auf die un­

günstige Situation der Lernbehinderten, bei denen die ,Beratung* der Eltern oft 

Zwangscharakter annimmt. F ü r die lernbehinderten Schüler bestehe — im 

Gegensatz zu den geistigbehinderten — als Resultat dieser Beratung „die Gefahr, 

d a ß Frühförderung zur Frühdiskriminierung w i r d " . Folgerichtig wird eine 

Strukturänderung der Grundschule gefordert, die es durch gezielte Förderung 

und Beratung ermögliche, „das Problem der Lernbehinderten zu entschärfen". 

D e n Aufgaben und Problemen einer H ö r - S p r a c h - E r z i e h u n g und pädoaudio-

logischen Beratung ist der Beitrag von L Ö W E gewidmet. Nach der E r ö r t e r u n g 

der Folgen der Hörschädigung für das K i n d und seine Angehörigen werden 

ausführlich Möglichkeiten der Frühförderung dargestellt (Elternberatung in der 

Einzel- und Gruppensituation). Abschließend werden einzelne Gründe für den 

Erfolg vs. Mißerfolg der Beratungsbemühungen diskutiert. 
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E r n s t S t o b b e r g 

1. Der Ort der Schulpsychologie in der Bildungsberatung 

1.1. Entwicklungsbedingungen der Schulpsychologie 

Der O r t der Schulpsychologie ist nicht zu umreißen, ohne zumindest kursorisch 
auf die Bedingungen einzugehen, unter denen die Arbeit begonnen wurde und 
die die Entwicklung mitgeprägt haben. Obgleich die Ausgangssituation in H a m ­
burg, Berlin, Hessen und Nordrhein-Westfalen jeweils eine andere war, die 
A n s ä t z e der Dienststellen sich unterschieden, gab es eine Reihe wichtiger G e ­
meinsamkeiten: 
(1) Die ersten Schulpsychologen kamen aus der Schule. Sie waren Lehrer mit 

Unterrichtserfahrung. Aus der Erfahrung des Schulalltags heraus war es ihr 
Anliegen, mit den Mitteln der Psychologie ganz konkret dem Schüler und 
der Schule zu helfen. 

(2) Es waren einzelne Psychologen, die zuerst ehrenamtlich, dann nebenamtlich 
und schließlich hauptamtlich, vielfach unter Beibehaltung einer begrenzten 
Unterrichtsverpflichtung, die Arbeit aufnahmen. Sie waren verstreut, ver­
fügten nur über geringe Mittel und hatten so kaum Kontaktmöglichkeiten. 

(3) Die Gesellschaft und die Schule verhielten sich der Psychologie gegenüber 
ablehnend und mißtrauisch. Der Psychologe m u ß t e beweisen, daß er in der 
Lage war, sichtbare, effektive H i l f e n zu geben. 

(4) Das Schulsystem war in einer Wiederaufbau- und Konsolidierungsphase. 
M a n suchte Traditionen, an die man anknüpfen konnte. Die bildungspoli­
tische Diskussion hatte noch nicht begonnen. Schulraumnot und Lehrerman­
gel waren die beherrschenden Probleme. 

(5) In den Parteien und in der Verwaltung fanden sich nur vereinzelt aufge­
schlossene Gesprächspartner, die aus sachlichen oder persönlichen Gründen 
bereit waren, sich für das Anliegen der Schulpsychologen einzusetzen. Auch 
sie erwarteten schnelle und vorweisbare Erfolge. 

Al le diese Bedingungen drängten in die gleiche Richtung: Durch die Lösung 
konkreter Probleme mußte die Existenzberechtigung nachgewiesen werden. 
Zwar gab es umfassende Aufgabenkataloge und Konzeptionen, die bereits alles 
das enthielten, was heute unter Beratung verstanden wird, doch alle nur lang­
fristig lösbaren Aufgaben mußten zurückgestellt werden zugunsten der Frage­
stellungen, deren Lösungen die Wirksamkeit einer schulpsychologischen Inter­
vention deutlich zeigten. Der S c h w e r p u n k t der schulbezogenen E i n z e l f a l l h i l f e 
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bildete sich heraus. Die zumeist tiefenpsychologisch und schulfern arbeitenden 

Erziehungsberatungsstellen hatten diese „ökologische Nische" offengelassen, die 

den strategischen Interessen, allerdings auch den Bedürfnissen der Schulpsycho-

logen entgegenkam. 

Diese strategische Entscheidung erwies sich als richtig. Begünstigt durch den 

aufkommenden Bildungsehrgeiz in der Bevölkerung konnten sich die Schul­

psychologischen Dienste nach einer Anlaufphase zunehmend schneller erwei­

tern. Die im Raum der Schule praktisch arbeitende Psychologie hatte sich eta­

bliert und damit die Voraussetzung für weitere Entwicklungen geschaffen. 

1.2. Kontroversen 

Die Ausweitung der Dienste brachte das Problem des Nachwuchses mit sich. 

Psychologen mit Lehrerausbildung waren bald in geringerer Anzahl vorhan­

den als offene Stellen. Psychologen ohne Lehrbefähigung wurden eingestellt. 

Ausbildungs- und damit verbundene Statusfragen beherrschten die Auseinan­

dersetzungen (vgl. B A C H 1972, K O H L 1972). A m Ende der sechziger Jahre war 

ein Stand erreicht, der mit Befriedigung auf die Vergangenheit und mit Ver­

trauen auf die Zukunft blicken ließ. Die offenen Probleme wurden gesehen 

und Lösungsmöglichkeiten gesucht. Die Bildungsdiskussion hatte begonnen, und 

in den Zukunftsprojektionen hatte die Beratung einen festen Platz. 

E i n erster Angriff erfolgte von Studentengruppen, die den praktizierenden 

Psychologen vorwarfen, Handlungsgehilfe des Systems zu sein, eine Alibifunk­

tion auszufüllen und durch beratende und therapeutische H i l f e n mit dazu bei­

zutragen, ein negatives System zu stabilisieren und einschneidende Veränderun­

gen dadurch zu verhindern, daß sie durch Anpassungsprozesse die schädlichen 

Auswirkungen des Systems verschleierten. 

A u f der Bundesarbeitstagung der Sektion Schulpsychologie im Berufsverband 

Deutscher Psychologen 1970 in Gießen lösten die V o r w ü r f e von D r . REICHEN­

BECHER E m p ö r u n g und heftigen Widerstand aus. Seine scharf formulierten 

Thesen gipfelten in den folgenden Aussagen: 

— „Die Akzentuierung der Einzelfallarbeit (im traditionellen Schulpsycholcgi-

schen Dienst) beruht auf einer unreflektierten Position gegenüber der Ver­

ursachung unangepaßten Verhaltens in der Schule. 

— Einzelfallhilfe ist Medizinmanntät igkeit . 

— Psychologie hat eine systemkritische Aufgabe". 

E r setzte die Bildungsberatung in B a d e n - W ü r t t e m b e r g gegen die Schulpsycho­

logie ab. Der Schwerpunkt künftiger Beratung könne nur auf der s y s t e m a t i ­

schen S c b u l l a u f b a h n b e r a t u n g liegen, da nur über deren Ergebnisse die Daten 

für eine gezielte Schulplanung und Schulveränderung zu gewinnen seien. Pla­

nung und Veränderung würden die Konflikte der Beteiligten vermindern und 

Einzelfälle reduzieren, d. h. auf breiter Basis prophylaktisch wirken. E r schlug 
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vor, den Begriff „Schulpsychologie" als festgelegt auf Einzelfallhilfe aufzu­
geben und statt dessen nur noch von „Bi ldungsberatung" zu sprechen. 
Verständlicherweise war die Reaktion der Schulpsychologen, die sich in ihrem 
Selbstverständnis in Frage gestellt sahen, massiv ablehnend, doch in den fol ­
genden Jahren entwickelte sich eine permanente Diskussion, die wesentlich zu 
Klärungsprozessen beitrug und neue Perspektiven eröffnete, begünstigt durch 
die Entwicklungen im Bildungssystem und den wachsenden Konsens über die 
Notwendigkeit von Beratung. 

1.3. Uberprüfung des Standortes 

Die Angriffe richteten sich gegen die Einzelfallhilfe und identifizierten Schul­
psychologie mit Einzelfallarbeit. Letzteres war sachlich unrichtig. Nahezu alle 
Dienststellen waren weit über die Einzelfallhilfe hinausgegangen und hatten 
verändernd auf das Schulsystem gewirkt. 
Die A n s ä t z e der einzelnen Dienststellen waren unterschiedlich, und es w ü r d e 
zu weit führen, sie alle aufzuführen. D i e K ö l n e r Dienststelle, deren Mitarbeiter 
der Autor von 1965—1971 war, mag als Beispiel für alle stehen: 
1965 bestanden bereits folgende Sonderschulen, initiiert und geleitet von Schul-
psychologen: 
— Sonderschule für Körperbehinder te ; 
— Sonderschule für Verhaltensgestörte ; 
— Sonderschule für geistig Behinderte und Mehrfachgeschädigte mit einer Klas­

se für normalbegabte, hirnorganisch geschädigte Kinder ; 
— Sonderschule für Erziehungshilfe (Legastheniker). 
Der Leiter der zuletzt erwähnten Schule war als H e i l p ä d a g o g e Mitarbeiter 
des Schulpsychologischen Dienstes. E i n Schulpsychologe arbeitete hauptamtlich 
in der „Forschungsstelle für das körpergeschädigte K i n d " . 

Jedes Jahr wurden alle Lehrer des 1. Jahrgangs mit der Problematik der 
Schulreife und der Anwendung und Auswertung von Schulreifetests vertraut 
gemacht. Jährlich wurden Lehrer ausgebildet für die Durchführung von L R S -
Förderkursen (insgesamt über 600). 
Jährlich wurden untersucht: 

— alle Bewerber für das K ö l n e r „Kol leg zur Erlangung der Hochschulreife" 
(Die Kollegs in Oberhausen, Essen und Weidenau wurden in die Untersu­
chungsmethodik und -problematik eingeführt ) ; 

— alle Schüler, die den Probeunterricht besuchten; 
— alle Zugänge zum Montessori-Gymnasium; 
— alle Einspruchsfälle (Sonderschulen, U b e r g ä n g e ) . 

Aus A n l a ß der Volksschulreform wurden alle Heimkinder untersucht (davon 
420 in Einzeluntersuchungen), um Entscheidungshilfen zu geben, welche der 
Kinder die öffentlichen Schulen besuchen sollten. 1970 und 1971 wurden alle 
Lehrer der 4. Grundschulklasse mit der Ubergangsproblematik vertraut ge-
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macht und in entsprechende Testverfahren eingewiesen. 3 Realschulen und 1 

Gymnasium für L R S - K i n d e r wurden betreut. In mehreren Gymnasien wurden 

alle Sextaner untersucht und die Eltern beraten. Gleiche Untersuchungen fan­

den in der Mittelstufe (für Differenzierungsmaßnahmen) und in der Oberstufe 

(Studienberatung) statt. 1965—1971 wurden über 500 Seminare und V o r t r ä g e 

für Eltern und Lehrer abgehalten. 

D a r ü b e r hinaus gab es eine Fülle von nicht so präzise zu umschreibenden A k t i ­

vitäten, die eine Veränderung der Bedingungen im schulischen Raum zum 

Ziele hatten. Die „Dienstanweisung für den Schulpsychologischen Dienst der 

Stadt K ö l n vom 26. 3. 1969 spricht diese Zielsetzung ausdrücklich an, bevor 

sie die Einzelaufgaben näher beschreibt: 

„Ziel und Z w e c k der E i n r i c h t u n g 
Der Schulpsychologische Dienst dient dem Wohl der Schüler aller schulischen Einrich­
tungen. 
Seine Bemühungen richten sich auf die Vorbereitung und Durchführung von Maßnah­
men zur Schulreife und zum Ubergang in weiterführende Schulen. 
Er dient dem Ziel, die Zahl der scheiternden Schüler in den Normalschulen zu redu­
zieren und begabte Schüler einer ihrer Begabung angemessenen schulischen Ausbildung 
zuzuführen. Im besonderen widmet sich der Schulpsychologische Dienst den behinder­
ten Kindern bei Maßnahmen zur Nutzung eines bestmöglichen Bildungsweges. 
Die Durchführung seiner Maßnahmen und die Lösung von methodischen und erziehe­
rischen Problemen sollen letztlich jedem einzelnen Schüler zugute kommen und zu 
einer Förderung der Psychohygiene im schulischen Raum führen. 
Die Ergebnisse seiner Einzelmaßnahmen sollen schließlich zu der Lieferung von Bei­
trägen zu noch nicht erforschten schulpsychologischen Problemen und zur Weiterent­
wicklung von schulpsychologischen Untersuchungsverfahren und Behandlungsmethoden 
führen. 
Es geht auch darum, daß der Schulpsychologische Dienst mit seiner Arbeit einen Beitrag 
zur inneren Schulreform liefert." 

Was hier für K ö l n gesagt wird, gilt in ähnlicher Weise für alle anderen Schul-

psychologischen Dienste. 

Die Schulpsychologie wurde eingeengt, vorschnell und beeinflußt von Vorur ­

teilen bewertet. Der Gerechtigkeit halber muß gesagt werden, daß der Beur­

teilung der Bildungsberatung durch die Schulpsychologie die gleichen Fehler 

vorgeworfen werden können. 

Es ist wenig sinnvoll, diesen Streit (der die im Schulbereich arbeitenden Psy­

chologen in zwei Lager teilt, die sich bemühen, beim jeweils anderen das schein­

bar Negative und die Defizite zu sehen) weiterzuführen und darauf zu ver­

zichten, die durdi die unterschiedlichen Ansätze verbreiterte Erfahrung für 

alle nutzbar zu machen. In den vielen Diskussionen der letzten Jahre wurden 

so weitgehende Annäherungen erreicht, daß die Heftigkeit, mit der diese K o n ­

troverse auf der 1. Bundeskonferenz für Schulpsychologie und Bildungsbera­

tung 1974 in Westerland wieder deutlich wurde, rational gesehen unnötig war 

(vgl. ARNHOLD 1975). 
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1.4. Aufgabenbereiche 

So besteht ein weitgehender Konsens über die Aufgabenbereiche der Beratung. 

Die Notwendigkeit sowohl der Einzelfallhilfe als auch der systematischen 

Schullaufbahnberatung wird von niemanden mehr bestritten. Das Dilemma 

ist nur, d a ß bei der derzeitigen Besetzung der Beratungsstellen beide Aufgaben­

bereiche nicht gleichzeitig aufgegriffen werden können, ohne nicht zu verant­

wortende Abstriche an der Q u a l i t ä t der Arbeit zu machen. Der Psychologe 

befindet sich in der Situation eines Menschen, der Hunger und Durst hat, sich 

aber zwischen Essen und Trinken entscheiden soll. Wie die Entscheidung auch 

fällt, der Defizitbereich bleibt schmerzlich bewußt . 

Der Einsatz von Beratungslehrern kann dieses Dilemma verringern, aber nicht 

aufheben, dafür ist das vorgesehene A u s m a ß dieses Einsatzes zu gering veran­

schlagt. Dennoch ist diese H i l f e nicht zu unterschätzen, und nahezu in allen 

Bundesländern gehen deutliche Bemühungen in diese Richtung. 

Die Frage der berufsbezogenen Beratung leidet unter den Kooperationsschwie­

rigkeiten mit den Einrichtungen der Bundesarbeitsverwaltung. Sie gelingt 

punktuell auf der lokalen Ebene, eine generelle Lösung ist aber noch nicht in 

Sicht. Dennoch herrscht Übereinst immung dahingehend, d a ß dieser Beratungs­

bereich zum Aufgabenkatalog des Beratungssystems gehört . 

Es ist das Verdienst REICHENBECHERS , durch seine Thesen die „systemverän­
dernde" Aufgabe der Beratung in den Vordergrund des Bewußtseins gehoben 

zu haben. Dabei war das, was er sagte, nicht neu. N e u war die Art , wie er es 

sagte. Die Psychologen im Schulbereich hatten immer schon auf eine V e r ä n ­

derung der Bedingungen dieses Schulbereichs hingewirkt, diese Aufgabe gesehen 

und betrieben, aber quasi hinter der vorgehaltenen H a n d . M a n dachte es, tat 

es, aber sprach möglichst wenig darüber , und wenn, dann mit Ausdrücken, die 

aus taktischen Gründen so harmlos waren, d a ß niemand verschreckt werden 

konnte. M a n sprach von Unterrichtshilfe, Nutzbarmachung der Erkenntnisse 

der Psychologie für die Schule, Bei t rägen zur inneren Schulreform und meinte 

damit die Veränderung der Bedingungen des Systems „Schule". Die Mängel 

dieses Systems wurden in der täglichen Arbeit ja immer wieder deutlich. Sie 

zu sehen und zu versuchen, sie zu beheben war eine ganz andere Sache als sie 

zu kritisieren. M a n war gewohnt, vorsichtig zu agieren und taktische E r w ä ­

gungen anzustellen, um den Erfolg nicht durch eine Konfrontation in Frage 

zu stellen. In den Thesen REICHENBECHERS wurde ein neues Selbstbewußtsein 

der Psychologie sichtbar, das zuerst befremdete, dann aber wie eine Stimulans 

wirkte. 

Heute besteht auch darüber Konsens, d a ß die Beratung des Systems „Schule" 

auf all seinen Ebenen legitime Aufgabe des Beratungsdienstes ist, ja es kristal­

lisiert sich die Auffassung, daß dieser Bereich der Beratung die größte Breiten-

und Tiefenwirkung haben kann und ihm daher ein vorrangiger Platz einge­

r ä u m t werden m u ß . Dabei besteht ein Unterschied im Ansatz, der nicht über­

sehen werden darf. 
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D i e systematische Schullaufbahnberatung verfügt über wenig Daten bei vielen 
(im Idealfall allen) Schülern. Die Einzelfallberatung hat viele Daten über 
wenige Schüler ( „ v i e l " und „ w e n i g " sind wertfrei gemeint). 
D i e Übersicht über g r o ß e Schülerpopulationen und ihre Verteilungen liefert 
das Ausgangsmaterial für Schulplanungen, Strukturveränderungen und Diffe­
renzierungen. D i e Daten der systematischen Schullaufbahnberatung können 
daher nutzbar gemacht werden auf den Planungsebenen des Landes, der Region 
und der einzelnen Schule. Ihr Einfluß auf die Veränderung der Schule zielt auf 
Strukturen bzw. Durchlässigkeit von Strukturen und Inhalten und wirkt von 
oben nach unten. D i e Wirkungen sind wei t räumig und erkennbar. Strukturelle 
und inhaltliche V e r ä n d e r u n g e n können ein System effizienter, konfliktfreier 
und anpassungsfähiger an die Bedürfnisse von Gruppen machen und haben 
v o n daher einen hohen prophylaktischen Wert. 

1.5. Einzelfallhilfe und Systemberatung 

D i e Einzelfallhilfe untersucht das Individuum und die Bedingungen seiner k o n ­
kreten Umwelt . Ihre Daten sind individuelle Daten, die sich auf eng umris-
sene soziale Felder beziehen. D a z u gehört auch das Feld „Schule", aber hier 
wieder ganz konkret die Klasse, der Lehrer und die Struktur der einzelnen 
Schule. 

Allgemeine Erkenntnisse, die großräumige Veränderungen bewirken können, 
lassen sich nur aus der Analyse vieler Einzelfäl le gewinnen (z. B. Legasthenie, 
Einrichtung spezieller F ö r d e r m a ß n a h m e n ) . Solche Analysen sind in vermehr­
tem M a ß e notwendig, setzen aber voraus, daß das gewonnene Material f ü r 
einen solchen Zugriff zubereitet vorliegt. Die einheitliche Zubereitung des sehr 
unterschiedlichen Materials ist schwierig, aber in Anbetracht der Wichtigkeit 
befassen sich viele Dienststellen mit dieser Aufgabe. 

D i e der Einzelfallhilfe eigenen Veränderungen sind kleinräumiger, sie gehen 
v o n unten nach oben. Ihre Zielpunkte sind p r i m ä r die sozialen Bedingungen, 
unter denen Schüler, Eltern und Lehrer agieren, und die Veränderung dieser 
Bedingungen. Ihr Gegenstand, der K o n f l i k t f a l l , zeigt die negativen Auswir ­
kungen der jeweiligen Bedingungen. Sie werden diagnostiziert, Interventions­
strategien entwickelt und angewandt. Die Anwendung der Interventionsstrate­
gien setzt aber einen größeren Einblick in soziale und psychologische Zusam­
m e n h ä n g e voraus, der im beratenden Gespräch vermittelt wird. Damit wird 
die Erziehungskompetenz der Eltern und Lehrer erweitert und Fehleinstellun­
gen abgebaut. Diese W i r k u n g geht über den veranlassenden Einzelfall hinaus 
und v e r ä n d e r t die Gesamtsituation in Familie oder Klasse. Dabei werden neue 
Problematiken sichtbar, die in einem größeren Zusammenhang stehen. (Im 
Bereich der Schule etwa F ü h r u n g s - und Repressionsstrategien, Konfliktkonstel­
lationen im Lehrerkollegium, dysfunktionale Kommunikations- und Organisa­
tionsstrukturen, Konfrontationen zwischen den beteiligten Gruppen, mangelnde 

598 



Zusammenarbeit der verschiedenen Schulformen, aber auch Problematiken i m 
Selbstverständnis des Lehrers und der Schule.) 
Die Einzelfallarbeit öffnet den Zugang zu einem Bereich, der bisher sorgfä l ­
tig nach außen abgeschirmt wurde, der aber viele sinnvolle V e r ä n d e r u n g e n 
von oben lähmte . Dieser Zugang w i r d deutlich breiter. Lehrer und Kollegien 
kommen auf den Psychologen zu, bitten um H i l f e und stellen ihn damit vor 
Aufgaben, die oft seine derzeitige Kompetenz übersteigen. Z w a r lassen sich 
viele in der Einzelfallhilfe gewonnenen Erfahrungen über t ragen und nutzbar 
machen, aber das genügt nicht. Es bleibt ein Defizit, das möglichst schnell auf­
gefüllt werden m u ß . 

E i n Weg führt m. E . über die Hereinnahme der Therapie in die schulpsycho­
logische Arbeit. Uber die therapeutischen Einwirkungen auf einzelne und G r u p ­
pen lassen sich Einsichten und Methoden entwickeln, die auf diesen Aufgaben­
komplex angewandt werden können. E i n anderer Weg führt über die Aufgabe 
der monopsychologischen Struktur der Dienststellen. D i e Mitarbeit von Sozio­
logen, P ä d a g o g e n , Organisationsfachleuten, Sozialarbeitern und S o z i a l p ä d a g o ­
gen könnte die Kompetenz so erweitern, d a ß diesen Beratungsbedürfnissen 
effektiv nachgegangen werden kann. 

Beide Wege wurden bereits beschritten. Dabei m u ß die Therapie auch unter 
dem Gesichtspunkt gesehen werden, d a ß sie Methoden und Interventionsstrate­
gien entwickelt und erprobt, die so geartet sind, d a ß sie auf den Schulbereich 
übertragen werden können und dem Lehrer eine gewisse, von ihm leistbare, 
therapeutische Funktion erlaubt. Das gilt besonders für den Bereich der Primar-
stufe, in der die Vielzahl der eingebrachten Defizite und Störungen ohne eine 
solche „therapeutische" Kompetenz des Lehrers nicht wirksam angegangen 
werden kann. 

Einzelfallhilfe ist in der Regel auch individuelle Schullaufbahnberatung. Auch 
aus diesem Erfahrungsbereich ergibt sich zwingend die E i n f l u ß n a h m e auf das 
soziale K l i m a der Schule. Denn dieses K l i m a hat einen bedeutsamen Einfluß 
auf den Schulerfolg der Kinder, die die Einzelfallhilfe aufsuchen. D e r prozen­
tuale Anteil dieser „Problemkinder" ist aber so g r o ß , d a ß eine Vernachlässi ­
gung nicht zu verantworten wäre , auch aus Gründen der Ö k o n o m i e , denn unter 
diesen Kindern befindet sich ein erheblicher Anteil hochbegabter Schüler. 
Wie aus dem Gesichtspunkt des sozialen Klimas gezielte Schulwechsel immer 
wieder zeigen, ist die Relevanz dieser Bedingung für den Schulerfolg oft 
größer als Testdaten qua kognitive Variablen. E i n Einfluß auf diese, die pro­
gnostische Val id i tä t der Testergebnisse einschränkenden Faktoren ist deshalb 
aus bildungsökonomisdien Gründen genauso erforderlich wie aus den i n d i v i ­
duellen Rechten des einzelnen auf Entfaltung. 

Der Einzelfall mit der Vielzahl seiner Erhebungen hat darüber hinaus die 
Funktion eines empfindlichen Indikators für die Auswirkung vollzogener V e r ­
änderungen. E r ist Arbeit an der Basis und kann die notwendigen R ü c k m e l ­
dungen für Weiterentwicklungen oder Korrekturen geben. H i e r treffen sich die 
A n s ä t z e systematischer Schullaufbahnberatung und Einzelfallhilfe. Beide A n -
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sätze müssen korrespondieren, sind aufeinander angewiesen. Eine Strukturver­

änderung kann nur dann effizient sein, wenn Bereitschaft, Einsicht und K o m ­

petenz auf der Basisebene vorhanden sind. Vertiefte Einsicht und Kompetenz 

zeigen Notwendigkeiten für Strukturveränderungen. 

N u r wenn beide Erfahrungsbereiche und beide Einwirkungsrichtungen vorhan­

den sind und miteinander kooperieren, kann das Beratungssystem die Aufgabe 

leisten, bei der Optimierung des Bildungssystems auf allen Ebenen beratend 

mitzuwirken und durch die Beratung sinnvolle Veränderungen einzuleiten und 

die Effektivi tät dieser Veränderungen zu erhellen. 
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I n g e b o r g L e i n e n b a c h u n d E l k e H e i s t i n 

2. Aufgaben und Probleme der Einzelfallhilfe 

2.1. Definition der Einzelfallarbeit und Beschreibung des Klientenkreises 

Einzelfallarbeit oder Individualb er atung ist innerhalb der Arbeit einer B i l ­
dungsberatungsstelle in enger Verbindung zur Schullaufbahnberatung zu sehen, 
da beide Beratungsformen die schulische Entwicklung eines Kindes oder Jugend­
lichen in ihren Mittelpunkt stellen. Einzelfallarbeit setzt immer dann ein, wenn 
Störungen im Leistungsbereich sichtbar werden, so d a ß das Erreichen des einmal 
gesteckten Schulziels in Frage gestellt wird. D i e Beratung hat in diesem Fall 
zwei Aufgaben: einmal sollte sie die Ursachen der Störung eruieren und auf­
zeigen, in welchen aller möglichen Problemfelder, die später noch ausführlich 
dargestellt werden, die Störfaktoren liegen bzw. welchen Wechselwirkungen sie 
unterliegen. Z u m anderen beinhaltet Einzelfallarbeit Schullaufbahnberatung, 
denn anschließend muß unter Berücksichtigung der verschiedenen Probleme die 
Entscheidung bezüglich der Schullaufbahn des Kindes erneut gefällt werden. 
Zeigt der letzte Aspekt die teilweise Identität von Schullaufbahnberatung und 
Einzelfallarbeit, so weist der erste eine gewisse Affinität zur Erziehungsbera­
tung auf. Auch hier steht die Ätiologie von Störungen im Mittelpunkt. Dennoch 
gibt es wesentliche Unterschiede zwischen beiden Formen der Einzelfallarbeit, 
nicht zuletzt bezüglich der einzelnen Methoden und der Therapie. Bei der E i n ­
zelfallarbeit in der Bildungsberatungsstelle werden bei der Frage der Ursachen­
determination möglichst viele der für die Leistungsstörung in Betracht kom­
menden Problemfelder nach Störfaktoren untersucht. Legen das Gespräch mit 
den Eltern und die testpsychologische Untersuchung die Vermutung nahe, d a ß 
Störungen im sozial-emotionalen Bereich P r i m ä r - oder Hauptverursachungs­
moment für die verminderte Leistungsfähigkeit sind, endet die Einzelfallarbeit 
hier mit dem Verweis an eine Erziehungsberatungsstelle. Die Ätiologie und vor 
allem Therapie von sozial und emotional bedingten, stark auffälligen Verhal­
tensweisen gehört unserer Meinung nach zu dem Aufgabenbereich der Erzie­
hungsberatungsstellen, was später noch begründet werden soll. 
In der praktischen Arbeit der Einzelfallhilfe ergeben sich jedoch oftmals Ü b e r ­
schneidungspunkte, da die meisten Lernstörungen und insbesondere das Lei ­
stungsversagen multikausal determiniert sind, und die psychischen Faktoren eine 
wesentliche Rolle dabei spielen. In diesen Fällen muß ihr Störeinfluß sorgfältig 
gewichtet werden, um zu entscheiden, ob die Einzelfallarbeit der Bildungs­
beratungsstelle dem Problem gerecht wird. Einzelfallarbeit gegen Schullauf-

601 



bahnberatung einerseits und Erziehungsberatung andererseits abzuheben, kann 
nur ein Versuch sein, theoretisch zwischen den einzelnen Beratungssystemen zu 
differenzieren. Die nachfolgende Definition des Klientenkreises der Einzelfall­
arbeit soll diese Abgrenzung, insbesondere auch zur Erziehungsberatung hin, 
verdeutlichen. 

Der Klientenkreis, den die Bildungsberatung im Rahmen einer Einzelfallarbeit 
betreuen kann, wird von zwei Seiten bestimmt: einmal durch die auftretenden 
Probleme eines Schülers, die Eltern und Schüler veranlassen, eine Individual-
beratung in Anspruch zu nehmen, zum andern durch die praktischen Möglich­
keiten, die der Bildungsberatung zur Verfügung stehen. Das Hauptproblem, 
das Klienten zur Bildungsberatung führt, sind Schulschwierigkeiten des Kindes 
oder Jugendlichen. Diese können sehr verschiedener A r t sein. Sie manifestieren 
sich zwar fast durchweg in geringen Schulleistungen (die von Eltern oder Leh­
rern nicht erwartet werden oder aber das Weiterkommen in der besuchten 
Schule gefährden) , die Ursachen des schulischen Versagens und die zentralen 
Probleme des einzelnen sind jedoch sehr verschieden gelagert. 
So können einzelne oder mehrere der folgenden Faktoren bedeutsam sein: 

— die spezifische Begabungsstruktur, geringere Begabung, spezielle Begabungs­
ausfälle wie etwa Legasthenie; 

- - M o t i v a t i o n s s t ö r u n g e n , Lernunlust, zu hohes Anspruchsniveau; 
— Einstellung gegenüber der Schule, Ausbildung schulischer Interessen; 
— unmittelbares häusliches Lernumfeld, fehlende oder falsche Lerntechniken, 

A r t und A u s m a ß elterlicher H i l f e ; 
— unmittelbares schulisches Lernumfeld, Verhaltensprobleme und Kontakt-

schwierigkeiten in der Klasse, Beziehung zum Lehrer, Probleme bei der E i n ­
schulung oder nach Schulwechsel; 

— Konzentrationsprobleme, organische Leistungsbeeinträchtigungen; 
— familiäre Probleme, emotionale und soziale Fehlentwicklungen. 

In all diesen Fällen wird in der Individualberatung versucht, die Zusammen­
hänge und Verursachungen der Schulschwierigkeiten im einzelnen herauszufin­
den und entsprechende M a ß n a h m e n zur Behebung der Probleme auszuarbeiten. 
Eine Betreuung im Rahmen der Einzelfallarbeit ist jedoch nicht möglich, wenn 
tiefgreifende emotionale, soziale oder familiäre Schwierigkeiten schulische Pro­
bleme mitverursachen. Eine zweite Einschränkung der Einzelfallhilfe ist dann, 
gegeben, wenn durch schulrechtliche Bestimmungen Untersuchung und Behand­
lung einzelner Schulprobleme geregelt sind. 

Der erste Fall u m f a ß t all diejenigen Schüler, bei denen durch die verschieden­
sten Umstände eine relativ starke psychische Fehlentwicklung erfolgt ist, die 
nun auch schulische Probleme bedingt. Z u ihrer Behebung ist dann im allgemei­
nen eine intensive, länger dauernde therapeutische Betreuung der Schüler und 
gegebenenfalls der Eltern notwendig, die im Rahmen der Bildungsberatung 
nicht geboten werden kann. Danach müssen therapiebedürftige Klienten an die 
Erziehungsberatungsstellen oder an Therapeuten, Psychagogen oder H e i l p ä d ­
agogen weiterverwiesen werden. Die Problematik dieses Vorgehens soll am 
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Schluß der Darstellungen erläutert werden. Die zweite Einschränkung der H i l f e 

bei Schulschwierigkeiten durch die Individualberatung betrifft vor allem K i n ­

der, für die die Eltern bestimmte schulrechtliche M a ß n a h m e n erreichen oder 

verhindern wollen, also etwa Kinder, die Sonderschulen besuchen oder für Son­

derschulen vorgeschlagen wurden, die Lese-Rechtschreibschwierigkeiten haben, 

oder die Prüfungen wider Erwarten nicht bestanden haben. H i e r können zwar 

in einer eingehenden Individualberatung gezielte Ratschläge für die häusliche 

Förderung und Betreuung der Schüler gegeben werden, jedoch können durch 

Gutachten der Bildungsberater in B a d e n - W ü r t t e m b e r g keine schulrechtlichen 

Entscheidungen getroffen bzw. v e r ä n d e r t oder beeinflußt werden. Auch dieser 

Punkt soll zum Schluß noch diskutiert werden. 

D a Eltern von Sonderschülern und Legasthenikern gezielte H i l f e n für die häus­

liche Betreuung durch dafür speziell ausgebildete Lehrer angeboten werden, 

kommt dieser Klientenkreis für die eigentliche Einzelfallarbeit in der Bildungs­

beratungsstelle weniger in Frage. Siehe dazu den folgenden Beitrag von L A N G -

FELDT u. a. in diesem Abschnitt. 

Versucht man den danach bestimmten Klientenkreis, der um eine Individual­

beratung in der Bildungsberatungsstelle nachsucht, nach soziologischen Gesichts­

punkten zu beschreiben, so stellt er sich folgendermaßen dar (den statistischen 

Angaben liegt die Gesamtzahl der Schüler, die v o n Januar bis Oktober 1974 

in der Bildungsberatungsstelle Stuttgart um eine Individualberatung nachsuch­

ten, zugrunde): 

— Altersmäßig sind Schüler aller Klassenstufen vertreten, also zwischen 6 und 

20 Jahren, mit einem Schwerpunkt der Altersstufen von 10—16 Jahren. 

2<Vo der Schüler sind jünger als 9 Jahre, 51 % sind 9-12 Jahre alt, 38 % 

sind 13—16 Jahre und 7 % 17—20 Jahre. In geringem Umfang wenden sich 

auch Studenten oder Erwachsene (2 °/o), die den 2. Bildungsweg eingeschlagen 

haben und nun in ihrer Ausbildung Schwierigkeiten bekommen, an die B i l ­

dungsberatungsstelle. 

— Jungen werden doppelt so häufig wie Mädchen zur Beratung vorgestellt. 

Diese Beobachtung, die sich auch in anderen Beratungsstellen, die Kinder oder 

Jugendliche betreuen, wiederholt, dürfte eng mit dem in unserer Gesellschaft 

vorhandenen Geschlechterstereotyp zusammenhängen. Die Erziehungsziele 

und einzelnen Erziehungsmaßnahmen sind je nach der Geschlechtsrolle, in die 

das K i n d hineinwachsen soll, noch immer deutlich verschieden. So werden 

etwa auch heute noch die höheren Leistungserwartungen (womit häufig auch 

Leistungsdruck verbunden ist) an Jungen gestellt, die dann öfter auch bei 

Jungen Leistungsstörungen bedingen können. 

— Hinsichtlich der Schul- und Berufsausbildung der Eltern sind Kinder von 

Akademikern und der mittleren und oberen Sozialschichten überrepräsentiert , 

Kinder von Arbeitern dagegen unterrepräsentiert . Das geringe Beratungs­

interesse von Eltern, die nur eine einfache Ausbildung erhalten haben, dürfte 

mehrfach bedingt sein. Zwei Faktoren seien nur e r w ä h n t : Einmal ist im all ­

gemeinen der Reflexionsgrad über den Entwicklungsverlauf der Kinder und 
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die erzieherischen M a ß n a h m e n , Erziehungsziele u. ä. bei Eltern mit geringe­

rer Schulausbildung geringer, weshalb Beratungsgespräche gerade für diesen 

Personenkreis besonders wichtig w ä r e n . Z u m andern dürfte die Schwelle er­

höht sein, sich mit Institutionen auseinanderzusetzen, vermutlich aus einer 

größeren Unsicherheit und geringeren Gewandtheit. V o n daher w ä r e es sehr 

wichtig, daß Lehrer diesen Eltern den Weg zu einer Bildungsberatungsstelle 

aufzeigen und erleichtern. 

2.2. Verursachungsmomente von Lernstörungen 

Nachdem wir nun versucht haben, Arbeit und Klientel der Einzelfallberatung 

innerhalb einer Bildungsberatungsstelle zu beschreiben, möchten wir im folgen­

den einen Überblick über die wesentlichsten Verursachungsmomente von Lern­
störungen geben, so wie sie sich aus unserer Arbeit in der Einzelfallberatung er­

geben. W i r schließen dabei die Ursachen aus, die im Zusammenhang mit orga­

nischen Schädigungen auftreten, da sie diagnostisch und therapeutisch in den 

medizinischen Bereich gehören. Z u m anderen sollen, wie oben dargestellt, auch 

die Ursachen jener Lernstörungen von der Betrachtung ausgeschlossen werden, 

die eigentlich als Sekundärsymptome auftreten, d. h. die die Folge schwerer 

psychischer Störungen bzw. einer neurotischen Fehlentwicklung sind. 

2 . 2 . 1 . B e g a b u n g 

Die Begabung ist einer der wichtigsten Faktoren für das Zustandekommen einer 

guten Lernleistung. Daher soll dieser Bereich als erster auf seine Störfaktoren 

hin untersucht werden. D a unterschiedliche Auffassungen über den Begabungs­

begriff bestehen, soll er zunächst kurz erläutert werden. Zur Begriffsdifferen­

zierung von „Begabung" und „Intel l igenz" s. ausführlicher H E L L E R (1973). 

Intellektuelle Begabung ist kein eindeutig umschriebener Begriff; in jeder Gesellschaft 
und gesellschaftlichen Gruppe besteht zwar eine meist unausgesprochene Übereinkunft 
über intellektuelles Verhalten, diese Ansichten können jedoch erheblich differieren. 
Ebenso unterschiedlich sind auch die wissenschaftlichen Ableitungen und Begriffsbestim­
mungen. So ist etwa die Definition ROHRACHERS (1963, S. 351) sehr weit gefaßt, 
wenn er unter Intelligenz den „Leistungsgrad der psychischen Funktionen bei ihrem 
Zusammenwirken in der Bewältigung neuer Probleme" versteht, und schließt Kon­
zentration, Gedächtnis, Wahrnehmung mit ein. Heute wird allgemein angenommen, 
daß sich verschiedene Funktionen oder Faktoren der Intelligenz unterscheiden lassen, 
die relativ unabhängig voneinander variieren können. Dafür sprechen auch Beob­
achtungen aus der Praxis, daß oft ganz extreme Leistungsunterschiede in einzelnen 
Schulfächern auftreten, die sich nur schlecht auf eine allgemein gute oder schwache 
Begabung zurückführen lassen. 
Nach dem SPEARMAN-JWode l l erfolgt eine unterschiedliche Gewichtung der Faktoren 
dahingehend, daß es einen Generalfaktor (g) gibt, der bei allen intellektuellen L e i ­
stungen beteiligt ist, und eine Vielzahl spezifischer Faktoren, die die qualitative Unter­
schiedlichkeit intellektueller Leistungen bedingen. Annahmen über die Art dieser 
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Intelligenzfaktoren lassen sich durch eine spezifische mathematische Methode, die 
Faktorenanalyse von verschiedenen Intelligenzaufgaben, überprüfen. 
Nach einer Zusammenstellung faktorenanalytischer Untersuchungen von PAWLIK (1968) 
lassen sich folgende gesicherte F a k t o r e n oder Funktionen der I n t e l l i g e n z unterscheiden, 
die in sich noch weiter differenzierbar sind: 
(1) Faktoren der räumlichen Vorstellung 
(2) Rechenfertigkeit 
(3) Sprachverständnis 
(4) Faktoren der Wort- und Ausdrucksflüssigkeit 
(5) Faktoren der Flexibilität des Denkens 
(6) Faktoren des logischen Denkens 
Da diese Faktoren sich in vielen Untersuchungen nicht als total unabhängig erwiesen, 
lassen sie sich untereinander erneut gruppieren und in funktionelle Beziehung zuein­
ander bringen. Verschiedene Untersuchungen deuten auf zwei übergeordnete Gruppie­
rungen oder Faktoren hin; der erste, bei CATTELL (1963) „fluid general intelligence" 
genannt, scheint eher unabhängig von Erziehungs- und Bildungseinflüssen zu sein, 
während der zweite, bei CATTELL „crystallized general intelligence" genannt, mehr die 
Intelligenzaspekte betrifft, die durch die Anregungen der Umwelt und die spezifische 
Art der Auseinandersetzung des einzelnen mit seiner Umwelt, mitgeformt sind. 
A n dieser Stelle sei auch kurz auf das Anlage-Umwelt-Problem der Begabungsent­
wicklung eingegangen. Zwar ist dieser Sachverhalt unter Wissenschaftlern und Poli­
tikern heftig umstritten. Allgemein wird jedoch anerkannt, daß wenigstens bestimmte 
Begabungsaspekte — wie etwa die Sprachbegabung — in einem gewissen Ausmaß 
(umstritten ist das Ausmaß selbst) durch Anregung und bestimmte Formen der Aus­
einandersetzung mit der Umwelt in ihrer Entwicklung gefördert werden können. 
Neben der biologisch festgelegten Disposition und der Bereitstellung mancher Funk­
tionen durch Reifungsvorgänge müssen auch die dinglichen, sozialen und sprachlichen 
Umweltgegebenheiten für ein Kind so gestaltet sein, daß es überhaupt die neu aus­
gebildeten Funktionen ausprobieren und gebrauchen und sie durch Übung und Nach­
ahmung optimal verbessern kann. Diese vorteilhafte Umweltgestaltung ist relativ 
stark abhängig von Merkmalen der Eltern, etwa vom Interesse der Eltern an der 
Entwicklung ihrer Kinder, von der Zeit, die sie für ihre Kinder zur Verfügung haben, 
von ihrem eigenen Modellverhalten und damit von der soziologischen Gruppen­
zugehörigkeit. 

Die Ergebnisse der Intelligenzforschung über die Teilfunktionen der Intelligenz 

und das Beziehungsgefüge dieser Einzelfunktionen sind für die Einzelfallhilfe 

im Rahmen der Bildungsberatung von Bedeutung. Danach ist es in der Indivi-

dualberatung wichtig, neben der allgemeinen Begabungshöhe, die spezielle Be­
gabungsstruktur des Klienten festzustellen, also den Ausprägungsgrad der ver­

schiedenen Begabungsfaktoren. Diese m u ß in bezug gesetzt werden zu der A n ­

forderungsstruktur der jeweils besuchten Schule, wie sie durch die Anforderun­

gen an die Begabung in den einzelnen Unterr ichts -Fächern, aber auch durch die 

spezielle Unterrichtsmethodik gegeben ist. 

Dieses scheinbar so einfache Vorgehen in der Individualberatung wird erschwert 

und beeinträchtigt durch Einschränkungen, die sowohl in bezug auf die Erfas­

sung der individuellen Begabungsstruktur als auch der Anforderungsstruktur 

einzelner Schulformen gegeben sind. 

(1) Die oben dargestellten Intelligenz-Faktoren umfassen vermutlich nicht die ganze 
Breite intellektuellen Verhaltens. Durch kulturelle Werte, die gesellschaftliche 
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Struktur oder auch theoretische Modellvorstellungen einzelner Forscher treten 
einige Formen intellektuellen Verhaltens stark in den Vordergrund, andere werden 
verdeckt oder als unwichtig angesehen und werden dann gar nicht in empirische 
Analysen aufgenommen. Ähnlich ist es mit Intelligenzaspekten, die methodisch nur 
sehr schwierig oder unzuverlässig zu erfassen sind. Auch durch das Validitäts-
kriterium des Schulerfolges für viele Intelligenzaufgaben scheiden manche Intelli­
genzaspekte für weitergehende Untersuchungen aus, obwohl sie in einem veränder­
ten Schulsystem mit geänderten Anforderungen relevant sein können. So wurde 
etwa der Begabungsgesichtspunkt der sozialen Intelligenz bis vor kurzem kaum 
beachtet und in Untersuchungen nicht berücksichtigt, da ihm im bisherigen Schul­
system wenig Bedeutung zugemessen wurde. Weiter wurden auch keine Meß­
methoden zur Erfassung dieser Begabungsaspekte entwickelt. Entsprechend konnte 
dann bei einer Zusammenstellung der wesentlichen Begabungsfaktoren dieser 
Aspekt auch nicht in Erscheinung treten. 

(2) Die faktorielle Struktur der Intelligenz ist vermutlich abhängig von Alter und 
Intelligenzhöhe. Nach der Differenzierungs- bzw. Divergenzhypothese dürfte mit 
zunehmendem Lebensalter von Kindern und mit zunehmender allgemeiner Intelli­
genzhöhe eine Differenzierung und Spezialisierung der Intelligenzfunktionen er­
folgen. 

(3) Die Erfassung des individuellen Ausprägungsgrades intellektueller Begabung an­
hand von überprüften und standardisierten Testverfahren ist nicht absolut objektiv 
und zuverlässig möglich. Fehlerquellen bei der Testdurchführung, wie ungünstiges 
Befinden des Schülers am Untersuchungstag, Prüfungsangst, Testgeübtheit u. ä., 
lassen sich kaum ausschalten. Weiter gibt es für manche relevante Intelligenz­
aspekte keine standardisierten Testverfahren für jede Altersstufe (etwa für die 
Intelligenzfaktoren Flexibilität des Denkens). 

(4) Die Erfassung der Anforderungsstruktur der verschiedenen Schularten ist metho­
disch recht schwierig und wird durch notwendige Curriculumsänderungen und 
Veränderungen der Schulstrukturen sehr erschwert. Aussagen sind daher in diesem 
Bereich relativ unsicher. 

Trotz dieser erheblichen Einschränkungen kann die Feststellung der Begabungs­
struktur eines Schülers einen wesentlichen Beitrag zu der Individualberatung 
leisten. Berücksichtigt der Berater diese Einschränkungen, versucht er, Fehler­
quellen bei der Testuntersuchung durch genaue Beobachtung und gezielte Nach­
befragung des Schülers zu vermindern, die Testergebnisse durch Verwendung 
mehrerer Testverfahren und ausführliche Exploration der Eltern und des Schü­
lers über häusliche und schulische Leistungsmöglichkeiten abzusichern und aus­
zuweiten, die konkreten Bedingungen und Veränderungen der Schulstruktur 
mit in seine Überlegungen einzubeziehen, dann erweist sich die Begabungshöhe 
eines Klienten in den verschiedenen Intelligenzfaktoren als ein Moment, das 
häufig Schulschwierigkeiten verursacht oder zumindest mitverursacht. 
Die Bedeutung der individuellen Begabungsstruktur bei Schulschwierigkeiten 
soll im folgenden dargestellt werden. Die Begabung m u ß als eine notwendige 
(wenn auch nicht hinreichende) Voraussetzung für das Erbringen einer bestimm­
ten Lernleistung angesehen werden. Schulprobleme können sich ergeben einmal 
aus der allgemeinen Begabungshöhe, zum andern aus der spezifischen Bega­
bungsstruktur eines Schülers. 

Die allgemeine Begabungshöhe führt dann zu Problemen, wenn sie im Vergleich 
zu den Anforderungen der besuchten Schulart so gering ist, d a ß die Bewältigung 
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aller Schulfächer Schwierigkeiten bereitet. Eine allgemeine Überforderung ist 
die Folge, die für die betroffenen Schüler besonders gravierend ist, da sie in 
kaum einem Fach Erfolgserlebnisse verzeichnen können, die notwendig sind, 
um Anstrengungsbereitschaft, Lernwille und schulisches Interesse wachzuhalten 
und zu fördern. Auch das Selbstvertrauen und die psychische Ausgeglichenheit 
des Schülers müssen unter dieser allgemeinen Überforderung erheblich leiden. 
Diese Situation einer primären globalen Überforderung in allen Lernbereichen 
tritt jedoch seltener auf. Häufiger ist der Fall , d a ß durch die spezifische Be­
gabungsstruktur des Schülers dieser den Anforderungen der besuchten Schule in 
wichtigen Lernbereichen nicht gewachsen ist. Eine differenzierte Untersuchung 
der Begabungsstruktur muß hier zunächst klären, wo die individuellen Be­
gabungsschwerpunkte und -schwächen liegen und auch, wie der Ausprägungs­
grad dieser Stärken und Schwächen ist. D a n n m u ß diese Struktur mit den spe­
zifischen begabungsmäßigen Anforderungen der besuchten Schule in Bezug ge­
setzt werden. Treten dabei starke Diskrepanzen auf und zeigt sich, daß die Be­
gabung eines Schülers in einem oder mehreren für diese Schulart wesentlichen 
Lernbereichen nur im unteren Durchschnitt oder sogar unter dem Durchschnitt 
liegt, so m u ß mit einer erheblichen Überforderung gerechnet werden. Diese Dis­
krepanz kann zustande kommen, wenn die Ausrichtung der Schule in ihren 
Schwerpunkten gerade die schwächer ausgeprägten Begabungsaspekte des Schü­
lers fordert, während seine Stärken in dieser Schule weniger zum Tragen kom­
men. Eine solche Überforderung dürf te ebenfalls zu sekundären Störungen füh­
ren, die den Persönlichkeitsbereich (etwa Zunahme der Schul- und Prüfungs­
angst, Abnahme des Selbstvertrauens, Kontakts törungen) , das Arbeitsverhalten 
(Konzentrat ionsstörungen) und die Motivation (Schulunlust, Lernunlust) be­
treffen, was die gesamte weitere Entwicklung des Schülers stören dürfte . Zwar 
werden die sekundären Störungen nicht so rasch auftreten, wenn sich der Schü­
ler nur in einzelnen Fächern überfordert fühlt, in anderen dagegen Überlegen­
heit und raschen Erfolg verspürt . Diese werden die Mißerfolge bis zu einem 
gewissen M a ß e ausgleichen und kompensieren, so d a ß die sekundären Störungen 
erst bei längerdauerndem Leistungsdruck sichtbar werden. 

Diese Entwicklung einer immer stärker werdenden schulischen Uberforderung 
wird sich für die meisten Sdiüler allmählich vollziehen, so daß Anzeichen über 
längere Zeit zu bcobaditcn sind, die von Eltern und Schülern auch vage als 
solche gewertet werden. In anderen Fällen dagegen treten diese Probleme p l ö t z -
lidi auf, ausgelöst etwa durch einen Schul- oder Lehrerwechsel. D a n n ist es für 
Eltern und Schüler recht schwierig, eine tatsächlich vorhandene Uberforderung 
des Schülers einzusehen, da sie aus dem bisherigen Schulerfolg auf eine gute 
Begabung des Schülers schließen konnten. In ausführlicher Exploration müssen 
dann die diskrepanten Beobachtungen geklärt werden; eine mögliche Erklärung 
einer plötzlich sich zeigenden Uberforderung w ä r e etwa, d a ß in der früher be­
suchten Schule oder bei dem früheren Lehrer die guten Leistungen mehr durch 
rasche Auffassungsgabe, soziale Anpassungsfähigkeit oder gutes Gedächtnis er­
reicht wurden, nicht durch das verstandesmäßige Aufarbeiten des Lehrstoffes. 
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Liegen die Probleme eines Schülers in der begabungsmäßigen Überforderung in 
einzelnen oder mehreren Schulfächern begründet, so ist im Einzelfall immer 
abzuwägen, inwieweit eine Kompensation durch erhöhten Lernaufwand, wie 
gezieltes zusätzliches Training, Nachhilfestunden o. ä. möglich ist. Die Beurtei­
lung m u ß auch von den weiteren, für den Schulerfolg wichtigen Faktoren ab­
hängig gemacht werden, wie Arbeitsmotivation, Arbeitstechniken, Konzentra­
tionsfähigkeit, psychische und körperliche Stabilität u. ä. Ferner m u ß auch be­
dacht werden, d a ß der dem Schüler zugemutete Lernaufwand nur so stark er­
weitert wird, d a ß ihm noch genügend Zeit und Energie für eine sinnvolle Frei­
zeitgestaltung (Aufbau von Interessen, Pflege von Kontakten u. ä.) bleiben, die 
für eine gesunde psychische Entwicklung des Schülers unbedingt notwendig sind. 
Bei Schülern, deren Schulschwierigkeiten durch Schwächen in Begabungsberei­
chen bedingt sind, die stark durch Umweltanregungen mitgeformt werden, ist 
in gezielten Anamnesen zu untersuchen, inwieweit in der früheren Erziehung 
die optimalen Voraussetzungen für eine angemessene Entwicklung dieser Intel­
ligenzaspekte gegeben waren. Trifft dies nicht zu, so w ä r e n vor allem bei jün­
geren Schülern gezielte kompensatorische F ö r d e r p r o g r a m m e sinnvoll und not­
wendig. 

E i n besonderes Problem, das sich aus einer spezifischen Begabungsstruktur er­
gibt, stellt die Lese-Rechtschreibschwäche (Legasthenie) dar. D e m Schüler ist es 
dabei nicht möglich, trotz ausreichender oder sogar recht guter allgemeiner Be­
gabung und angemessener Unterrichtung, das Lesen und Schreiben so zu erler­
nen, wie es zu erwarten w ä r e . Zwar wirft die Feststellung der Legasthenie eine 
ganze Reihe ungelöster Probleme auf; die genauen Ursachen dieser Lernstörung 
sind wissenschaftlich noch nicht eindeutig geklärt , die Symptombilder wechseln, 
häufig gibt es von schulischer Seite noch keine angemessene Betreuung dieser 
Kinder . 

Trotzdem ist die frühzeitige Diagnose für diese Kinder sehr bedeutsam. Denn 
durch diese Lernstörung, die meist schon in den ersten Schuljahren auftritt, muß 
das K i n d sehr früh sehr deutlich eigenes Lernversagen erleben, das sekundär zu 
psychischen Fehlentwicklungen führen kann, zumal bei Unkenntnis der Lern­
störung Fehlverhalten von Lehrern und vor allem von Eltern die Situation für 
das K i n d verschärfen. Eine differenzierte Diagnose der Legasthenie kann ein­
mal dazu führen, daß Eltern und Lehrer das K i n d in seiner Problematik besser 
verstehen und ihm helfen, die Mißerfolge zu verarbeiten, statt immer zu for­
dern oder zu strafen und abzuwerten; zum anderen besteht wenigstens teilweise 
die Möglichkeit, das K i n d schon sehr früh gezielt zu betreuen, um die indivi­
duellen Schwächen zu beheben, damit nicht die ganze weitere Schullaufbahn 
des Kindes beeinträchtigt ist. 

Bei der Diagnose einer schulischen Überforderung darf nicht nur von der abso­
luten Begabungshöhe ausgegangen werden. Sehr häufig sind mehrere Probleme 
Ursache für Schulschwierigkeiten (oft auch, da sie sich wechselseitig bedingen), 
so etwa neben den Begabungsproblemen auch Motivations- und Konzentra­
tionsprobleme. In diesen Fäl len ist zu erwarten, daß selbst bei durchschnittlicher 
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oder guter Begabung eine Überforderung des Schülers eintreten kann, da er 
durch die anderen Probleme seine an sich ausreichende Begabung nicht zum E i n ­
satz bringt. Liegt eine solche Intelligenzhemmung vor, so ist immer abzuwägen, 
inwieweit die hemmenden Faktoren relativ rasch zu beseitigen sind, oder ob mit 
einer längeren schulischen Überforderung zu rechnen ist, die einen Schulwechsel 
nahelegen w ü r d e . 

Auch aus einer begabungsmäßigen Unterforderung können für Schüler echte 
Leistungsprobleme entstehen. Dies ist vor allem dann der Fal l , wenn Schüler 
w ä h r e n d der ersten Schuljahre rasch und ohne jede Mühe den gebotenen Schul-
stoff erlernen; werden dann auch vom Elternhaus oder in der Freizeit keine 
echten Forderungen oder Verpflichtungen an den Schüler gestellt, so kann es 
sein, d a ß weder eine Arbeitshaltung, Anstrengungsbereitschaft und Durchhalte­
fähigkeit noch systematische Lerntechniken aufgebaut und geübt werden k ö n ­
nen. Werden dann in der schulischen Entwicklung erstmals echte Anforderun­
gen an die Leistungsfähigkeit des Schülers gestellt, fühlt er sich in seinen bis­
herigen Erfahrungen verunsichert, und es fehlen ihm die Techniken, um diese 
neue Situation zu verarbeiten. 

Ist die Unterforderung eines Schülers sehr stark, können auch rasch Leistungs­
wille, Lernmotivation und ein echtes Interesse an schulischen Lehrstoffen ver­
lorengehen und von daher Schulprobleme für den Schüler bedingen. Neben 
diesen Problemen, die sich direkt aus bestimmten Begabungsstrukturen für den 
Lernerfolg des Klienten in der Schule ergeben, können aus manchen Begabungs­
strukturen auch Hinweise auf andere eine Lernstörung verursachenden M o ­
mente entnommen werden. Dies betrifft in erster Linie Konzentra t ionsstörun­
gen oder leichte hirnorganische Schädigungen. Der Bildungsberater hat dann die 
Aufgabe, diesen Hinweisen weiter nachzugehen bzw. die Klienten zur Ü b e r ­
prüfung an geeignete Stellen zu verweisen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß es trotz aller Einschränkungen, die 
gemacht werden müssen, bei jeder Individualberatung zur K l ä r u n g von Schul-
schwierigkeiten sinnvoll erscheint, differenzierte Begabungsuntersuchungen 
durchzuführen. W i r d die Problematik des Konstrukts Intelligenz, der methodi­
schen Erfassung der Intelligenz und der Anforderungsstrukturen der verschie­
denen Schulformen berücksichtigt, so können aus Begabungsuntersuchungen 
Hinweise über mögliche Ü b e r - oder Unterforderung, Konzentrat ionsstörungen 
und organische Beeinträchtigungen der Schüler abgelesen werden, die für die 
Lernstörung verursachend oder mitverursachend sind. 

2.2.2. Leistungsmotivation 

Ein weiteres, bei der Analyse von Leistungsstörungen wesentliches Problemfeld 
ist die Leistungsmotivation, das jeglichem Arbeitsverhalten zugrunde liegende 
Motiv . Fast jedes zweite Elternpaar, das wegen Schulversagens des Kindes in 
der Bildungsberatungsstelle vorstellig wird, beklagt sich über Faulheit, man­
gelnde Ausdauer, Durchhaltefähigkeit und Konzentrationsschwäche des Kindes. 
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Diese Eltern erwarten in der Regel Ratschläge zur Beseitigung der Faulheit 

oder zur Festigung des Willens, da ihrer Ansicht nach Faulheit und Willens­

schwäche identisch sind. Wie die Analysen solcher Leistungsstörungen zeigen, 

verbirgt sich hinter solchen Symptomen meist eine fehlentwickelte Leistungs­

motivation, d. h. in den meisten Fällen liegt eine falsche Leistungserziehung der 

Eltern vor, deren Wurzeln in die Kindheit zurückreichen. Fragt der Bildungs­

berater genauer nach, findet er oft noch zu den obengenannten Symptomen 

Uberängstlichkeit bei Problembewält igungen, schnelle Resignation bei M i ß ­

erfolg oder auch ständig überhöhte Zielsetzung des Kindes bei verschiedenen 

Aufgaben, so daß Mißerfolgserlebnisse immer vorhanden sind. 

Haben sich im Laufe eines Gesprächs Anhaltspunkte für eine Störung in der 

Leistungsmotivation ergeben, m u ß der Bildungsberater die einzelnen Phasen 

der Motivationsgenese zurückverfolgen, um hier eventuelle Fehlhaltungen auf­

zudecken. N u r durch eine intensive Befragung wird er in die Lage versetzt, die 

einzelnen Hypothesen über die Störungsursachen gegeneinander abzuwägen, um 

so wirksame therapeutische H i l f e n für Eltern und Schüler anbieten zu können. 

Im folgenden soll nun versucht werden, innerhalb der Genese der Leistungs­
motivation einige Ansatzpunkte für Fehlentwicklungen aufzuzeigen, die die 

Ursache für spätere schulische Mißerfolge sein können. Dabei ist anzumerken, 

d a ß die Faktoren zwar im einzelnen erörtert werden, jedoch niemals so isoliert 

auftreten, da sie ständig interagieren. 

Unter L e i s t u n g s m o t i v a t i o n versteht man nach HECKHAUSEN „das Bestreben, die eigene 
Tüchtigkeit in allen Tätigkeiten zu steigern oder möglichst hochzuhalten, in denen 
man einen Gütemaßstab für verbindlich hält, und deren Ausführung deshalb gelingen 
oder mißlingen kann" (HECKHAUSEN 1965, S. 604). Dabei kann die Leistungsmotiva­
tion nach zwei voneinander relativ unabhängigen Komponenten unterschieden werden, 
der H o f f n u n g a u f E r f o l g und der F u r c h t v o r Mißerfolg. Die Stärke der beiden Er­
wartungen bestimmt den Grad der Leistungsmotiviertheit. Untersuchungen, auf die 
hier aus Platzgründen nicht eingegangen werden kann, erbrachten den Nachweis, daß 
beide Komponenten Auswirkungen auf Risikovcrhalten, Gedächtnisleistungen, Aus­
dauer beim Aufgabenverhalten und Zielsetzung bei Aufgaben haben. 

Als eine wesentliche Voraussetzung für die spätere Leistungsmotiviertheit eines 

Schülers sieht H E C K H A U S E N die „kognitive Funktionsreife" an. Ist diese Phase 

abgeschlossen, sollte das K i n d einmal in der Lage sein, beim Zustandebringen 

verschiedener Effekte verschiedene Schwierigkeitsgrade zu unterscheiden, und 

zum anderen sollten die Handlungseffekte auf die eigene Person bezogen wer­

den und damit als persönliche Tüchtigkeit (Erfolg) oder Untüchtigkeit (Miß­

erfolg) erlebt werden. Sieht man davon ab, d a ß die intellektuellen Fähigkeiten 

eines Kindes hierbei eine gewisse Rolle spielen, so üben Eltern und dingliche 

Umwelt einen großen Einfluß auf diese Entwicklungsphase aus. Damit ein K i n d 

verschiedene Schwierigkeitsgrade erkennen kann, muß es verschiedene Erfah­

rungen in leistungsbezogenen Situationen gemacht haben. Dabei ist die Lei ­

stungssituation nicht durch schul- oder i . e. S. arbeitsspezifische Tätigkeiten 

charakterisiert. Sie ergibt sich beim Kleinkind im Spiel, wenn es beispielswese 
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darum geht, Klötze zu einem T u r m zu schichten, beim Malen, oder in Alltags­

situationen beim A n - und Ausziehen, Essen usw. Jede dieser Situationen kann 

durch Forderung von seiten der Eltern für das K i n d leistungsbezogen werden. 

So wird z. B. das Einnehmen einer Mahlzeit von dem K i n d auch als Leistungs­

forderung erlebt, wenn es weiß, d a ß die Eltern von ihm erwarten, daß es alleine 

ißt und seinen Teller leert. Durch die Leistungserfahrungen in diesen jeweils 

verschiedenen Bereichen entwickelt sich beim K i n d ein Gütemaßstab für die 

eigene Tüchtigkeit. 

D a sich diese Leistungsentwicklung zwischen dem zweiten und vierten Lebens­

jahr vollzieht, ist es für den Berater wichtig, Erziehungsziele und -mittel bezüg­

lich der Leistungsthematik in dieser Altersstufe von den Eltern zu eruieren. 

H i e r z u müssen die Eltern ausführlich nach Art , Umfang und Nachhaltigkeit 

ihrer Forderungen befragt werden, ebenso wie nach ihrer Reaktion auf Erfolg 

oder Mißerfolg des Kindes. Bei leistungsmotivationsgestörten Kindern lassen 

sich in dieser Phase meist zwei Elterntypen unterscheiden. Der eine stellt über­

haupt keine oder kaum Forderungen an das K i n d , sei es aus einer Vernachläs­

sigung heraus oder weil die Eltern der Meinung sind, das K i n d sei noch zu 

klein, um schon mit Forderungen konfrontiert zu werden. Diese Eltern räumen 

dem K i n d einen leistungsfreien Schonraum ein, im Vertrauen und der Hoffnung 

auf einen Reifungsprozeß, wonach sich mit Beginn der Schulzeit auch die L e i -

stungsbereitschaft entwickelt hat und das K i n d nun — auch in der Einsicht, d a ß 

man es lange genug spielen ließ — zu einer Arbeitshaltung fähig ist. Z u der 

gleichen Gruppe gehören auch die Eltern, die zwar Leistungsforderungen an 

das K i n d stellen, aber nur solche, die das K i n d bewältigen kann. Dadurch wird 

ihm eine objektive Vergleichsmöglichkeit von Aufgaben genommen und so eine 

reale Selbsteinschätzung seiner Tüchtigkeiten verhindert. In der Folge entwik-

kelt sich keine oder nur eine geringe Frustrationstoleranz bei Mißerfolgen und 

geringe Ausdauer beim Problemlösen. 

D i e andere Elterngruppe stellt das K i n d fast ständig in Leistungssituationen, 

dazu meist noch in solche, die es überfordern. Das K i n d erlebt ständig M i ß ­

erfolge, wird frustriert und bezogen auf die Motivationskomponente mißer­

folgsmotiviert. Dabei zeigt sich eine geringe Anspannungsfähigkeit . In extremen 

Fäl len führt diese Fehlentwicklung zu einer Leistungsverweigerung beim K i n d , 

möglicherweise generalisiert auf alle Lebensbereiche. Es sperrt sich dann gegen 

jegliche Forderungen seitens seiner Umwelt. In diese Gruppe gehören meist die 

Eltern, die entweder sehr hohe Ansprüche in bezug auf die eigene Tüchtigkeit 

haben oder solche, die durch die Leistungsfähigkeit ihrer Kinder das eigene 

Prestige aufwerten möchten. 

A r t und Ausprägung der entstehenden Leistungsmotivation werden auch von 

„einbettenden V o r l ä u f e r m o t i v e n " beeinflußt, d. h. davon geprägt . Als eines der 

wichtigsten Vor läufermot ive wird von H E C K H A U S E N die Selbständigkeit ange­

führt . Der Selbständigkeitsanspruch eines Kindes, d. h. sein Streben, eine H a n d ­

lung selbständig ohne fremde H i l f e auszuführen, ist als V o r f o r m des echten 

Leistungsanspruchs zu werten. E i n K i n d mit starkem Selbständigkeitsstreben 
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wird sich viel häufiger in solche Situationen bringen, die in leistungsthemati­
schem Sinn aufgefaßt werden können. Selbständigkeit förder t jedoch nicht nur 
die Genese der Leistungsmotivation, sondern stellt auch dem K i n d viele ver­
schiedenartige Handlungsalternativen bereit. Das selbständige K i n d hat somit 
häufig Gelegenheit zu Erfolgserlebnissen, wodurch sich seine Beharrlichkeit und 
Ausdauer bei Tätigkeiten steigert. F ü r die kindliche Entwicklung ist es nun 
besonders wichtig, d a ß die Erzieher das Streben nach Selbständigkeit und U n ­
abhängigkeit in bestmöglicher Weise unterstützen wie z. B. durch Ermutigung 
und Bekräft igung. Bei den täglichen Routinetätigkeiten ergeben sich zahlreiche 
solcher Möglichkeiten. 

F ü r den Bildungsberater ist es von großer Bedeutung, sich genau über die Selb­
ständigkeitsforderungen der Eltern zu informieren. In welchem Alter stellten 
die Eltern welche Forderungen bezüglich der Selbständigkeit an das K i n d , be­
traf die Selbständigkeitserziehung mehr das G e w ä h r e n und F ö r d e r n von Selb-
ständigkeit dem K i n d gegenüber oder waren es lediglich Selbständigkeitsforde­
rungen, die die Eltern bei den alltäglichen Routinearbeiten entlasten? Es gilt 
für den Berater auch zu überlegen, inwieweit die Eltern den damaligen intellek­
tuellen, motorischen und psychischen Entwicklungsstand des Kindes richtig be­
urteilt haben, denn Selbständigkeitserziehung impliziert seitens der Eltern das 
Wissen um die Fähigkeiten des Kindes, damit sie sinnvolle Forderungen stellen 
können. D e m Entwicklungsstand unangemessene Forderungen hemmen die 
kindliche Initiative, etwas selber machen zu wollen, und können ebenso zu 
Motivationsfehlentwicklungen führen wie die unterlassene Selbständigkeitser­
ziehung. Z u m anderen m u ß der Berater die A r t und Weise erfragen, in der das 
K i n d den elterlichen Erwartungen nachkam oder sie zu umgehen suchte, und 
wie die entsprechende Reaktion der Eltern war. 

Fehlentwicklungen der Leistungsmotivation werden in der Regel durch eine 
betont beschützende und bewahrende Einstellung von Erziehungspersonen ein­
geleitet. Z u dieser Elterngruppe zählen einmal die schon oben erwähnten, die 
dem K i n d einen leistungsfreien Schonraum gewähren. Z u m anderen betrifft es 
die Eltern, die aus echter Sorge vor drohenden Gefahren die Kinder besonders 
stark behüten und sie so in besonders starker Abhängigkeit von sich erziehen. 
Aus dieser Haltung resultieren häufige Verbote an die Kinder , ihre Entschei­
dungsfreiheit wird wesentlich eingeschränkt, ihr Selbständigkeitsstreben ver­
mindert. Es sei in diesem Zusammenhang nur kurz darauf verwiesen, daß sol­
ches Elternverhalten nicht nur soziologische, sondern auch persönlichkeitsspezi­
fische Komponenten hat. Der Berater muß im Gespräch versuchen, die Gründe 
aufzuspüren, die Eltern zu einer Abhängigkeitserziehung veranlassen. Auch 
Eltern, die allgemein ängstlich und verunsichert sind, können durch ihr Ver­
halten als Modell für das K i n d wirken, es verunsichern und so ebenfalls die 
Selbständigkeitserziehung negativ beeinflussen. 

Noch eine andere, häufig beobachtete Quelle für Fehlentwicklungen der Lei ­
stungsmotivation soll kurz erwähnt werden, und zwar betrifft es die Kinder, 
die in dem betreffenden Lebenszeitraum schwer erkrankt und dadurch in be-
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sonderem M a ß e auf die H i l f e ihrer Umgebung angewiesen waren. Aus Mitleid 
oder Fürsorglichkeit wird es versäumt, wenigstens in den Bereichen vom K i n d 
Selbständigkeit zu fordern, in denen es gesund ist und entsprechende Leistungen 
bringen könnte. Gerade hier kann über die spielerische Betätigung die Selb­
ständigkeit stark zu fördern versucht werden. 

W ä h r e n d die bisher genannten Punkte mehr die elterlichen Erziehungsziele und 
ihre Wirkung auf eine mögliche Fehlentwicklung der Leistungsmotivation be­
trafen, bezieht sich der nächste Punkt mehr auf die Erziehungsmittel, die wie 
alle oben genannten Erwartungshaltungen der Eltern ebenfalls u. a. von sozio­
logischen Bedingungen abhängen. Gerade Erziehungsmittel wie Lob und Strafe 
beeinflussen A r t und Ausprägung der entstehenden Motivation in ganz beson­
derem M a ß e . Wie die zahlreichen Untersuchungen zu diesem Thema zeigen — 
auf sie einzugehen, muß hier aus Pla tzgründen verzichtet werden — fördern 
Belohnung und liebevolle, auch körperliche Zuwendung der M ü t t e r auf kind­
liche Erfolge eine hohe erfolgszuversichtliche Leistungsmotivation. Eine Mutter, 
die den Eifer und Erfolg eines Kindes ungerührt zur Kenntnis nimmt und M i ß ­
erfolg heftig tadelt, schwächt die Motivation eines Kindes und lenkt es auf 
bloße Vermeidung von Mißerfolg. Häufig ist Eltern dieses Verhalten gar nicht 
bewußt . Sie glauben, daß die vom K i n d erworbenen Fertigkeiten lediglich die 
Folge eines natürlichen Reifungsprozesses sind, für die man es nicht zu loben 
braucht, deren Erscheinen quasi „selbstverständlich" ist. Bleibt dagegen die 
Entwicklung aus, reagieren Eltern häufig zunächst mit Erstaunen, dann mit 
Schimpfen und V o r w ü r f e n gegenüber dem K i n d . Gerade dieses Verhalten aber 
führt zu einer starken inneren Gespanntheit und zu einer erhöhten Furcht vor 
Mißerfolg beim K i n d . Dies wiederum bekräftigt die Motivation, Leistungs­
situationen überhaupt zu meiden; der Kreislauf für die Fehlentwicklung be­
ginnt damit. Auch bei Eltern von Schulkindern kann man häufig feststellen, 
d a ß sie das Absinken in schulisdien Leistungen sehr schnell und heftig registrie­
ren, umgekehrt aber von Verbesserungen kaum oder nur wenig N o t i z nehmen 
oder sie als selbstverständliche Dankesgeste an die Eltern abtun. Nach unseren 
Beobachtungen nimmt die Beachtung von Mißerfolgen durch Eltern mit ihrer 
Leistungsorientierung zu, so daß diese Konstellation als ein häufiger Ansatz­
punkt für schulisches Versagen erscheint. 

Der andere Pol von Elternverhalten ist das häufige Bekräft igen, ohne d a ß ent­
sprechende Entwiddungsfortschritte vorliegen. Das K i n d wird für kleine und 
große Leistungen gleichermaßen stark belobigt. Dadurch kann ihm, zumindest 
in frühen Jahren, der Vergleichsmaßstab für leichte und schwierige Aufgaben 
verlorengehen. Kommt es dann zu einem echten Leistungsvergleich mit Gleich­
altrigen, der für das K i n d negativ ausfällt, kann das „Diskrepanzerlebnis" so 
frustrierend sein, daß jegliche Lust zum Weitermachen gefährdet ist bzw. Wett­
bewerbssituationen ganz zu vermeiden gesucht werden oder die Neigung be­
steht, sich nur mit sogenannten Schwächeren zu messen, wodurch ein Erfolgs­
erlebnis sehr wahrscheinlich wird. Diese Kinder neigen dazu, als Ersatz für die 
Frustrationserlebnisse in der Schule die außerschulischen Betätigungen stark zu 
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betonen, in denen sie Erfolge vorweisen können. Interesse und Einsatzbereit­

schaft innerhalb der Schule nehmen ab, die Leistungen verschlechtern sich, die 

M i ß e r f o l g e werden immer deutlicher, das Schulversagen ist das Endglied der 

Kette. 

Z u m Schluß sei noch kurz auf die Bedeutung des erwachsenen Vorbildes bei der 

Entwicklung von Leistungsmotivation hingewiesen. Wie bei vielen Entwick­

lungsprozessen beim K i n d spielt das Identifikationslernen auch bei der Lei -

stungsmotivationsgenese eine bedeutende Rolle. Kinder, deren Eltern, aus wel­

chen G r ü n d e n auch immer, an sich selbst keine Leistungsforderungen stellen 

oder dem K i n d zu verstehen geben, d a ß sie diesen Forderungen nur ungern 

nachkommen, können kein Lernmodell für ein K i n d sein, das Leistungsmotiva­

tion aufbauen soll. Gerade in diesem Punkt spielen psychologische und beson­

ders soziologische Aspekte eine große Rolle, wie Untersuchungen zeigen (ROSEN 

1958; W I N T E R B O T T O M 1958). W ä h r e n d sich in diesen Fäl len eine geringe 

Leistungsmotivation ausprägt , gibt es auch zahlreiche Beispiele dafür , d a ß sich 

durch Identifikationslernen ein hohes Motivationsniveau entwickeln kann. Dies 

geschieht, wenn das K i n d die hohen Leistungsstandards der Eltern übernimmt 

und sie sich zu eigen macht. Gelingt es ihm, den Erwartungen zu entsprechen, 

kann sich eine hohe erfolgsorientierte Leistungsmotivation entwickeln. Ist die 

Zielsetzung auf G r u n d mangelnder Fähigkeiten unerreichbar, ist in der Regel 

eine hohe M i ß e r f o l g s m o t i v a t i o n die Folge. Daraus resultieren geringes Selbst­

vertrauen in die eigenen Fähigkeiten, geringe Risikobereitschaft und Leistungs­

ängstlichkeit, Symptome, die oft mit den Schulschwierigkeiten einhergehen. In 

den späteren Schuljahren zeigen diese Jugendlichen häufig auch depressive Ten­

denzen bei der B e w ä l t i g u n g allgemeiner Lebensprobleme; Konzentra t ionsstö­

rungen sind die Folge, und ein Schulversagen wird unausweichlich. 

Zusammenfassend k ö n n e n die 3 Bereiche Leistungserziehung, Selbständigkeits­

erziehung und elterliche Sanktionen als für die Leistungsmotivationsgenese 

wichtige Bedingungen angesehen werden. Eine fehlgeleitete Erziehung in einem 

Bereich zieht in der Regel auch Fehlverhalten in den übrigen Bereichen nach 

sich. Aus diesem G r u n d kann sich der Berater nicht nur auf die Exploration 

eines Feldes beschränken, sobald sich Anzeichen für eine fehlentwickelte Lei ­

stungsmotivation ergeben. Vielmehr m u ß er die Entwicklung der Selbständig­

keit, des Leistungsverhaltens und die entsprechenden elterlichen Sanktionen zu­

sammen bezüglich ihrer Wirkungen analysieren, um so verschiedene Hypothesen 

bilden zu können, die Ausgangspunkt für ein weiteres Elterngespräch sind. 

2 . 2 . 3 . I n t e r e s s e n 

Wenn wir Schüler mit Leistungsstörungen analysieren, fäll t uns im Bereich z w i ­

schen 14 Jahren und A b i t u r Jahrgang immer eine besondere Gruppe auf. Diese 

Schüler gehören zu den Versagern, obwohl sie — bei aller testdiagnostischen 

Vorsicht — intellektuell durchaus in der Lage w ä r e n , das erstrebte Schulziel zu 

erreichen. Auffäl l ig in dieser Gruppe sind meist die Interessentestergebnisse, die 
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eine geringe Interessenausprägung aufweisen; d. h. es sind in den v o m Test­
inhalt her angebotenen Bereichen kaum Interessen vorhanden. Fragt man die 
Schüler, was sie in ihrer Freizeit tun, werden meist T ä t i g k e i t e n genannt, bei 
denen sie selbst nicht aktiv gestalten müssen. Fragt man nach E i g e n a k t i v i t ä t e n , 
wird allenfalls noch Sport ab und zu genannt. Auch die Frage nach bevorzugten 
oder abgelehnten Schulfächern kann nicht begründet beantwortet werden, In­
teressen wurden nicht aufgebaut. 

Der Zusammenhang zwischen mangelndem Interesse allgemein sowie besonders 
am schulischen Fächerangebot und mangelhaften Leistungen in der Schule ist 
vordergründig eindeutig: E i n Schüler, der beispielsweise wenig Interesse an 
naturwissenschaftlichen Fächern hat, wird zu Hause wohl kaum über das Pen­
sum der gestellten Hausaufgaben hinaus arbeiten, geschweige denn, d a ß er sich 
mit physikalischen oder chemischen Experimenten b e f a ß t . N a c h den Gesetzen 
der Lernpsychologie wird ihm auch das Einüben und Behalten naturwissen­
schaftlicher Gesetzmäßigkeiten schwerer fallen als einem Schüler, dem diese 
Fächer Freude machen. Notwendigerweise müßte der Uninteressierte häufiger 
wiederholen, was er auf G r u n d der geringen Motivation verständlicherweise 
nicht tut. Demzufolge entstehen Stofflücken im Grundwissen, was das weitere 
Lernen in dem Fach schwierig macht, da die zunehmende K o m p l e x i t ä t des 
Lehrstoffs die Beherrschung des Grundwissens voraussetzt. V o n daher sind M i ß ­
erfolgserlebnisse für den Schüler unausweichlich und sein Interesse sinkt noch 
stärker ab. F ü r den Bildungsberater, der diesen Kreislauf zu unterbrechen sucht, 
stellt sich zunächst die Frage, woher diese Uninteressiertheit kommt. U m darauf 
zu antworten, m u ß man sich einmal die Entstehungsbedingungen von Interessen 
klarmachen. 

Interessen sind psychologisch den Einstellungen oder Haltungen zuzuordnen. Ohne 
auf die theoretischen Implikationen der einzelnen Begriffe genauer einzugehen, wollen 
wir im folgenden von Haltungen sprechen, die sich als eine erworbene Verhaltens­
disposition zu bedeutsamen Objekten, Sachverhalten, Personen und Ereignissen definie­
ren lassen. Ihre Bedeutsamkeit erhalten diese Reizmuster durch den Wert, den das 
Individuum mit ihnen verbindet. 

Diese Definition legt es nahe, den Erwerb von Haltungen prinzipiell als L e r n ­
vorgang zu charakterisieren. Die Ü b e r n a h m e von Haltungen aus der U m w e l t 
geschieht einmal durch den Identifikationsmechanismus und zum anderen durch 
Nachahmungslernen, wobei nicht ausgeschlossen ist, d a ß K i n d e r ganze H a l -
tungs- oder Wertsysteme übernehmen und nicht nur einzelne Verhaltensaspekte. 
Beim Nachahmungs- oder Modellernen sind zwei Merkmale bedeutsam: das 
Modellverhalten der Eltern und die Verstärkung des nachgeahmten Verhaltens. 
Die Vers tärkung oder Belobigung eines Kindes ist sehr wichtig, um den spontan 
begonnenen L e r n p r o z e ß aufrechtzuerhalten. Belobigung u m f a ß t dabei alle For­
men elterlichen Erziehungsverhaltens, die von dem K i n d als persönliche A n ­
erkennung empfunden werden. Intensive elterliche Zuwendung z ä h l t ebenso da­
zu wie das verbale Loben. Beim elterlichen Modellverhalten sind vor allem 
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Arbeit und Freizeitgestaltung für die kindliche Interessenentwicklung via Nach­
ahmungslernen von besonderer Bedeutung. Dabei hat das aktive Elternverhal­
ten gegenüber dem passiven den Vorteil , d a ß es das K i n d zu Eigenakt ivi tä t an­
regt und gleichzeitig verschiedene Verhaltensmuster bereitstellt, unter denen das 
K i n d wählen kann. V o n daher ist es erklärlich, d a ß die Eltern der Kinder mit 
vielseitigen Interessen ebenfalls selbst vielseitig interessiert sind. Ahmt das K i n d 
zunächst das bei Eltern beobachtete Verhalten nach, um von ihnen Anerken­
nung zu erhalten, verliert es dieses Ziel mit der Entwicklung einer sachadäqua­
ten Leistungsmotivation bald aus den Augen. Die Tät igkei t wird dann um ihrer 
selbst willen ausgeübt, d. h. das K i n d zieht aus dem Umgang mit den Dingen 
selbst Befriedigung. Blä t ter t ein K i n d anfangs nur im Buch, weil es die lesende 
Mutter imitiert, und wird es dabei von den Eltern verstärkt , können später 
allein das Anschauen der bunten Bilder oder das Lesen interessanter Inhalte für 
das K i n d befriedigend sein und zum weiteren Lesen anregen. Das Interesse hat 
sich als Mot iv verselbständigt. Durch elterliches Modellverhalten können sich 
auch einseitige geschlechtsspezifische Interessen entwickeln. D a sich erst in der 
jetzigen Elterngeneration die Auffassung langsam durchzusetzen beginnt, d a ß 
sich die Rolle der Frau und mathematisch-naturwissenschaftlich-technisches V e r ­
ständnis nicht auszuschließen brauchen, wird eine entsprechende Betätigung des 
Kindes erst jetzt sozial akzeptabel. Hatte man vorher das kleine Mädchen von 
technischem Spielzeug ferngehalten, so d a ß erst gar kein Interesse geweckt wer­
den konnte, gehört es heute doch langsam auch zum Spielrepertoire von M ä d ­
chen. Nachdem dieser ganze mathematische Bereich für das Mädchen tabuiert 
war, ist es nicht verwunderlich, d a ß Mathematik, Physik und Chemie die am 
wenigsten beliebten Fächer bei Mädchen waren. Wie das Beispiel zeigt, können 
die Interessenentstehung und - w ä h l des Kindes durch elterliches Vorbildverhal­
ten und durch elterliches Angebot an Anregungen verbunden mit entsprechen­
den Sanktionen gezielt gesteuert werden. 

Vollständigkeitshalber soll hier noch kurz auf ein anderes einseitiges M o d e l l ­
verhalten eingegangen werden, das uns in der Praxis ebenfalls häufig begegnet. 
Gemeint sind jene Eltern, die ihre Freizeit lediglich zu Fortbildungszwecken 
verwenden und dadurch dem K i n d die Bedeutung von Lernen, Leistung und 
Erfolg überdeutlich klarmachen. Leistungsbezogene Tätigkeiten dienen in diesen 
Fällen als Wertorientierungen für das K i n d ; menschliche Kategorien sind gut 
und schlecht oder erfolgreich und nicht erfolgreich. E i n solches K i n d steht quasi 
unter einem Erfolgszwang, einem indirekten Leistungsdruck also, der sich bei 
Mißerfolgen zu einer Grundlage für Prüfungsängste ausweiten kann. Diese 
Entwiddungsmöglichkeiten zeigen deutlich die kulturellen und soziologischen 
Einflüsse, denen die Interessen unterworfen sind, und die der Berater als H i n ­
tergrundwissen in die Beratung miteinbringen sollte. Fehlende oder einseitige 
elterliche Anregung der Interessenentwicklung ist also eine Erklärungsmöglich­
keit für mangelndes schulisches Interesse in den späteren Jahren, ebenso wie die 
durch Identifikationslernen übernommene negative Einstellung zur Schule. 
Als drittes muß der Bildungsberater den Gruppeneinfluß berücksichtigen, dem 
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der Schüler momentan unterworfen ist. Geht man davon aus, daß mit zuneh­
mendem Alter die Wertorientierungen eines Kindes von denen der Altersgruppe 
s tärker geformt werden, so bietet sich hier ein wesentlicher Einflußfaktor auf 
die Interessenentwicklung an. Ohne Zweifel lassen sich in einzelnen Schulen 
unterschiedliche Auffassungen einzelner Schülercliquen über Freizeitgestaltung 
oder allgemein zu Leistungs- und Anstrengungsbereitschaft finden. So unter­
scheiden sie sich beispielsweise auch bezüglich des Ausmaßes an der für P r ü f u n ­
gen aufzubringenden Vorbereitungszeit. D a es bis vor kurzem noch eine Mode­
erscheinung war, möglichst wenig Lernaufwand zu betreiben und faul zu sein, 
kann der allgemeine geistige A k t i v i t ä t s g r a d eines Schülers durch solche G r u p ­
pennormen stark eingeschränkt werden. Gerade für einen zur Passivität nei­
genden Schüler entsteht durch diese Gruppennorm überhaupt kein Wertkon­
flikt, so d a ß er sich ohne weiteres der N o r m unterwerfen wird, dies um so mehr, 
als er ansonsten eine soziale Isolierung zu befürchten hat. 
Wie oben bereits angedeutet wurde, spielen auch Identifikationsprozesse eine 
gewisse Rolle bei der Ü b e r n a h m e von elterlichen Einstellungen und Haltungen 
durch das K i n d . Dies gilt für positive und negative gleichermaßen. Häufig su­
chen Eltern die Ursachen für schlechte Leistungen ihrer Kinder weniger bei dem 
K i n d , dem elterlichen Erziehungs- oder Leistungsverhalten, sondern verlagern 
die Schuldfrage auf die Schule oder Lehrer. Dabei wird diese Meinung nicht nur 
dem Bildungsberater gegenüber so klar geäußert , sondern auch gegenüber dem 
K i n d selbst. Die Abwertung der Lehrer, anderer Schüler oder des Systems über­
haupt durch die Eltern ruft beim K i n d Unlustgefühle wach und versieht den 
Schulbereich mit negativen Valenzen. Je stärker die Abwertung erfolgt, desto 
mehr generalisiert sich die Unlust auch auf die von der Schule dargebotenen 
Lehrinhalte. Das Angebot wird nicht mehr als eine Anregung zur Weiter­
beschäftigung empfunden, sondern lediglich noch als lästige Pflichtübung, der 
man keinerlei Interesse abgewinnen kann. 

Neben diesen Formen eines entwicklungsbedingten Interessenmangels im schu­
lischen Bereich kann dieser auch als Reaktion auf starke psychische Spannungs-
zustände entstehen. So finden wir wenig ausgeprägte Interessenprofile häufig 
bei Schülern, die sich in starken Leistungsdrucksituationen befinden. In diesem 
Fall wird die Beschäftigung mit Interessen abgelehnt, weil solche Tätigkeiten 
auch Leistungsaspekte implizieren, von denen man sich in der Freizeit befreien 
möchte. M i t zunehmendem Leistungsdruck können noch eventuell vorhandene 
Interessen ganz erlöschen, man gibt dem Nichtstun und Abschalten von Lei ­
stungen den Vorzug. Auch Schüler, die starke psychische Probleme haben, und 
denen die Freizeit mehr der eigenen Problembewält igung dient, zeigen in unse­
ren Tests keine bedeutsamen Interessen. Auch hier erlischt die Anstrengungs­
bereitschaft für die Interessen und damit gleichzeitig auch für die schulische A r ­
beit. Der oben genannte Kreislauf ist wieder geschlossen. 

D e m Bildungsberater obliegt es, im einzelnen die Gründe für mangelndes schu­
lisches Interesse aufzuspüren und dem Klienten entsprechende Hi l fen zur Ü b e r ­
windung anzubieten, da meistens nur über den Aufbau von Interessen auch ein 
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dauerhafter Schulerfolg gewährleistet werden kann. Sehr häufig zeigt sich ein 
enger Zusammenhang zur Leistungsmotivationsgenese, da die hier geübte Selb­
ständigkeit, Durchhaltefähigkeit und Zielsetzung auch wichtige Aspekte bei der 
Interessenentwicklung sind. 

2 . 2 . 4 . Häusliches L e r n u m f e l d 

Bei fast allen Schülern, die mit Schulschwierigkeiten vorgestellt werden, be­
mängeln die Eltern die ungenügende Erledigung der Hausaufgaben. Ist jedoch 
die Bedeutung der Hausaufgaben tatsächlich so groß? Angesichts der heute sehr 
kritischen Einstellung gegenüber den Hausaufgaben soll zunächst kurz auf ihren 
Stellenwert für den Schulerfolg eingegangen werden. Betrachtet man die Funk­
tionen des häuslichen Lernens, so zeichnen sich folgende Gesichtspunkte ab: 

— Hausaufgaben dienen in erster Linie dazu, den in der Schule behandelten Stoff zu 
wiederholen und einzelne Schritte verstärkt einzuüben. Verständnisschwierigkeiten 
und Kenntnislücken sollen dabei erkannt und durch gezieltes Nachfragen und Wie­
derholen rechtzeitig behoben werden. Auch müssen zu Hause einzelne Teilaufgaben 
allein eingeübt werden, die nur schlecht im ganzen Klassenverband gelernt werden 
können, wie etwa Vokabelnlernen, das Lernen des 1 X 1 u. ä. 

— Weiter helfen Hausaufgaben beim Aufbau selbständigen und selbstverantwortlichen 
Arbeitens, das vor allem in den weiterführenden Schulen, beim Studium und im 
Berufsleben von großer Bedeutung ist. 

— Ein dritter Gesichtspunkt ist der Erwerb individueller Lerntechniken. Erste Hilfen, 
Tips und Anregungen dafür werden zwar im Schulunterricht vermittelt, jedoch 
muß jeder Schüler zu Hause für sich die Erfahrung machen, wie er sich am besten 
bestimmte Lerninhalte aneignen kann. 

Angesichts der heute sehr ungünstigen Schulsituation (Lehrermangel, Unter­
richtsausfall, zu große Klassen, beengte Schulverhältnisse) können die Haus­
aufgaben oft nicht diese Funktionen erfüllen. Vielmehr müssen Eltern häufig 
an Stelle des Lehrers mit dem K i n d den ganzen Stoff nochmals gemeinsam 
erarbeiten, da im Unterricht nicht genügend Zeit zu einzelnen Fragen der K i n ­
der blieb oder zu schnell vorangeschritten werden m u ß t e ; Eltern müssen dann 
weitgehend die Funktionen des Lehrers bei der Hausaufgabenerledigung über­
nehmen. Eine andere Fehlfunktion wird häufig von Elternseite den Hausauf­
gaben zugeschrieben. Aus ehrgeizigen Wünschen hinsichtlich des späteren Lebens­
wegs der Kinder, aus Unsicherheit und ängstlicher Erwartung bezüglich der 
schulischen Leistung ihrer Kinder, werden die Hausaufgaben als der Lern­
bereich angesehen, der dem Zugriff, der Kontrolle und Einflußnahme der Eltern 
offensteht. Sie nützen diese Möglichkeit vor allem in den ersten Jahren, um den 
Erfolg ihrer Kinder abzusichern, indem sie den Schulstoff mit den Kindern 
intensiv einüben oder vermutete Klassenarbeiten eintrainieren oder zukünftigen 
Lehrstoff bereits zu Hause vorbereiten, damit das K i n d in der Schule mit sei­
nem Wissen und Verständnis glänzen kann. Aus diesen beiden Extremformen 
eines Hausaufgabenmißverständnisses, die auch in abgeschwächter Form auf-
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treten, ergeben sich eine Reihe von Problemen, die die Kinder und Familien 
erheblich belasten und die eigentlichen Funktionen der Hausaufgaben beein­
trächtigen oder unwirksam machen. 

Werden die Eltern durch schulpolitische Mißstände gezwungen, zu Hause ge­
zielten Nachhilfeunterricht zu geben, so müssen sie sich meist zunächst erst den 
Stoff selbst erarbeiten. Dadurch kommen notwendigerweise die Kinder, deren 
Mütter berufstätig sind oder aus anderen zeitlichen oder persönlichen Gründen 
dazu nicht in der Lage sind, in einen erheblichen Nachteil, da ihnen für das 
Stoffverständnis wesentliche H i l f e n und Erklärungen fehlen. Aber auch dort, 
wo Eltern sich um den Unterrichtsstoff bemühen, ergeben sich meist große fami­
liäre und Lernprobleme. Trotz Erarbeitung des neuen Lehrstoffes fühlen sich 
die meisten M ü t t e r überfordert , da ihnen die didaktische Ausbildung und E r ­
fahrung fehlen. Sie sind dann leicht gereizt und ungeduldig, die Mut ter -Kind-
Beziehung wird belastet und vor allem sehr stark leistungsorientiert und ver­
sachlicht; so kommen etwa die Schüler angesichts der großen Klassen mit einem 
hohen Zuwendungsbedürfnis aus der Schule nach Hause; durch die Notwendig­
keit, mit der Mutter gemeinsam die Hausaufgaben zu erledigen, wird dieses 
Bedürfnis dann zunächst durch rein leistungsbezogene Interaktionen und K o n ­
takte befriedigt. Dies m u ß die gesamte Persönlichkeitsentwicklung der jüngeren 
Schüler nachhaltig ungünstig beeinflussen. Auch aus lerntheoretischen Gesichts­
punkten ergeben sich Probleme: D a die Eltern meist Aufgaben anders als die 
Lehrer erklären, andere Schwerpunkte und Gewichtungen setzen, werden die 
Kinder leicht verwirrt, es fällt ihnen schwerer, sich auf das Wesentliche zu kon­
zentrieren und einen Überblick zu bekommen. Beobachtet das K i n d dazu, wie 
sich die Eltern selbst mit dem Lehrstoff abmühen müssen, wird es den Stoff als 
viel zu schwierig einschätzen und eher eine mißerfolgsorientierte Haltung ge­
genüber schulischen Anforderungen erwerben. Verärgerung, Unmutsäußerun­
gen, Kr i t ik der Eltern an Lehrer und Lernstoff, die meist aus einer eigenen 
Überforderung resultieren, werden den anfänglichen Lern- und Leistungswillen 
der Kinder bald lähmen und ähnliche Affekte und Einstellungen gegenüber 
schulischem Lernen bei Kindern auslösen (reziproke Affekte). D a z u kommt, d a ß 
die Lernmotivation eines Schulanfängers außerdem schnell sinken wird, wenn 
er bemerkt, d a ß der Wissensstoff, den er erarbeiten soll, gar nicht zum selbst­
verständlichen Wissensrepertoirc der Erwachsenen gehört . F ü r das weitere schu­
lische Lernen eines Kindes kann auch verhängnisvoll sein, daß es bei intensiver 
häuslicher Betreuung nicht lernt, selbständig und selbstverantwortlich in der 
Schule in der Gruppe mitzuarbeiten; denn es kann sich darauf verlassen, d a ß 
ihm zu Hause alles nochmals ausführlich erklärt wird. In der Schule sitzt es 
dann oft unbeteiligt, uninteressiert und lustlos und auch zu Hause bemüht es 
sich nicht selbst um Lösungen, vielmehr erwartet und fordert es überall die 
H i l f e des Erwachsenen. 

Z u ähnlichen Störungen des selbständigen verantwortungsvollen Arbeitens 
kommt es, wenn die Eltern aus einer ehrgeizigen und/oder ängstlichen Einstel­
lung gegenüber der Leistung ihres Kindes ständig mit dem K i n d alle Lern-
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schritte eintrainieren. Das K i n d ver läßt sich dann ganz auf die Mutter, die den 
Überblick hat und kann ihr auch die Schuld für Versagen zuschreiben. Die 
fehlende Eigenverantwortung und Selbständigkeit im Arbeitsverhalten führt 
aber insbesondere, wie oben bereits dargestellt wurde, zu einer Beeinträchtigung 
der Leistungsmotivation. 

Daneben m u ß damit gerechnet werden, daß das K i n d , das das überstarke Inter­
esse und Engagement der Eltern an seinen schulischen Leistungen erlebt — etwa 
wenn die Mutter ihre ganze freie Zeit nur den Hausaufgaben widmet und dem 
Lernen des Kindes unterordnet — diese auch als Druck- und Machtmittel gegen 
die Eltern einsetzt, um etwas Erwünschtes zu erreichen oder um sie für die 
s tändige Einengung der Freizeit zu bestrafen. 

Auch auf die reali tätsgerechte Beurteilung der eigenen Leistungsfähigkeit muß 
sich übermäßiges häusliches Training auswirken. Der Schüler wird vor allem in 
den ersten Grundschuljahren bei intensivem häuslichen Training jedes Lern­
schritts kaum vor Situationen gestellt, die er durch selbständige Denkleistungen 
lösen m u ß , und so fehlen ihm die Erfahrungen, an H a n d derer er sich darin 
real einschätzen k ö n n t e . Dagegen macht er auf G r u n d der sehr guten Vorberei­
tung auf jede Schulstunde immer gute Erfahrungen in bezug auf seine Lei ­
stungsfähigkeit , er entwickelt eine sehr hohe Erwartungshaltung, die dann 
plötzlich enttäuscht wird , wenn erstmalig unvorbereitete Arbeiten geschrieben 
werden, oder ein so intensives Training wegen der Stoffülle nicht mehr möglich 
ist (etwa beim Überwechseln ins Gymnasium). Eltern und Schüler geraten dann 
leicht in die Gefahr, die Schuld des Versagens auf die Schule zu projizieren, da 
jahrelang aufgebaute Erfahrungen und Beurteilungsmaßstäbe nicht so schnell 
abgetragen werden können , und es zudem dem Schüler an Übung fehlt, sich 
selbständig anzustrengen und sich auf seine eigenen Überlegungen zu verlassen. 
Neben diesen Problemen, die aus gravierenden Mißverständnissen der Haus­
aufgabenfunktion resultieren, können auch bei angemessener Bewertung der 
Hausaufgaben Schwierigkeiten entstehen, wenn wichtige Lern- und Arbeits­
bedingungen und Lerngesetze nicht beachtet werden. D a ist zunächst der äußere 
Rahmen: Z u r Erledigung seiner Hausaufgaben braucht das K i n d einen festen 
Arbeitsplatz, der nicht von anderen Familienmitgliedern mitbeansprucht wird, 
an dem es Ruhe hat und nicht durch das weitere Familiengeschehen abgelenkt 
w i r d . Konzentriertes zielstrebiges Arbeiten kann in diesen Fällen schwer aufge­
baut werden; zudem werden die Hausaufgaben immer s tärker unlustbetont für 
das K i n d , da sie sich durch die Unterbrechungen immer mehr in die Länge zie­
hen, und das K i n d von der Verpflichtung nicht frei wird. Weiter ist der Zeit­
punkt der Erledigung der Hausaufgaben wichtig. A u f physiologischer Basis gibt 
es Zeitpunkte eines allgemeinen Leistungstiefs (etwa zwischen 13 und 15 Uhr) 
und Zeiten höherer Leistungsmöglichkeiten (etwa zwischen 15.30 und 17 Uhr) . 
Diese günstigsten Arbeitszeiten sind natürlich individuell etwas verschoben. 
Wichtig ist es daher, die besten Arbeitszeitpunkte für das K i n d zu beobachten 
und in dieser Zeit die Hausaufgaben erledigen zu lassen (besonders die schwieri­
geren). Viele Eltern und Schüler wehren sich zwar gegen eine solche Orientie-
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rung, sie meinen, es sei besser, wenn der Schüler die Hausaufgaben gleich nach 
dem Mittagessen erledigt, um dann über den restlichen Nachmittag frei ver­
fügen zu können. Dagegen kann aber gesetzt werden, d a ß die Zeiteinteilung 
einem starken Gewöhnungsprozeß unterliegt; der Schüler w i r d sich also an eine 
andere Regelung gewöhnen, vor allem dann, wenn er durch günstigere L e r n ­
erfahrungen (es fällt ihm leichter, er kann sich besser konzentrieren, die Arbeit 
geht schneller) darin bestärkt wird. 

Besonders wichtig für den jüngeren Schüler ist die Beurteilung der Hausauf­
gaben durch die Eltern. Fast alle Eltern kontrollieren in den ersten Schuljahren 
die Arbeiten ihrer Kinder bezüglich Richtigkeit und Ordentlichkeit. Sehr häufig 
fällt dabei die Beurteilung kritisierend aus und f ü h r t dazu, d a ß die Aufgaben 
oder Teile der Aufgaben verbessert oder erneut angefertigt werden müssen. 
Dies ist besonders gravierend, da dann in der Schule angesichts der hohen 
Schülerzahlen und der Stoffülle auch keine angemessene Anerkennung der i n d i ­
viduellen Leistung erfolgt. Dieses Verhalten bewirkt kaum eine Verbesserung 
der Hausaufgabenerledigung. Vielmehr muß ständige K r i t i k des Lernverhal­
tens, ohne d a ß das K i n d echte Erfolgserlebnisse er fähr t , zu Leistungsangst und 
Leistungsabwehr führen. Viele Eltern beachten nicht, d a ß sie durch Bestät igung 
und Anerkennung angemessenes Lernverhalten besser aufbauen und v e r s t ä r k e n 
können als durch kritisierende Bemerkungen. Wichtig ist dabei auch, d a ß Eltern 
in ihrer Beurteilung nicht von einem idealen M a ß s t a b ausgehen dürfen, sondern 
sich an der momentanen Leistungsmöglichkeit des Kindes orientieren müssen. 
Unter Anerkennung sollten hierbei nicht nur ausdrückliches L o b oder G e ­
schenke verstanden werden, vielmehr können das echte Interesse der Eltern am 
Lernen des Kindes, beachtende und anerkennende Worte über M ü h e und L e i ­
stung als Bestätigung erfahren werden. (Demgegenüber k ö n n e n selbst ersehnte 
Geschenke, die für eine allgemeine Verhal tensänderung beim häuslichen Lernen 
in Aussicht gestellt werden, wirkungslos bleiben, da die zeitliche Diskrepanz 
zwischen Verhalten und Bestätigung durch die Belohnung viel zu g r o ß ist, und 
global umschriebene Verhaltensweisen, wie „besseres Lernen" , „konzentr ier teres 
Lernen", für das K i n d kaum greifbar und beeinflußbar sind.). Effektiv für er­
strebte Verhaltensänderungen dürfte jedoch sein, dem K i n d Teilziele der V e r ­
haltensänderung sichtbar und kontrollierbar zu machen und deren Erreichen 
ohne große zeitliche Verzögerung zu bestärken. 

E i n weiterer Problemkreis ist der Mangel an Anleitung zu differenzierten Lern­
techniken und zur Organisation des häuslichen Lernens. Bei vielen Kindern , die 
eine hohe Lernunlust und unkonzentriertes Arbeiten zu Hause zeigen, fäl l t bei 
genauem Nachfragen auf, daß sie kaum wissen, wie und was sie alles lernen 
sollen. O f t wird das K i n d nur zu vermehrtem Lernen angehalten, oder es wer­
den Wiederholungen und Auswendiglernen empfohlen; das K i n d erhäl t aber 
keine konkrete Hilfestellung, die sich etwa darauf beziehen k ö n n t e 

— auf welche Weise bestimmte Lerninhalte gelernt werden können; 
— welche Hilfsmittel benutzt werden können (etwa bei Fremdsprachen Tonband, 

Schallplatten, Rundfunk, Nachrichten, Hörspiele); 
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— herauszufinden, auf welche Leistung es ankommt; 
— wie das Wesentliche eines Kapitels erfaßt und behalten werden kann; 
— wie die Erledigung der verschiedenen Arbeiten eingeteilt werden kann, ohne daß an 

einem Tag alles gemacht werden muß, daß aber auch nichts vergessen wird; 
— wie der Schüler sich einen Arbeitsplan selbst anfertigen kann, in dem die verschie­

denen Hausaufgaben, Vorbereitungen auf Klassenarbeiten, Freizeitunternehmungen, 
die Grenzen und Möglichkeiten der eigenen Konzentrations- und Leistungsfähigkeit 
berücksichtigt sind. 

Selbstverständlich müßten beim jüngeren K i n d mehr gezielte Anweisungen und 
Vorschläge gegeben werden, während dem älteren Schüler Lernmöglichkeiten 
aufgezeigt werden können, die er selbst ausprobieren sollte, um für sich die 
besten Lerntechniken herauszufinden. N u r kurz sei darauf hingewiesen, daß die 
Möglichkeit zu solchen Lernhilfen sehr stark von A r t und A u s m a ß der schuli­
schen Lernerfahrungen der Eltern abhängig ist und somit einen deutlichen Be­
zug zur soziologischen Gruppenzugehörigkeit aufweisen wird . 

2 . 2 . 5 . U n m i t t e l b a r e s schulisches L e r n u m f e l d 

Auch das unmittelbare schulische Lernumfeld kann Lernprobleme auslösen. Al le 
L e r n v o r g ä n g e und Lernerfahrungen vollziehen sich für den Schüler in einer 
sozialen Situation in der Schule, die direkt und indirekt mit dem Lernerfolg in 
Beziehung steht und somit bei Lernschwierigkeiten bedeutsam sein kann. Diese 
soziale Situation wird für den Schüler bestimmt einmal durch die Kameraden­
gruppe und die Rolle, die er in der Klassengemeinschaft einnimmt, und zum 
anderen durch die Beziehung zu den einzelnen L e h r k r ä f t e n . So ist es sehr wich­
tig für den Schüler, d a ß er seine Rolle bedeutsam und angenehm erlebt, daß er 
in der Klasse Geltung und Anerkennung erfährt . Dies t r ä g t zu Sicherheit und 
Selbstvertrauen bei, die für ihn notwendig sind, sich angstfrei aktiv am Unter­
richt zu beteiligen, Fragen ungehemmt zu stellen, seine Meinung zu äußern und 
L ö s u n g e n zu versuchen. Fühlt sich ein Schüler von der Klasse abgelehnt und 
abgewertet, so wird er sich dort unwohl fühlen und leicht in Spannung und 
Angst geraten. Dies m u ß seine Mitarbeit, seine Konzentrations-, Aufnahme-
und Lernfähigkei t ganz erheblich beeinträchtigen. Z w a r wird jeder Schüler ver­
suchen, die für ihn ungünstige Rolle abzustreifen, etwa indem er durch ganz 
besonders gute Leistungen in der Schule die Anerkennung der Mitschüler er­
zwingt oder durch lustige Bemerkungen, Frechheit, Kaspern die Aufmerksam­
keit auf sich zieht oder durch Passivität erneute Mißerfolge vor der ganzen 
Klasse zu vermeiden sucht. Bei jedem dieser Mechanismen zur Bewältigung der 
Außenseiterposit ion in der Gruppe werden jedoch die schulischen Lernbedingun­
gen beeinflußt und in unterschiedlicher Form beeinträchtigt werden. Diese Ent­
wicklung m u ß als besonders gefährlich angesehen werden, da die meisten Be­
wältigungsversuche eine Tendenz zur Verfestigung der unvorteilhaften Rolle 
in sich tragen, wodurch nur wenig andersartige Rollenerfahrungen gemacht 
werden und so die einmal erlebte Rollenverteilung auch auf ganz andere G r u p ­
pensituationen wie Spiel-, Jugend- und Arbeitsgruppen generalisiert wird. So 
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wird etwa ein Schüler, der durch eine ungünstige häusliche Situation ein extre­

mes Rollenverhalten entwickelt hat, diese Rolle zunächst auch auf die Schule 

übertragen, da ihm andere Verhaltensmuster durch seine familiären Erfahrun­

gen nur schwer möglich sind. Dieses fehlangepaßte Rollenverhalten wird in der 

Schule meist durch anfänglichen Erfolg verstärkt , dann aber zur negativen Be­

urteilung durch Kameraden und Lehrer führen und zunehmend die Leistungen 

beeinträchtigen. Durch diese erneuten persönlichen und leistungsbezogenen M i ß ­

erfolge verfestigt sich das Fehlverhalten, der Schüler gerät in einen sich auf­

schaukelnden Kreisprozeß, aus dem er sich kaum alleine wieder lösen kann. 

Aufgabe der Bildungsberatung ist es dann, in ausführlichen Gesprächen mit 

Eltern, Lehrern und Schüler genau zu eruieren, wodurch diese unvorteilhafte 

Rolle des Schülers entstanden ist und durch welche M a ß n a h m e n sie sich ä n d e r n 

läßt. Allerdings dürften Schwierigkeiten eines Schülers in der Klassengemein­

schaft häufiger auf eine allgemeine emotionelle oder soziale Fehlentwicklung 

zurückzuführen sein, die sich auch im außerschulischen Bereich manifestiert und 

dann als solche behandelt werden m u ß . 

Neben der Rolle des Schülers in der Klasse beeinflussen auch Charakteristika 

der gesamten Klasse als „ L e r n g r u p p e " den Lernerfolg eines Schülers. D i e V e r ­

teilung der Begabungen und der Lerngeschwindigkeit in der Klasse, Unruhe, 

Interessiertheit, Motiviertheit der ganzen Klasse und ähnliches sind mitbestim­

mend für die Lernerfahrungen jedes Schülers und können somit Lernschwierig­

keiten mitbedingen. 

Ähnlich bedeutsam wie die Klassengemeinschaft sind für den Schüler die Person 

des Lehrers, die Beziehung zu ihm bzw. seine konkreten Verhaltensweisen. D e r 

Schüler m u ß sich v o m Lehrer als Person akzeptiert, verstanden, geachtet und 

anerkannt fühlen, um im Unterricht angstfrei aktiv mitarbeiten zu können. 

Ist dies nicht der Fa l l , erfährt der Schüler nur Leistungsforderungen, fühlt er 

sich abgewertet bei Schwierigkeiten, Fehlern oder Leistungsversagen. D a n n 

wird er bald eine ängstliche Erwartungshaltung gegenüber der Schule entwik-

keln oder eine Abwehrhaltung dem Lehrer gegenüber aufbauen, die Lernbereit­

schaft und Lernfähigkei t erheblich einschränken werden. Bestimmt w i r d die 

Lehrer-Schüler-Beziehung einmal vom Verhalten des Sdiülers und rein gefühls­

mäßigen Vorlieben und Abneigungen von Schüler und Lehrer, zum andern 

jedoch in erheblichem Ausmaß audi von konkreten Verhaltensweisen des L e h ­

rers. Die umfassendste Darstellung relevanter und effektiver Verhaltensdimen­

sionen bei Lehrern und Erziehern geben TAUSCH und T A U S C H (1971). Sie leiten 

aus empirischen Untersuchungen an Arbeitsleitern in der Industrie, an Lehrern 

und Erziehern, aus faktorenanalytischen Untersuchungen und lerntheoretischen 

E r w ä g u n g e n relevante Verhaltensdimensionen von Lehrern und Erziehern ab 

und überprüfen auch teilweise die Annahmen über die Wirksamkeit dieser 

Dimensionen. Sie postulieren danach folgende Hauptdimensionen effektiven 

Lehrer- und Erzieherverhaltens: 

— eine Emotionale Dimension, die Verhaltensweisen wie Wertschätzung, Verständnis, 
Ermutigung, soziale Reversibilität von Äußerungen umfaßt, und 
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— eine Lenkungs-Dimension, die charakterisiert wird durch Verhaltensweisen wie 
häufige Befehle, Aufforderungen und Fragen, häufiges Reden des Lehrers. 

Die Emotionale Dimension ist in erster Linie ausschlaggebend für die mensch­

liche Beziehung zwischen Schüler und Lehrer. 

Neben dem Einfluß auf die soziale und gefühlsmäßige Situation des Schülers 

setzt das Lehrerverhalten auch unmittelbare Lernbedingungen und -ziele, löst 

L e r n v o r g ä n g e aus und beeinflußt so den Lernerfolg in der Schule. 

— Spezifische didaktische Methoden: 
So kann etwa die Art der Leselernmethode, die Ausdehnung der einzelnen Phasen 
beim Lesenlernen den Lernprozeß wenigstens für einige Kinder erleichtern oder 
erschweren. 

— Ordnung, Klarheit, Gliederung, Kürze im Sprachverhalten (TAUSCH U. TAUSCH 1971): 
Je besser die Klarheit und Gliederung der Erläuterungen und Informationen von 
Lehrern sind, um so leichter dürfte dem Schüler das Verständnis und das Behalten 
der Sachverhalte fallen und um so eher wird auch die Ausdrucksweisc des Schülers 
klar und gegliedert sein (Modellernen). 

— Einfachheit, Konkretheit, partnerzentrierte Anschaulichkeit im Sprachverhalten 
(TAUSCH und TAUSCH 1971): 
Je mehr sich der Lehrer in seinem Sprachverhalten auf das Verständnisniveau und 
die Sprachgewohnheiten der Schüler einstellt, um so eher wird der Schüler die 
Aussagen des Lehrers verstehen können. 

— Erwartungen bezüglich der geforderten Schulleistungen: 
A n der Art der geforderten Leistungen wird sich der Schüler in seinem Lernver­
halten orientieren. Fordert und erwartet ein Lehrer in erster Linie die Reproduktion 
gelehrten Wissens, so wird der Schüler häufig den Stoff auswendiglernen. Wird 
dagegen das Verständnis eines Sachgebietes oder die Anwendung bestimmter Er­
kenntnisse auf neue Situationen gefordert, so wird der Schüler eher diese Funk­
tionen üben. 

— Persönlicher Unterrichtsstil, charakterisiert etwa durch die emotionale und Len­
kungsdimension nach TAUSCH und TAUSCH (1971) : 
Stark lenkende Verhaltensweisen des Lehrers werden etwa Spontaneität und selb­
ständiges originelles Problemlösen der Schüler eher reduzieren. 

F ü r die praktische Einzelfallhilfe w ä r e n diese Informationen über die vom 

Lehrer gesetzten Lernbedingungen zwar sehr wichtig, sie lassen sich jedoch nur 

sehr schwierig und wenig zuverlässig erheben, so daß sie nur in Fällen extremer 

Ausprägung verwertet werden können. Die Ursachen für die geringe Zuver läs ­

sigkeit der Informationen über das Lehrerverhalten dürften sowohl bei Eltern 

und Schülern als auch bei Lehrern zu suchen sein. Viele Eltern und Kinder nei­

gen dazu, die Problemursachen nach außen zu verlagern (oft aus unbewußten 

Schuldgefühlen oder Angst), in diesem Fal l auf die Schule oder speziell den 

Lehrer; damit entbinden sie sich der Verantwortung für das Fehlverhalten des 

Kindes und entgehen der Verpflichtung, ihr eigenes Verhalten zu reflektieren 

und gegebenenfalls zu ändern. Beim Lehrer scheinen die Schwierigkeiten eher 

aus dem Wissen um die praktische U n v e r ä n d e r b a r k e i t seines Verhaltens ange­

sichts der großen Probleme zu resultieren, vor die er oftmals gestellt ist. 

E i n besonderes Problem tritt auf, wenn durch Lehrer- oder Schulwechsel die 
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schulischen Lernbedingungen und -ziele sich sehr stark oder häufig ändern. Dies 
verunsichert dann den Schüler in seinen bisherigen Lerngewohnheiten, er m u ß 
eventuell als erfolgreich erlebte Lernerfahrungen aufgeben und sich an neu ge­
stellte Forderungen anpassen. Sehr jungen Schülern, die schwächer im Lernen 
bzw. weniger flexibel in den Lerntechniken sind, können daher Lehrer- oder 
Schulwechsel oder auch der Ubertritt in eine weiterführende Schule mit ihrer 
größeren A n z a h l unterrichtender Fachlehrer erhebliche Lernprobleme bereiten. 
Bisher haben wir von den verschiedenen Verursachungsmöglichkeiten für die 
Lernstörungen gesprochen. Im folgenden soll noch kurz auf die Konzentrations­
störungen eingegangen werden, da sie von Eltern häufig als G r u n d für die 
Lernstörungen angeführt werden. Aus psychologischer Sicht haben Konzentra­
tionsstörungen nur Symptomcharakter und können erst sekundär Lernstörungen 
verursachen (im Gegensatz zu den bisher aufgeführten pr imären Ursachen). 

2.2.6. K o n z e n t r a t i o n 

Unter Konzentration kann die längerdauernde Lenkung aller psychischen Funktionen 
auf die Auseinandersetzung mit einem bestimmten Sachverhalt verstanden werden. 
Konzentrationsstörungen liegen dann vor, wenn die psychischen Funktionen ständig 
auf neue Sachverhalte gelenkt werden, die entweder aus der unmittelbaren Umgebung 
die Aufmerksamkeit auf sich ziehen oder aus dem Inneren plötzlich ins Bewußtsein 
treten. 

Der fatale Einfluß der Konzentrat ionsstörungen auf den Lernerfolg eines Schü­
lers liegt nahe: W ä h r e n d des Unterrichts läßt sich der Schüler von vielen neben­
sächlichen Ereignissen in der Klasse, Schulumgebung oder auch durch Gedanken 
und T a g t r ä u m e vom eigentlichen Unterrichtsgeschehen ablenken. E r faßt dann 
nur Bruchstücke des Unterrichts auf, wodurch ihm wesentliche Informationen 
des gelehrten Stoffes, Ubungs- und Trainingsmöglichkeiten entgehen und das 
Verständnis erschwert wird. Z u Hause bei der Erledigung der Hausaufgaben 
werden die Konzentrat ionsstörungen als noch belastender empfunden. D a der 
Schüler sich nur kurzfristig auf die Lernübungen konzentriert, erlebt er nur 
selten einen Fortschritt und Erfolg seiner Arbeit, der ihn zum Weiterarbeiten 
anspornen w ü r d e . Vielmehr m u ß die Arbeit immer wieder mühsam neu aufge­
nommen werden, das Verständnis wird durch die Unterbrechungen erschwert, 
die vor dem Schüler liegende Arbeit nimmt kaum ab; so steigt die Unlust und 
damit auch die weitere Unkonzentriertheit. 

U m im Einzelfall die Konzentrationsschwäche beheben zu können, m u ß die 
Entstehung der jeweiligen Konzentrat ionsstörung geklärt werden. Die Fähig­
keit zu konzentriertem Spielen und Arbeiten ist in der Entwicklung des Kindes 
einesteils von der physiologischen Reifung des Gehirns abhängig, zum andern 
wird sie jedoch auch durch gelernte Verhaltensweisen und Gewohnheiten über­
lagert. Neben diesem Entwicklungsaspekt sind weiter das körperlich-seelische 
Gesamtbefinden des Schülers und die momentanen äußeren Umweltgegeben­
heiten von Bedeutung. 
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Das maximale A u s m a ß ununterbrochener Konzentration ist durch biologische 

Reifungsvorgänge festgelegt und somit stark vom Alter abhängig. So können 

sich nach H E L L B R Ü G G E (1973) 5—7jährige Kinder nur etwa 20 Minuten un­

unterbrochen konzentrieren, 12jährige Kinder dagegen 30 Minuten. Diese K o n ­

zentrationsleistung kann jedoch nicht jederzeit erbracht werden, vielmehr ist sie 

auch abhängig von der individuellen physiologischen Leistungskurve des Schü­

lers. Z u Zeiten der Leistungshöhepunkte, etwa zwischen 10 und 11 U h r oder 

zwischen 16 und 17 U h r , ist dann auch die Konzentrat ionsfähigkei t des Kindes 

besser als zu anderen Tageszeiten. Eine sehr unkonzentrierte Erledigung der 

Hausaufgaben zwischen 14 und 15 U h r könnte daher auch mit dem gewählten 

Zeitpunkt des physiologischen Leistungstiefs zusammenhängen. 

Fehlerhaftes Lernen der Konzentrat ionsfähigkei t vollzieht sich für das K i n d 

schon bei spielerischen Betätigungen. Ä u ß e r e Voraussetzung für das konzen­

trierte Spiel eines Kindes ist einmal, d a ß das K i n d in zunehmendem M a ß e lernt, 

auch abhängig von der individuellen physiologischen Leistungskurve des Schü-

umgebung nicht zu sehr mit den verschiedensten Spielgegenständen überfüllt 

ist, die seine Aufmerksamkeit erregen. Besonders wichtig ist jedoch das V e r ­

halten der Erwachsenen gegenüber dem Spiel des Kindes. Häufiges Ablenken, 

Unterbrechen und Stören des Spiels durch die Eltern, etwa da das Spiel die 

Eltern stört oder die Eltern vom K i n d eine Dienstleistung erwarten, häufiges 

Anbieten neuer und besserer Spielideen, starke Lenkung des Spielverhaltens, 

sofortige H i l f e bei kleinsten Schwierigkeiten, behindern die Entwicklung einer 

längerdauernden Beschäftigung mit einem Gegenstand. Derartiges Fehlverhal­

ten resultiert häufig aus einer überfürsorglichen Beziehung zum K i n d oder aus 

einer stark autori tären oder egozentrischen Haltung gegenüber der Umwelt. 

E i n analoger Wirkungsmechanismus m u ß sidi auch in den viel zu großen, auto­

r i tär organisierten Schulklassen vollziehen, in denen Gedankengänge des ein­

zelnen Kindes nur selten verfolgt werden können, das K i n d vielmehr durch 

einen stark lenkenden Unterrichtsstil des Lehrers in den eigenen Ideen immer 

wieder unterbrochen und mit anderen konfrontiert wird. 

Eine weitere Form ungünstigen Erzieherverhaltens kann unkonzentriertes k i n d ­

liches Spiel- und Arbeitsverhalten bedingen. Zeigen Eltern und Lehrer selbst ein 

sehr sprunghaftes hektisches Verhalten, etwa beim Arbeiten, Reden, Erzählen , 

Zuhören, gemeinsamen Spiel mit dem K i n d , dann werden manche dieser Ver ­

haltensaspekte vom K i n d imitiert werden. V o r allem sehr sprunghaftes sprach­

liches Modellverhalten der Erzieher wird immer auch die Kinder beim Zuhören 

dazu zwingen, die Gedankensprünge und Assoziationen mitzuvollziehen und 

sie so am zielstrebigen konzentrierten Weiterverfolgen der anfänglichen Ge­

dankengänge behindern. 

E i n weiterer Aspekt in der Entwicklung unkonzentrierten Verhaltens beim 

K i n d ist eng verknüpft mit der Leistungsmotivationsentwicklung. Gemeint sind 

in erster Linie die Kinder, die eine stark mißerfolgsmotivierte Haltung ent­

wickelt haben, die also beim ersten Auftreten von Schwierigkeiten eines geplan­

ten Spiel- oder Arbeitsablaufs so in Unmut, Ärger oder Angst geraten, d a ß sie 
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nicht mehr weiterprobieren wollen, sondern sich lieber einer neuen Betätigung 
zuwenden. Sprunghaftes schnell wechselndes Verhalten kann sich dann als V e r ­
haltensgewohnheit verfestigen. In diesen Fällen ist es wichtig, d a ß Eltern aktiv 
unterstützend bei Schwierigkeiten im Spiel oder bei der Arbeit eingreifen, dem 
K i n d die bisher erreichten Fortschritte und Erfolge verdeutlichen und gemein­
sam mit dem K i n d die Schwierigkeiten zu lösen versuchen, damit es lernt, sich 
durch auftretende Probleme nicht entmutigen zu lassen, sondern sich weiter zu 
bemühen. 

Neben diesen Faktoren, die das Erlernen konzentrierten Verhaltens in der Ent­
wicklung des Kindes beeinträchtigen, m u ß bei Konzentrat ionsstörungen auch 
das körperlich-seelische Gesamtbefinden des Schülers beachtet werden. Die mei­
sten gesundheitlichen Störungen beeinträchtigen die Konzentrat ionsfähigkeit 
auf physiologischer Basis erheblich (etwa Kreislaufstörungen oder Störungen, 
die durch die Pubertätsentwicklung ausgelöst werden). E i n spezieller Fall orga­
nischer Verursachung von Konzentrat ionsstörungen sind hirnorganische Schä­
digungen, die schon in sehr früher Kindheit eingetreten sein können. Sie führen 
oft zu äußerlich nicht leicht erkennbaren Behinderungen, weshalb dann eine 
Konzentrat ionsschwäche von Eltern nicht mit der früheren Gehirnerkrankung 
in Verbindung gebracht wird. Diese Erkenntnis ist jedoch für die Betreuung der 
Kinder überaus wichtig, da gelegentlich eine neurologische Behandlung helfen 
und das K i n d so vor einer Uberforderung bewahren kann. 

Auch jede psychische Störung — sei es eine längerdauernde psychische Fehlent­
wicklung oder eine momentane Belastung mit psychischen Problemen — ist in 
der Regel begleitet von Konzentrat ionsstörungen. Ungelöste oder unverarbei­
tete Probleme beschäftigen den Schüler ständig, machen ihn unruhig, gespannt 
und gereizt und lenken ihn dadurch leicht von jeder Tätigkeit , mit der er befaßt 
ist, ab. So können alle bisher erläuterten Problemkreise, die Schulschwierigkei-
ten verursachen, sekundär Konzentrat ionsstörungen nach sich ziehen, die das 
Schulproblem noch verschärfen müssen. 

Selbstverständlich stellen auch die äußeren Umweltgegebenheiten einen wesent­
lichen Faktor sowohl für das Erlernen als auch den momentanen Einsatz der 
Konzentration dar. Eine ständige Reizüberflutung, sei es durch zu vielerlei 
Spielsachen, ständige neuartige Spielanregungen, durch Rundfunk, Fernsehen, 
Platten oder auch durch eine zu große Stoffülle in der Schule, dargeboten in 
häufig wechselnden Lehrmethoden, muß den Aufbau und das Erbringen von 
Konzentrationsleistungen erheblich beeinträchtigen. Eine Beschränkung der A n ­
regungen und Stoffangebote auf die Menge, mit der das K i n d sich tatsächlich 
beschäftigen kann, ist daher dringend notwendig. 

Nach der isolierten E r ö r t e r u n g einzelner Verursachungsmomente für L e r n s t ö ­
rungen soll an einem Einzelfall die Verflochtenheit und K o m p l e x i t ä t verschie­
dener Ursachenfaktoren gezeigt werden. 
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2.3. Fa l ldars te l lung 

Der 11jährige U w e wird auf Anraten der Klassenlehrerin in der Bildungs­
beratungsstelle vorgestellt. E r besuche seit einem Vierteljahr die erste G y m n a ­
sialklasse und erreiche dort teilweise nur sehr schwache Leistungen. Besonders 
auffallend sei in der Schule sein unkonzentriertes und recht aggressives Ver ­
halten. Z u Hause zeige U w e jedoch keinerlei Verhaltensauffälligkeiten. Geklär t 
werden soll durch die Bildungsberatungsstelle, wodurch der Leistungsabfall und 
die Verhaltensprobleme Uwes in der Schule bedingt sind. Zunächst nahm U w e 
an einer Gruppenuntersuchung mit 7 anderen Fünftklaßschülern teil. Uwes Ver­
halten war während der Testuntersuchung sehr auffallend: E r arbeitete recht 
unkonzentriert, t räumte oft, arbeitete plötzlich hektisch weiter, lachte unmoti­
viert. Ständiges Boxen mit den Nachbarn, das oft von U w e ausging, störte ihn 
und die anderen Kinder erheblich bei der Arbeit. A u f Ermahnungen konnte 
sich U w e nur kurzfristig stärker kontrollieren. Entsprechend gering erwiesen 
sich Uwes Leistungen in einem länger dauernden Konzentrationstest. Hinsicht­
lich der Begabung zeigte U w e Stärken im Bereich des abstrakt-logischen D e n ­
kens und des Vorstellungsvermögens. Seine Leistungsfähigkeit entsprach hier 
dem Durchschnitt von Gymnasiasten. Eine gewisse Schwäche lag bei der sprach­
lichen Begabung; hier erreichte er nur knapp durchschnittliche Werte. Diese 
Leistungstestergebnisse gaben zwar einen ersten Hinweis auf eine mögliche 
Überforderung in den sprachlichen Schulfächern, andererseits konnte kaum 
darin allein die Ursache für Uwes Probleme gesehen werden. E i n überhöhter 
Neurotizismuswert in einem groben Persönlichkeitsfragebogen deutete ebenfalls 
an, daß noch weitere Probleme Uwes Schulschwierigkeiten mitbedingen dürften. 
E i n erstes Gespräch mit der Mutter führte bei der Diagnosefindung kaum wei­
ter. Sie war von den Verhaltensschwierigkeiten des Sohnes nicht überzeugt, da 
U w e sich zu Hause ganz unauffällig gab, die Entwicklung bisher völlig un­
problematisch verlaufen war und Uwe zu allen Familienmitgliedern und zu 
Freunden eine gute Beziehung hatte. Sie wies die Probleme eher an die Schule 
zurück. Allerdings machte ihr doch auch das Leistungsversagen des Jungen 
Sorge und sie stimmte, zwar skeptisch, einer weiteren Untersuchung Uwes zu. 
D a eine H i l f e für U w e sehr rasch erfolgen m u ß t e (die Entscheidung über das 
Verbleiben an der höheren Schule fiel in den folgenden zwei Monaten), wurde 
U w e nicht an eine Erziehungsberatungsstelle weiterverwiesen, sondern es wurde 
ein zusätzlicher Einzeltest in der Bildungsberatungsstelle angesetzt. Dabei sollte 
versucht werden, näheren Aufschluß über die A r t der Probleme zu erhalten, die 
U w e im Moment so sehr belasten, daß seine Konzentrations- und Leistungs­
fähigkeit beeinträchtigt ist und er in der Schule so aggressiv reagiert. Weiter 
sollte der Hypothese einer möglichen hirnorganischen Schädigung nachgegangen 
werden, die aus einigen anamnestischen Hinweisen gebildet worden war. 
Folgende Ergebnisse erbrachte die Zusatzuntersuchung: U w e ist ein sehr kon­
taktfreudiger unternehmungslustiger Junge, der seine Freizeit interessant ge­
staltet, mit Freunden gern etwas unternimmt oder zu Hause bastelt und liest. 
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Der häufige Kontakt mit Gleichaltrigen ist für ihn recht anregend und befrie­
digend. U w e hat auch zu seinen Eltern und Schwestern eine positive Beziehung. 
Jedoch ist besonders zum Vater das Verhältnis ambivalent. E r sieht den Vater 
vertrauensvoll als Partner, der ihm in allen Schwierigkeiten helfen würde, an­
dererseits hat er Angst davor, diesen Vater zu enttäuschen. Besonders hat U w e 
Angst vor einem Leistungsversagen. E r selbst ist recht leistungsmotiviert und er 
kennt auch die Leistungserwartungen seiner Eltern, die er gerne erfüllen würde . 
U w e scheint sich stark mit seinem beruflich sehr strebsamen und erfolgreichen 
Vater zu identifizieren. Es ist zu vermuten, d a ß die Leistungsangst und die 
Schuldgefühle bei seinem Leistungsversagen, die er nun gegenüber seinen Eltern 
entwickelt hat, U w e immer stärker in Spannung versetzen müssen, die ihn in 
seiner Konzentrations- und Leistungsfähigkeit weiter behindern und die er in 
der Schule durch Unruhe und Aggressivität abreagiert. Weiter zeigte sich, d a ß 
bei U w e bereits die Pubertätsentwicklung eingesetzt hat; auch von daher dürf ­
ten eine erhöhte Labil i tät und Konzentrat ionsstörungen mitbedingt sein. Be­
stätigungen der Hypothese einer hirnorganischen Beeinträchtigung wurden in 
den Zusatztests nicht gefunden. 

Eine daran anschließende ausführliche Anamneseerhebung konnte diese Befunde 
er läutern und teilweise erklären. U w e nahm bis vor kurzem eine etwas expo­
nierte Stellung in der Familie ein. Als Nachkömmling wurde er nach zwei 
Schwestern als einziger Junge in der Familie geboren; er wurde von Eltern und 
Schwestern immer sehr beachtet, stand gern im Mittelpunkt und konnte zu 
allen Familienmitgliedern eine gute Beziehung entwickeln. V o r allem mit dem 
Vater verband ihn eine besonders enge Beziehung. Der Vater beschäftigte sich 
sehr viel und intensiv mit seinem Sohn, und U w e genoß diese gemeinsamen U n ­
ternehmungen mit seinem Vater. Seit etwa einem halben Jahr änderte sich die 
Situation einschneidend für Uwe. Der Vater hatte durch eine berufliche Ver ­
änderung wesentlich weniger Zeit für seine Familie; dazu kam, daß seit dieser 
Zeit etwa die Familie sich um die Lösung der Probleme der ältesten Tochter 
intensiv bemühte, deren Ehe gescheitert war; U w e erlebte die Auseinanderset­
zungen und Sorgen um die Schwester mit, die Probleme wurden ihm erklärt , 
und er wurde um Verständnis dafür gebeten, d a ß die Eltern nicht mehr so viel 
Zeit für ihn hatten. Damit wurde U w e plötzlich aus dem Mittelpunkt der F a ­
milie an den Rand gedrängt, zumal seine Nichte nun auch von den Eltern auf­
genommen und versorgt wurde. Diese Veränderung der gesamten Familien­
situation m u ß t e in Uwe Verunsicherung, Spannung und Sorgen hervorrufen, 
die sich nicht sofort lösten; vielmehr verschärfte sich die Situation für ihn durch 
die Probleme der beginnenden Puber tä t und durch die Umschulung ins G y m n a ­
sium. K a u m vorbereitet auf den neuen Leistungsmaßstab und die neuen A n ­
forderungen, sah er sich bald Leistungsproblemen und Leistungsversagen gegen­
über, die er aus der Grundschule nicht kannte. U m die Eltern nicht auch noch 
zu belasten, verschwieg er zunächst die ersten (gegenüber der Grundschulerfah-
rung) schwächeren Leistungen, beherrschte sich und ließ sich zu Hause von sei­
nen Sorgen nichts anmerken. Damit belastete er zusätzlich sich und seine sonst 
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vertrauensvolle Beziehung zu den Eltern. Die Angst vor erneutem Versagen, 
die Sorgen in der Familie, die Schuldgefühle gegenüber den Eltern erhöhten in 
ihm Spannung und Unkonzentriertheit, die zu einer weiteren Minderung seiner 
schulischen Leistungsfähigkeit führten, von der er sich aber nur durch aggressi­
ves Abreagieren in der Schule etwas entlasten konnte. 

2.4. Praktisches Vorgehen in der diagnostischen Arbeit 

In der Regel werden zu den psychologischen Untersuchungen in der Bildungs­
beratungsstelle Gruppen von 8—12 Schülern gebildet, die der gleichen Alters­
bzw. Schulklassenstufe entsprechen und deren Leistungsproblematik — zumin­
dest von der Symptomatik her — vergleichbar gelagert ist. Die Untersuchung, 
die normalerweise einen Vormittag in Anspruch nimmt, u m f a ß t eine Test­
batterie, die auf die Abklärung der spezifischen Probleme ausgerichtet ist. In 
der Regel enthält sie zwei Begabungstests, einen Schulleistungstest, je nach 
Altersstufe und Fragestellung auch Interessentests und in jedem Fall einzelne 
Testverfahren, die auf die psychische Situation des Schülers eingehen. Diese 
Verfahren sollen dem Bildungsberater grobe Hinweise darauf geben, inwieweit 
die Testergebnisse durch psychische Störfaktoren beeinträchtigt worden sind. 
Bei der Untersuchung jüngerer Kinder müssen die Eltern einen anamnestischen 
Fragebogen ausfüllen. Sind die Testverfahren ausgewertet, wird der Schüler 
mit (oder ohne) seinen Eltern, bei jüngeren Kindern werden nur die Eltern zu 
einem Gespräch gebeten. Dies läuft zunächst in der Form eines psychodiagnosti-
schen Gesprächs ab, wobei in der Regel die Schülerentwicklung im Mittelpunkt 
steht. Dabei wird sowohl die physische und psychische als auch die formale 
schulische Entwicklung (Notenverlauf, Lehrerbeurteilung) beachtet. Hinsichtlich 
der psychischen Entwicklung werden die Schul- und Leistungsmotivation be­
sonders berücksichtigt und die psychosozialen Lebensbedingungen, denen das 
K i n d bisher unterworfen war. Diese Informationen verarbeitet der Bildungs­
berater mit den vorliegenden Testergebnissen und formuliert so Hypothesen 
über die Verursachungen der Lernstörung. Im Laufe des Gesprächs kommt es 
dann durch gezielte Zusatzinformationen quasi im Ausschlußverfahren zu den 
wahrscheinlichen Verursachungsmomenten. Nicht jede Einzelfallarbeit inner­
halb der Bildungsberatung läuft in dieser Weise mit einer Untersudiung und 
einem bzw. zwei psychodiagnostischen Gesprächen ab. Dies geschieht in der 
Regel nur bei Fällen, in denen die Problemstellung relativ klar gelagert ist. D a ­
neben gibt es solche, bei denen eine intensive Exploration oder Anamnese den 
Berater in seiner Hypothesenbildung kaum einen Schritt weiterbringen. Diese 
Schüler zählen zu den sogenannten „Problemfäl len" , deren Leistungsstörungen 
als Ausdruck tiefgreifender psychischer Spannungen in verschiedenen Umwelt­
bereichen aufzufassen sind. In der Regel verweisen wir als Bildungsberater diese 
Klienten an Erziehungsberatungsstellen. Lediglich in einigen Fällen, in denen 
eine akute schulische Entscheidung ansteht und wo eine drei- bis viermonatige 
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Wartezeit die Problemsituation weiter verschärfen würde , führt der Bildungs­
berater eine zweite, mehr personlichkeitsorientierte Untersuchung durch. Der 
oben dargestellte Fal l ist ein Beispiel dafür . Diese Nachuntersuchung soll dem 
Berater Anhaltspunkte dafür geben, wo für den Schüler noch Problemfelder 
liegen können. Wenn sich auch hierdurch keine sofort wirksame Lösung an­
bahnt — da in den meisten dieser Fäl le therapeutische Hi l fsmaßnahmen ange­
raten sind — wird der Berater doch dadurch in die Lage versetzt, die Gesamt­
situation des Schülers besser zu reflektieren. Er kann das A u s m a ß der Störung 
feststellen und dadurch Dauer und Erfolg einer Therapie genauer abschätzen, 
wodurch auch seine Entscheidung bezüglich der schulischen Laufbahn des K i n ­
des, die zu diesem Zeitpunkt gefällt werden m u ß , besser fundiert und damit 
auch psychologisch verantwortbar ist. 

2.5. Einflußmöglichkeiten des Bildungsberaters 

Gehen wir von den oben genannten Verursachungsmomenten aus, die eine Lern­
störung bedingen, so können wir eigentlich vier Störquellen eruieren: (1) Stör ­
quellen, die im K i n d selbst begründet liegen; (2) solche, die im Zusammenhang 
mit dem elterlichen Erziehungsverhalten zu sehen sind (Erziehungsstil, -ziele, 
-mittel); (3) Störquellen im häuslichen Lernumfeld; (4) Störquellen in der 
Schule. Es soll an dieser Stelle nochmals ausdrücklich betont werden, daß diese 
Trennung nur aus Gründen einer übersichtlichen Darstellung vorgenommen 
wurde und eher hypothetisch ist. Wenn das K i n d oder der Jugendliche einer 
Bildungsberatungsstelle vorgestellt wird, handelt es sich in der Regel um eine 
multikausale Determination seiner Lernschwierigkeiten. 

Betrachten wir zunächst die Störfaktoren im Kind selber, so können wir den 
physischen und psychischen Bereich unterscheiden. Unsere Testergebnisse haben 
im Zusammenhang mit der Anamnese oder Exploration für den physischen Be­
reich lediglich Hinweischarakter. W i r können beim Beratungsgespräch be­
stimmte Z u s a m m e n h ä n g e zwischen physischen Schädigungen und deren Aus­
wirkungen auf intellektuelle und psychische Faktoren aufzeigen (z. B. Verdacht 
auf Hirnschädigungen) , Diagnostik und Therapie sind jedoch dem Mediziner 
vorbehalten. M a n kann in manchen dieser Fälle allerdings feststellen, daß es 
den Eltern beim Verständnis für bestimmte Schwierigkeiten ihrer Kinder hilft, 
wenn ihnen physische Verursachung und Auswirkung im Persönlichkeitsbereich 
erklär t werden und ihnen eine medizinische Untersuchung angeraten wird. 
Handelt es sich um Störfaktoren, die im psychischen Bereich liegen, so müssen 
zunächst neurotische Fehlentwicklungen genannt werden. Hierbei hört die dia­
gnostische Tät igkei t eines Bildungsberaters in den allermeisten Fällen mit der 
Feststellung auf, d a ß eine tiefergreifende Störung vorhanden ist. Die Frage der 
Verursachungsfaktoren für die psychischen Schwierigkeiten muß eine Erzie-
hungs- oder andere Beratungsstelle beantworten und die anschließende Bera­
tung und Behandlung übernehmen. Es sei in diesem Zusammenhang darauf 
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verwiesen, daß dies keine Frage psychologischer Kompetenz ist, denn Bildungs­
berater sind ebenso wie Erziehungsberater durch ihr psychologisches Abschluß­
examen qualifiziert, Persönlichkeitstestverfahren durchzuführen, auszuwerten 
und zu interpretieren. D i e Einschränkung des Bildungsberaters ist allein in 
seiner Aufgabenstellung begründet . Lediglich in einigen Ausnahmefällen wei­
chen wir von diesem begrenzten Aufgabenfeld ab und führen auch weiter­
gehende Persönlichkeitsverfahren durch. Eine Therapie kann jedoch in diesen 
F ä l l e n von der Bildungsberatungsstelle unter keinen Umständen angeboten 
werden. Das Dilemma eines Bildungsberaters in diesen Fällen, einerseits akute 
Entscheidungshilfen zu geben, andererseits lange Wartezeiten bei anderen Insti­
tutionen in K a u f nehmen zu müssen, wird gerade hier sehr deutlich. E i n beson­
derer Fal l innerhalb dieses Bereiches stellen die sog. Intelligenzhemmungen dar. 
H i e r geht es einmal um den Abbau der hemmungsverursachenden Faktoren, 
was innerhalb einer Therapie geschehen kann und damit in das Tätigkeitsfeld 
der Erziehungsberatung gehört . Z u m anderen m u ß auf Grund der momentanen 
Leistungsfähigkeit des Kindes auch eine schulische Entscheidung getroffen wer­
den. D e r Bildungsberater hat hier zu klären, welche Schulart für einen Schüler 
mit diesen bestimmten psychischen Schwierigkeiten mit diesem Leistungsniveau 
am günstigsten ist. Dabei ist auch im Hinblick auf die potentielle Begabung 
die Durchlässigkeit der Schulart zu prüfen. Gerade in diesen Fällen ist es nicht 
immer leicht, den Eltern die, wenn auch vorübergehende, Umschulung des K i n ­
des einsichtig zu machen. H i e r hängt der Erfolg der Beratung wesentlich davon 
ab, wie es der Bildungsberater versteht, den Eltern die Zusammenhänge z w i ­
schen intellektueller Leistungsfähigkeit und psychischen Bedingungen v e r s t ä n d ­
lich zu machen. 

Liegen die Ursachen für die Lernstörungen im Begabungsbereich, so hat der B i l ­
dungsberater Möglichkeiten, Eltern oder Schüler entsprechende H i l f e n anzubie­
ten. D a er genügend Informationen über Schultypen und -zweige innerhalb der 
verschiedenen Schularten besitzt, sollte es ihm möglich sein, eine der Begabung 
angemessene Schule zu finden. In den meisten Problemfällen hat der Bildungs­
berater auch eine entsprechende Empfehlung ausgearbeitet, die jedoch häufig 
den Erwartungen von Eltern und Schülern widerspricht. Hier sieht sich der Be­
rater dem Problem gegenübergestellt , den Eltern einsichtig zu machen, d a ß eine 
Umschulung des Kindes seine Lernstörungen vermindert bzw. beseitigt. Bei 
diesen Gesprächen kommt es besonders darauf an, die Eltern über die Anforde­
rungen verschiedener Schulen sachlich genau zu informieren und sie mit den 
Testergebnissen in Beziehung zu bringen. Hierzu gehört auch eine sachliche 
E r ö r t e r u n g der momentanen schulischen Situation des Kindes, seiner Schwierig­
keiten in einzelnen Fächern , der hier entstandenen Lücken und des Unterrichts­
stoffs des folgenden Jahres. Daneben sollte dann von seiten des Beraters auch 
die Frage nach der Freizeit gestellt und ihre Bedeutung für die Persönlichkeits­
entwicklung betont werden. Außerdem sollten die psychischen Auswirkungen 
einer dauernden Uberforderung besprochen werden. Der Bildungsberater m u ß 
den Eltern einmal die direkten Folgen der Uberforderung, wie z. B. s tändige 
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Mißerfolgserlebnisse oder falsche Leistungseinschätzung, einsichtig machen und 
sie zum anderen auf die sekundär daraus entstehenden Fehlhaltungen, wie L e i ­
stungsangst oder Kontaktschwierigkeiten, hinweisen. D i e Frage, inwieweit E l ­
tern den Empfehlungen eines Beraters folgen, h ä n g t u. a. auch von der eigenen 
Leistungsorientierung und besonders von der elterlichen Prestigeinvolvierung in 
der kindlichen Leistung ab. M i t älteren Schülern kann ebenfalls über die aus 
der Uberforderung resultierende Fehlentwicklung gesprochen werden. Als ein 
im Sinne der Beratung positives Zeichen ist es zu werten, wenn der Schüler v o n 
sich aus Bezüge zwischen den Beispielen des Beraters und seinem eigenen, mo­
mentanen Empfinden herstellt. W i r müssen jedoch davon ausgehen, d a ß die 
elterlichen Erwartungshaltungen und eventuellen Sanktionen in starkem M a ß e 
in die Schülerberatung mit einfließen. Merkt der Bildungsberater daher, d a ß 
der Schüler geneigt w ä r e , den Empfehlungen zu folgen und lediglich die Wider­
stände zu Hause fürchtet, ist es angebracht, dem Schüler ein Gespräch mit den 
Eltern anzubieten, in dem Berater und Eltern noch einmal die Entscheidung 
reflektieren und so zu einer Lösung kommen, die der weiteren Entwicklung des 
Schülers förderlich ist. Liegen die Ursachen der L e r n s t ö r u n g im motivationalen 
Bereich oder häuslichen Umfeld, was in der Regel der Fal l ist, so muß der Be­
rater eine Einstellungsänderung der Eltern zum K i n d zu erreichen suchen. Diese 
Gespräche sind sehr zeitintensiv, da der Berater zunächst in einer ausführlichen 
Anamnese die häusliche Situation des Kindes eruieren m u ß . Anschließend w i r d 
er an den kritischen Punkten die elterlichen Einstellungen zu hinterfragen ver­
suchen. Erst an diesem Punkt setzt dann das eigentliche Beratungsgespräch an, 
das auf eine elterliche Einstellungsänderung abzielt. Dies ist auch der Punkt, an 
dem der Berater für die Reaktionen der Eltern sensibel sein muß, da sich hier 
sein weiteres Vorgehen entscheidet. Zeigen die Eltern hier Widerstände, behar­
ren sie auf ihren Argumenten oder suchen sie, sich zu verteidigen, sind sie also 
betroffen? Oder zeigen sie keine Reaktion und möchten nur schnell dieser unan­
genehmen Situation entkommen? Sind sie überhaupt in der Lage, Lösungen an­
zubieten? A l l diese Fragen muß der Berater zunächst einmal für sich selbst 
klären, um dann in einem nächsten Gespräch auf eine Lösung der Probleme v o n 
Eltern und K i n d gemeinsam gezielt hinzuarbeiten. So einfach sich dieses V o r ­
gehen darstellt, so schwierig erweist es sich in der Praxis, bei der Änderung von 
Erziehungseinstellungen erfolgreich zu arbeiten. Dies h ä n g t letztlich auch damit 
zusammen, daß es dem Bildungsberater zeitlich nicht möglich ist, mit den K l i e n ­
ten wiederholte Beratungen durchzuführen. M a n wird um so eher Erfolg haben, 
je mehr die Veränderung von Einstellungen lediglich die peripheren Werte der 
Eltern tangiert; je mehr der Berater sich den zentralen Einstellungen nähert , 
um so eher wird er scheitern, da solche Veränderungen nur in therapeutischen 
Prozessen erfolgreich angegangen werden können. In diesen Fällen wird der 
Berater seine Grenzen erkennen und die Eltern an eine andere Beratungsinstitu­
tion verweisen. In den weniger gravierenden Fäl len m u ß es dem Berater im 
Gespräch zunächst einmal darauf ankommen, den Eltern die Fehlentwicklung 
aufzuzeigen und ihr Zustandekommen zu erklären, in Terminis und Beispielen, 
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die den Eltern vertraut sind. Dies ist besonders wichtig, da Einsicht und V e r ­
ständnis für seelische Z u s a m m e n h ä n g e die Basis zum Erkennen der Notwendig­
keit und der A r t der V e r ä n d e r u n g sind. Dieser Schritt kann als erstes Teilziel 
jedes Beratungsgesprächs angesehen werden, wobei er zeitlich meist der auf­
wendigste ist. A n diese Phase schließt sich eine A r t „Stoffsammlung" an. Eltern 
und Berater sudien gemeinsam Bereiche und Situationen, in denen eine V e r ­
änderung herbeigeführt werden kann. Hierbei spielen vor allem die Alltags­
situationen eine Rolle, in denen dies für Eltern und K i n d am spürbarsten ist. 
Im Rahmen dieser Stoffsammlung kann es geschehen, d a ß ganze Verhaltens­
einheiten, wie Hausaufgabenbetreuung oder Sonntagsbeschäftigung, detailliert 
besprochen werden. In der nächsten Phase werden die Möglichkeiten der Ver ­
s tärkung der erwünschten kindlichen Verhaltensweisen besprochen und die 
Reaktionen auf das Ausbleiben erwünschten Verhaltens. Auch dies wird an 
H a n d konkreter Situationen erör ter t . In der vorletzten Beratungsphase formu­
liert der Bildungsberater die Lernziele nochmals genau, zeigt die Schwierigkei­
ten bei dem einsetzenden L e r n p r o z e ß auf, wobei die Eltern für eine gewisse 
Frustrationstoleranz aufgeschlossen werden sollen. Diese Phase soll eine a d ä ­
quate Erwartungshaltung bei den Eltern aufbauen helfen; hier w i r d quasi ihr 
Anspruchsniveau festgesetzt. Dies ist notwendig, da beim Ausbleiben elterlichen 
Erfolgs die Einstellung zum K i n d in Resignation umschlagen kann, und der 
E l t e r n - K i n d - K o n f l i k t verschärf t wird. Die letzte Phase des Gesprächs dient 
lediglich einer Wiederholung, wobei die Schwerpunkte des zukünftigen Eltern­
verhaltens nochmals betont werden. Ausgangspunkt muß in jedem Fal l die E r ­
klärung des Mechanismus' sein, der die Fehlentwicklung bedingt hat. Im A n ­
schluß daran w i r d kurz zusammengefaßt , in welchen Bereichen und Situationen 
mit welchen Erziehungsmitteln die Erziehungsziele von Seiten der Eltern ver­
ä n d e r t werden können, wobei ihnen A u s m a ß und Erfolg des Lernprozesses ver­
deutlicht wird. 

Ergeben sich aus dem Gespräch Hinweise, daß die Lernstörung auch durch die 
schulische Umwelt (mit)bedingt ist, so wendet sich der Berater mit dem Einver­
ständnis der Eltern an den betreffenden Lehrer, um in einem Gespräch mit ihm 
die aufgetretenen Schwierigkeiten zu besprechen und nach Änderungsmöglich­
keiten zu suchen. 

2.6. Schwierigkeiten und Grenzen der Einzelfallhilfe in der Bildungs­
beratung 

In den bisherigen A u s f ü h r u n g e n wurden die Möglichkeiten und die A r t der 
H i l f e für Schüler, die in Schwierigkeiten geraten sind, aufgezeigt. Das Bi ld mag 
dabei relativ optimistisch erscheinen. Im folgenden sollen dagegen die enormen 
Probleme und die Grenzen der Einzelfallhilfe im Rahmen der Bildungsberatung 
dargestellt werden, die die Effekt ivi tä t der Individualberatung mindern. D a 
sind zunächst die Probleme, die bei der Diagnosefindung auftreten: Die Güte 
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der meisten Testverfahren ist begrenzt. Z w a r l ä ß t sich eine m ä ß i g e Zuverlässig­
keit der Tests durch Testbeobachtungen und Explorat ion des Schülers ausglei­
chen, bedeutsamer dürf te die Schwäche im Hinblick auf die Gült igkei t der Test­
verfahren sein, also der Gesichtspunkt, inwieweit der Test tatsächlich das M e r k ­
mal e r faßt , das er zu erfassen vorgibt, und die Prognosen tatsächlich erlaubt, die 
gemacht werden. Häufig liegt nur eine logische oder inhaltliche V a l i d i t ä t vor ; 
und wenn prognostische Validitätsüberprüfungen gemacht wurden, dann be­
ziehen sie sich auf eine Schulwirklichkeit, die sich teilweise geänder t hat ( Ä n d e ­
rung der Anforderungen in den Schularten und verschiedenen Klassenstufen). 
Diese Änderungen m u ß der Berater versuchen, mit in seine diagnostischen Uber-
legungen einzubeziehen. Dabei tritt für ihn auch das Problem auf, d a ß er durch 
seine Beratung das gegenwärtige Schulsystem zu stabilisieren hilft. D e n n er 
m u ß wenigstens in Teilen seiner Empfehlung die individuellen Merkmale des 
Schülers mit den Gegebenheiten des jetzigen Schulsystems in Verbindung br in­
gen. E r kann dem Schüler nur eine solche Schule empfehlen, die er unter den 
gegebenen schulischen Bedingungen (die oftmals sehr unvorteilhaft sind) b e w ä l ­
tigen kann, auch wenn der Schüler unter wesentlich besseren Schulbedingungen 
zum Besuch einer qualifizierteren Schule in der Lage w ä r e . D e r Berater mildert 
oder verhindert dadurch indirekt Konflikte, die in vollem A u s m a ß bekannt 
werden müßten, damit bildungspolitisch notwendige V e r ä n d e r u n g e n des Schul­
systems initiiert werden. 

E i n weiteres Problem bei der Diagnosefindung ist die Datengewinnung bei 
diagnostischen Gesprächen mit Eltern, Schülern und Lehrern. B e w u ß t e r oder 
u n b e w u ß t e r Widerstand macht oft eine sachliche Information über die momen­
tanen famil iären persönlichen oder schulischen Gegebenheiten unmöglich, ver­
fälscht das Bi ld , l ä ß t einzelne Aspekte überwertig erscheinen und wehrt andere 
Gesichtspunkte in ihrer Bedeutung ab. Gelingt es dem Berater nicht, diese A b ­
wehrmechanismen zu durchbrechen oder die Verfälschungstendenzen in ihrem 
A u s m a ß zu erkennen, ist oft die gesamte Hilfeleistung in Frage gestellt. Auch 
von seiten des Beraters können gelegentlich ähnliche Probleme auftreten, wenn 
es ihm auf G r u n d seiner individuellen Einstellungen oder Probleme schwerfällt , 
eine positive Beziehung zu Schüler und Eltern herzustellen. Wichtig ist, d a ß der 
Berater um diese Befangenheit weiß und rechtzeitig den betr. Schüler zur U n ­
tersuchung und Beratung an seine Kollegen verweist. 

Eine Gefahr kann auch für den Berater darin liegen, d a ß er angesichts der 
hohen K o m p l e x i t ä t der verschiedenen Verursachungsmomente und deren viel ­
fält igen Wechselwirkungen sich zu fest an einzelne theoretische Modelle h ä l t 
und damit andere Zusammenhänge vernachlässigt. E r kann dann dem E i n z e l ­
fall in seiner Individual i tä t nicht mehr gerecht werden. Diese Gefahr ist oft­
mals recht groß, da jeder Berater bestimmten Theorien den V o r r a n g gibt, durch 
seine Erfahrungen Gewichtungen setzt, und sich so E r k l ä r u n g s - und Beurtei­
lungsgewohnheiten herausbilden können; auch die Informat ionsfül le zwingt 
den Berater zu diesem Vorgehen, damit er den Überbl ick nicht verliert. Diesen 
Verfälschungsmöglichkeiten kann am ehesten durch einen engen Meinungsaus-
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tausch mit Kollegen und regelmäßige Fortbildungsveranstaltungen vorgebeugt 
werden. 

Das g r ö ß t e Problem der Einzelfallhilfe ist die Veränderung und Beeinflussung 
aller Faktoren, die die Schwierigkeiten herbeigeführt haben. Auch hier spielt die 
K o m p l e x i t ä t und die Wechselwirkung der Verursachungsmomente eine wichtige 
Rolle . Es genügt im allgemeinen nicht, wenn nur ein Teil der Störfaktoren be­
seitigt wird , da sich sonst die Schwierigkeiten nur verlagern oder ausweiten 
k ö n n e n . In der Regel ist es notwendig, den Eltern die S t ö r f a k t o r e n in ihrer 
W i r k u n g aufzuzeigen. Die Widerstände, die Eltern oftmals gegen die Einsicht 
aufbringen, wurden oben bereits dargestellt. Selbst wenn sie zur Einsicht in die 
Problematik gelangen und sich um Abhilfe bemühen, ist es für sie oft schwierig, 
praktisch eine Veränderung zu erreichen; Einstellungen und Gewohnheiten, die 
über lange Jahre erworben und verstärkt wurden, können auch bei guter M o t i ­
vation nicht so schnell v e r ä n d e r t werden. Der Berater täuscht sich in diesen 
F ä l l e n leicht über die Effekt ivi tä t der Beratung, da sich die Eltern sehr ein­
sichtig und motiviert geben. Bei späteren Kontakten erfähr t er aber meist, wie 
wenig seine Ratschläge zu realisieren waren. U m hier eine größere Effektivi tät 
zu erreichen, w ä r e es notwendig, mit Elterngruppen, die ähnliche Probleme 
haben, regelmäßige Gruppengespräche zu führen, in denen der Reflexionsgrad 
des elterlichen Verhaltens erhöht und die Unterscheidung zwischen angemes­
senem und unangemessenem Verhalten geschult wird, so d a ß das Angepaßte ver­
s t ä r k t werden kann. Eine derartige Elternbetreuung ließe sich jedoch nur bei 
einer starken Erhöhung der Mitarbeiterzahlen in den Bildungsberatungsstellen 
realisieren. Sie w ä r e in vielen Fällen dringend nötig, soll die Einzelfallhilfe 
tatsächlich dauerhafte Erfolge zeigen und nicht nur kurzfristig eine Situation 
mildern helfen. E i n ähnliches Problem tritt auf, wenn der Schüler zur Behebung 
seiner Schwierigkeiten einer längeren therapeutischen Behandlung bedarf, da 
eine Fehlentwicklung bereits erfolgt ist. Angesichts der langen Wartezeiten bei 
Erziehungsberatungsstellen, Hei lpädagogen und Therapeuten ist ein Weiter­
verweisen der Klienten nur schwer zu vertreten. Eine Wartezeit von 6 bis 12 
Monaten, die dort üblich ist, verschärft die aufgetretenen Probleme und kann in 
vielen Fäl len — da das Schuljahr weiterläuft — zu unabänderbaren Schul­
bedingungen führen. Aus dieser Notsituation heraus ist zu erwägen, für be­
stimmte, in der Individualberatung häufiger auftretende Problemfälle , bei de­
nen kürzere Therapiemaßnahmen abzusehen sind, geeignete Möglichkeiten in 
einer Bildungsberatungsstelle auszuarbeiten und einzurichten. Eine Beratung 
mit allem personellen und finanziellen A u f w a n d ist sinnlos, wenn nicht ent­
sprechende Hi l fsmaßnahmen möglich sind. In diesem Zusammenhang w ä r e auch 
zu diskutieren, inwieweit nicht auch schulrechtliche Bestimmungen für die Be­
rücksichtigung schulischer Problemfälle offen sein sollten. Gerade bei Schul­
schwierigkeiten, die sich schon über längere Zeit entwickelt haben, sind häufig 
z u m Zeitpunkt der Beratung geeignete schulische M a ß n a h m e n aus schulrecht­
lichen Gründen bereits ausgeschlossen. Der Berater ist dann gezwungen, für den 
Klienten den einzigen, rechtlich überhaupt noch möglichen Schulweg herauszu-
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finden, statt ihm den für ihn geeigneten Ausbildungsweg aufzuzeigen. Dadurch 

werden manche therapeutischen Chancen vergeben; Resignation und Trotz an­

gesichts extrem eingeschränkter schulischer Möglichkeiten erschweren meist die 

Besserung der Probleme. 

Ähnlich wie bei anderen Entscheidungen staatlicher Institutionen, die in den persön­
lichen Lebensweg einschneidend eingreifen, sollte auch bei schulrechtlichen Bestimmun­
gen die Möglichkeit offenstehen, nach verantwortungsbewußter Begutachtung schwer­
wiegende persönliche Konflikte mitzuberücksichtigen. Eine derartige Begutachtung wäre 
eine wichtige Erweiterung der Aufgaben der Bildungsberatung. 

Schwierigkeiten bereitet auch die Einflußnahme auf den Lehrer und die schuli­

sche Situation. Z u hohe Schülerzahlen, häufiges fachfremdes Unterrichten, h ä u ­

figer Stundenausfall und enorme Stoffülle, dazu hoher Leistungsdruck für Schü­

ler und Lehrer angesichts des sich ausweitenden Numerus Clausus in allen 

Schulabschlußstufen u. a. grenzen die pädagogischen Möglichkeiten der Lehrer 

ein. Dies belastet gerade die engagierten Lehrer und führt in manchen Fä l len zu 

Resignation und Gleichgültigkeit gegenüber den Problemen. Angesichts dieser 

unvorteilhaften Situation an den Schulen ist es meist sehr schwierig, d a ß Lehrer 

für einzelne Schüler das schulische Lernumfeld günstiger gestalten, um F e h l ­

entwicklungen abzubauen. 

Trotz der beschriebenen Schwierigkeiten bei der Einzelfallarbeit bedarf es des 

ständigen Bemühens um Verbesserungen durch die Bildungsberater und der da­

für zuständigen Institutionen. 
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H a n s - P e t e r Langfeldt, T i l l Sachsenheimer 
u n d B e r n d H a s e l m a n n 

3. Die Beratung bei lern- und geistigbehinderten Schülern 
als Paradigma sonderpädagogischer Bildungsberatung 

3.0. V o r b e m e r k u n g 

Z u r V e r w e n d u n g des Begriffes „Bildungsberatung": 
D i e im Titel dieses Beitrages auftauchende Begriffskombination „Bildungsbera-

tung bei lernbehinderten und geistigbehinderten K i n d e r n " ist (noch) ungewöhn­

lich und kollidiert mit dem bisherigen Verständnis vom Begriff „Bildungsbera-

tung". Die praktische Tätigkeit von Bildungsberatern läßt ebenso wie die mei­

sten bisherigen Publikationen zum Rahmenthema „Bildungsberatung" (so z. B. 

A U R I N u. a. 1973, M A R T L N 1974) eine deutliche Schwerpunktbildung im Sekun-

darbereich erkennen. Bildungsberatung, so scheint es, beginnt frühestens bei 

der Frage, welche weiterführende Schule ein Schüler nach Abschluß der G r u n d ­

schule besuchen sollte. In diesem Sinne dient Bildungsberatung den im Schul­

system ohnehin schon privilegierten Schülern. 

Die Sonderschulen allgemein erfüllen ebenso einen Bildungsauftrag wie die Re­

gelschulen; die Sonderschule für lernbehinderte Kinder und Jugendliche (Son­

derschule L) und die Sonderschule für geistigbehinderte Kinder und Jugend­

liche (Sonderschule G ) * bilden darin keine Ausnahme. Sie wahren, wie ein 

Blick in entsprechende Bildungspläne zeigt, das Recht der lernbehinderten und 

der geistigbehinderten Kinder und Jugendlichen auf Bildung und Erziehung 

(vgl. Kultusministerium B a d e n - W ü r t t e m b e r g 1968a, S. 238; 1968b, S. 536). 

Auch oder gerade im sonderpädagogischen Bereich geht es um eine angemessene 

(Schul-)Bildung eines Schülers bzw. einer Schülergruppe. Dies ist ein Problem 

der Bildungsberatung. Es scheint daher gerechtfertigt, den Begriff „Bildungs­

beratung" aus dem Reservat der Sekundarstufe herauszulösen und auch im 

Rahmen sonderpädagogischer Problemstellungen zu verwenden. 

D i d a k t i s c h e H i n w e i s e : 
Bevor die Problematik sonderpädagogischer Bildungsberatung am Beispiel der 

Sonderschulen L und G in K a p . 3.2 bis K a p . 3.4 dargestellt werden kann, 

* Sonderschule für Geistigbehinderte wird hier stellvertretend für alle anderen Be­
zeichnungen, wie etwa Schule für Praktisch Bildbare oder Sonderschule für Bil­
dungsschwache, verwendet. 
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scheint eine Übersicht über Organisation und Struktur, über Sonderschulsystem 

und über die Schülerschaft unerläßlich. Sie wird in K a p . 3.1 gegeben. Aus die­

ser Übersicht leitet sich in K a p . 3.1.3 die Begründung ab, warum und wieweit 

die Beratung bei Lern- bzw. Geistigbehinderten als paradigmatisch für den 

sonderpädagogischen Bereich angesehen werden kann. Die inhaltlichen Ausfüh­

rungen des Kapitels 3.1 sind in dieser K ü r z e notwendigerweise oberflächlich. 

Bezüglich einer Gesamtdarstellung der Sonderpädagogik sei der interessierte 

Leser auf BLEIDICK (1972) oder auf die im Auftrag des Deutschen Bildungs­

rates (1973b; 1974a, b, in Vorbereitung) herausgegebenen fünf Bände „Sonder ­

p ä d a g o g i k " verwiesen. Die Akzentuierung dieses Beitrages auf Probleme der 

Beratung bringt es mit sich, daß die Kontroversen der Diskussion innerhalb der 

Wissenschaftsdisziplinen „Pädagogik der Lernbehinderten" und „ P ä d a g o g i k der 

Geistigbehinderten" allenfalls kurz gestreift oder benannt werden können, h ä u ­

fig genug nicht einmal das. Die Lehrbücher bzw. Sammelbände von A B E U . a. 

(1973), BEGEMANN (1970), BLEIDICK (1972), J A N T Z E N (1974) und K L A U E R 

(1970) dürften das Spektrum der unterschiedlichen Standpunkte im Rahmen 

der Lernbehindertenpädagogik erfassen. Eine relativ kurz gefaßte Übersicht 

w i r d von WEGENER (1970) geleistet. F ü r die Geistigbehindertenpädagogik bie­

ten sich in diesem Sinne an: B A C H (1968, 1974), SPECK (1970) und SPECK & 

T H A L H A M M E R (1974). 

3.1. Sonderschulen und Sonderschüler 

3 . 1 . 1 . D e r S t a n d o r t der S o n d e r s c h u l e n i m S c h u l s y s t e m 

D i e Namensgebung „Sonderschule für Lernbehinderte" ist relativ jung. Sie 

stammt aus den 60er Jahren. M i t ihr sollte die Diskriminierung, die mit dem 

alten BegrifT „Hilfsschule" verbunden war, wenn nicht ganz ausgeschlossen, so 

doch gemildert werden. Gleichzeitig entwickelten sich die „Sonderschulen für 

Geistigbehinderte" als selbständige Schulen. M i t dem von H O F M A N N (1969) 

geprägten Begriff des „Strukturwandels" von der Hilfsschule zur leistungs­

orientierten Sonderschule L verbindet sich die Diskussion, ob mit der histori­

schen Entwicklung, die zur Einführung der Sonderschulen L und G führte , tat­

sächlich eine qualitative Veränderung in den Förderungsmöglichkeiten der in 

der Regelschule versagenden Schüler verbunden war ( H O F M A N N 1969, 1972; 

M Ö C K E L 1972; MYSCHKER 1972a, b). Gleichgültig, ob qualitative V e r ä n d e r u n ­

gen stattfanden oder nicht, die neuen Namen rückten die Sonderschulen L 

bzw. G . jedenfalls soweit in die N ä h e der Sonderschulen für Sinnesgeschädigte 

und Körperbehinderte , daß sie als Bestandteile eines einheitlichen geschlossenen 

Sonderschulsystems erscheinen. (Zur Geschichte siehe etwa BESCHEL 1965 oder 

K L I N K 1966). Tatsächlich bilden die Sonderschulen L und G hinsichtlich des 

Leistungsverhaltens ihrer Schüler die beiden untersten Stufen des Regelschul­

systems. V o n daher gesehen sind sie keine „besonderen" Schulen. Die Sonder-
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schulen für Sinnesgeschädigte und Körperbehinderte sind intern gleich geglie­

dert wie die Regelschulen für Nichtbehinderte. Sie liegen gleichsam parallel zu 

den Regelschulen und bilden so „besondere" Schulen. In ihnen ist es — wenig­

stens theoretisch — möglich, bis zur Hochschulreife zu gelangen. Das nachfol­

gende Schema, das von K L E I N (1973) in leicht modifizierter Form ü b e r n o m ­

men wurde, macht den Zusammenhang von Regel- und Sonderschulsystem 

noch einmal deutlich. 

Abb. 1: D i e S t e l l u n g d e r S o n d e r s c h u l e n im S c h u l s y s t e m nach K L E I N (1973 , S . 156 ) . 

Leistungsorientierte Schulstufen: 

G y m n a s i u m 

Rea lschu le 

G r u n d - b z w . Haup tschu le 

S o n d e r s c h u l e L 

S o n d e r s c h u l e G 

Schulen: 

(Ü 

CO 

CÛ Cd ü 

Die Einschulung in eine Sonderschule hat für jeden einzelnen Schüler weit­

reichende Konsequenzen. Diese kurze schulorganisatorische Ubersicht bliebe un­

vollständig, wenn nicht quantitative Aussagen darüber gemacht werden w ü r ­

den, bei wieviel Schülern mit entsprechenden Problemstellungen zu rechnen ist. 

Gleichzeitig ist damit die Häufigkeit potentieller Beratungsfälle beschrieben. 

Tabelle 1: E r w a r t e t e r B e d a r f an S o n d e r s c h u l p l ä t z e n in P r o z e n t a n t e i l e n p ro S c h ü l e r ­
j a h r g a n g , n a c h S c h ä t z u n g e n v o n S A N D E R (1973 ) . 

Le rnbeh inde r t e 2,50 
V e r h a l t e n s b e h i n d e r t e 0,90 
S p r a c h b e h i n d e r t e 0,70 
G e i s t i g b e h i n d e r t e 0,60 
S e h b e h i n d e r t e 0,30 
K ö r p e r b e h i n d e r t e 0,30 
H ö r b e h i n d e r t e 0,30 
Lang f r i s t i g K ranke 0,20 
G e h ö r l o s e 0,05 
B l i nde 0,01 

( 4 % - 6 % ) 

Beda r f an S o n d e r s c h u l p l ä t z e n insgesamt : ca. 6 % (bzw. 7,5 % — 1 0 % ) 

A n m e r k u n g : 
In d i e s e r Tabe l le w i r d s ta t t der T e r m i n o l o g i e von S A N D E R d ie davon e twas a b w e i c h e n d e 
S p r a c h r e g e l u n g des K u l t u s m i n i s t e r i u m s Rhein land-Pfa lz (1974) v e r w e n d e t . 
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D i e Tabelle 1 gibt einen quantitativen Eindruck über den U m f a n g des Sonder­

schulwesens wieder. Es handelt sich um Schätzungen von SANDER (1973) auf 

G r u n d der Analyse verschiedenster Erhebungen. Die Zahlenangaben sind mehr 

oder weniger grobe Hinweise, da die Kriterien zur Klassifikation der Behin­

derten nicht immer eindeutig sind und häufig unterschiedlich gehandhabt wer­

den. Es ist zudem mit beträchtlichen regionalen Schwankungen zu rechnen. Be­

sonders deutlich wird die Problematik der Klassifikation und statistischen E r ­

fassung bei den Lernbehinderten. Der in der Tabelle 1 angegebene erwartete 

Wert von 2,5 €/o ist eine äußerst optimistische Schätzung und gilt nur unter der 

Voraussetzung, d a ß es in Zukunft gelingt, die Lernbehinderten in der Regel­

schule besser als bisher zu fördern. D i e in Klammern angeführte Zahlenangabe 

4 % — 6 % dürfte dagegen eine realistische Schätzung der gegenwärtigen Ver­

hältnisse bedeuten. Sie stimmt mit den Angaben der meisten einschlägigen P u ­

blikationen überein. Gemessen an den Schülerzahlen macht das Sonderschul-

wesen damit 6 % bis 10 °/o des gesamten Schulwesens aus. 

3 . 1 . 2 . D i e Schüler a n S o n d e r s c h u l e n für L e r n b e h i n d e r t e 

D i e Definition und damit auch die Diagnose von „Lernbehinderung" , deren 

Vorhandensein für jeden einzelnen Schüler nachgewiesen werden sollte, bevor 

er in die Sonderschule L umgeschult wird, bereitet andauernde und anscheinend 

kaum lösbare Schwierigkeiten. Die jüngste Definition stammt vom Deutschen 

Bildungsrat (1973a, S. 38). E r führt aus: 

„Lernbehinderung wird angenommen, sofern die Intelligenzleistung im Bereich zwi­
schen der negativen ersten und dritten Standardabweichung eines valide standardi­
sierten Intelligenzmeßverfahrens liegt und wenn zugleich ein erhebliches Schulver­
sagen gegeben oder zu erwarten ist." 

D i e Definition von Lernbehinderung enthält damit zwei Komponenten: 

(1) eine relativ schulsystemunabhängige Komponente: Intelligenzleistung im 
IQ-Bereich von 70 bis 85; 

(2) eine schulsystemabhängige Komponente: erhebliches Schulversagen; üblicher­

weise festgestellt durch zweimaliges Nichterreichen des Klassenzieles in der 

Grundschule. 

Lernbehinderung kann somit eigentlich erst durch den Schulbesuch (Schulver­

sagen) erkannt werden. Eine Früherkennung im Säuglings- oder Kleinkind­

alter ist deshalb nahezu ausgeschlossen. Dies stellt einen wesentlichen Unter­

schied zu den Geistigbehinderten und Sinnesgeschädigten dar. Die Einführung 

des Intelligenzkriteriums in die Definition der Lernbehinderung zeigt das Be­

mühen, das wenig valide Lehrerurteil, wie es sich im Schulzeugnis manifestiert 

(siehe hierzu etwa INGENKAMP 1971 oder FINGERHUT & LANGFELDT 1974), 

durch bessere Instrumente zu ergänzen oder gar überflüssig zu machen. 

Tatsächlich aber erweist sich das Schulversagen als die wesentlich wirksamere 

Einflußgröße. In der Praxis bleiben einem Schüler in der Grundschule kaum 
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weitere Förderungsmöglichkeiten, wenn er zum zweiten oder gar dritten Male 

das Klassenziel der 2. Klasse nicht erreicht hat und mit etwa zehn Jahren i m ­

mer noch nicht lesen, schreiben oder rechnen kann. Aus Mangel anderer p ä d ­

agogischer Alternativen wird er in die Sonderschule L umgeschult, und sei sein 

I Q auch noch so hoch. In einer Untersuchung von SCHLEIFER (1971) lag der 

I Q bei 41 °/o einer Stichprobe von Sonderschülern L über dem geforderten K r i ­

terium I Q = 85. Der Vergleich der IQ-Verteilung bei Sonderschülern L und 

bei Grundschülern wird in Abbildung 2 gezogen. 

Abb. 2: R e l a t i v e H ä u f i g k e i t ( f % ) d e r I Q v o n 
9 j ä h r i g e n S o n d e r s c h ü l e r n L (N = 230 ) 
8 — 9 j ä h r i g e n G r u n d s c h ü l e m ( N = 227 ) 

( n a c h D a t e n v o n S C H L E I F E R 1 9 7 1 , S . 64 , T a b . 4 u n d 5 ) . 

f % 

5 0 -

Der Uberschneidungsbereich der beiden Verteilungen, d. h. der relativ hohe 

Anteil von Sonderschülern L mit einem I Q , der gleich oder höher ist als der I Q 

vieler Hauptschüler , zeigt, d a ß die Intelligenzleistung für den Sonderschul-

besuch nicht unbedingt entscheidend ist. Allgemeine Aussagen, wie sie etwa v o n 

H Ö H N (1967) oder K E M M L E R (1967) über Schulversager gemacht werden, ha­

ben auch Gültigkeit für den Schüler an Sonderschulen L . Eine der bedeutsam­

sten Variablen in bezug auf das Schulversagen ist die soziale Herkunft der 

Schüler. Die Analyse der sozialen Zusammensetzung der Schülerschaft in den 

Sonderschulen L zeigt, daß für den weitaus größten Tei l das Syndrom der 

„soziokulturellen Benachteiligung" zutrifft. 

Tendenziell läßt sich nach B E G E M A N N (1970, S. 66—73) unter anderem festhalten, daß 
im Vergleich zu Volksschülern, 
— die Familien der Sonderschüler L häufiger in Barackensiedlungen, Slums, Asylen 

u. ä. leben; 
— die Familien der Sonderschülcr L größer sind, wobei der zur Verfügung stehende 

Wohnraum geringer ist; 
— die Familien der Sonderschüler L häufiger unvollständig oder zerrüttet sind; 
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— Sonderschüler L häufiger in Heimen leben; 
— die Väter der Sonderschüler L eher Berufe ausüben, die schlecht bezahlt sind und 

die auf der Skala des Sozialprestiges am unteren Ende liegen; 
— die Mütter der Sonderschüler L häufiger berufstätig sind und dabei vorwiegend als 

Ungelernte oder Angelernte arbeiten. 

Der Anteil der sozio-kulturell Benachteiligten an der Sonderschülerschaft wird 

auf etwa 80 % geschätzt (BEGEMANN 1970, S. 17). Wie sehr die sozio-kulturelle 

Benachteiligung das Intelligenzkriterium zunichte machen kann, wird in einer 

Untersuchung von FERDINAND & U H R (1973) deutlich: V o n 265 normal intel­

ligenten Sonderschülern L ( IQ zwischen 90 und 116) waren 9 8 % Arbeiter­

kinder. 

Es ist selbstverständlich, d a ß im Falle einer sonderpädagogischen Bildungsbera­

tung der konkrete Ratschlag eines Beraters ebenso wie seine Beratungsstrategie 

oder Technik gegenüber dem Ratsuchenden von seinem Verständnis des Son-

derschülers L abhängt . Wer im Sonderschüler L eher den Schwachbegabten, 

Intelligenzgeminderten sieht, wird anders beraten als derjenige, der in ihm 

eher den sozio-kulturell Benachteiligten zu erkennen glaubt. (Von einer m ö g ­

lichen Interaktion von Intelligenzminderung und sozio-kultureller Benachteili­

gung sei einmal abgesehen.) 

3 . 1 . 3 . D i e Schüler a n S o n d e r s c h u l e n für G e i s t i g b e h i n d e r t e 

Geistige Behinderung bei Kindern und Jugendlichen wurde bislang unter dem 

schulorganisatorischen Aspekt der mangelnden Qualifikation für den Bildungs­

anspruch der Sonderschule L definiert (z. B. Kultusministerium B a d e n - W ü r t ­

temberg 1968 b). D a Geistigbehinderte in der Regel nicht in die Grundschule 

oder Sonderschule L eingeschult werden konnten, wurde eine umfassendere D e ­

finition notwendig, wie sie der Deutsche Bildungsrat (1973a, S. 37) vorgelegt 

hat: 

„Als geistigbehindert gilt, wer infolge einer organisch-genetischen oder anderweitigen 
Schädigung in seiner psychischen Gesamtentwicklung und seiner Lernfähigkeit so sehr 
beeinträchtigt ist, daß er voraussichtlich lebenslanger sozialer und pädagogischer 
Hilfen bedarf. Mit den kognitiven Beeinträchtigungen gehen solche der sprachlichen, 
emotionalen und der motorischen Entwicklung einher." 

Im Gegensatz zur Definition der Lernbehinderung sind die Definitionsversuche 

der geistigen Behinderung (siehe hierzu die Übersicht von SPECK & T H A L H A M ­

MER 1974, S. 9—45) gekennzeichnet durch: 

— geringeren Stellenwert von Intelligenztestergebnissen. (Zur groben Orientie­

rung wird als oberer Gesamtwert der IQ-Bereich von 50 bis 60 angegeben; 

vgl. D I T T M A N N 1971, 1974); 

— geringeren Einfluß schulsystemabhängiger Komponenten durch die mögliche 

Früherfassung; 

— Einbezug organischer Syndrome; 
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— Betonung pädagogischer, didaktischer und psychologischer Beschreibungskate-

gorien; 

— Einbezug medizinisch-psychiatrischer Beschreibungskategorien (wie debil, i m ­

bezill, idiotisch, Oligophrenie), die jedoch im Rahmen der pädagogischen 

Literatur an Bedeutung verloren haben. 

A u f die Gefahr der diagnostischen Unsicherheit bei der Erfassung geistiger Be­

hinderung hat neuerdings B A C H (1974) hingewiesen. SPECK & THALHAMMER 

(1974, S. 18—29) kritisieren den Negativcharakter der verbreiteten Definitions-

konstrukte, die geistige Behinderung auf dem Hintergrund einer impliziten 

N o r m als Mängelkata log beschreiben. Festzuhalten bleibt, daß es sich bei geisti­

ger Behinderung nicht um eine einfache Reduktion des Lernvermögens handelt, 

sondern daß diese häufig in Form einer Mehrfachbehinderung, meist in Ver ­

bindung mit Sinnesschädigungen oder motorischen Beeinträchtigungen auftritt. 

D a r ü b e r hinaus ist das Bild der geistigen Behinderungen noch durch eine V i e l ­

zahl Psychoreaktiver und milieureaktiver Sekundärschädigungen, wie Verhal­

tensschädigungen verschiedenster Ar t , geprägt (vgl. B A C H 1968, FEUSER 1973). 

Es kann derzeit von einer Häufigkeit des Vorkommens von geistiger Behinde­

rung von ca. 0 , 6 % pro Altersjahrgang (siehe Tabelle 1) ausgegangen werden. 

Dies bedeutet eine pädagogisch zu betreuende Population von ca. 80 000 bis 

90 000 geistig behinderten Kindern und Jugendlichen (SANDER 1973). 

Hinsichtlich der Ätiologie der geistigen Behinderungen ist eine Einteilung in die 

Gruppe der p r ä - , peri- und postnatalen Schädigungen des zentralen Nerven­

systems, die Gruppe der Chromosomenanomalien und die Gruppe der hereditär 

bedingten Ursachen üblich (HARBAUER 1971). 

Pränatale Schädigungen treten auf etwa durch: Infektionskrankheiten der Mutter 
während der Schwangerschaft (Masern, Röteln, Windpocken, Virusgrippe), Vergiftun­
gen der Mutter (Lebensmittel, Medikamente, Drogen u. ä.), Röntgenbestrahlung. 
P e r i n a t a l e Schädigungen durch: mechanische Schädigungen (Zangengeburt), Sauerstoff­
mangel während des Geburtsvorganges. 
P o s t n a t a l e Schädigungen durch: Infektionskrankheiten, Encephalitis, Meningitis (auch 
als Folge von Kinderkrankheiten wie Masern oder Keuchhusten), Vergiftungen, trau­
matische Schädigungen (Mißhandlungen, Unfälle, Stürze). 
C h r o m o s o m e n a n o m a l i e n : als bekanntestes Beispiel das Langdon-Down-Syndrom (Mon­
golismus). 
Hereditär bedingte Schädigungen in Form von erblichen Hirnentwicklungsstörungen, 
Anfallsleiden, Phenylketonurie. Für weitere Informationen siehe: GÖLLNITZ 1973, 
LEMPP 1972, WUNDERLICH 1970. 

Im Gegensatz zu Lernbehinderungen treten geistige Behinderungen in allen 

sozialen Schichten etwa gleich häufig auf, wobei jedoch auch hier ein etwas 

höherer Anteil der Unterschichtsfamilien zu beobachten ist (EGGERT 1972, 

GASTAGER 1973). 
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3 . 1 . 4 . Z u s a m m e n f a s s u n g : Gültigkeit eines P a r a d i g m a s 
sonder pädagogischer B i l d u n g s b e r a t u n g 

In diesem einführenden Kapitel wurden kurz der Standort und die Struktur 

des Sonderschulwesens dargestellt. Es sollte deutlich geworden sein, d a ß trotz 

der jeweiligen Namensgleichheit „Sonderschule für . . . behinderte" die einzel­

nen Sonderschulen sehr unterschiedlich sind. 

D i e wichtigsten Definitionen von „Lernbehinderung" und „geistiger Behinde­

rung" wurden dargestellt. Entsprechend den dort getroffenen Feststellungen 

m u ß bei der Beratung von Lernbehinderten und Geistigbehinderten unterschie­

den werden zwischen Problemfällen, die eher schichtabhängig sind (sozio-kul-

turelle Benachteiligung bei Lernbehinderten) und solchen, die eher schichtunab­

hängig sind (organische Schädigung im weitesten Sinne bei Geistigbehinderten). 

V o n dieser Problemstellung her sind die Geistigbehinderten durchaus in einer 

Gruppe mit den Sinnesgeschädigten ( H ö r - , Sehbehinderte usw.) zu sehen, die 

sich deutlich von der Gruppe der Lernbehinderten abhebt. Diese Abgrenzung 

entspricht zwar nicht der sonderpädagogischen Tradition, in der Lern- und 

Geistigbehinderung meistens in einem Zusammenhang gesehen wurden. Sie ist 

aber auch nicht mehr ungewöhnlich. SPECK (1973) traf dieselbe Gruppierung 

bei der E r ö r t e r u n g von Früherkennungs- und Frühförderungsmöglichkeiten be­

hinderter Kinder . Die spezifisch sonderpädagogische Bildungsberatung bei G e i ­

stigbehinderten kann eher mit der bei Sinnesgeschädigten verglichen werden. 

Es w i r d sich in den nachfolgenden Abschnitten zeigen, d a ß sie schon bei der 

Familienberatung vor Geburt der Kinder indiziert ist. Die Schullaufbahnbera­
tung der Sinnesgeschädigten, d. h. die Beratung bei Fragen des weiterführenden 

Schulbesuches (Hauptschule, Realschule, Gymnasium) kann dagegen, sieht man 

einmal von den speziellen Problemen technisch-orthopädischer H i l f e n ab, als 

Problem der allgemeinen Bildungsberatung gesehen werden. 

D i e historische als auch die aktuelle Gemeinsamkeit der Sonderschulen L und 

G als unterste Stufe des leistungsorientierten Regelschulsystems und die tat­

sächlichen Unterschiede zwischen beiden Sonderschulen liefern gleichermaßen 

Material für ein einigermaßen tragfähiges Paradigma sonderpädagogischer B i l ­

dungsberatung. Die Ähnlichkeit der Problemstellung bei Geistigbehinderten 

und Sinnesgeschädigten erlaubt es, die paradigmatische Darstellung auf den 

gesamten sonderpädagogischen Bereich auszudehnen; was natürlich behinde­

rungsspezifische Modifikationen nicht ausschließt. Trotz vieler Unterschiede ist 

den Schülern aller Sonderschulen eines gemeinsam: Sie bilden „ungeachtet ihrer 

sozialen Differenzierungen und der verschiedenen Formen ihrer Behinderungen 

eine Minderheit, deren gemeinsames Merkmal in der Beschränkung der gesell­

schaftlichen Teilhabe liegt" (v. FERBER 1972, S. 40). Ziel der Bildung(s-Bera-

tung) Behinderter sollte es sein, den Bereich der gesellschaftlichen Teilhabe so 

weit wie möglich auszudehnen. 
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3.2. B e r a t u n g bei lernbehinderten K i n d e r n u n d Jugendlichen 

In K a p . 3.1.2. war festgestellt worden, d a ß das Schulversagen in der G r u n d ­

schule, trotz des gesetzten Intelligenzkriteriums, die bedeutsamste Vorausset­

zung für den Sonderschulbesuch darstellt. N i m m t man die A n z a h l aller Schul­

versager („Si tzenbleiber" ) in G r u n d - und Hauptschulen als 100%, so verfeh­

len etwa 50 % der Schulversager das Klassenziel der ersten beiden G r u n d ­

schuljahre. Der größte Tei l der Schulversager (etwa 80%) versagt im 1. bis 4. 

Grundschuljahr (nach Zahlen aus Hessen, vgl. SCHWARTZ 1973, S. 32). Berück­

sichtigt man, d a ß ein beträchtlicher Tei l der zunächst als „schulunreif" v o m 

Schulbesuch zurückgestellten Kinder später schließlich doch in die Sonderschule 

L überwechseln m u ß ( K L E I N 1968), so wird deutlich, daß sonderpädagogische 

Betreuung und Beratung im Vorschul- und Grundschulbereich stattfinden m ü ß ­

ten. Dieses Problem wird im Rahmen der Sonderpädagogik deutlich gesehen. 

Praktikable Lösungen für die potentiellen lernbehinderten Schüler stehen noch 

aus ( K L E I N 1973) oder sind über ein Versuchsstadium nicht hinweggekommen. 

Bei den anderen Behindertengruppen ist die Situation vergleichsweise günstiger 

(SPECK 1973). 

Trotzdem beginnt die E r ö r t e r u n g der Benachteiligung bei lernbehinderten Schü­

lern mit der Umschulungssituation in die Sonderschule L . Die Frage der son-

derpädagogischen Beratung vor dem Sonderschulbesuch wird in K a p . 3.4 auf­

gegriffen. 

3 . 2 . 1 . B e r a t u n g s s i t u a t i o n : U m s c h u l u n g i n d i e Sonderschule L 

3.2.1.1. Formaler Ablauf des Umschulungsverfahrens 

Die folgende Beschreibung des Ablaufs des Umschulungsverfahrens zur Sonder­

schule L geschieht in enger Anlehnung an die differenzierte Darstellung von 

K A U T T E R & M Ü N Z (1974): 

1. Erste S i c h t u n g durch d i e G r u n d - b z w . H a u p t s c h u l e , 
d. h. innerhalb der Grund- bzw. Hauptschule geschieht ein mehr oder weniger 
informeller Meinungsbildungsprozeß, nach dem festgelegt wird, welcher Schüler für 
die Sonderschule L in Frage käme. 

2. I n f o r m i e r u n g b z w . Anhörung der Erziehungsberechtigten, 
bei der den Eltern (bzw. Erziehungsberechtigten) mitgeteilt wird, daß beabsichtigt 
ist, ihr Kind der Sonderschule L zu melden. 

3. M e l d u n g des Kindes a n d i e Sonderschule L 
(bzw. an die Schulaufsichtsbehörde). Dies ist der erste „amtliche" Akt im Ver­
fahren, ab dem der weitere Verlauf durch entsprechende Verordnungen der Kultus­
ministerien zwingend festgelegt ist. 

4. Sonderpädagogisch-psychologische U n t e r s u c h u n g des Kindes 
durch einen beauftragten Sonderschullehrer und, nur in einigen Bundesländern 
obligatorisch, eine amtsärztliche Untersuchung. Der Sonderschullehrer und eventuell 
der Amtsarzt geben eine Empfehlung für oder gegen den Sonderschulbesuch ab. 
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5. S t e l l u n g n a h m e der Erziehungsberechtigten. 
Sie erhalten Kenntnis von der Empfehlung der Untersucher und können Einwände 
erheben. Diese haben, je nach Qualität der Argumente, aufschiebende Wirkung. 

6. Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde. 
Aufgrund der Empfehlung der Untersucher und der Stellungnahme der Eltern trifft 
der zuständige Schulrat die Entscheidung für oder gegen den Sonderschulbesuch. 
In der Regel wird im Sinne der Empfehlung entschieden. 

7. Z u s t e l l u n g der Entscheidung 
an die Erziehungsberechtigten mit Begründung und Rechtsmittelbelehrung. 

Dieser stark formalisierte Ablauf des Umschulungsverfahrens entwickelte sich 

als Reaktion auf den überaus häufigen und hartnäckigen Widerstand der Eltern 

gegenüber der Umschulung in die Sonderschule L . 

D i e Entscheidung, ob ein Schüler lernbehindert ist und des Besuches einer Son­

derschule L bedarf, ist eine Ermessensentscheidung der Schulaufsichtsbehörde. 

Grundlage der Entscheidung ist die erfolgte Untersuchung. Dabei ist nur vor­

geschrieben, daß es sich um eine pädagogisch-psychologische Untersuchung han­

deln m u ß , was durch eine mehr oder weniger objektive Schulleistungsprüfung 

und durch den Einsatz eines Intelligenztests als erfüllt gilt. Der Ermessensspiel­

raum des Untersuchers ist damit so weit gesteckt, daß ein Überschreiten der z u ­

lässigen Grenzen nur bei grober Verletzung der Verordnungen (etwa Auslassen 

der Schulleistungsprüfung und/oder des Intelligenztests) gegeben ist. Die Ent­

scheidung der Schulaufsichtsbehörde wird dadurch inhaltlich nahezu unanfecht­

bar. N u r der Nachweis von Formfehlern macht die getroffene Entscheidung 

ungültig. Durch die genauen Verordnungen treten im Umschulungsverfahren 

praktisch keine Formfehler mehr auf. 

3.2.1.2. Beteiligung der Eltern 

Es wurde schon angedeutet, daß sich die Eltern der betroffenen Schüler der 

drohenden Umschulung mit allen erdenklichen Mitteln widersetzen. Soweit die­

ser Widerstand sich verbal äußert , werden im wesentlichen folgende Argumente 

vorgebracht (siehe auch K A U T T E R & M Ü N Z 1974, S. 237—238; KRETSCHMER 

1964, S. 16; PROBST 1973, S. 154): 

— Zweifel an der Gültigkeit der Diagnose „ lernbehindert" ; 

— schlechte Schulverhältnisse in der Grundschule; 

— soziale Diskriminierung des Schülers und seiner Familie, verbunden mit 

späterer Einschränkung der Berufsmöglichkeiten. 

D a die Sonderschule L „eine Wohltat (ist), die der Staat den K i n d e r n angedei-

hen l ä ß t " (Bundesverwaltungsgericht, zit. n. H E V E R K E L 1965, S. 48), werden 

E i n w ä n d e der Eltern meistens als wenig gerechtfertigt erachtet und auf ihre 

Unkenntnis oder ihr Unverständnis zurückgeführt . „Falls den Erziehungsbe­

rechtigten Arbeit und Bedeutung der Sonderschule nicht hinreichend bekannt 

sind, sind sie zu beraten" (Kultusministerium Hessen, E r l a ß vom 8. 11. 1962 

111/13—150/01; Hervorhebung durch die Verf.) . Was wohl nichts anderes be­

deutet, als den Eltern die Zustimmung zur Umschulung schmackhaft zu ma­

chen, um den weiteren Fortgang des Verwaltungsaktes zu erleichtern. Verwei-
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gern die Eltern ihre Zustimmung, so hat dies nur aufschiebende Wirkung, so­

fern sie keine Formfehler nachweisen können. Die von den Eltern vorgebrach­

ten Argumente können aber rational und empirisch belegbar sein. 

Die Gültigkeit der Diagnose „lernbehindert" ist in letzter Zeit so entschieden 

in Zweifel gezogen worden (beispielsweise BOCKIUS u. a. 1974, K O R N M A N N 

1974, PROBST 1973), daß mit durchaus berechtigten E i n w ä n d e n der Eltern zu 

rechnen ist. Die theoretische Diskussion um die Problematik der s o n d e r p ä d a g o ­

gischen Diagnostik hat sich allerdings auf die Berufspraxis noch nicht ausge­

wirkt. Immerhin trauen sich 98 °/o der ausgebildeten Sonderschullehrer und 

93 °/o der Lehrerinnen ohne weiteres die Entscheidung zu, ob ein Schüler son­

derschulbedürftig ist oder nicht (BULLINGER U . a. 1973, S. 38). F ü r diese wich­

tige Entscheidung wenden die untersuchenden Sonderschullehrer im Durch­

schnitt 4,6 Stunden auf (2,3 Stunden für die eigentliche Untersuchung, 0,7 für 

das Auswerten von Tests, 1,6 Stunden für die Abfassung des schriftlichen G u t ­

achtens; siehe K O R N M A N N U . a. 1974, S. 299). 

Die schlechten Schulverhältnisse in der Grundschule sind bekannt. Schließlich 

wurde in der Grundschule schon der „ N o t s t a n d " ausgerufen (SCHWARTZ 1970) 

und Verfassungsklage gegen die Benachteiligung der Grundschüler im allgemei­

nen Schulsystem erwogen (Arbeitskreis Grundschule 1973). E i n w ä n d e der E l ­

tern brauchen also nicht nur in der fehlenden Einsicht begründet zu sein, d a ß 

die Ursachen des Schulversagens in ihrem Erziehungsverhalten oder im Schü­

ler selbst zu suchen sind. 

Die allgemein weitreichende Diskriminierung von Sonderschülern L ist bekannt 

und überdauernd. Die Einschränkung der Berufsmöglichkeiten ehemaliger Son­

derschüler L wurde häufig belegt (beispielsweise K L A U E R 1963, Bundesanstalt 

für Arbeit 1968, PEPPLER 1972) und durch neueste Untersuchungen bestätigt 

(KNÖLLER U . a. 1973). 

Trotzdem versteht sich die Sonderschule L als alleiniger Vertreter der Inter­

essen der Kinder . Das Verhalten der Eltern wird letztlich als Verletzung dieser 

Interessen interpretiert. Der totale Ausschluß der Eltern von einer wirksamen 

Mitentscheidung, wie er in den einschlägigen Verordnungen festgelegt wird, ist 

dann nur konsequent. So wird die Sonderschule L zur „totalen Institution", 

die Eltern und Schüler entmündigt (vgl. hierzu den lesenswerten Diskussions­

beitrag von H O M F E L D T 1973). Diese Entmündigung geht beispielsweise in Ba­

den-Würt temberg so weit, daß die Eltern nur davon in Kenntnis gesetzt wer­

den, daß ein Umschulungsverfahren durchgeführt wird. Der Untersuchungs­

termin soll ihnen und dem betroffenen Schüler jedoch nicht mitgeteilt werden, 

damit nicht durch absichtliches Fernbleiben von der Schule das Verfahren ver­

schleppt werden kann ( K A U T T E R & M Ü N Z 1973, S. 244). Der untersuchende 

Sonderschullehrer kommt also überraschend. (Der Leser möge sich einmal die 

Reaktion der Öffentlichkeit vorstellen, wenn gymnasiale Aufnahmeprüfungen 

überrasdiend s ta t t fänden. ) Die Beteiligung der Eltern beschränkt sich damit 

auf mehr oder weniger ohnmächtige Entgegennahme des Beschlusses der Schul-

aufsichtsbehörden. Ihnen bleibt nicht einmal die Möglichkeit, einen Gegengut-
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achter (etwa einen anderen Sonderschullehrer, einen Psychologen, usw.) zu 

Rate zu ziehen, da beigebrachte Gutachten von der Schulaufsichtsbehörde nicht 

anerkannt werden dürfen. Sie würden den Ermessensspielraum des untersu­

chenden Sonderschullehrers verordnungswidrig einschränken. 

3.2.1.3. Der Sonderschullehrer als verhinderter Berater 

Der untersuchende Sonderschullehrer, der die Umschulung eines Schülers emp­

fiehlt, fühlt sich in eine unangenehme Rolle gedrängt . 

In seinem Selbstverständnis spielen Begriffe wie „Geduld, Einfühlungsvermö­

gen, Verständnis, pädagogischer Eros, soziale Einstellung, Toleranz" usw. eine 

bedeutsame Rolle (BAIER 1972, S. 680). E r wurde Sonderschullehrer, „weil er 

Sonderschülern helfen wollte" (BAIER 1970a). V o n den betroffenen Eltern wird 

er eingeschätzt, oder besser: fühlt er sich eingeschätzt als bloßer „Begabungs­

begutachter", der als „Sozialchancen-Vertei ler" den sozialen Aufstieg von Fa­

milien vereitelt, also geradezu als „ A n t i - R e h a b i l i t a t o r " tätig ist, und der als 

„Diskr iminator" den Familien den Makel der Dummheit anheftet (nach BAIER 

1970b). Er fühlt sich gründlich mißverstanden. Kein Wunder also, daß die 

Kommunikation zwischen Sonderschullehrer und Eltern gestört ist; zumindest 

im Rahmen des Untersuchungsverfahrens. So sehr, d a ß angehende Sonderschul­

lehrer auf die Frage nach den von ihnen erwarteten beruflichen Schwierigkei­

ten, „Schwierigkeiten mit unverständigen Eltern" an erster Stelle nannten 

(BAIER 1972, S. 681). 

Die Kooperation zwischen Lehrern und Eltern, die sich als dringend notwendig 

erweist, ist dennoch im allgemeinen kein Gegenstand der gegenwärtigen Son­

derschullehrerausbildung. Selbst das vom Deutschen Bildungsrat (1973a, S. 117 

bis 126) vorgelegte neue Grobcurriculum zum Studium für sonderpädagogische 

Tätigkeiten enthält keinen entsprechenden Hinweis. 

Bestimmte Probleme in der Zusammenarbeit von Lehrern und Eltern liegen 

sicherlich in ihren äußerst unterschiedlichen sozialen und gesellschaftlichen E r ­

fahrungen begründet. Es ist fraglich, ob die Lehrerschaft als Angehörige der 

Mittelschicht (wenn dieses Etikett einmal erlaubt sei) einen angemessenen und 

pädagogisch effektiven Zugang zu den Unterschichteltern findet; womit keines­

wegs das starke Engagement der Sonderschullehrer in ihrem Beruf bestritten 

werden soll. 

Weit hinderlicher dürften jedoch die institutionellen Z w ä n g e des Schulsystems 

sein. Bis auf wenige Ausnahmen ist es dem Sonderschullehrer nicht möglich, in 

der Grundschule in irgendeiner Form mitzuarbeiten, um das Problem einer 

möglichen Umschulung vielleicht zu verhindern. In dieser Situation könnte er 

am ehesten als akzeptierter Berater tätig werden und noch mögliche Alterna­

tiven offenhalten. So aber wird er erst im Rahmen der Umschulung aktiv und 

kann sich des Mißtrauens von Eltern und Schülern sicher sein. E r steht unter 

dem Zwang beraten und entscheiden zu müssen, womit die Gefahr verbunden 

ist, daß der gegebene Rat zur Rechtfertigung einer schon getroffenen oder noch 

zu treffenden Entscheidung wird (vgl. K O R N M A N N 1974, PROBST 1973). 

650 



3 . 2 . 2 . B e r a t u n g s s i t u a t i o n : S c b u l l a u f b a h n i n der Sonderschule L 

3.2.2.1. Regelung der Schullaufbahn 

Bei der Einschulung eines Schülers in die Sonderschule L muß entschieden wer­

den, welche Klasse er besuchen soll. Dabei sollten die Ergebnisse der Umschu­

lungsuntersuchung berücksichtigt werden. Häufig genug spielen äußere Bedin­

gungen, wie etwa Klassenfrequenzen der in Frage kommenden Klassen oder 

etwa der Fahrplan des Schulbusses bzw. der öffentlichen Verkehrsmittel, eine 

entscheidende Rolle. Durch die Organisation von Kursunterricht und Binnen­

differenzierung der Klassen kann, soweit es die Möglichkeiten der Schule zu­

lassen, ein gewisser Ausgleich geschaffen werden ( K L E I N 1972). Die Fragen des 

Kursbesuches werden ebenso wie die Fragen der Versetzung durch das Lehrer­

kollegium und den Klassenlehrer geregelt. Eine institutionalisierte Einflußmög­

lichkeit der Eltern besteht nicht. Individuelles Engagement einzelner Eltern und 

persönliche Rücksprachen mit den Klassenlehrern können sehr erfolgreich sein. 

Aber : Der größte Teil der Elternschaft engagiert sich nicht im schulischen Be­

reich. „ E l t e r n a r b e i t " der Lehrerschaft zielt auf die Kooperation mit den Eltern. 

Sie gestaltet sich sehr schwierig. Durch die Unfähigkei t beider Partner — Eltern 

wie Lehrer —, sich mit dem Rollenverhalten des anderen angemessen auseinan­

dersetzen zu können, bleibt „El ternarbei t " häufig erfolglos. A u f ein entspre­

chendes Ausbildungsdefizit der Lehrerschaft wurde schon hingewiesen. A n die­

ser Stelle zeigt sich deutlich, daß Sonderpädagogik, wil l sie in der Schule er­

folgreich sein, auch Sozialpädagogik im außerschulischen Bereich sein müßte . 

Soweit soziale Verhältnisse Determinanten des Sonderschulbesuches sind, kann 

Sonderpädagogik in der Schule nichts erreichen, da sie die sozialen Verhäl t ­

nisse nicht verändern kann. Sonderpädagogische Bildungsberatung müßte in 

sozialpädagogische Betreuung und Beratung eingebettet und durch institutio­

nelle und schulrechtliche M a ß n a h m e n unterstützt werden. 

In diesem Zusammenhang sind Modellversuche wie der in Freiburg-Haslach 

erwähnenswert , wo die Sonderschule L einen Teil eines „Sozialpädagogischen 

Zentrums" darstellt, das u. a. Hortarbeit (Hausaufgabenbetreuung, Freizeit­

angebot für Schüler), Arbeit im Bereich der Offenen T ü r (Freizeitangebot für 

Jugendliche und Erwachsene) und Gemeinwesenarbeit und Familien für sorge 
u m f a ß t (BRAUN 1973, V E T T E R 1973). 

3.2.2.2. Mögliche Schulwechsel 

E i n sehr geringer Teil der Schüler kann auch dem Unterrichtsgang der Son­

derschule L nicht ausreichend folgen. Sie können in eine Sonderschule G um­

geschult werden. Die Problematik dieses Umschulungsverfahrens ist mit der 

Problematik der Umschulung in die Sonderschule L nahezu identisch ( H Ö H N 

1971). 

Erreicht ein Schüler in der Sonderschule L befriedigende und gute Leistungen, 

so setzen die meisten Eltern ihre Hoffnung auf eine mögliche Rückschulung in 

die G r u n d - oder Hauptschule. Es wurde häufig diskutiert ob es richtig sei, 
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Schüler in die G r u n d - oder Hauptschule zurückzuführen ( M Ö C K E L 1964, 

B Ö H M 1964, GEHRECKE 1964, B A C H M A N N 1966, H O F M A N N 1967, P O H L 1968, 

B A C H M A N N 1969). Individuelle Fälle werden ebenso häufig Grundlage dieser 

Diskussion wie grundsätzliche Überlegungen. In der Praxis werden weniger als 

1 % aller Sonderschüler L in die G r u n d - oder Hauptschulen zurückgeschult 

(POHL 1968). Daraus kann man folgern, daß sich die Ansicht durchgesetzt hat, 

die Sonderschule L sei eine eigenständige Schule mit „Eigencharakter" (BESCHEL 

1965), mit eigenständigen Zielen und es könne daher gar nicht ihre Aufgabe 

sein, „Nachhilfe" für die Volksschulen zu leisten. 

Wollen Eltern tatsächlich die Rückschulung erreichen, so bleibt ihnen nichts 

anderes, als ein individuelles Arrangement mit der Sonderschule und einer 

Volksschule zu treffen. Volksschulen sind im allgemeinen nicht ohne weiteres 

bereit, Sonderschüler aufzunehmen. Sie befürchten entsprechende Schwierigkei­

ten. Sonderschulen ihrerseits sind nicht ohne weiteres bereit, gute Schüler abzu­

geben. Dies w ü r d e ihren „Eigencharakter" in Frage stellen. Beide betroffenen 

Institutionen sind in der Rückschulungsfrage eindeutig Partei mit sich ergän­

zenden Interessen. Ihr Rat ist daher fragwürdig. Den Eltern fehlt ein u n p a r t e i ­
ischer Ratgeber, der ihnen helfen und notfalls mit den Schulen verhandeln 

könnte . 

Seit einiger Zeit gibt es in einigen Bundesländern für Sonderschüler L die M ö g ­

lichkeit, in einer externen „Schulfremdenprüfung" den Hauptschulabschluß zu 

erwerben. (Erste Erfahrungsberichte und entsprechende Prüfungsaufgaben in 

der Zeitschrift „Sonderschule in B a d e n - W ü r t t e m b e r g " , 1973, S. 97—114.) 

3 . 2 . 3 . B e r a t u n g s s i t u a t i o n : S c h u l e n t l a s s u n g — Hinführung z u m B e r u f 

Ü b e r das Thema „Berufs- und Lebensbewährung ehemaliger Sonderschüler" 

gibt es eine Vielzahl von Untersuchungen, die zu unterschiedlichen Einschät­

zungen über die Notwendigkeiten bei der Berufsberatung von Lernbehinderten 

führten. K L A U E R (1963), LINDENBLATT & M O L L (1963) und H O F M A N N (1968) 

raten beispielsweise vom Abschluß eines Lehrvertrages ab oder möchten ihn 

allenfalls auf Ausnahmen beschränkt wissen. Die Ergebnisse etwa von N A U ­

MANN (1965), K L E I N (1971) oder PEPPLER (1972) lassen dagegen eine etwas 

optimistischere Haltung zu. Zusätzliche Förderungsmöglichkeiten bestehen für 

den Sonderschüler im Anschluß an den Schulbesuch durch das sogenannte Be-

rufsfindungsjahr ( K R U M M 1971) und durch Berufsförderungswerke oder Re­

habilitationszentren. Berufsberatung zur Sdiulentlassung schließt demnach auch 

Beratung über diese Möglichkeiten mit ein. 

Bei der Hinführung zum Beruf (Berufsberatung) arbeiten die örtlichen A r ­

beitsämter und die Schulen zusammen. U m die H i n f ü h r u n g zum Beruf in den 

Schulen optimal zu gestalten, gibt die Bundesanstalt für Arbeit (1968, S. 248 

bis 272) den Sonderschulen L folgende Empfehlungen, deren Bewertung dem 

Leser überlassen sei: 
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1. Z u s a m m e n a r b e i t m i t der B e r u f s b e r a t u n g u n d der S t e l l e n v e r m i t t l u n g des A r b e i t s ­
a m t e s , 
d. h. der Lehrer sollte sich beim Arbeitsamt über Berufsmöglichkeiten informieren 
und dem Berufsberater Besonderheiten, Fähigkeiten, Leistungen usw. der Schüler 
mitteilen. 

2. I n f o r m a t i o n der Schüler über mögliche B e r u f e , 
d.h. die Berufsmöglichkeiten sollten Unterrichtsinhalte werden; Unterricht im Wer­
ken sollte im Sinne handwerklicher Berufsvorbereitung genutzt werden; die Schule 
sollte Betriebsbesichtigungen und Betriebspraktika organisieren, damit die Vorstel­
lungen der Schüler über Arbeit gründlich und überzeugend der Wirklichkeit an­
gepaßt werden; der Schüler soll lernen, was es heißt, acht Stunden am Tag zu 
arbeiten. 

3. A n l e i t u n g der Schüler für d i e e i n z e l n e n S c h r i t t e des Übergangs v o n der Schule i n 
den Beruf, 
d.h. im Unterricht sollten Themen behandelt werden wie: „Das Arbeitsamt", „Die 
Berufsberatung", „Worauf ist bei Stellensuche zu achten?", „Was ist ein Lehr- bzw. 
Anlernvertrag?" usw. 

4. Besondere Erörterungen der Möglichkeiten des e i n z e l n e n Schülers, 
d. h. dem Schüler sollten die eigenen Fähigkeiten und Grenzen in bezug auf be­
stimmte Berufsfelder klargemacht werden. 

5. V o r b e r e i t e n d e s Härtetraining: 
Weil manche Schüler „auf Tadel, Neckereien oder Uberforderungen noch mit Wei­
nen, Wutausbrüchen, aggressiven Handlungen oder mit Davonlaufen reagieren, muß 
im Hinblick auf die Erfordernisse der Arbeitswelt ein gewisses Härtetraining be­
trieben werden, damit der ,Klimawechser nicht abrupt erfolgt" (wörtl. Zitat). 

6. D u r c h s p i e l e n der E m s t s i t u a t i o n , 
d.h. im Unterricht sollen geprobt werden: Abfassen von Bewerbungen, Ausfüllen 
von entspredienden Formularen, Prüfen von Stellenanzeigen usw. 

7. M i t a r b e i t der E l t e r n , 
d. h. der Lehrer sollte bestrebt sein, die Eltern schon frühzeitig zur Mitarbeit zu 
gewinnen. Jedoch: „Wo es nicht gelingt, auch die Eltern über den engen Horizont 
der zufällig bekannten Berufe und Berufsvorstellungen hinauszuführen, ist oft 
alles Bemühen von Berufsberater und Lehrer um eine sinnvolle Berufswahl um­
sonst." (wörtl. Zitat.) 

Bei der Berufswahl tritt erschwerend hinzu, daß von den etwa 170 Berufen, 
die von der Bundesanstalt für Arbeit für Lernbehinderte empfohlen werden, 
etwa 95 °/o auf dem Arbeitsmarkt wenig gefragt und nicht entwicklungsfähig 
sind. Z u den empfohlenen Berufen gehören etwa: Bäcker, Betonwerker, B ü r ­
stenmacher, Glasschleifer, Schokolademacher, Mützennäherin, Schäfer, Schwei­
nezuchtgehilfe, Imker, Lampenschirmnäherin. (Die Reihe ließe sich fortsetzen.) 
Eine Untersuchung von K N Ö L L E R U . a. (1973) zeigt, daß die Hinführung zur 
Arbeitswelt nicht den gewünschten Erfolg bringt: N u r 3 0 % der männlichen 
Sonderschulabgänger und 26 % der weiblichen wußten kurz vor Schuljahres-
ende, welchen Beruf sie ergreifen werden. 50 °/o der Schüler und 35 °/o der 
Schülerinnen wollten vor der Berufsentscheidung das Berufsfindungsjahr in A n ­
spruch nehmen. 21 °/o der Schüler und 40 °/o der Schülerinnen wußten zum Be­
fragungszeitpunkt (drei Wochen vor Ende des Schuljahres 1972/73) nicht, was 
sie nach der Schulentlassung tun werden. 
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3 . 2 . 4 . Z u s a m m e n f a s s u n g 

Die Situation während der Umschulung, innerhalb der Sonderschule L und zur 

Schulentlassung wurden in diesem Abschnitt als Beratungssituationen beschrie­

ben. Die Umschulung und die Schullaufbahn innerhalb der Sonderschule L tra­

gen eindeutig Zwangscharakter. V o n einer echten Beratung der Betroffenen 

kann daher nicht gesprochen werden. Es bleibt ihnen keine andere Möglichkeit, 

als den gegebenen „ R a t " der Schulbehörde als Entscheidung zu akzeptieren. 

Wenn Beratung stattfindet, dann in Form eines Expertengesprächs über die Be­

troffenen. 

Im Rahmen der Berufsberatung ist, wenigstens von der Konzeption her, eine 

Beratung möglich. Größtenteils scheitert sie jedoch an den (mangelnden) ob­

jektiven Berufsmöglichkeiten der Sonderschüler. 

3.3. Beratung bei geistigbehinderten Kindern und Jugendlichen 

Bildungsberatung bei Geistigbehinderten hat nicht die punktuelle Beratung mit 

dem Ziel der Steuerung bestimmter Bildungs- und Berufslaufbahnen zum In­

halt. Sie muß sich als lebensbegleitende Hilfe für den Behinderten verstehen. 

Berücksichtigt man die überdauernde Unselbständigkeit und soziale Abhängig­

keit, so wird die existentielle Bedeutung der Beratung für den geistig behinder­

ten Menschen deutlich. W ä h r e n d die Beratung von Lernbehinderten verstärkt 

schichtenspezifische Sozialisationsmerkmale berücksichtigen m u ß , steht bei der 

Beratung Geistigbehinderter eher die individuelle Einzelschädigung und der 

entsprechende soziale Bezugsrahmen im Zentrum des Beratungsprozesses. 

Unter dem Aspekt der Bildungsberatung ist auch bedeutsam, daß 75 °/o der 

geistig Behinderten schon bis zum 2. Lebensjahr erkannt (EGGERT 1968) und 

somit relativ früh Bera tungsmaßnahmen zugeführt werden könnten. Die Be­

ratung der Geistigbehinderten setzt somit zeitlich schon im vorschulischen Raum 

ein und ist v o r w i e g e n d e i n e B e r a t u n g v o n E l t e r n u n d a n d e r e n B e t r e u u n g s ­
personen. 

3 . 3 . 1 . B e r a t u n g s s i t u a t i o n : Früherfassung 

3.3.1.1. Medizinische Früherfassung 

Ausgangspunkt zum Erkennen der geistigen Behinderung ist die ärztliche F r ü h ­

diagnose, die bereits unmittelbar nach der Geburt oder in den ersten Lebens­

monaten bzw. Lebensjahren möglich ist. Eine wesentliche Verbesserung der 

Praxis der medizinischen Früherfassung stellt die Vorsorgeuntersuchung für 

Kinder bis zum 4. Lebensjahr dar, die seit 1971- Bestandteil der gesetzlichen 

Krankenversicherung der B R D ist. U m ein frühzeitiges Erkennen auch leichte­

rer Entwicklungsstörungen zu objektivieren, ist der vers tärkte Einsatz standar­

disierter Entwicklungstests, wie beispielsweise der Denver Entwicklungsskalen 
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(Deutsche Bearbeitung und Literatur: siehe SCHLOON U . a. 1974), wünschens­

wert. Falls eine Behinderung festgestellt wird, ist neben den selten möglichen 

kausaltherapeutischen M a ß n a h m e n medikamentöser oder neurochirurgischer 

Art , ein breites Spektrum symptomtherapeutischer M a ß n a h m e n (Hygiene, Diä t , 

Krankengymnastik etc.) notwendig ( R E T T 1971). Häufig auftretende Sekun­

därschädigungen wie Infektionsanfälligkeit , Herzfehler (WUNDERLICH 1970), 

sowie Sinnesschädigungen und Körperbehinderungen (HARBAUER 1971) soll­

ten einer weiteren medizinischen Behandlung zugeführt werden. 

Konsequenz der ärztlichen Diagnose einer vorliegenden Behinderung ist die 

sachgerechte, realistische Aufklärung der Eltern und die Beratung hinsichtlich 

möglicher Förderungsmaßnahmen und Hinweise auf sonderpädagogische E i n ­

richtungen (MANEKE 1972). Häufig sind sich Haus- und K i n d e r ä r z t e ihrer Ver ­

antwortung und Bedeutung als erste Beratungsinstanz für die Eltern geistig 

behinderter Kinder nicht ausreichend bewußt (KREBS 1973). 

Die häufig erhobene Forderung nach „multidisziplinärer Zusammenarbeit" von 

Medizinern, Psychologen, Sozialarbeitern und P ä d a g o g e n ist derzeit noch im­

mer nur in Ausnahmefällen verwirklicht. Die notwendige genetische Beratung 

als prophylaktische M a ß n a h m e ist aus vielerlei Gründen ebenfalls noch wenig 

verbreitet. 

3.3.1.2. Pädagogische Früherfassung und Frühbetreuung 

(Hausfrüherziehung) 

Unter pädagogischer Früherfassung und Frühförderung wird das Einsetzen 

sonderpädagogischer Betreuungs- und Beratungsmaßnahmen in unmittelbarem 

Anschluß an die erfolgte medizinische Diagnose verstanden. Die Bedeutung 

früher und systematischer Lernprozesse und Lernanreize gerade für Geistig­

behinderte ist heute unumstritten (SPECK 1973). 

Organisation und Durchführung der Beratungs- und Betreuungsmaßnahmen 

sollten durch sonderpädagogische Beratungsstellen ( B A C H 1974) oder Zentren 

für pädagogische Früherfassung (Deutscher Bildungsrat 1973a) übernommen 

werden. Derartige Institutionen befinden sich derzeit in der B R D allerdings 

noch weitgehend im Planungsstadium. Wenn Frühberatung für Geistigbehin­

derte stattfindet, dann meistens von den bestehenden Sonderkindergärten und 

Sonderschulen aus. Eine fest institutionalisierte Hausfrüherziehung besteht nur 

in Ausnahmefällen. Wesentliche Aufgabe der geplanten Institutionen der Haus­

früherziehung ist die Beratung der Eltern hinsichtlich der Durchführung von 

speziellen F ö r d e r m a ß n a h m e n im Elternhaus des behinderten Kindes selbst so­

wie der psychischen und sozialen Unterstützung der Familie (THOMAE 1970). 

Die Beratung über Frühförderungsmaßnahmen im Rahmen der Hausfrüherzie­

hung sollte durch praktische Demonstrationen und Übungsanleitungen gekenn­

zeichnet sein (KIPHARD 1970). Ziel der individuell abgestimmten Ubungspro-

gramme ist die Anbahnung von kognitiven, psychomotorischen und sozialen 

Lernprozessen sowie das Einüben kompensatorischer Techniken. Dabei wird 

der ganzheitliche Charakter aller Förderungsmaßnahmen betont (SPECK & 

655 



THALHAMMER 1974, S. 107). Der Ubergang zum Sonderkindergarten soll durch 

rechtzeitigen Einsatz periodischer und variabler Spielgruppen erleichtert wer­

den (THOMAE 1970, Deutscher Bildungsrat 1973a). 

3.3.1.3. Sonderkindergarten 

M i t Erreichen des 3. bis 4. Lebensjahres sollten Geistigbehinderte aller Schwere­

grade einen Sonderkindergarten besuchen. Sie werden meistens von privaten 

Organisationen getragen (z. B. Lebenshilfe-Ortsvereinigungen). Der Fehlbetrag 

in der B R D 1970 wird auf ca. 7 0 % geschätzt (Deutscher Bildungsrat 1973a, 

S. 21). 

Hinsichtlich der Organisationsform von Sonderkindergärten stehen additive, 

integrative und separate Kindergartenmodelle zur Diskussion und teilweise im 

Versuchsstadium ( B A C H 1974). D a Beratungsform und Beratungsinhalte des 

Sonderkindergartens weitgehend mit denen der Sonderschule G identisch sind, 

wird hier auf die Kapitel 3.3.2.3 bis 3.3.2.5 verwiesen. Die Beratungsfunk­

tion liegt nahezu ausschließlich in den H ä n d e n des Erziehungspersonals, wel­

ches jedoch auf Grund der verstreuten Trägerschaft über die verschiedensten 

Qualifikationen verfügt . Ärztliche und psychologische Beratung finden in die­

sem Bereich meist nur sporadisch statt. 

3 . 3 . 2 . B e r a t u n g s s i t u a t i o n : S c h u l l a u f b a h n für G e i s t i g b e h i n d e r t e 

3.3.2.1. Aufnahmeverfahren in die Sonderschule G 

Formal gesehen kommt dem E i n - oder Umschulungsverfahren in die Sonder­

schule G die gleiche schulverwaltungsrechtliche Entscheidungsfunktion wie dem 

Umschulungsverfahren in die Sonderschule L zu. Die Anmeldung zum Einschu­

lungsverfahren erfolgt meistens durch Kindergär ten , Gesundheitsämter, Erzie­

hungsberatungsstellen oder durch die Eltern selbst. Behinderte Kinder, die noch 

nicht von frühdiagnostischen M a ß n a h m e n erfaßt wurden, werden spätestens 

bei der Uberprüfung der Schulreife durch die Grundschule und/oder Sonder­

schule L auffällig und an die Sonderschule G gemeldet. Eine Umschulung nach 

längerem Besuch der Sonderschule L ist relativ selten. 

Das Einschulungsverfahren findet in Form einer pädagogisch-psychologischen 

Untersuchung durch den Schulleiter (bzw. einen ausgebildeten Sonderschulleh­

rer) der Sonderschule G statt. Außerdem ist meistens eine amtsärztliche Unter­

suchung vorgeschrieben. Die Entscheidung über die Pflicht zum Besuch der Son­

derschule G trifft das zuständige Staatliche Schulamt. 

In der Regel u m f a ß t die pädagogisch-psychologische Untersuchung folgende 

M a ß n a h m e n : 

— Anwendung eines Intel l igenzmeßverfahrens, dessen Aussagewert wegen der 

Meßfehler im unteren Intelligenzbereich nur - als Groborientierung dienen 

kann; 

— ausführliche Anamnese durch Elternbefragung; 

— Einsichtnahme in ärztliche Gutachten; 

— Verhaltensbeobachtung; 
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— Ü b e r p r ü f u n g von Einzelfunktionen wie Grob- und Feinmotorik, Sprache, 

Sprechfähigkeit, Sprachverständnis, Merkfähigkeit u. a. Zur Differentialdia­

gnose gegenüber der Sonderschule L in diesen Bereichen wird neuerdings die 

Testbatterie für Geistigbehinderte ( T B G B ) von B O N D Y U . a. (1969) einge­

setzt, deren Leistungsprofil differenzierte und prognostische Aussagen über 

die Leistungsfähigkeit des behinderten Kindes erlaubt (EGGERT 1972, EGGERT 

1974); 

— Berücksichtigung von möglicherweise vorhandenen Beobachtungsberichten 

eines besuchten Kindergartens. 

Als wesentliche Unterscheidungsmerkmale zum Umschulungsverfahren in die 

Sonderschule L wären somit folgende Aspekte bemerkenswert: 

1. D i e angewandten Test- und Untersuchungsverfahren erfüllen weniger eine 

Rechtfertigungsfunktion und/oder Auslesefunktion, sondern ihnen kommt 

in vers tärktem M a ß e eine diagnostisch-prognostische Bedeutung zu. 

2. D i e Eltern werden verstärkt in das Untersuchungsverfahren einbezogen. So 

werden im deutlichen Gegensatz zur Umschulung in die Sonderschule L die 

Eltern mit ihrem K i n d in die Schule zur Untersuchung gebeten. Das Unter­

suchungsverfahren gewinnt somit für alle Beteiligten eine höhere Transpa­

renz. 

3. D a für die Diagnose geistiger Behinderung organische Schädigungen und 

deren Symptomatik im Vordergrund stehen, ist die Gültigkeit der Diagnose 

weniger umstritten, wenngleich auch hier neuerdings der Endgültigkeits­

charakter dieser Entscheidung relativiert und kritisiert wird ( D I T T M A N N 

1974). 

4. W ä h r e n d das Umschulungsverfahren in die Sonderschule L für die Betrof­

fenen meist negative Konsequenzen zur Folge hat und deshalb häufig auf 

Widerspruch stößt, wird die Einschulung in die Sonderschule G meistens 

positiv aufgenommen. Die Eltern haben häufiger das Gefühl, daß ihnen und 

ihren Kindern tatsächlich geholfen wird. Sind Anfechtungsbestrebungen der 

Diagnose zu beobachten, dann eher bei den 25 °/o der Eltern, die erst im 

schulpflichtigen Alter ihres Kindes mit der Diagnose „geistige Behinderung" 

konfrontiert werden (EGGERT 1969). Gerade hier wird die Bedeutung um­

fassender Früherfassungsmaßnahmen deutlich. 

E r h ö h t e Tragweite kommt der diagnostischen Beratungsfunktion des E i n - oder 

Umschulungsverfahrens im Bereich der Grenzfäl le z u : 

1. Prüfung der Frage, inwieweit der Besuch einer Sonderschule anderer A r t an­

gemessener w ä r e ; 

2. Prüfung der Frage, inwieweit schwerstbehinderte Kinder noch aufgenommen 

werden können; 

3. Prüfung der Notwendigkeit einer H e i m - oder Anstaltsunterbringung. 

D a nach neueren Erkenntnissen der Geistigbehindertenpädagogik der Begriff 

der Bildungsunfähigkeit nicht mehr vertretbar ist ( M Ü H L 1971), erscheint die 

diagnostische Beratung hier nicht als kurzfristige Analyse vorhandener L e i ­

stungspotentiale, sondern es müssen langfristige Beobachtungs- und Lernver-
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suche gefordert werden ( H Ö H N 1971, D I T T M A N N 1971, K A U T T E R & M Ü N Z 

1974). So wird zum Beispiel in Hessen (Kultusministerium Hessen 1971) die 

Eingangsstufe der Sonderschule G als Aufnahme- und Beobachtungsstufe be­

zeichnet. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß dem Einschulungsverfahren in die 

Sonderschule G im Vergleich zum Umschulungsverfahren in die Sonderschule L 

eher Beratungscharakter zukommt. Inhalte und Formen der pädagogisch-psy­

chologischen Untersuchung zeichnen sich durch größere Differenziertheit und 

höhere Transparenz aus. 

3.3.2.2. D i e Bildungseinrichtung Sonderschule G 

T r o t z curricularer Abweichungen von anderen Schultypen entspricht die Son­

derschule G dem Kriterienkatalog, durch den die Institution Schule gekenn­

zeichnet ist (BACH 1974). Dennoch ergeben sich Unterschiede. Im Gegensatz 

zu anderen Schulen zeichnet sich die Sonderschule G aus durch: 

— zwölf jähr ige Schullaufbahn an einer Schule; 

— Prinzip der Ganztagsschule; 

— Unterrichtung in kleinen Gruppen (zwischen 6 und 12 Schülern) ; 

— Aufhebung der Jahrgangsklassen zugunsten: Aufnahme- und Beobachtungs-, 

G r u n d - , Mittel- , H a u p t - und Werkstufe; 

— differenziertere Personalstruktur: Sonderschullehrer, Sozialpädagogen, Be­

schäftigungstherapeuten, Erzieherund andere (FEUSER 1973). 

So stellt die Sonderschule G ein flexibles Organisationssystem mit folgenden 

inner- und außerschulischen charakteristischen Beratungssituationen dar: G r u p ­

peneinteilung und Gruppendifferenzierung, Planung und Durchführung spezi­

fischer F ö r d e r - und Stützmaßnahmen (Sprachtherapie, Lesekurse etc.) und E l ­

ternberatung. Im folgenden wird besonders auf das Problem der Elternbera­

tung eingegangen. 

3.3.2.3. Elternberatung 

Im Mittelpunkt der Beratungsprozesse steht die intensive Elternarbeit, deren 

Formen und Inhalte weitgehend mit den Beratungssituationen während der 

Frühbera tung , der Kindergartenzeit und teilweise auch der Werkstatt identisch 

sind. Wegen der Konfliktsituation „Famil ie — behindertes K i n d " ist eine in­

tensive Elternarbeit notwendig. Diese Situation ist durch spezifische psychische 

und pädagogische Problemfelder gekennzeichnet (Ross 1967, VLIEGENTHART 

& v. d. D U N K 1969). Als wichtigste wären zu nennen: 

P s y c h o h y g i e n i s c h e A s p e k t e der E l t e r n a r b e i t 
D i e psychische Situation einer Familie mit geistig behindertem K i n d kann teil­

weise gekennzeichnet sein durch verschiedene Formen von Abwehr- und Ver­

drängungsmechanismen wie Projektion, Intellektualisierung, Sublimation, Ri tu­

alisierung usw. als pathologische Konfliktbewältigung (Ross 1967). Ursache 

hierfür scheint die Tatsache zu sein, daß die Behinderung des Kindes nicht 
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oder nur teilweise akzeptiert wird. Dies zeigt sich in Hoffnungen auf medizi­

nische Wunderleistungen, die Konzentration auf Einzelsymptome, den Glauben 

an partielle Entwicklungsretardierungen (VLIEGENTHART & v. d. D U N K 1969). 

Eine sachgemäße Beratung und Hil fe scheint der einzige Weg zu sein, den be­

troffenen Eltern zu einer realistischen Akzeptierung der Behinderung zu ver­

helfen, um damit pathologischen Konfliktlösungen vorzubeugen. 

Pragmatisch-pädagogische A s p e k t e der E l t e r n b e r a t u n g 
Das v e r s t ä r k t e Betreuungs- und Erziehungsbedürfnis des behinderten Kindes 

sowie die ständig auftretenden neuen Schwierigkeiten in alltäglichen Erzie­

hungssituationen fordern immer wieder die Beantwortung erzieherischer Fra ­

gen, selbst trivialer Art , wie sie von PETER (1973) formuliert wurden. 

Ferner dienen pädagogische Beratungssituationen der Verringerung erzieheri­

scher Normendifferenzen zwischen Schule und Elternhaus und dem Erreichen 

höherer Transparenz schulischer Bildungsarbeit. 

S o z i a l e u n d r e c h t l i c h e A s p e k t e 
Eine weitere Aufgabe der Elternberatung ist es, die Eltern über ihre sozialen 

Rechte im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes und die für Geistigbehinderte 

relevanten zivilrechtlichen Bestimmungen (siehe hierzu: K Ü H L 1972) zu infor­

mieren. 

3.3.2.4. Organisationsformen der Elternberatung 

I n d i v i d u a l b er a t u n g i n Schule u n d E l t e r n h a u s 
Schwerpunktmäßig wird mit den Eltern ein realistischer Gesamtplan über die 

schulischen und beruflichen Zukunftsaussichten ihres Kindes unter besonderer 

Akzentuierung der offenbleibenden Möglichkeiten ermittelt. Individualberatung 

kann in Schule und Elternhaus stattfinden. In B a d e n - W ü r t t e m b e r g ist ein 

Hausbesuch pro Schuljahr durch die Lehrkraft verpflichtend (Kultusministe­

rium B a d e n - W ü r t t e m b e r g 1968b, S. 539). 

E l t e r n b e r a t u n g i n G r u p p e n 
In der Beratung kleinerer Gruppen werden Inhalte familiärer und schulischer 

Schwierigkeiten diskutiert und analysiert, die alle Eltern geistig behinderter 

Kinder betreffen. Durch die Form der Kleingruppenarbeit werden hier ein 

intensiverer Erfahrungsaustausch, ein Anbahnen verstärkter Solidari tät und 

eventuell auch Formen des Verhaltenstrainings (GÖRRES 1972) ermöglicht. 

Die in Form von Elternabenden oder ähnlichen Organisationsformen möglichen 

Beratungssituationen in größeren Gruppen haben vor allem informativen C h a ­

rakter. H i e r sollten Experten verschiedener Fachdisziplinen wie z. B. Juristen, 

Ä r z t e , Psychologen usw. herangezogen werden. 

W e i t e r e Möglichkeiten 
F ü r Bildungseinrichtungen für Geistigbehinderte ist ein großes Einzugsgebiet 

der Schülerpopulation charakteristisch. Nach SACHSENHEIMER (1974) wohnen 

nur etwa 25 °/o der Eltern geistig behinderter Kinder am Schulort. Daher müs-
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sen zusätzliche Kommunikationsformen der Beratung miteinbezogen werden 

wie schriftliche Beratung in Form etwa von Rundbriefen und Schulzeitungen, 

Arbeitsberichte aus der Werkstatt oder telefonische Beratungsdienste. Dies er­

scheint wesentlich, da nur durch eine gewisse Häufigkeit und Dichte der V e r ­

anstaltungen und Beratungen die notwendige Kont inui tä t und Intensität der 

gemeinsamen Lernprozesse bei Eltern und Schule möglich sind. 

3.3.2.5. Elternberatung zwischen Anspruch und Wirklichkeit 

Die bisher genannten Möglichkeiten der Elternberatung in Einrichtungen für 

Geistigbehinderte sind derzeit unter dem Aspekt der Systematik und K o n t i ­

nuität nur ansatzweise verwirklicht. Sie sind weitgehend von dem Engagement 

des jeweiligen Lehrkörpers der Schule abhängig. Meist beschränkt sich Eltern­

beratung auf Hausbesuche und 2—3 Elternabende pro Schuljahr, die aber in 

Baden-Würt temberg immerhin durchschnittlich von 70 °/o der Eltern regelmä­

ßig besucht werden und nur von 10 °/o überhaupt nicht (SACHSENHEIMER 

1974). Dies verdeutlicht, daß Eltern geistig behinderter Kinder auf G r u n d 

ihrer speziellen Probleme ein starkes Bedürfnis nach Beratung und Informa­

tion haben. D a in der Ausbildung der Sonderschullehrer, Sozialpädagogen und 

Erzieher Themeninhalte wie etwa Technik der Gesprächsführung oder Strate­

gie der Elternberatung noch weitgehend fehlen, m u ß kritisch gefragt werden, 

ob dem genannten Bedürfnis durch ein qualitativ angemessenes Angebot ent­

sprochen werden kann. Ferner muß betont werden, daß die Bedürfnisse der 

Eltern behinderter Kinder hinsichtlich der Beratung noch intensiver Erfor­

schung bedürfen, da gewährleistet sein muß, d a ß die Beratungsinhalte den tat­

sächlichen Schwierigkeiten der Eltern entsprechen. 

3 . 3 . 3 . B e r a t u n g des G e i s t i g b e h i n d e r t e n i m E r w a c h s e n e n a l t e r 

Ziel der Abschlußstufe (Werkstufe) der Sonderschule G ist die Anbahnung der 

Grundfertigkeiten als Hinführung auf die Anforderungen der Arbeitswelt im 

Rahmen der arbeitsvorbereitenden Erziehung. 

Durch den Wettbewerbscharakter der Marktwirtschaft bedingt, vollzieht sich 

die Berufswirklichkeit des Geistigbehinderten nahezu ausschließlich in der Werk­

statt für Behinderte. Die Werkstä t ten für Behinderte werden neuerdings nach 

dem Bundessozialhilfegesetz verstärkt unter rehabilitativen Aspekten gesehen, 

was auch das Einbeziehen von Behinderten verschiedenster Symptomatik in die 

Werkstatt zur Folge hat. Im Bereich des Erwachsenenlebens des Geistigbehin­

derten wären folgende wichtige Beratungsinhalte zu nennen: 

— Beratung und Betreuung hinsichtlich der Entfaltung eines differenzierten 

Freizeitverhaltens (z. B. Hobbypflege, Vereinsleben); 

— Beratung in Form arbeitsbegleitenden Unterrichts in der Werkstatt zur Er­

haltung der in der Schule erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten; 

— Vermittlung lebenserhaltender Techniken im Bereich des Erwachsenenlebens 

unter integrativen Aspekten; 
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— Beratung in individuellen Bereichen der Umwelt des Behinderten (z. B. Se­

xualprobleme, Probleme der Eheschließung, Sterilisation u. ä . ) . 

Hieraus w i r d deutlich, daß der Beratungsprozeß im Erwachsenenalter, neben 

der Fortsetzung einer kontinuierlichen Beratung der Eltern, den geistig behin­

derten Erwachsenen selbst miteinbezieht. Kritisch ist zu bemerken, daß die 

B e t r e u u n g s m a ß n a h m e n im Erwachsenenalter in der B R D noch unzulänglich 

verwirklicht sind. G r ü n d e hierfür sind unter anderen der Leistungsdruck der 

Arbeitswelt, der sich oft genug bis in die Werkstä t ten hinein auswirkt oder das 

häufig nur unzureichend sonderpädagogisch qualifizierte Betreuungspersonal 

( K R E N Z E R 1974). Gerade in der Erwachsenenbetreuung können die vorhande­

nen Möglichkeiten nicht ausgeschöpft werden, weil die Verantwortlichkeit für 

die Betreuungssituation geistigbehinderter Erwachsener von den unterschied­

lichsten Organisationen getragen wird. 

3 . 3 . 4 . Z u s a m m e n f a s s u n g 

In diesem Abschnitt wurde die Beratungsproblematik bei Geistigbehinderten 

dargestellt. Beratung erstreckt sidi hier vom frühesten Kindheitsbereich bis ins 

Erwachsenenalter. Sie ist lebensbegleitend. 

Statt einer Zusammenfassung wird eine Abbildung von B A C H (1973, S. 103) 

„Stufen der Erziehung Geistigbehinderter" wiedergegeben (Abbildung 3). 

Abb. 3: S t u f e n d e r E r z i e h u n g u n d B e r a t u n g be i G e i s t i g b e h i n d e r t e n 
( n a c h B A C H 1974, S . 103) . 
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Die Kennzeichnung der Beratungssituationen durch Doppelstriche stammen v o n 

den Verfassern. Es wird so deutlich, daß (Bildungs-)Beratung bei Geistigbehin­

derten, im Gegensatz etwa zu den Lernbehinderten, ein integraler Bestandteil 

der Erziehungsarbeit darstellt. 

3.4. Bildungsberatung in der Sonderpädagogik: Beratung ohne 
Alternativen? 

3 . 4 . 1 . Früherfassung, Frühförderung u n d B e r a t u n g 

Aus den vorangegangenen Darstellungen konnte deutlich werden, d a ß die son­

derpädagogische Betreuung und Beratung bei lernbehinderten Kindern u n d 

Jugendlichen zu spät einsetzt. Notwendig sind M a ß n a h m e n , die soweit als 

möglich eine Einschulung in die Sonderschule L verhindern. Solche M a ß n a h m e n 

fallen in den Bereich der „Frühförderung". Sie haben die „Früherfassung" zur 

Voraussetzung, d. h. man muß wissen, wer überhaupt gefördert werden soll. 

Wie die Darstellung in K a p . 3.3 zeigt, sind die Früherfassung und die F r ü h ­

förderung bei Geistigbehinderten ein wesentlicher Teil aller sonderpädagogi ­

schen Bemühungen. Bei den Sinnesgeschädigten gilt ähnliches (SPECK 1973). 

Auch bei den Lernbehinderten scheint es im Prinzip einfach zu sein. 

„ I m Sonderschulkindergarten für Lernbehinderte werden noch nicht schulpflich­

tige oder wegen Schulunreife v o m Schulbesuch zurückgestellte Kinder mit ein­

deutiger Lernbehinderung so weit gefördert , d a ß sie in die Unterstufe der Son­

derschule für Lernbehinderte aufgenommen werden k ö n n e n " (Kultusministe­

rium B a d e n - W ü r t t e m b e r g 1968a, S. 238—239). Dies liest sich wie eine Tat ­

sachenfeststellung. In Wirklichkeit existierten aber in der Zeit um 1970 — also 

etwa zwei Jahre später — in B a d e n - W ü r t t e m b e r g fünf Sonderschulkindergär­

ten für Lernbehinderte, in der gesamten B R D 45 entsprechende Sonderschul­

kindergärten oder Vorklassen (nach der Zusammenstellung von K L E I N 1973, 

S. 154). Die Verwirklichung von Frühförderung hinkt also bei den Lernbehin­

derten weit hinter der Absicht zurück. 

E i n weiterer Aspekt ist interessant: Den erwähnten 45 vorschulischen F ö r d e ­

rungseinrichtungen für Lernbehinderte stehen 302 entsprechende Einrichtungen 

für Geistigbehinderte und 155 für die übrigen Behinderten gegenüber. Diese 

Zahlen lassen sich, wie die Tabelle 2 zeigt, noch weiter verdeutlichen. 

M i t dieser Tabelle 2 soll nun keineswegs behauptet werden, der Bedarf an vor­

schulischen Förderungseinrichtungen für Geistigbehinderte und Sinnesgeschä­

digte sei gedeckt. Vielmehr soll deutlich gemacht werden, d a ß der Ausbau und 

Entwicklungsstand der Frühförderungsmaßnahmen zum Nachteil der Lern­

behinderten unterschiedlich schnell vorangetrieben wird. V o n einer effektiven 

Frühförderung und Beratung der potentiell lernbehinderten Schüler kann noch 

nicht gesprochen werden. E i n G r u n d dafür liegt darin, d a ß „Lernbehinderung" 
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Tabelle 2: R e l a t i v e r A n t e i l v o n B e h i n d e r t e n g r u p p e n an d e r A n z a h l a l l e r B e h i n d e r t e n 
u n d an d e n zu r V e r f ü g u n g s t e h e n d e n v o r s c h u l i s c h e n F ö r d e r u n g s e i n r i c h ­
t u n g e n ( e r r e c h n e t aus den D a t e n d e r T a b e l l e 1 u n d a u s d e n D a t e n v o n 
K L E I N 1973, S . 154). 

A n t e i l an den A n t e i l an vo rschu l i schen 
B e h i n d e r t e n Fö rde rungse in r i ch tungen 

Le rnbeh inde r t e 6 6 % 9 % 

G e i s t i g b e h i n d e r t e 6 % 6 0 % 

S i n n e s g e s c h ä d i g t e und 28% 31 % 
V e r h a l t e n s g e s t ö r t e 

erst nach einem Schulversagen diagnostiziert werden kann (siehe dazu die D e ­

finition in K a p . 3.1.2.). Eine entsprechende Diagnose vor dem Schulbesuch ist 

damit eigentlich ausgeschlossen. Natürl ich könnten Kinder im Kindergarten­

alter er faßt werden, von denen man auf G r u n d prognostischer Korrelations­

schlüsse ein späteres Schulversagen erwarten kann. Sie könnten dann einer kom­

pensatorischen Erziehung zugeführt werden. K L E I N (1973, S. 165) kommt je­

doch zu der Feststellung, „daß die bisherigen Bemühungen um vorschulische 

Erziehung im allgemeinen zur Vergrößerung des Abstandes zwischen den K i n ­

dern der Mittelschicht und den vernachlässigten Kindern beigetragen haben". 

Es b e s t e h t d e m n a c h d i e G e f a h r , daß Frühförderung z u r Frühdiskriminierung 
wird! Dies um so mehr, wenn man den Nachsatz der schon zitierten Stellung­

nahme des Kultusministeriums B a d e n - W ü r t t e m b e r g beachtet, wonach die poten­

tiell behinderten Kinder so weit zu fördern sind, „. . . d a ß sie in die Unterstufe 

der Sonderschule für Lernbehinderte aufgenommen werden k ö n n e n " . Das Ziel 

einer P r ä v e n t i o n von Lernbehinderung wird hier nicht gestellt. Demgegenüber 

ist mit K L E I N (1973, S. 180) für die Frühförderungsbemühungen zu fordern: 

„ D a s Ziel dieser Bemühungen muß es sein, Lernbehinderung zu verhüten, wo 

immer es möglich ist." 

Damit verlagert sich die „ F r ü h f ö r d e r u n g " der Lernbehinderten in den Bereich 

der Grundschule. Dort treten die entsprechenden Probleme auf und dort m u ß 

ihnen begegnet werden. Eine Strukturänderung der Grundschule, die es Sonder­

schullehrern ermöglichte, versagende Schüler unmittelbar in Stützkursen und 

kleinen Klassen zu fördern und deren Eltern pädagogisch zu beraten, könnte 

das Problem der Lernbehinderten ebenso entschärfen, wie eine Strukturände­
rung der Schulpsychologischen Dienste, wie sie von EISERT & BARKEY (1974) 

vorgeschlagen wurde. Damit würde eine Strukturänderung des Umschulungs­
verfahrens einhergehen. Erst diese Änderungen schaffen für die Lernbehinder­

ten dieselbe Lage wie bei den Geistigbehinderten und Sinnesgeschädigten, bei 

denen alle sonderpädagogischen M a ß n a h m e n von Anfang an die individuellen 

Möglichkeiten der Behinderten erweitern. Erst so wird sinnvolle Beratung 

möglich. 
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3 . 4 . 2 . D e r Z w a n g s c h a r a k t e r sonder pädagogischer Maßnahmen 

Sonderpädagogische M a ß n a h m e n erscheinen meistens als notwendig und un­

ausweichlich. F ü r jedermann scheint es selbstverständlich, daß blinde Kinder 

in Blindenschulen gehören, daß gehörlose Kinder in Gehörlosenschulen unter­

richtet werden müssen, daß versagende Kinder lernbehindert sind und daher 

zur Sonderschule für Lernbehinderte müssen. Die Sachzwänge determinieren 

anscheinend immer eine bestimmte Sonderschulbedürftigkeit, w ä h r e n d in den 

Regelschulen immer nur von Eignung die Rede ist. 

Diese postulierte Bedürftigkeit wirkt sich nun unterschiedlich aus. Familien mit 

einem geistigbehinderten oder sinnesgeschädigten K i n d fühlen sich vom „Schick­

sal getroffen". Nahezu jede sonderpädagogische M a ß n a h m e bringt ihnen sofor­

tige psychische oder physische Erleichterung. Es entstehen für sie und für das 

K i n d neue Möglichkeiten. Eltern lernbehinderter Kinder fühlen sich dagegen 

nicht vom Schicksal getroffen, sondern von der Schule oder gar vom Lehrer. 

(Die Einsprüche gegen die Einweisung in die Sonderschule L sind weitaus am 

häufigsten; K A U T T E R & M Ü N Z 1974.) Die Bedürftigkeit des Kindes dient zur 

Legitimation der weitgehenden Einschränkung der Elternrechte. 

In den Sonderschulen der Sinnesgeschädigten ist das Elternrecht tragfähiger . 

Sie haben dort immer das Recht mit zu entscheiden, ob ihr K i n d die Haupt-

schule, die Realschule oder das Gymnasium der entsprechenden Sonderschulart 

besuchen soll. Insofern sind sie mit den Eltern von Kindern in Regelschulen 

völlig gleichgestellt. Die Sonderschulen für Sinnesgeschädigte eröffnen Bildungs­

möglichkeiten. Diese können Gegenstand von Bildungsberatung sein. Selbst 

die Sonderschulen G eröffnen dem Behinderten, wenn auch in anderem Rah­

men, neue Möglichkeiten, wenn man etwa an die vielfältigen Erwerbsmöglich­

keiten in den Werkstä t ten denkt, die es ohne sie nicht gäbe. Die Sonderschule L 

dagegen verschließt Bildungsmöglichkeiten, da durch ihren Besuch Bildungs­

gang, Berufschancen und gesellschaftliche Position weitgehend negativ deter­

miniert sind. Bildungsberatung hat jedoch zur Voraussetzung, d a ß verschiedene 

Handlungsmöglichkeiten offenbleiben, über deren Auswahl der Betroffene be­

raten wird. Bildungsberatung im Bereich der Lernbehinderten kann daher erst 

dann eingerichtet werden, wenn durch die schon erwähnten Strukturverände­

rungen im Schulsystem den Lernbehinderten ebenfalls weitere Möglichkeiten 

eingeräumt werden. 

D a ß der Sachzwang, der über die Bedürftigkeit der Schüler zur Separierung 

in Sonderschulen führt, nicht so ausschließlich sein kann, wie bisher angenom­

men, wird indirekt aus einem Teilergebnis von STADLER (1974) deutlich. Er be­

fragte 495 Experten der Sonderpädagogik (Studierende, Lehrer an Sonderschu­

len, Hochschullehrer, Mentoren), inwieweit sie Behinderte für schulisch inte­

grierbar halten. Die Tabelle 3 zeigt, daß immerhin 72 % der Experten der 

Meinung waren, daß Lernbehinderte integrierbar sind und daher ihre Separie­

rung in Sonderschulen nicht unabdingbar notwendig ist. Der Begriff der Be­

dürftigkeit ist also zu überdenken. 
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Tabelle 3 ; R e l a t i v e r A n t e i l v o n E x p e r t e n , d i e B e h i n d e r t e f ü r s c h u l i s c h i n t eg ra t i ons ­
f ä h i g h a l t e n (nach E r g e b n i s s e n v o n S T A D L E R 1974, S . 225). 

K ö r p e r b e h i n d e r t e 7 5 % 

Le rnbeh inde r te 7 2 % 

Sp rachbeh inde r t e 7 0 % 

Sehbeh inde r t e 5 7 % 

Hörbeh inde r te 5 4 % 

V e r h a l t e n s g e s t ö r t e 5 3 % 

B l inde 2 6 % 

G e h ö r l o s e 2 2 % 

Ge i s t i gbeh inde r t e 1 8 % 

Beispielsweise kann die Diskussion um die Integrationsmöglichkeiten Lernbehin­

derter in die Gesamtschule (siehe hierzu eine Bibliographie von PREUSS-LAU-

SITZ 1971) ebenso neue Wege aufzeigen, wie etwa das „Organisationsmodell 

sonderpädagogischer M a ß n a h m e n " von K A N T E R (1974, S. 209), wenngleich 

bedeutsame Unterschiede zwischen den theoretischen Standpunkten bestehen. 

Erst wenn eine Empfehlung des Deutschen Bildungsrates (1973a, S. 24) ver­

wirklicht ist, wird sonderpädagogische Bildungsberatung — speziell bei Lern­

behinderten — glaubwürdig und effektiv. 

„Für die pädagogische Förderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder 
und Jugendlicher empfiehlt die Bildungskommission ein flexibles System von Förder­
maßnahmen, das einer Aussonderungstendenz der allgemeinen Schule begegnet, ge­
meinsame soziale Lernprozesse Behinderter und Nichtbehinderter ermöglicht und den 
individuellen Möglichkeiten und Bedürfnissen behinderter Kinder und Jugendlicher 
entgegenkommt. Die dadurch zustande kommende gemeinsame Unterrichtung von 
behinderten und nicht behinderten Kindern bringt eine sonderpädagogische Verant­
wortung für die allgemeine Schule mit sich, die sie bisher nicht wahrzunehmen braucht, 
weil es neben ihr die Sonderschule gab und noch gibt." 

3.5. Zusammenfassung 

In diesem Bericht wurde versucht, den Begriff „Bildungsberatung" aus dem 

Reservat der Sekundarstufe herauszulösen und auch für den sonderpädagogi-

schen Bereich in Anspruch zu nehmen. Behinderte Kinder und Jugendliche 

haben ein Recht auf angemessene Bildung und Erziehung. 

Die Problematik einer noch zu konstituierenden Bildungsberatung im sonder­

pädagogischen Bereich wurde am Beispiel der Lernbehinderten und Geistig­

behinderten dargestellt. Nach einer Übersicht über die Sonderschulen im Schul­

system wurden Lernbehinderung und geistige Behinderung definiert. Die schu­

lische Situation des Lernbehinderten zeigt, d a ß eine glaubwürdige Beratung 
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über den Bildungsweg des betroffenen Schülers noch nicht besteht. Die Eltern 

sind an Entscheidungen über Bildungsmaßnahmen nicht beteiligt. Die Sonder­

schule für Lernbehinderte schränkt die weiteren Bildungsmöglichkeiten des 

Schülers ein. 

In den Bildungseinrichtungen für Geistigbehinderte werden ebenso wie in den 

Einrichtungen für Sinnesgeschädigte dem Betroffenen dagegen neue Möglich­

keiten eröffnet, über deren Auswahl eine Beratung möglich und notwendig ist. 

Bildungsberatung kann im sonderpädagogischen Bereich erst konstituiert wer­

den, wenn bei allen Behinderten der Zwangscharakter der sonderpädagogischen 

M a ß n a h m e n aufgehoben und weitgehende Strukturänderungen des Regelschul­

systems herbeigeführt werden. 
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A r m i n Löwe 

4. Pädoaudiologische Beratungsstellen und ihre besonderen 
Aufgaben 

Im Jahre 1959 wurde in Heidelberg die damals erste Pädoaudiologische Bera­
tungsstelle für Eltern hörgeschädigter Kleinkinder innerhalb des deutschen 
Sprachgebietes eröffnet. U n d da es auch für Eltern andersartig behinderter 
Vorschulkinder zu jener Zeit noch keine behinderungsspezifischen Beratungs­
stellen gab, war sie zugleich auch die erste sonderpädagogische Beratungsstelle 
im deutschsprachigen Mitteleuropa. Heute steht sie längst nicht mehr allein da. 
V o r allem im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland sind seit ihrer Errichtung 
an zahlreichen Orten ähnliche Einrichtungen entstanden. 

Pädoaudiologische Beratungsstellen haben eine Aufgabenstellung, die sich von 
der allgemeiner Erziehungsberatungsstellen grundlegend unterscheidet. Diese 
besondere Aufgabenstellung zu beschreiben, ist das Anliegen dieses Beitrags. 

4.1. D i e A u f g a b e n einer P ä d o a u d i o l o g i s c h e n Beratungsstelle 

Die Pädoaudiologie versteht sich als die Wissenschaft vom H ö r e n , bezogen auf 
das Kindes- und Jugendalter. Sie hat die Früherkennung, die Früherfassung 
und die Frühförderung hörgeschädigter Kinder zum Ziel . Sie u m f a ß t medi­
zinische, pädagogische, psychologische, physikalisch-technische und soziologische 
Probleme. Ihr Hauptanliegen ist es, die fast allen hörgeschädigten K i n d e r n 
noch verbliebene Hörfähigkei t bereits im Säuglings- und Kleinkindalter so zu 
nützen, daß die Folgewirkungen, die von einer in der frühen Kindheit p ä d ­
agogisch nicht betreuten Hörschädigung ausgehen, gemildert, wenn nicht sogar 
vermieden werden. U m dieses Anliegen verwirklichen zu können, wurden 
Pädoaudiologische Beratungsstellen eingerichtet. 

Eine Pädoaudiologische Beratungsstelle wird im Regelfall von einem auf dem 
Gebiet der Früherziehung (0—3 Jahre) und der Vorschulerziehung (4—6 Jahre) 
hörgeschädigter Kinder besonders erfahrenen Pädagogen geleitet. Ihm stehen je 
nach G r ö ß e des Einzugsgebietes und Zahl der zu betreuenden Kinder zumeist 
ein Psychologe, ein oder zwei weitere Pädagogen sowie eine oder mehrere 
audiologische Assistentinnen zur Seite. U n d je nach Standort arbeitet eine P ä d o ­
audiologische Beratungsstelle eng mit einer H N O - K l i n i k oder einem p ä d o a u -
diologisch besonders interessierten H N O - A r z t sowie mit einer Reihe weiterer 
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Stellen, wie z. B. einer Augenklinik, einer Kinderklinik, einer Neurologischen 
K l i n i k , einer Orthopädischen K l i n i k usw., zusammen. 
D e r Aufgabenkatalog einer Pädoaudiologischen Beratungsstelle kann stichwort­
artig kurz wie folgt umrissen werden: 
(1) Erfassung der hörgeschädigten Kinder zum frühestmöglichen Zeitpunkt; 
(2) pädagogische Abklärung ihrer Hörschädigung und aller eventuell noch vor­

handenen Zusatzbehinderungen; 
(3) Elternberatung; 
(4) Anleitung der Eltern zur Übernahme der Haus-Spracherziehung ihres hör ­

geschädigten Kindes; 
(5) Sonderpädagogische Überwachung hörgeschädigter Kinder in Regelschulen. 
Eine für die beiden letztgenannten Aufgabenbereiche wichtige Teilaufgabe ist 
die kontinuierliche Bereitstellung der für die jeweilige Sprachentwicklungsstufe 
des Kindes erforderlichen sprach fördernden Spiel- und Lernmaterialien sowie 
die Bereitstellung vorübergehend erforderlicher technischer H i l f e n . Hierbei ist 
vor allem an H ö r t r a i n e r , Fonatoren, Schall-Licht-Wandler, B a b y - A l a r m - A n ­
lagen usw. zu denken, nicht aber an die vom K i n d ständig zu tragenden und 
darum in seinen Besitz übergehenden individuellen H ö r g e r ä t e . 

Wenn die Haus-Spracherziehung in dem obigen Aufgabenkatalog erst an vier­
ter Stelle genannt ist, dann darf dies nicht so verstanden werden, daß ihr eine 
nachrangige Bedeutung zukommt; im Gegenteil, die Haus-Spracherziehung 
eines hörgeschädigten Kindes sollte grundsätzlich immer gleich nach seiner Er ­
fassung einsetzen. M i t ihrem Beginn kann nicht gewartet werden, bis etwa alle 
Aspekte der Hörschädigung sowie eventuelle Zusatzbehinderungen des Kindes 
vol ls tändig abgeklärt sind. Die Haus-Spracherziehung muß sogar im Interesse 
einer raschen Abklärung initiiert werden, zeigt doch die Erfahrung immer wie­
der, d a ß die Abklärung durch eine systematische Förderung des Kindes im 
Sinne einer diagnostischen Therapie sogar wesentlich erleichtert und deutlich 
beschleunigt werden kann. 

4.2. Die Auswirkungen einer Hörschädigung auf das K i n d und seine 
Eltern 

4 . 2 . 1 . D i e A u s w i r k u n g e n a u f d a s K i n d 

Eine Schädigung des Gehörs als des „sozialsten Organs" der menschlichen Sinne 
verhindert oder erschwert bei einem seit Geburt oder früher Kindheit davon 
betroffenen K i n d einen natürlichen Spracherwerb. Ohne H ö r v e r m ö g e n geboren 
zu sein bedeutet, die wichtigste Voraussetzung für die natürliche Sprachent­
wicklung entbehren zu müssen. D a der völlige oder teilweise Gehörausfall aber 
nicht nur die auditive Sprachwahrnehmung unmöglich macht oder stark er­
schwert, sondern zugleich auch alle anderen Tonerlebnisse aus dem Gesamt­
erleben eines hörgeschädigten Kindes ausscheidet bzw. stark beeinträchtigt, ent-

672 



wickelt sich bei einem solchen K i n d auch ein ganz anderes, beschränkteres, 

oberflächlicheres Weltbild. Es steht ihm uneingeschränkt nur der optische Per-

zeptionsweg zur Verfügung, der es nur das erkennen und erfahren läßt , was 

augenfällig ist. Das aber bedeutet eine ganz erhebliche Einschränkung seiner 

Wahrnehmungen, seiner Erfahrungswelt und seiner Möglichkeit, Zusammen­

hänge zu erfassen. 

4 . 2 . 2 . D i e A u s w i r k u n g e n a u f d i e E l t e r n des K i n d e s 

Eine hochgradige Hörschädigung hat nicht nur psycholinguistische, sie hat auch 

psychosoziale Auswirkungen. Beide stehen in einer engen Wechselbeziehung. 

Wie nämlich der Besitz von Sprache den Zugang zur sozialen Umwelt wesent­

lich erleichtert, so t rägt der Kontakt mit der Umwelt ganz entscheidend dazu 

bei, sich deren Sprache zu eigen zu machen. Bei der E r ö r t e r u n g der damit z u ­

sammenhängenden Fragen kommt der A r t und Weise, wie Eltern eines Kindes 

auf die Diagnose „Gehörlosigkeit" oder „Schwerhörigkeit" reagieren, eine ent­

scheidende Bedeutung zu, kann doch diese Reaktion die sprachliche und soziale 

Entwicklung eines hörgeschädigten Kindes in den dafür so wichtigen frühen 

Lebensjahren maßgeblich bestimmen. Wenn man weiß, d a ß die überwiegende 

Mehrheit aller Eltern hörgeschädigter Kinder H ö r e n d e sind, die vor der Geburt 

oder vor der Ertaubung ihres hörgeschädigten Kindes — falls überhaupt — 

nur sehr unklare und zudem von mancherlei Vorurteilen gefärbte Vorstellun­

gen von dem, was eine Hörschädigung für ein K i n d bedeutet, gehabt haben, 

wird man ermessen können, wie schwer es für diese Eltern gewesen sein m u ß , 

den Schock zu überwinden, den die Erkenntnis, daß ihr K i n d hörgeschädigt ist, 

bei ihnen ausgelöst hat. B L O O M (1963), Mutter eines gehörlosen Mädchens , 

schreibt: 

„Für einen Mann ist es ein furchtbarer Schlag, der . . . ihn im Kern seines Wesens trifft, 
wenn er erfahren muß, daß sein Sohn ernsthaft behindert ist. Was den Schmerz noch 
größer macht, ist die Tatsadie, daß es in unserer Gesellschaft für Männer und Frauen 
fast unmöglich ist, ihrem Schmerz offen und ehrlich Ausdruck zu geben, und das nidit 
nur anderen, sondern auch sich selbst gegenüber. Ihre Gefühle sind gehemmt und 
unterdrückt und manifestieren sich gelegentlich in eigenartiger Weise . . . Eltern behin­
derter Kinder empfinden besonders am Anfang Mitleid mit sich selbst. Sie haben 
Schuldgefühle und sind zugleich sehr selbstbewußt. Sie wünschen Mitleid und hassen 
es zugleich. Aus dieser Haltung entwickelt sich ein Gefühl von Groll und Ungerech­
tigkeit. Wenn Eltern sich hierbei nicht Einhalt gebieten, dann ist es leicht möglich, daß 
sich dieser Groll gegen das gehörlose Kind richtet." 

K Ö B L E (1969), Vater eines gehörlosen Knaben, interpretiert die Situation ä h n ­

lich, wenn er sagt: 

„Noch eine ganz andere Seite dieses die Eltern treffenden Schodts muß gesehen wer­
den: Das defekte Kind ist für die Eltern eine Beleidigung, eine Kränkung. Die Eltern 
sind . . . in ihrem Selbstgefühl schwer gekränkt. . . . Und diese narzißtische Kränkung, 
welche die Eltern durch das geschädigte Kind erfahren, hat seine Folgen, muß seine 
Auswirkungen haben." 
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4 . 2 . 3 . D i e Rückwirkungen a u f d a s hörgeschädigte K i n d 

Diese Ausführungen sowohl einer Mutter als auch eines Vaters eines gehör­

losen Kindes machen deutlich, daß der emotionale Schock, der die Eltern über­

wältigt , nicht so sehr von der Erkenntnis, welche Folgen die Hörschädigung 

für das K i n d mit sich bringt, ausgeht, sondern weit mehr von der psychischen 

Struktur der Eltern. Was das aber für ein hörgeschädigtes K i n d bedeuten kann, 

hat die Psychologin L E V I N E (1964) so formuliert: „ to his already heavy bür­

den of auditory disability is added the even heavier bürden of disturbed 

parents. Learning, intellectual growth, inner development, social adaptability, 

all are endangered, the more so because of the peculiar dépendance that deaf-

ness créâtes" . 

4 . 2 . 4 . Frühförderung a l s H i l f e für d i e E l t e r n u n d d a s K i n d 

Es ist daher dringend geboten, die Hörschädigung eines Kindes so früh wie 

möglich zu entdecken und seinen Eltern unmittelbar danach alle pädagogischen 

und gegebenenfalls auch psychotherapeutischen H i l f e n zuteil werden zu lassen, 

die dazu beitragen, daß der Schock und die von ihm ausgehenden gefühls­

mäßigen Reaktionen möglichst klein gehalten werden oder erst gar nicht auf­

treten können. Wenn ein hörgeschädigtes K i n d nämlich Eltern hat, die seine 

Probleme nicht verstehen, die emotionell verwirrt sind, Tatsachen mißverstehen 

oder sich gar weigern, sie zu akzeptieren, dann wird die Situation extrem 

schwierig. 

E i n weiterer, in seiner Bedeutung nicht geringerer G r u n d für die Notwendig­

keit einer Früherkennung, Früherfassung und Frühförderung eines hörgeschä­

digten Kindes und seines Erziehungsmilieus basiert auf der Erkenntnis, d a ß 

auch ein vollsinniges K i n d , sofern man ihm w ä h r e n d seines ersten Lebensjahres 

mütterliche Zuspräche vorenthäl t , wie ein hörgeschädigtes K i n d reagiert und 

sich wie ein solches v e r h ä l t : seine vorsprachlichen stimmlichen Äußerungen ver­

kümmern und es zeigt keinerlei Ansätze für eine Sprachentwicklung. D i e F o l ­

gen einer solchen Deprivation werden um so größer, je länger sie andauert. 

Die Pädoaudiologie unterscheidet in Anlehnung an W H E T N A L L (1964) zwei 

für die Genese des H ö r e n s und des Sprechens wichtige Zeitabschnitte. So be­

zeichnet sie das erste Lebensjahr als die Zeit der Bereitschaft zum H ö r e n und 

die erste H ä l f t e des zweiten Lebensjahres als die Zeit der Bereitschaft zum 

Sprechen. So muß das (vollsinnige) K i n d zunächst längere Zeit hören, bevor es 

mit dem Sprechen beginnt. U n d sein Sprechen wird im allgemeinen erst im 

Laufe des dritten Lebensjahres für einen größeren Personenkreis verständlich. 

Die Fülle der Information, die ein K i n d während seines ersten Lebensjahres 

über das Gehör aufnimmt, ist überhaupt nicht zu unterschätzen. Dementspre­

chend sind die Auswirkungen eines schon seit Geburt vorhandenen H ö r v e r ­

lustes in sozialer, emotionaler und erzieherischer Hinsicht sehr einschneidend. 

Die unmittelbare Folge einer schon im Säuglingsalter vorhandenen Hörschädi -
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gung ist, d a ß ein davon betrofTenes K i n d die Sprache seiner Umgebung weder 
verstehen noch sprechen lernt. Zur Hc3rschädigung tritt als Sekundärschädigung 
die Kommunikationsbehinderung hinzu. 
Die Pädoaudiologie will der Kommumkationsbehinderung entgegenwirken. Sie 
orientiert sich dabei an der Entwicklung normal hörender Kinder und folgert: 
E i n hörgeschädigtes K i n d wird nur dann zu einem verständigen und verständ­
lichen Sprechen gelangen, wenn es gelingt, die für das Sprechenlernen des hören­
den Kindes gültigen Bedingungen in zeitlicher Hinsicht so weit wie möglich 
auch für das hörgeschädigte K i n d zu schaffen. M i t anderen Worten: Das hör­
geschädigte K i n d muß, um zur Kommunikationsbereitschaft gelangen zu kön­
nen, möglichst schon im ersten Lebensjahr unter günstigen Bedingungen H ö r ­
erfahrungen sammeln können. Dies bedeutet, d a ß es frühzeitig mit zwei H ö r ­
geräten ausgestattet werden muß, denn nur dann, wenn es mit zwei Ohren 
hören kann, wird es Schallquellen lokalisieren und Sprache von Störschall dis­
kriminieren lernen. 

N u n vermitteln selbst die besten H ö r g e r ä t e einem hochgradig hörgeschädigten 
K i n d kein normales H ö r e n . Deshalb muß ihr Einsatz mit einem langwierigen 
L e r n p r o z e ß einhergehen. Hörbereitscbaft ist das erste Ziel , das dabei erstrebt 
wird. Das K i n d wird angeleitet, sein Restgehör bis zum Äußersten auszunüt­
zen. Es lernt, auf Schallreize zu achten; es lernt, bestimmte akustische E i n ­
drücke mit bestimmten Gegenständen und/oder Situationen in Verbindung zu 
bringen; es lernt, Schallreize zu lokalisieren; es lernt, sich Schallreizen bewußt 
zuzuwenden. Daneben lernt es aber auch ganz allmählich Sprache zu verstehen 
und die ihm zuteil werdende Zuspräche nachzuahmen. Je nach Schädigungs­
grad bildet sich dabei das H ö r e n oder das Sehen (Absehen vom Munde) zur 
führenden Wahrnehmungskomponente aus. 

4.3. D i e El ternberatung 

Die bisherigen Ausführungen sollten aufzeigen, d a ß es bei der Arbeit einer 
Pädoaudiologischen Beratungsstelle für Eltern hörgeschädigter Kinder darum 
geht, sowohl dem hörgeschädigten K i n d als auch seinen Eltern zu helfen. Aus­
gangspunkt dieser Hi l fe ist eine eingehende Elternberatung. Bei ihr geht es um 
das Schicksal eines behinderten Kindes. Ä r z t e und Pädagogen stimmen darin 
überein, daß der häusliche Einfluß für das K i n d und seine Entwicklung von 
entscheidender Bedeutung ist. H a t das K i n d verständnisvolle und gewissen­
hafte Eltern, die bereit und fähig sind, ihre Konflikte in vernünftiger Weise zu 
lösen, wird sich die Entwicklung positiv gestalten. Aber nicht jedes K i n d hat 
das Glück, solche Eltern zu haben. N u n sollte es für ein hörgeschädigtes K i n d 
keine Angelegenheit eines glücklichen Zufalls sein und bleiben, wie seine Eltern 
beschaffen sind. Nicht wenige Eltern benötigen hier gezielt H i l f e . 
Es wurde bereits erwähnt, daß die Eröffnung der Diagnose einer Hörschädi ­
gung eines Kindes für seine Eltern ein Schock ist, der starke gefühlsmäßige 
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Reaktionen erzeugt, die es sofort in konstruktive K a n ä l e umzuleiten gilt. D a r ­
um ist die Elternberatung zu keinem Zeitpunkt so wichtig wie unmittelbar 
nach der Diagnosestellung. Die Eltern sind es, die sofortige Aufmerksamkeit 
benötigen, und nicht zuerst das K i n d . Aber am Ende hat das K i n d den Gewinn. 
E i n hörgeschädigtes K i n d ist sich dessen nicht bewußt, daß es an einer Behin­
derung „leidet" . Diese Feststellung gilt ohne jede Einschränkung für die ersten 
zwei oder drei Lebensjahre des Kindes. Leidtragende sind in dieser Zeit allein 
seine Eltern, die sehen, was geschieht bzw. nicht geschieht. D a sie wissen, wie 
sich eine kindliche Persönlichkeit unter normalen U m s t ä n d e n entfaltet und wie 
sie wächst, vergleichen sie f o r t w ä h r e n d die Entwicklung eines normalen Kindes 
mit den Einschränkungen, die ihrem hörgeschädigten K i n d auferlegt sind. D a r ­
um aber sind es besonders in den ersten Lebensjahren eines hörgeschädigten 
Kindes dessen Eltern, die weit mehr als das K i n d leiden und die deshalb in 
gleicher Weise wie das K i n d der H i l f e bedürfen. 

4 . 3 . 1 . D i e b e h i n d e r u n g s s p e z i f i s c h e E l t e r n a n l e i t u n g 

Neben der 'Elternberatung benötigen Eltern eines hörgeschädigten Kindes aber 
auch noch eine eingehende, sich über viele Jahre hinweg erstreckende regel­
mäßige Anleitung zur behinderungsspezifischen Förderung des Kindes. Diese 
sollte tunlichst von dem gleichen Experten erteilt werden, der auch für die 
Elternberatung zuständig ist, da sich Beratung und Anleitung in der Praxis nur 
schwer voneinander trennen lassen. Weil dem so ist, muß dieser in einer P ä d o -
audiologischen Beratungsstelle tätige Fachmann eine ganze Reihe von Voraus­
setzungen mitbringen, von denen die folgenden die wichtigsten sind: gute 
Kenntnisse und nicht zu kurze Praxis in der Pädoaudiologie ; reiche Erfahrung 
im Umgang mit hörgeschädigten Kindern ; gute Kenntnisse der allgemeinen 
Entwicklungspsychologie und praktische Erfahrungen im Umgang mit vollsin­
nigen Kindern; Kontaktfähigkei t , Einfühlungsvermögen, schnelle Auffassungs­
gabe und Organisationstalent. 

4 . 3 . 2 . D a s Z i e l der E l t e r n a n l e i t u n g 

Das Hauptziel der behinderungsspezifischen Elternanleitung ist es, die Eltern 
zu befähigen, für ihr hörgeschädigtes K i n d zu Hause ständig eine A t m o s p h ä r e 
voller Sprache zu schaffen. Jegliches Geschehen muß in einer der jeweiligen 
Sprachstufe des Kindes angemessenen Weise versprachlicht werden. Die ent­
sprechende Anleitung m u ß sich nach den häuslichen Bedingungen, den Fami­
lienverhältnissen und der Persönlichkeitsstruktur der Eltern richten. Sie m u ß 
ein fest umrissenes, kurzfristig erreichbares Ziel vor Augen haben und darf 
daher immer nur in kleinen Schritten erfolgen. A m Anfang ist dabei weitaus 
mehr auf die Fortschritte der Eltern als auf die des Kindes zu achten. Der 
P ä d a g o g e , der die Eltern anleitet, wird sich dabei vor allem die folgenden 
Fragen immer wieder neu vorlegen müssen: 
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Ist die Einstellung der Eltern zum Kind positiv? Zeigen sie Verständnis für die be­
sonderen Bedürfnisse des Kindes? Entwickeln sie eine gewisse Geschicklichkeit im 
sprachlichen Umgang mit dem Kind? 

Können diese Fragen im Laufe der Betreuungszeit zunehmend positiver beant­
wortet werden, dann bleiben bei dem zu betreuenden K i n d Erfolge in der 
Spracherziehung nicht aus. 

4 . 3 . 3 . D i e E i n s t e l l u n g der E l t e r n z u r B e h i n d e r u n g des K i n d e s 

E i n ganz entscheidender Faktor für eine erfolgreiche Haus-Spracherziehung ist, 
daß die Eltern einerseits eine realistische Einstellung zur Hörschädigung ihres 
Kindes finden und daß sie andererseits bereit sind, die dabei zu bewältigende 
zusätzliche Arbeit willig zu übernehmen. Nehmen die Eltern eine positive H a l ­
tung zur Behinderung ihres Kindes ein, verspüren sie auch durch kleine Fort­
schritte und Erfolge Befriedigung und Auftrieb für ihr weiteres Bemühen. 
Eine solche positive Haltung ist nicht in jedem Fall von vornherein vorhanden. 
Manche Eltern sind zunächst unsicher und bezweifeln, ob sie selbst in der Lage 
sind, ihrem K i n d wirkungsvoll zu helfen. Sie müssen erst durch die A u t o r i t ä t 
und die Fähigkeit des sie anleitenden Pädagogen die nötige Sicherheit bekom­
men. Andere Eltern müssen erst den Schock überwinden, den die Hörschädi ­
gung ihres Kindes bei ihnen hervorgerufen hat. Ferner gibt es auch Eltern, die 
zuallererst einmal davon überzeugt werden müssen, d a ß ihr K i n d überhaupt 
eine Förderung benötigt. U n d schließlich und endlich gibt es noch eine Gruppe 
von Eltern, welche die Hörschädigung ihres Kindes vor den Augen der Umwelt 
verbergen wil l und die es deshalb z. B. ablehnt, daß ihr K i n d H ö r g e r ä t e t rägt . 
Wer um die Folgewirkungen einer hochgradigen Hörschädigung weiß, wird 
sich nicht wundern, d a ß es Eltern gibt, die sich schon w ä h r e n d der ersten Le­
bensjahre ihres Sorgenkindes ständig Gedanken über dessen Zukunft machen. 
Es w ä r e unklug, solche Sorgen nicht ernst zu nehmen und sie mit einer auf 
später vertröstenden Bemerkung vom Tisch zu fegen. Eltern haben ein Recht 
darauf, auch solche Fragen in angemessener Weise beantwortet zu bekommen. 
D a auch hier Beispiele mehr als bloße Worte überzeugen, sollte man ihnen die 
Möglichkeit bieten, hierüber von Zeit zu Zeit mit einem erwachsenen Schwer­
hörigen oder Gehörlosen, der sich im Leben und Beruf bewährt hat, zu spre­
chen. U n d wer als P ä d a g o g e in der Elternarbeit steht, muß selbstverständlich 
über alle Einrichtungen für die Erziehung und Bildung hörgeschädigter Kinder 
und Jugendlicher im gesamten deutschen Sprachgebiet Bescheid wissen. Er muß 
aber auch bereit sein, den Eltern die für die geistige und sprachliche Erziehung 
ihres Kindes bestmögliche Einrichtung nachzuweisen, und zwar auch dann, 
wenn diese nicht gerade an der Schule zu finden sein sollte, an deren P ä d o -
audiologischer Beratungsstelle er tätig ist. 

Je früher die Eltern beraten und ihnen Anleitungen zur pädoaudiologischen 
Förderung ihres hörgeschädigten Kindes erteilt werden, desto eher können die 
aufgezeigten Barrieren abgebaut werden und desto früher wird es zu einer 
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guten Eltern-Kind-Beziehung kommen. Die beste Grundlage für eine solche 
gute Eltern-Kind-Beziehung ist die Möglichkeit, sich mit dem hörgeschädigten 
K i n d lautsprachlich unterhalten zu können. Auch im Falle eines hochgradig 
hörgeschädigten Kindes entwickeln sich gegenseitiges Verstehen und Vertrauen 
vor allem über das Gespräch zwischen Eltern und K i n d . 

Hörgeschädigte Kinder sind im allgemeinen sehr empfindsam und benötigen 
daher noch mehr als andere Kinder ein gutes Elternhaus als Rückhalt . Das 
Wissen darum darf die Eltern jedoch keinesfalls dazu verleiten, ihr hörge­
schädigtes K i n d zu v e r w ö h n e n und damit zu isolieren. Wenn den sprachlichen 
und sozialen Bedürfnissen eines hörgeschädigten Kindes nicht schon in seinen 
ersten Lebensjahren Rechnung getragen wird, kann nicht gehofft werden, d a ß 
ein solches K i n d später geistig gesund im Leben steht. 

4 . 3 . 4 . E i n z e l - u n d G r u p p e n b e r a t u n g 

In der behinderungsspezifischen Anleitung genügt es nicht, den Eltern lediglich 
Informationen zu übermitteln. Sie benötigen ein fundiertes Wissen um die 
Hörschädigung ihres Kindes und über den Weg, auf welchem die Folgewir­
kungen der Hörschädigung auf die sprachliche und geistige Entwicklung des 
Kindes vermieden oder doch gemildert werden können. W ä h r e n d meiner nahe­
zu ein Jahrzehnt umfassenden Tätigkeit in der Pädoaudiologischen Beratung 
habe ich einer großen Zahl von Eltern dieses Wissen und diese Kenntnisse auf 
zweierlei A r t und Weise zu vermitteln versucht: einmal in der Gruppenbera­
tung und dann in der Einzelberatung. Wenn sich auch beide Arten nicht streng 
voneinander unterscheiden lassen, so läßt sich doch sagen, daß in der Gruppen­
beratung vornehmlich das Wissen und die Kenntnisse vermittelt werden, die 
alle Eltern innerhalb einer Gruppe benötigen. In der Einzelberatung wird da­
gegen mehr auf die spezifischen Probleme des jeweiligen Kindes eingegangen. 
Die Gruppenberatung dient aber auch noch einem anderen Zweck. Sie bringt 
die Eltern eines hörgeschädigten Kindes mit anderen Eltern hörgeschädigter 
Kinder zusammen. Hier erkennen sie, daß auch noch andere mit ihnen im 
gleichen Boot sitzen. Sie spornen sich wechselseitig an, ihren behinderten K i n ­
dern nach K r ä f t e n zu helfen. Weil die Gruppenberatungen so wichtig sind, 
sollten sie bald nach Einleitung der Haus-Spracherziehung zur alleinigen Form 
der Beratung und Anleitung werden. D a n n kann es nicht mehr vorkommen, 
d a ß eine Mutter eines gehörlosen Kindes verzweifelt feststellen m u ß : „Es 
gab . . . keine Mutter in ähnlicher Situation, mit der ich mich aussprechen 
konnte". 

Sehr wahrscheinlich wird sich jedermann, der zum erstenmal mit hörgeschädig­
ten Kindern zu tun hat, vor dieser Begegnung die folgenden bangen Fragen 
gestellt haben: „Werden mich diese Kinder verstehen?" und „ W e r d e ich sie 
verstehen?" In diesen beiden Fragen kommt klar zum Ausdruck, daß die mit­
menschliche Kommunikation das Hauptanliegen der Erziehung und Bildung 
hörgeschädigter Kinder ist. Sie zu ermöglichen, setzt langwieriges und konse-
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quentes Bemühen aller am Erziehung.«- und Bildungsgeschehen dieser Kinder 
Beteiligten voraus. Dieses Bemühen w i r d jedoch letztlich vergeblich sein, wenn 
es nicht auch unter Beachtung ganz spezifischer Gesichtspunkte schädigungs­
a d ä q u a t erfolgt. Diese Gesichtspunkte den Eltern zu vermitteln, ist eine wich­
tige Aufgabe der behinderungsspezifischen Elternberatung. 

4 . 3 . 5 . D a s Absehen 

So ist es eine nicht leichte Aufgabe, den Eltern begreiflich zu machen, wie 
schwer es für ein gehörloses K i n d ist, gesprochene Sprache vom M u n d eines 
Gesprächspartners absehen zu lernen. D i e Eltern müssen diese Schwierigkeiten 
selbst erfahren haben, wenn man von ihnen erwarten wil l , daß sie ständig an 
die dabei zu beachtenden Gesichtspunkte denken, wenn sie zu ihrem K i n d 
sprechen. N u n wird allerdings niemand auf den Gedanken kommen, Eltern 
deswegen „gehörlos" machen zu wollen. Darum m u ß man bewußt Situationen 
herbeiführen, in denen Eltern in ähnlicher Weise Sprache wahrnehmen müssen 
wie ein gehörloses K i n d . So kann man z. B. die Eltern mit Lärmschützern ver­
sorgen, wie sie auf den Flughäfen für das Bodenpersonal vorgeschrieben sind. 
Wer diese aufsetzt und seine Ohren zusätzlich noch mit Ohropax zustopft, ist 
nicht mehr in der Lage, seinen Gesprächspartner auf gewohnte Weise zu ver­
stehen. Er m u ß ihm auf den M u n d schauen und ihn so zu verstehen versuchen. 
D a in der Regel nicht mehr als zehn Eltern auf einmal an einem auf diese 
Weise durchgeführten Einführungskurs in das Absehen teilnehmen, genügt es, 
wenn in einer Pädoaudiologischen Beratungsstelle hierfür eine entsprechende 
A n z a h l von Lärmschützern vorhanden ist. Weit einfacher läßt sich allerdings 
ein solcher Einführungskurs gestalten, wenn die betreuende Stelle eine Fernseh­
aufnahme- und -aufzeichnungsanlage besitzt. D a n n kann man ein einfaches 
Ü b u n g s p r o g r a m m auf das Bi ld-Ton-Band eines Video-Recorders aufzeichnen 
und jeweils zur gegebenen Zeit je nach Wunsch mit oder ohne T o n vorführen 
lassen. 

Bei solchen Absehübungen lernen die Eltern, wie sie für ihr K i n d günstige A b ­
sehbedingungen schaffen können. Sie stellen auch fest, daß es viel leichter ist, 
Sprache vom M u n d abzusehen, wenn über einen Gegenstand gesprochen wird, 
der gleichzeitig auch zu sehen ist. U n d sie finden auch bald heraus, daß zwei-
und mehrsilbige W ö r t e r leichter abzusehen sind als Einsilber. Schließlich erken­
nen sie, d a ß das vom M u n d absehbare Sprechen weit weniger informations­
trächtig ist als das über das Gehör wahrgenommene und d a ß deshalb eine 
klare und deutliche Aussprache eine wichtige Voraussetzung dafür ist, d a ß das 
K i n d absehen lernen kann. 

4 . 3 . 6 . D a s Hören 

N u r wenige hörgeschädigte Kinder haben keinerlei H ö r r e s t e mehr und müssen 
als taub gelten. Die überwiegende Zahl ist schwerhörig und verfügt noch über 
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mehr oder weniger umfangreiches Restgehör. Diese Kinder müssen frühzeitig 
mit möglichst zwei H ö r g e r ä t e n ausgestattet werden. Verständlicherweise er­
warten manche Eltern von diesen H ö r g e r ä t e n mehr als sie bei der hochgradi­
gen H ö r s d i ä d i g u n g ihres Kindes leisten können. Auch das kann und muß den 
Eltern einsichtig gemacht werden. So gibt es heute Demonstrationsgeräte , mit 
deren H i l f e es möglich ist, den Eltern die Auswirkungen der Hörschädigung 
bei jedem einzelnen K i n d , etwa mit gefilterter Sprache, vorzustellen. Es können 
Frequenzbereiche, die durch die Hörschädigung ausgefallen sind, weggefiltert 
und/oder abgeschwächt und so den Eltern die verschiedenen Arten von H ö r -
schäden anschaulich verdeutlicht werden. In gleicher Weise ist es auch möglich, 
für jeden einzelnen F a l l die Leistungen sowie die Grenzen der vom K i n d ge­
tragenen H ö r g e r ä t e aufzuzeigen. 

N u n sind derartige G e r ä t e allerdings sehr teuer und deshalb auch nicht überall 
in Pädoaudiologischen Beratungsstellen verfügbar . Als Ersatz bieten sich ent­
sprechende Schallplatten sowie H ö r t r a i n e r mit der Möglichkeit einer vielseiti­
gen Frequenzgangkorrektur an. M i t ihrer H i l f e läßt sich der erwünschte Zweck 
wenigstens a n n ä h e r n d auch erreichen. 

4.3.7. Absehen u n d Hören 

W a r bei den Ü b u n g e n zum Absehen die Möglichkeit des Mithörens und bei den 
Demonstrationen des H ö r e n s bei hochgradiger Schwerhörigkeit die Möglichkeit 
des gleichzeitigen Absehens der gesprochenen Sprache nicht gegeben, so sollten 
die Eltern bei einer dritten Darbietung erfahren, welches Mehr an Informa­
tionen gleichzeitiges H ö r e n und Absehen bietet. 

Durch die e r w ä h n t e n V o r f ü h r u n g e n sollen Eltern die Auswirkungen der ver­
schiedenen Arten und Grade von Hörschäden, die Möglichkeiten und Grenzen 
der H ö r g e r ä t e und die Wichtigkeit des gleichzeitigen Absehens und Hörens 
kennenlernen. Diese Ü b u n g e n und Demonstrationen sind für viele Eltern not­
wendig, damit sie erkennen können, warum die Kinder Hörhilfen ganz ver­
schiedener A r t und eine von K i n d zu K i n d variierende Sonderbetreuung benö­
tigen. Wichtig ist aber auch, d a ß die Eltern im Verlaufe der Beratung zu der 
Erkenntnis gelangen, d a ß hörgeschädigte Kinder nur dann gut sprechen lernen, 
wenn sie als Eltern dies von ihnen auch erwarten. 

4 . 3 . 8 . S o z i a l e s V e r h a l t e n u n d S p r a c h e 

Eltern behinderter K i n d e r im allgemeinen und hörgeschädigter Kinder im be­
sonderen neigen zu einem restr ikt iv-verwöhnenden und behütenden Erziehungs­
stil. Damit aber hemmen sie die Entwicklung des sozialen Verhaltens ihres K i n ­
des auch in solchen Verhaltensbereichen, die durch die Hörschädigung über­
haupt nicht betroffen sind. Es ist eine wichtige Aufgabe der Elternberatung, 
die Eltern durch gezielte Anleitungen zu befähigen, ihren Beitrag zur sozialen 
Entwicklung ihres hörgeschädigten Kindes so normal wie möglich zu leisten. 
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Das beginnt schon beim Kleinkind mit der Erziehung zur Selbständigkeit beim 
Essen, Waschen und Anziehen. W i r d die Erziehungssituation von A n f a n g an 
von allen Beteiligten, einschließlich des Beraters, richtig e r f a ß t und vor allem 
auch in jeder Situation von gesprochener Sprache begleitet, kann der bei vielen 
hörgeschädigten K i n d e r n infolge von Erziehungsfehlern im Elternhaus anzu­
treffenden Fehlentwicklung ihres sozialen Verhaltens entgegengewirkt werden. 
D a z u gehört aber auch, daß die Eltern es sich zur Aufgabe machen, für die 
spezifischen Bedürfnisse ihres hörgeschädigten Kindes nicht nur bei allen F a m i ­
lienmitgliedern, sondern auch bei den Mitbewohnern im Hause, bei Freunden 
und Bekannten Verständnis zu wecken, da nur so die für das hörgeschädigte 
K i n d notwendige allmähliche Erweiterung der mitmenschlichen Kontakte her­
beigeführt werden kann. 

4 . 3 . 9 . W e i t e r e b e h i n d e r u n g s s p e z i f i s c h e P r o b l e m e 

H ö r e n und Sehen spielen nicht nur in der Sprachentwicklung eine große Rolle , 
sie sind auch eine wichtige Informationsquelle über Dinge und Geschehnisse in 
der näheren Umgebung des Kindes. Deshalb dürfen sie niemals nur ausschließ­
lich im Hinblick auf die Sprachvermittlung gesehen werden. 
Es gibt viele Umweltgeräusche , die auch von einem hochgradig hörgeschädigten 
K i n d noch wahrgenommen werden können, vor allem dann, wenn es mit H ö r ­
geräten ausgestattet ist. H i e r ist an lärmerzeugende Spielsachen und M u s i k ­
instrumente (Xylophon, Glocke, Hupe, Mundharmonika, Musikkreisel, Klicker­
bahn, Spielzeugautos mit kreischenden Rädern usw.), an Alltagsgeräusche ( T ü r ­
klopfen, Telefonläuten, Rasenmäher Waschmaschine, Staubsauger, Wecker, 
Radio, Fernsehen usw.) oder an Tierstimmen ( H u n d , Katze, K u h , Schaf usw.) 
zu denken. Al le diese Beispiele sollen den Eltern selbstverständlich nicht nur 
aufgezählt , sondern nach Möglichkeit auch demonstriert werden, damit sie da­
bei wirklich erkennen, d a ß ein mit H ö r g e r ä t e n ausgestattetes K i n d die U m ­
welt nicht nur optisch zu erleben braucht. 

Es ist keinesfalls selbstverständlich, daß Eltern eines hörgeschädigten Kindes 
wissen, wie sie dieses in Alltagssituationen so ansprechen sollen, d a ß es nicht 
nur den bestmöglichen Gebrauch von seinen H ö r g e r ä t e n , sondern auch v o m 
Absehen macht. H i e r w ä r e an die verschiedenen Situationen im Laufe eines 
Tages, w ä h r e n d der eine Mutter einem Kleinkind behilflich sein m u ß , zu den­
ken: an das Essen, das A n - und Ausziehen, das Waschen und Baden, das Z u ­
Bett-Gehen usw. Wichtig ist auch die sprachliche Gestaltung des gemeinsamen 
Spielens. Das Spielmaterial und die Spielhandlung müssen so beschaffen sein, 
d a ß es zu einem gemeinsamen Spiel mit vielen Möglichkeiten der Zuspräche 
kommen kann. D a z u gehört auch, daß den Eltern die verschiedenen Arten und 
Weisen aufgezeigt werden, mit denen sie die Aufmerksamkeit ihres Kindes auf 
ihr Gesicht lenken können, indem sie z. B. ein Spielzeugauto hochhalten, es für 
einen Augenblick hinter ihrem Rücken verstecken, ein neues Spielzeug anbie­
ten usw. 
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Breiter Raum muß auch der Einführung in die Handhabung der H ö r g e r ä t e 

gewidmet werden. Ihre Bedienung, Wartung und Kontrolle müssen dabei eben­

so demonstriert werden wie die Leistungsverbesserung bzw. -Verschlechterung 

bei mikrofcnnaher bzw. -ferner Zuspräche. Auch der Einfluß der Raumakustik 

und von Störgeräuschen bedarf einer eingehenden E r ö r t e r u n g , die durch T o n ­

bandaufnahmen verdeutlicht werden kann. M i t H i l f e eines Lautstärkemessers 

kann den Eltern der Einfluß der Entfernung auf die L a u t s t ä r k e des Sprechens 

anschaulich erklärt werden. A u f diese und auf andere Weise werden die Eltern 

zu einer kritischeren Einstellung gegenüber ihrem eigenen Sprechen geführt. Sie 

lernen, d a ß sie deutlich und nicht zu schnell sprechen dürfen, indem sie Proben 

ihres Sprechens, auf Tonband aufgenommen, hören. 

4.4. Erfolge und Mißerfolge 

In der Haus-Spracherziehung sowie in der sich daran anschließenden Vorschul­

erziehung lassen sich bei einer beträchtlichen A n z a h l hörgeschädigter Kinder 

gute sprachliche Erfolge erzielen. Dies ist vor allem dann der Fall , wenn z w i ­

schen dem Elternhaus und Vorschulpädagogen eine enge Kooperation besteht. 

Es darf jedoch nicht verschwiegen werden, daß bei einer nicht geringen Z a h l 

von Kindern derartige Erfolge trotz aller Bemühungen der Berater und der 

Eltern des Kindes ausbleiben. Hier m u ß kritisch gefragt werden, warum dem 

so ist. Es kann daran liegen, daß ein solches K i n d nicht zeitgerecht sonder­

pädagogisch erfaßt und seine Betreuung deshalb viel zu spät eingeleitet wor­

den ist. Es kann seine Ursache auch darin haben, daß seine apparative Versor­

gung unzureichend ist. Ausbleibende Erfolge können aber auch in einer unvoll ­

ständigen Diagnose ihre E r k l ä r u n g finden. Ursachen für ausbleibende Erfolge 

sind also nicht nur beim K i n d oder vorwiegend beim K i n d z u suchen, wie dies 

Eltern und oft auch P ä d a g o g e n so schnell zu tun bereit sind. Sie können auch 

bei seinen Eltern und zuweilen auch bei deren Berater zu suchen sein. 

Die Ursachen für Erfolg oder Mißerfolg in der Haus-Spracherziehung hör ­

geschädigter Kinder hat MARKIDES (1972) in einer vergleichenden Untersu­

chung sehr kritisch dargelegt. E r hatte hierfür zwei ausgewogene Gruppen von 

hörgeschädigten Kindern zusammengestellt, die sich nur in einem Punkte von­

einander unterschieden, nämlich in ihren Eltern. Die Kinder der Gruppe 1 

kamen aus Familien, in denen zwischen allen Partnern ein harmonisches Ver­

hältnis bestand. Die Familien der Kinder der Gruppe 2 waren dagegen von 

verschiedenartigen sozialen und emotionalen Problemen bedrängt . V o n den 

Familien der Kinder der Gruppe 1 konnte MARKIDES nach einer Langzeit­

betreuung feststellen, d a ß ihre Betreuung keine besonderen Probleme aufgege­

ben hatte und ein in der Frühförderung hörgeschädigter Kinder erfahrener 

Gehörlosenpädagoge den Anforderungen dieser Familien durchaus gerecht zu 

werden vermochte. Dagegen benötigten die Familien der Kinder der Gruppe 2 

eine A r t von Hil fe , welche die Fähigkeiten selbst der besten Pädagogen weit 
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überforderte . Diesen Familien mußte zuerst geholfen werden, ihre eigenen Pro­
bleme zu erkennen, bevor es ihnen möglich war, sonderpädagogische H i l f e zu 
akzeptieren, die sie befähigen sollte, ihr hörgeschädigtes K i n d behinderungs­
spezifisch zu betreuen. 

U m welche A r t von H i l f e handelt es sich hierbei? Diese Frage kann hier nur 
in groben Umrissen beantwortet werden. So ist z. B. an Gruppendiskussionen 
aller Angehörigen der engeren und weiteren Familie mit einem mit allen Aspek­
ten der Rehabilitation Hörgeschädigter erfahrenen Sozialarbeiter und/oder 
Psychotherapeuten zu denken. Ferner an regelmäßige Gruppenaussprachen mit 
Familien, die vor ähnlichen Problemen stehen; an zwanglose, ohne Zeitnot 
geführte Gespräche mit Gehörlosenlehrern, Otologen, Humangenetikern, Psy­
chologen und auch Theologen. Wichtig ist ferner, daß diesen Familien die M ö g ­
lichkeit geboten wird, ihr hörgeschädigtes K i n d mehrmals wöchentlich für 
einige Stunden in eine Familien-Spielgruppe zu bringen. F ü r das K i n d bedeu­
tet dies einen kurzen Wechsel in eine spannungsärmere Umgebung, für die 
Mutter aber die Chance, einmal wenige Stunden nicht unter dem Zwang stehen 
zu müssen, ständig an ihr K i n d zu denken. Baby-Sitter-Dienste sowie Ferien­
angebote mit weitgehender Betreuung des hörgeschädigten Kindes, so daß die 
Eltern auch einmal gemeinsamen Urlaub machen können, w ä r e n ebenfalls zu 
organisieren. 

4.5. Weitere A u f g a b e n 

4 . 5 . 1 . Höruntersuchungen 

Eine pädoaudiologische Beratung der Eltern hörgeschädigter Kleinkinder sowie 
eine Frühförderung dieser Kinder in der Haus-Spracherziehung setzt selbst­
verständlich eine diagnostische Abklärung der vorliegenden Hörschädigung 
voraus. Auch hierbei leisten manche Pädoaudiologische Beratungsstellen wert­
volle H i l f e n , verfügen sie doch über ein breites diagnostisches Instrumentarium, 
um sowohl audiologische als auch psychologische Untersuchungen durchführen 
zu können. Bei diesen Untersuchungen kann es sich sowohl um Erstunter­
suchungen als auch um Folgeuntersuchungen handeln. W ä h r e n d Erstuntersu­
chungen lediglich bei den Kindern notwendig sind, die ohne eine vorausgegan­
gene audiologische Untersuchung in einer K l i n i k von ärztlicher oder von ande­
rer Seite mit dem Ersuchen um eine solche Untersuchung überwiesen werden, 
kommen Folgeuntersuchungen bei allen Kindern zur Anwendung, die in die 
regelmäßige pädoaudiologische Frühförderung übernommen worden sind. Diese 
Folgeuntersuchungen dienen sowohl der von Zeit zu Zeit erfolgenden Infrage­
stellung des Erstbefundes bis zur Sicherstellung (oder auch Verwerfung) der 
Erstdiagnose als auch der Ermittlung der in der H ö r - und Spracherziehung 
gemachten Fortschritte. 
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4 . 5 . 2 . D i e sonderpädagogische Überwachung hörgeschädigter K i n d e r i n 
R e g e l s c h u l e n 

D a n k der von einzelnen Pädoaudiologischen Beratungsstellen in enger Zusam­

menarbeit mit den Eltern bei nicht wenigen hörgeschädigten Kindern bereits im 

Vorschulalter erreichten guten sprachlichen Fortschritte sowie dank neuartiger 

technischer H i l f e n , auf die hier nicht näher eingegangen werden kann, ist bei 

einer von Jahr zu Jahr größer werdenden Zahl von hörgeschädigten K i n d e r n 

eine sonderpädagogisch abgesicherte Einschulung in Regelschulen möglich ge­

worden. Solange diese sonderpädagogische Unters tützung schwerhöriger Kinder 

in Regelschulen noch nicht gesetzlich geregelt ist — sie ist in den vom Deutschen 

Bildungsrat Ende 1973 vorgelegten „Empfehlungen zur pädagogischen F ö r d e ­

rung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder und Jugendlicher" 

vorgesehen —, fällt diese Aufgabe ebenfalls den Pädoaudiologischen Bera­

tungsstellen zu, die sie organisatorisch insofern relativ leicht übernehmen k ö n ­

nen, da sie dank des von ihnen entwickelten Systems von Hausbesuchen bereits 

über die Organisationsform eines sonderpädagogischen Außendienstes verfügen. 

4 . 5 . 3 . A u s b l i c k 

Nicht alle Pädoaudiologischen Beratungsstellen in der Bundesrepublik Deutsch­

land und sicher auch in manchen deutschsprachigen N a c h b a r l ä n d e r n sind per­

sonell bereits so gut besetzt (und dies gilt nicht nur in quantitativer Hinsicht), 

d a ß sie die in diesem Bericht aufgezeigten H i l f e n für hörgeschädigte Kinder 

und ihre Eltern in optimaler Form anbieten können. Nicht wenige von ihnen 

sind so eng mit bestehenden Sonderschulen verbunden, d a ß sie ihre Arbeit aus­

schließlich in den Dienst der Sondersdiule stellen und ihre Existenz vor allem 

darin begründet sehen, diesen den erwünschten Schülernachschub zuzuführen. 

Sie k ö n n t e n ihrer Aufgabe sicher weitaus besser gerecht werden, wenn sie in 

ihrer Arbeit unabhängig von den Weisungen einer Schulbehörde wären . Diese 

U n a b h ä n g i g k e i t etwa in der Form zu erstreben, wie dies der Deutsche B i l ­

dungsrat für die noch zu schaffenden Zentren für die pädagogische F r ü h f ö r ­

derung vorgesehen hat, sollte darum ein Hauptanliegen der in den P ä d o a u d i o ­

logischen Beratungsstellen tätigen Fachleute sein. 

L i t e r a t u r v e r z e i c h n i s 

BLOOM , F., 1963. Our Deaf Children. London. 
Deutscher Bildungsrat (Hrsg.), 1973. Empfehlungen der Bildungskommission „Zur 

pädagogischen Förderung Behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder und 
Jugendlicher". Bonn. 

KÖBLE , J., 1969. Zur Psyche des tauben Kleinkindes. Neue Blätter für Taubstummen­
bildung, 23, 153-161. 

LEVINE, E., 1964. The Psychology of Deafness. New York. 

684 



LÖWE , A. , 19652. Haus-Spracherziehung für hörgeschädigte Kleinkinder. Berlin. 
LÖWE , A. , 19733. Sprachfördernde Spiele für hörgeschädigte und sprachentwicklungs-

gestörte Kinder. Berlin. 
LÖWE , A. , 19732. Hörenlernen im Spiel. Berlin. 
LÖWE , A. , 19752. Früherfassung, Früherkennung, Frühbetreuung hörgeschädigter Kinder. 

Berlin. 
LÖWE , A. , 19752. Lernt mich verstehen. Ein Ratgeber für Eltern hörgeschädigter Säug­

linge und Kleinkinder. Hamburg. 
LÖWE , A., 1974. Kinder-Audiometrie. Berlin. 
MARKIDES, A. , 1972. Home atmosphere and linguistic progress of pre-school hearing-

handicapped children. The Teacher of the Deaf, 70, 7—14. 
MICHELS, J., 1973. Frühe Spracherziehung für hörgeschädigte und sprachentwicklungs-

gestörte Kinder. Berlin. 
WHETNALL , E . & FRY, D . , 1964. The Deaf Child. London. 

685 





IV. Abschnitt 

Aufgabenfeld der Studienberatung 





0. Einleitender Kommentar 

Der letzte Abschnitt dieses Bandes beschäftigt sich mit Problemen der Studien­

beratung, im wesentlichen also mit Fragen der Beratung im tertiären Bildungs­

bereich. In dem ersten Beitrag von JÖHRENS & R A U S C H wird zunächst ausführ­

lich auf die Entstehungsbedingungen der Studienberatung in der Bundesrepublik 

eingegangen. Die einzelnen Entwicklungsphasen der Praxis sowie die begleiten­

den gesetzgeberischen Aktivi tä ten auf Bundes- und Länderebene sind zentrales 

Thema der ersten H ä l f t e dieses Berichts. Im zweiten Tei l erfolgt dann eine 

kritische Analyse der gegenwärtigen Situation der Studienberatung. Diese ent­

hält eine Bestandsaufnahme und orientiert über verschiedene Modellversuche in 

der B R D . Abschließend werden Zukunftsperspektiven diskutiert und ein, vor­

nehmlich an die Bildungspolitik gerichteter, Forderungskatalog aufgestellt. 

Der folgende Beitrag von P F A U informiert über ein neues Modell zur Studien­

beratung, das zur Zeit an der Gesamthochschule U l m erprobt wird. G r u n d ­

gedanke dieses Modells ist die „kontinuierliche Begleitung und Kooperation". 

A u f diese Weise sollen die Nachteile einmaliger Beratungsakte (z. B. allgemeine 

Abiturientenberatung oder Fachberatung bei Studienbeginn) vermieden und eine 

dem jeweiligen Prozeßcharakter der Studienwahl angemessene(re) Beratungs­

strategie bereitgestellt werden. Die möglichst frühzeitig, also bereits in der 

Sekundarstufe II einsetzende kontinuierliche Studienberatung u m f a ß t folgende 

Beratungsphasen: (1) Studienvorbereitende M a ß n a h m e n (in der Sekundarstufe 

II), (2) Studienentscheidungshilfen (beim Ü b e r g a n g von der Schule zur Hoch­

schule), (3) Studienbegleitende M a ß n a h m e n (innerhalb der Hochschule). Die 

Studienberatung ist breit anzulegen und sollte viele relevante Beratungsaspekte 

(Schullaufbahnberatung, Berufsberatung, Einzelfallhilfe) umfassen, was in der 

Praxis zur Kooperation zwingt. 

E i n solches Beratungssystein für Abiturienten und Studenten wird im letzten 

Beitrag von H E L L E R beschrieben. Zunächst folgt eine ausführliche Begründung 

der Studienberatung, wobei die sozioökonomische (Bedarfsorientierung), die 

akademische (Studienschwierigkeiten und ihre Ursachen) sowie die persönlich-

soziale Aspektdimension (Konflikte, soziale Herkunft u. a.) die Notwendigkeit 

der Studienberatung unterstreichen. E i n detaillierter Aufgabenkatalog wird 

durch vier Funktionseinheiten sichergestellt: (1) Studien(wahl)beratung (Ermitt­

lung der Studieneignung und Erarbeitung entsprechender Studienwahlvor-

schläge), (2) Akademische Berufsberatung (Information über Arbeitsmarktlage, 

Orientierung über die einzelnen Berufstätigkeiten und ihre Anforderungsmerk­

male), (3) Hochschulinformationsdienst (Beratung über zweckmäßige Fächer­

wahl, individuellen Studienaufbau usw.), (4) Psychotherapeutische Studenten­

beratung (diagnostische und therapeutische H i l f e n bei psycho-sozialen Störun­

gen). Diese vier Beratungsdienste, die im Bedarfsfalle durch weitere Instanzen 

ergänzt werden müssen, repräsentieren die Kernzellen des Beratungssystems. 

Kennzeichnend für dieses ist die Notwendigkeit zur engen Kooperation aller 

am Beratungsprozeß Beteiligten. 
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I n g e b o r g Jöhrens u n d I m m o R a u s c h 

1. Zur Situation der Studienberatung in der Bundesrepublik 
— Entwicklung und Perspektiven 

1.1. Ents tehung der Studienberatung 

Wenn man davon ausgeht, d a ß „ B e r a t u n g " immer ein entscheidender Bestand­

teil der allgemeinen Kommunikation eines jeden funktionierenden sozialen 

Systems ist, so kann man für das System Ausbildung an der Hochschule zwei 

Schlüsse ziehen: Einmal, daß „ B e r a t u n g " schon immer durchgeführt wurde, 

auch vor und parallel zu den institutionalisierten Einrichtungen, und zum ande­

ren den Schluß, daß das Subsystem Ausbildung nicht mehr funktioniert, sobald 

spezielle Beratungseinrichtungen geschaffen werden müssen (vgl. hierzu H U B E R 

1974). Bis etwa Mitte der fünfziger Jahre konnte der in der Hochschule ab­

laufende Kommunikat ionsprozeß diese „ B e r a t u n g " leisten. 

Bereits in den zwanziger Jahren gab es eine Studienanfängerberatung, die 

sich jedoch auf reine Informationsvergabe beschränken konnte, zum Beispiel 

Einweisungen in die Benutzung universi tärer Einrichtungen und Studienorgani­

sationsfragen. Diese Anfängerberatung wurde zum größten Tei l im Rahmen 

von V o r t r ä g e n der entsprechenden Fachvertreter abgehalten. Eine weitere in­

tensive Beratungsmöglichkeit fand ein g r o ß e r Tei l der Studenten in den Ver­

bindungen. Diese Möglichkeit der Beratung war jedoch nach dem 2. Weltkrieg 

auf G r u n d der abnehmenden A t t r a k t i v i t ä t der Verbindungen stark reduziert. 

Solange diese studentischen Gemeinschaften mit der Hochschule im engen K o n ­

takt standen, wie das auch noch geraume Zeit nach dem letzten Krieg der Fall 

war, konnten die ihnen angehörigen Studenten auf ein breites Informations­

angebot zurückgreifen. Z u m großen T e i l pflegten die Universitätsprofessoren 

als Mitglieder der Verbindungen engen Kontakt zum Nachwuchs oder sie wur­

den zu V o r t r ä g e n und Diskussionen eingeladen. V o n Bedeutung waren auch die 

„Alten Herren" , die im Beruf stehend, erste Orientierungen über die Zeit nach 

dem Studium geben konnten. Im wesentlichen ermöglichten die Verbindungen 

enge Kontakte der Studenten untereinander, und es war die Regel, d a ß man 

sich sowohl bei Studien- als auch bei persönlichen Schwierigkeiten gegenseitig 

half. Die Bedeutung der Verbindungen schwand jedoch in dem M a ß e , wie sie 

sich von alten Traditionen nicht loslösen konnten. Anfang der sechziger Jahre 

spielten sie als Informationsquelle und K o n t a k t s t ä t t e für nur noch sehr wenige 

Studenten eine Rolle. Heute versuchen sie gelegentlich durch Ankündigung von 

Anfängerberatungen neue Mitglieder zu werben. 
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Nach dem Kriege wurden, vor allem durch die amerikanische Besatzungs­

macht, andere Formen eines studentischen Gemeinschaftslebens propagiert. So 

versuchte man durch eine gezielte Förderung gemeinschaftlicher Wohnmöglich­

keiten den Studenten Gelegenheit zu bieten, in einer eng umgrenzten und ge­

schlossenen Gemeinschaft demokratisches Verhalten einzuüben. Die Gründung 

internationaler Studentenheime sollte durch das Zusammenleben der aus ver­

schiedenen Nationen stammenden Studenten die Möglichkeit eines friedlichen 

und kooperativen Zusammenlebens erfahrbar machen. Auch hier fand im R a h ­

men der üblichen Kommunikation Beratung statt. 

Eine weitere intensive Kommunikationsmöglichkeit (und damit auch Beratung) 

zwischen den Studenten wurde durch die nach dem Krieg langsam aufkom­

mende Selbstorganisation der Studentenschaft ermöglicht. M i t der verfaßten 
Studentenschaft wurden Selbsthilfeeinrichtungen geschaffen, deren Aufgaben 

unter anderem in der Beratung und materiellen Unters tützung bei sozialen 

Schwierigkeiten bestand. E i n weiteres Kommunikationsforum bildeten die poli ­

tisch orientierten Studentengruppen sowie die Fachschaften, die die Anfänger ­

beratung als eine ihrer wesentlichsten Aufgaben ansahen. M a n kann sagen, d a ß 

bis etwa 1964 (Beginn der „Bildungsnotstandsdiskussion") Beratung im R a h ­

men der üblichen Kommunikation stattfinden konnte (vgl. hierzu u. a. P ICHT 

1965). Es gab noch nicht den Massenandrang an den Universi täten mit seinen 

Isolierungserscheinungen des einzelnen Studenten und der Anonymisierung der 

Lehrenden, die Relation Professoren, „Mit te lbau" und Auszubildende war gün­

stiger für persönliche Kontaktnahmen (vgl. auch SATERDAG 1971 und BECK­

M A N N u. a. 1971). Anfängerveranstal tungen und Beratungen durch ältere Stu­

denten bei der Immatrikulation konnten die ersten Unsicherheiten beim Wechsel 

von Schule zu Hochschule beseitigen. 

In diesem Zusammenhang ist noch ein wesentlicher Punkt zu erwähnen, der als 

E r k l ä r u n g für die damaligen relativ geringen Beratungsbedürfnisse dienen 

kann: Der akademische Nachwuchs rekrutierte sich vorwiegend aus solchen 

Schichten, in denen Zumindestens ein Elternteil eine Hochschulausbildung durch­

laufen hatte. Wenn dann noch dasselbe Fach studiert wurde, waren bereits vor 

Eintritt in die Hochschule bestimmte Erwartungen und Einstellungen vorhan­

den, die keine sonderlichen Diskrepanzerlebnisse mit der Studienrealität auf­

kommen ließen, wie dies bei den wenigen anderen Studenten, die aus bildungs­

fernen Schichten kamen, der Fall war (vgl. DAHRENDORF 1965 und PEISERT 

1967). 

1.2. Entwicklungsphasen der Studienberatung 

Außerhalb der für einen reibungslosen Studienablauf notwendigen Informa­

tionsmöglichkeiten war jedoch bereits Anfang der fünfziger Jahre einigen an 

Hochschulkliniken arbeitenden Psychiatern aufgefallen, daß die Anzahl psy­

chisch gestörter Studenten im Vergleich zu ihrer altersgleichen Bevölkerungs-
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gruppe offensichtlich höher lag. Zunächst wurden diese Studenten an den psy­

chiatrischen Kliniken selbst behandelt, später wurden zusätzliche Beratungs­

stellen für Studenten geschaffen, die den Kl iniken unmittelbar zugeordnet wa­

ren. D i e erste Beratungsstelle dieser A r t wurde auf Initiative des Deutschen 

Studentenwerks 1954 in Hamburg eingerichtet (vgl. ZIOLKO , 1969). In der 

Regel konnte die dort geleistete Arbeit nicht über eine psychische Notfallhilfe 

hinausgehen und lief somit im Endeffekt auf eine Selektion der als studien­

untauglich angesehenen Studenten hinaus (vgl. hierzu SCHRAML 1965). M a n 

kann die Einrichtung solcher psychotherapeutischen Beratungsstellen als erste 

Phase in der Reihe der sich in der Folgezeit entwickelnden, mehr oder weniger 

fest institutionalisierten Einrichtungen sehen, die an 8 Universi tä ten zur zusätz ­

lichen Beratung von Studenten dienen sollten. Diese Phase dauerte bis etwa 

1966 (vgl. L E U Z E 1973). 

Die zweite Phase kann man von 1967 bis 1969 ansetzen: In diesen Zeitraum 

fiel die G r ü n d u n g von ca. 15 psychotherapeutischen Beratungsstellen. Der A n ­

stoß zu ihrer Planung und Realisierung ging in allen Fällen von den Studenten­

vertretern im Studentenwerk aus, das zur damaligen Zeit noch als eine Selbst-

hilfeeinrichtung der Studenten anzusehen war, w ä h r e n d Studentenwerke heute 

immer mehr Tei l der staatlichen Administration geworden sind. Im Verlauf der 

Studentenbewegung wurden die vorhandenen Beratungsstellen der Kliniken 

ergänzt durch eigenständige Beratungseinrichtungen, die unter anderem die 

Aufgabe haben sollten, die emanzipatorischen Bestrebungen der Studenten auf 

der persönlichen Ebene zu unterstützen. Die Initiatoren setzten zu dieser Zeit 

große Hoffnungen auf die „fortschrittlichen" Psychoanalytiker, d. h. solche, die 

den Versuch unternommen hatten, eine Brücke zwischen Psychoanalyse und 

Marxismus zu schlagen (vgl. hierzu u. a. ARGELANDER 1973). 

Danach schloß sich eine dritte Phase an, die etwa von 1969—1972 dauerte: 

Sie ist durch die A k t i v i t ä t der in den Beratungsstellen arbeitenden Psychologen, 

Psychoanalytiker und anderen Berufsgruppen gekennzeichnet, die jetzt inten­

siv begannen, ihre Situation und die der Ratsuchenden zu reflektieren (vgl. 

M A H L E R 1971). Motive dafür waren die fehlenden gesetzmäßigen Verankerun­

gen der seit Jahren vollzogenen Arbeit, die permanent unsichere finanzielle 

Situation der meisten Einrichtungen, der nicht mehr zu bewältigende Zustrom 

neuer Klienten und die Sdiwierigkciten, den erforderlichen Ausbau zu vol l ­

ziehen (vgl. SPERLING in : A U R I N U . a. 1973). 

Die Studentenberater erlebten und erleben ihre Arbeit als Sisyphusarbeit, nach­

dem die im Zuge der Studienreform verschlechterten Arbeitsbedingungen zu 

einem massenhaften Andrang in die Beratungsstellen geführt hatten (vgl. L E U Z E 

1973). Einen Niederschlag fand dieses Unbehagen in einer Tagung der Stu­

dentenberater 1968 in Berlin. A u f diesem Forum wurden u. a. die U n z u l ä n g ­

lichkeiten der eigenen Arbeitssituation erörter t . M a n forderte die Entwicklung 

spezifischer Methoden in der Studentenberatung und rückte deutlich die nicht 

mehr funktionsgerechten strukturellen Bedingungen der Universi tä t als E r k l ä ­

rung individuell sich äußernder psychischer Störungen ins Blickfeld (vgl. ZIOLKO 
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1969). In der darauf folgenden Zeit wurden Versuche der Selbstorganisation 

der Berater im Hochschulbereich in Angriff genommen, die jedoch auf G r u n d 

divergierender Interessen, Zielsetzungen und Bedürfnisse fehlschlugen. Die 

einzelnen Beratungsstellen begannen ab 1972 eigene Konzepte und M o d e l l ­

vorstellungen zu entwickeln (vgl. hierzu u. a. Konzeptentwurf zur Studien­

beratung, Bochum 1972). 

Diesen wohl allzu autonom ablaufenden P r o z e ß der theoretischen Aufarbeitung 

der in den Beratungsstellen gemachten Erfahrungen und die ersten Ansätze 

eines gemeinsamen Vorgehens (1. gemeinsame Tagung der Studentenberater in 

der B R D , 1972 in Frankfurt) veranlaßten die staatlichen Stellen, eigene V o r ­

stellungen zu entwickeln, d. h .Gesetzesvorlagen und Ausführungsbestimmungen 

herauszugeben. Diese staatlichen Vorschläge, die die realen Problemfelder und 

die daraus resultierenden Beratungsbedürfnisse der Studenten und übrigen 

Hochschulangehörigen weitgehend unberüdtsichtigt lassen, sind vorwiegend 

durch ökonomische und sozialpolitische Effizienzkriterien bestimmt (vgl. L E U Z E 

1973). Sie sollen der Neuorientierung der bestehenden und noch zu errichtenden 

Beratungsstellen dienen und stoßen bald nach Erscheinen auf starken Wider­

spruch der Mehrzahl der Praktiker und Teile der Studentenschaft, die damit 

einen weiteren Abbau der sozialen Leistungen befürchten. Diese Auseinander­

setzung dauert bis heute an. Die beiden Pole sind durch Reglementierung, Len­

kung, Effektivierung des Bestehenden einerseits und durch individuelle F ö r d e ­

rung, emanzipatorische Gruppenunterstützung andererseits festgesetzt. 

Rückblickend ist die Entwicklung dahingehend zu sehen, d a ß zunächst die stu­

dentischen Probleme unter medizinisch-psychiatrischen Gesichtspunkten betrach­

tet wurden, sich dann die Betroffenen selbst artikulierten und sowohl indivi­

duelle als auch kollektive H i l f e suchten im Rahmen selbst initiierter Einrichtun­

gen. In der letzten Phase begannen die Berater, immer mehr unter dem Druck 

staatlicher Planungstendenzen, eigene umfassende Beratungskonzepte zu formu­

lieren und sie ihren T r ä g e r n an der Universi tä t und den Wissenschaftsministe­

rien vorzulegen mit dem Ziel , einen institutionellen Rahmen für die Studien­

beratung gesetzmäßig zu verankern. 

Die Reaktionen auf Bundes- und Länderebene auf die Konzepte der in der 

Praxis stehenden Berater waren in quantitativer und qualitativer Hinsicht 

unterschiedlich. Sie werden im folgenden dargestellt. 

1.3. E n t w i c k l u n g i n der Gesetzgebung 

In der sich verschärfenden hochschulpolitischen Situation Ende der sechziger 

Jahre wird die Notwendigkeit von Studienberatung von Bildungsplanern und 

Politikern mehr und mehr erkannt, und es entstehen Vorschläge und E n t w ü r f e , 

die darauf hinzielen, die Studienberatung als Aufgabe der Hochschule gesetzlich 

zu verankern. Seit 1970 tauchen in den Hochschulgesetzen der Länder Regelun­

gen über Studienberatung auf. 
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Wenn die Entwicklung der Gesetzesvorschläge und Gesetze zur Studienbera­
tung im folgenden dargestellt wird, so geschieht das vor allem unter dem G e ­
sichtspunkt, inwieweit sich darin nach Inhalt und Zielsetzung der Beratung 
Tendenzen, wie sie sich aus den praktischen Erfordernissen heraus entwickelt 
haben, fortsetzen bzw. welche Perspektiven für die Beratung im Hochschul­
bereich aus dem Stand der Gesetzgebung sichtbar werden. 

1 . 3 . 1 . G e s e t z g e b u n g a u f Bundesebene 

In seinen Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau des tert iären Bildungs­
bereichs nach 1970 hat der Wissenschaftsrat 1966 und 1970 die Intensivierung 
von Studienberatung nachhaltig empfohlen. Im Bericht der Bundesregierung 
zur Bildungspolitik, der sich auf diese Empfehlungen stützt , heißt es: „Die 
Studienberatung ist unverzüglich nachhaltig zu verbessern. Sie soll — wie in 
anderen Staaten auch — neben der allgemeinen Beratung über Studieneignung 
und Studienziel mit dazu beitragen, Studenten bei bestehenden Zulassungs­
beschränkungen auf Studienfächer hinzuweisen, die ihren Interessen und Be­
gabungen entsprechen und gute Berufsmöglichkeiten eröffnen." Etwas später 
heißt es unter dem Stichwort „Beseitigung des Numerus Clausus" ( N C ) „. . . 
und durch eine intensive Studienberatung die immer länger werdenden Studien­
zeiten wieder v e r k ü r z t werden" (Bildungsbericht 1970). 

Ziel der Studienberatung ist also die Milderung der Folgen des N C bzw. M i t ­
hilfe bei deren Beseitigung. Dies soll erreicht werden mit Interessen- und E i g ­
nungsberatung sowie mit Information über die Beschäftigungsmöglichkeiten. 
Im Bildungsgesamtplan der Bund-Länder -Kommiss ion vom 15. Juni 1973 wird 
von der „wachsenden Bedeutung" gesprochen, die einem leistungsfähigen Be­
ratungssystem im Bildungsbereich zukomme. Die Notwendigkeit wird begrün­
det mit „zunehmender Differenzierung der Ausbildungsgänge" sowie „starker 
Individualisierung der Lernprozesse in Schule, Betrieb, Hochschule und Weiter­
bildung" ( B u n d - L ä n d e r - K o m m i s s i o n 1973). 

Als Orientierungspunkt der Beratung wird hier — anders als im oben e r w ä h n ­
ten Bericht der Bundesregierung — weniger der Effizienzgedanke als vielmehr 
das ratsuchende Individuum, das individuell orientierte H i l f e bekommen soll, 
genannt. 

Die Beratung soll inhaltlich einmal 
— „über die vielfältigen Wege und Möglichkeiten im Bildungswesen orientie­

ren" (a. a. O.) , wobei die Erarbeitung von Informationsmaterial und die 
Entwicklung eines geeigneten Verteilungssystems sowie eine enge Zusammen­
arbeit zwischen Berufsberatung, Bildungsberatung und Studienberatung vor­
geschlagen wird. 

— Z u m andern soll „fundierte auf den einzelnen bezogene Beratung" geleistet 
werden, „die sich auch der Mittel der psychologischen und pädagogischen 
Diagnostik bedient". 

— „Schließlich müssen Aufgaben der Einzelfallhilfe bei Leistungs- und Ent-
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wicklungsstörungen — sofern sie nicht spezieller Behandlung bedürfen — 
wahrgenommen werden" (Bildungsgesamtplan 1973). 
Der Aufgabenkreis der Beratung wird hier also deutlich erweitert: Insbeson­
dere erscheint zum ersten M a l Einzelfallhilfe bei Störungen als Aufgabe von 
Studienberatung. Gleichzeitig wird die Einrichtung von Modellversuchen vor­
geschlagen aus der Einsicht heraus, daß das optimale Beratungssystem noch 
entwickelt werden m u ß . 

Im Regierungsentwurf zum Hochschulrahmengesetz ( H R G ) vom 29. 8. 1973 
soll Studienberatung folgende Aufgaben umfassen: 
— Information über „Studienmöglichkeiten und über Inhalte, Aufbau und A n ­

forderungen eines Studiums" für Studienanfänger und studienbegleitend. 
— „Betreuung bei persönlichen Schwierigkeiten im Studienverlauf" (Hochschul­

rahmengesetz 1973). 

— Vergleichende Veröffentlichung der Studien- und Prüfungsordnungen der 
L ä n d e r . 

Als Begründung für die Notwendigkeit von Informationsvermittlung wird 
neben der Nutzung des differenzierten Studienangebots besonderes Gewicht auf 
die Einhaltung der „Regelstudienzeiten" gelegt (von der Möglichkeit, durch 
größere Effizienz des Studiums den N C abzuschaffen, wird jetzt nicht mehr ge­
sprochen). Z u m anderen wird in der offiziellen Begründung zum H R G klar 
gesehen und auch erstmals begründet, daß persönliche Schwierigkeiten in die 
Beratung einbezogen werden müssen, und zwar einmal, weil diese „oftmals 
ihren Grund in der Studiensituation" haben. Aus diesem Bedingungszusammen­
hang heraus wird also für den einzelnen ein Anspruch auf Beratung abgeleitet. 
Z u m anderen wird deutlich angesprochen, daß es für die Hochschule wichtig ist, 
über mögliche Ursachen persönlicher Krisen unterrichtet zu werden. Das heißt, 
für eine Studienberatung als Rückmeldeinstanz (und damit als Unterstützung 
der Studienreform) ist es wichtig, daß in die Beratung persönliche Schwierig­
keiten mit einbezogen werden. Im dritten Tätigkeitsfeld der Studienberatung, 
der vergleichenden Veröffentlichung der Studien- und Prüfungsordnungen, wird 
auf den Zusammenhang zwischen Studienberatung und Studienreform explizit 
hingewiesen. 
Der Bundesrat allerdings meint in seiner Stellungnahme zum H R G , daß der 
Aufgabenbereich im Gesetzentwurf der Bundesregierung zu weit gefaßt sei. 
Eine studienbegleitende fachliche Beratung, die Betreuung persönlicher Schwie­
rigkeiten im Studienverlauf und die vergleichende Veröffentlichung der Studien-
und Prüfungsordnungen scheinen ihm wegen des zu hohen Kostenaufwands 
nicht vertretbar. 
Im Antrag des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft zu dem Regierungs­
entwurf schließlich ist die Formulierung „und sorgt für eine Betreuung bei per­
sönlichen Schwierigkeiten im Studienverlauf" ersetzt durch „. . . sie unterstützt 
die Studenten in ihrem Studienverlauf durch Betreuung" (Ausschuß 1974). 
Die Erwähnung der persönlichen Schwierigkeiten erscheint hier offensichtlich als 
zu weitgehende Festlegung. 1 
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Die K M K hat am 14. 9. 1973 ein Papier beschlossen, das sich mit „Beratung in 
Schule und Hochschule" befaßt Die Begründung für Studienberatung ist hier 
ebenfalls die fehlende Information über objektive Studienbedingungen und 
-möglichkeiten. Ziel der Beratung ist die „Verbesserung der allgemeinen Stu­
dienverlaufsergebnisse und eine Optimierung der Ausbildungskapazi tät" ( K M K 
1973). 

Inhaltlich gliedert sich die Studienberatung in „Allgemeine Studienberatung" 
und „Studienfachberatung", wobei die allgemeine Studienberatung Informa­
tionsvermittlung und Beratung über Studieneignung und pädagogische und 
psychologische Einzelberatung bei persönlichen Schwierigkeiten u m f a ß t . 2 Die 
Rückkoppelung der Ergebnisse und Erfahrungen der Studienberatung an die 
Hochschule ist vorgesehen, aber ohne wissenschaftliche Aufbereitung der Daten, 
sondern nur im Sinne von „Weitergabe und Anregung". Ferner wird eine in­
tensive Kooperation mit anderen Beratungseinrichtungen, z. B. der Schulbera-
tung, insbesondere aber der Berufsberatung, empfohlen. 

Es ist also festzustellen: Begründung für die Beratung ist die zunehmende D i f ­
ferenzierung des Studienangebots und das Problem der Uberfüllung der Hoch­
schule. 

Ziel der Beratung ist entsprechend die optimale Nutzung des differenzierter 
werdenden Hochschulangebots und damit eine optimale Nutzung der Hoch­
schulkapazität angesichts des N C . Zwar nicht explizit, aber durch die E r w ä h ­
nung der Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit implizit, wird ein 
weiteres Beratungsziel nahegelegt: Die größtmögliche Berücksichtigung des zu 
erwartenden Bedarfs auf dem Arbeitsmarkt. 

Diese Ziele sollen erreicht werden durch eine Beratung, die sich inhaltlich vor­
wiegend befaßt mit Informationsvermittlung und diagnostischer Beratung. D a r ­
über besteht Einigkeit bei allen E n t w ü r f e n , ebenso über die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit. Etwas zögernd wird auch 
eingebracht, daß zur Studienberatung gehört : 

— Beratung bei persönlichen Schwierigkeiten 
— Rückkoppelung der gewonnenen Daten an die Hochschule als Beitrag zur 

Studienreform. 
Initiativen auf Bundesebene haben weitgehend Empfehlungscharakter. Es ist 
deshalb interessant zu sehen, inwieweit diese Empfehlungen in die Hochschul­
gesetzgebung der L ä n d e r eingeflossen sind. 

1 . 3 . 2 . G e s e t z g e b u n g a u f L'dnderebene 

Wie oben erwähnt , erscheinen in den Hochschulgesetzen der L ä n d e r Regelungen 
über allgemeine Studienberatung seit 1970, und zwar der Reihenfolge nach in 
Nordrhein-Westfalen im A p r i l 1970, in Hessen im M a i 1970, in Rheinland-
Pfalz im Dezember 1970, im Saarland im Juli 1971, in Schleswig Holstein im 
M a i 1973, in B a d e n - W ü r t t e m b e r g im Juli 1973, in Bayern im Dezember 1973, 
in Berlin im November 1974. In Hamburg und Niedersachsen ist in den gülti-
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gen Hochschulgesetzen Studienberatung nicht e r w ä h n t ; in Bremen schreibt die 

vorläufige Universitätsverfassung von 1972 Studenberatung als dezentrale 

Fachberatung in den Studienbereichen fest. 

Der Aufgabenbereich ist in den Ländergesetzen entweder sehr allgemein gehal­

ten oder weniger umfassend als in der Gesetzgebung des Bundes. So wird ein­

fach von einer „studienbegleitenden Beratung" (Schleswig-Holstein) oder „um­

fassender Studienberatung" (Saarland) gesprochen. Z u m Tei l werden neben all­

gemeinen Formulierungen der Beratungsaufgabe einzelne Aspekte gesondert 

hervorgehoben. So wird im Hessischen Hochschulgesetz die Effizienz des Stu­

diums selbst angesprochen „Sie (die Studienberatung) soll Wege und Möglich­

keiten aufzeigen, wie das gewählte Studium sachgerecht durchgeführt und ohne 

Zeitverlust abgeschlossen werden kann" . Die Funktion der Einbindung in die 

Studienreform wird nur in B a d e n - W ü r t t e m b e r g angedeutet „Sie (die Studien­

beratung) unterstützt die ständigen Einheiten für Forschung und Lehre und die 

Fachbereiche". Den Aspekt der Arbeitsmarktlage e rwähnen Schleswig-Holstein 

und Rheinland-Pfalz: „Studenten und Studienbewerber sind an H a n d von Be­

darfsprognosen eingehend über die Berufsaussichten zu informieren" (Rhein­

land-Pfalz) . Ähnlich heißt es in Nordrhein-Westfalen „Die Hochschule hat die 

Studenten . . . in allen Angelegenheiten des Studiums unter Berücksichtigung 

der Berufseignung und des in den einzelnen Fächern zu erwartenden Bedarfs an 

wissenschaftlich ausgebildeten K r ä f t e n zu beraten." 

Implizit ist der Aspekt der berufsbezogenen Beratung in allen Hochschulgeset­

zen der L ä n d e r enthalten, weil — bis auf Nordrhein-Westfalen mit dem einzi­

gen Hochschulgesetz, das den berufsbezogenen Aspekt in der Studienberatung 

direkt erwähnt — ein Passus über die Zusammenarbeit mit der Berufsberatung 

erscheint. In B a d e n - W ü r t t e m b e r g wird außerdem die Zusammenarbeit mit der 

Bildungsberatung in der Schule durch das Gesetz festgeschrieben. 

1.4. Die gegenwärtige Situation der Studienberatung 

1 . 4 . 1 . B e s t a n d s a u f n a h m e 

Es ist festzustellen, daß es inzwischen an fast allen Hochschulen Beratungs­

einrichtungen für Studenten gibt. Die Tendenz, neue Stellen einzurichten, ist 

weiter steigend. Organisatorisch sind sie teils den psychiatrischen bzw. psycho­
somatischen Kliniken, teils den Studentenwerken, teils unmittelbar dem Rektor 

der Universi tä t zugeordnet, und in einem zu vernachlässigenden kleinen Pro­

zentsatz wird Beratung von den psychologischen Instituten durchgeführt. Es 

setzt sich in der organisatorischen Zuordnung ein Trend fort, der sich schon A n ­

fang der siebziger Jahre abzeichnete. Nach einer Erhebung von R A U S C H (1973) 

waren zwischen 1971 und 1972 die Zahlen der Beratungseinrichtungen in K l i ­

niken gleichgeblieben (11), die Einrichtungen an Studentenwerken waren von 

12 auf 16 gestiegen, während die universitätsunmittelbaren Einrichtungen sich 
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fast verdoppelt hatten (von 7 auf 13). Inzwischen ist die Anzahl der Beratungs­
einrichtungen in Kliniken zurückgegangen, in Studentenwerksstellen konstant 
geblieben; die universitätsunmittelbaren Einrichtungen nehmen weiter z u . 3 

Diese Entwicklung ist aus dem vorher Gesagten verständlich (s. K a p . 1.3): Stu­
dentenberatungsstellen einzurichten ist seit 1970 in zunehmendem M a ß e Pflicht 
der Hodischulen. 

M i t der Ü b e r n a h m e der Beratungsaufgaben durch die Universi tä t selbst ist eine 
deutliche Akzentverschiebung des Beratungsangebotes verbunden: Liegt der Be­
ratungsschwerpunkt der Kliniken und Studentenwerke eindeutig bei psycho­
therapeutischer Beratung, so werden zumindest die neuen Einrichtungen der 
Universi tä ten vorwiegend für Informationsvermittlung ausgerüstet. Integrative 
oder kooperative Beratungssysteme wie in Bochum, Bielefeld, Hamburg, H e i ­
delberg, Saarbrücken, die Informationsvermittlung, Diagnostik, therapeutische 
Beratung und teilweise auch Institutionsheratung anbieten, bestehen zur Zeit 
noch fort; die wenigsten sind aber nur institutionell abgesichert. 
Die Ausrichtung auf Informationsvermittlung zeigt sich etwa in N o r d r h e i n -
Westfalen deutlich, wo an den neu gegründeten Gesamthochschulen jeweils 
Juristen, Theologen, Sozialwissenschaftler und Philologen mit der Errichtung 
von Studienberatungsstellen betraut wurden, also Personen, die schon von ihrer 
Ausbildung her nicht in der Lage sind, schwerpunktmäßig psychologisch-thera­
peutische Beratung anzubieten. 

1 . 4 . 2 . M o d e l l v e r s u c h e z u r S t u d i e n b e r a t u n g 

Trotz der hiermit erkennbaren Tendenz von staatlicher Seite, die Studienbera­
tung als Informationsvermittlung zu institutionalisieren, bleibt die Frage offen, 
welches der „effektivste" Beratungsansatz ist. Diesem Sachverhalt t r ä g t die 
Durchführung von Modellversuchen in Baden-Würt temberg , im Saarland und 
in Hessen Rechnung, an deren Finanzierung sich der Bund beteiligt. 
In B a d e n - W ü r t t e m b e r g wird ein Beratungs- und Informationszentrum (BIZ) 
eingerichtet, das für alle Einriditungen der integrierten Gesamthochschulregion 
zuständig ist. Es versorgt die Studenten mit Informationsmaterial und mit Be­
ratung in Studienfragen und — begrenzt — auch in psychosozialen Fragen. 
Der Beratungserfolg wird empirisch untersucht. Die Erfahrungen im B I Z wer­
den in die Gesamthochsdiulplanung eingebracht und schließen die Erarbeitung 
eines Ausbildungskonzeptes für Studienberater ein (Gesamthochschulmodell­
versuch Karlsruhe/Pforzheim 1974). 

Im Gesamthochschulsystem Mannheim wird schwerpunktmäßig eine Koopera­
tion der Beratung zwischen Schule, Hochschule und Bundesanstalt für Arbeit 
erprobt (Modellversuche im Hochschulbereich 1973). 
In Saarbrücken läuft seit 1973 der Modellversuch einer Beratung im „integrier­
ten Verbund" . Die Universi tät bietet dort an: Studienunterstützende Beratung 
(Fachberatung) sowohl zentral im Büro für Studienberatung als auch dezentral 
in den Fachbereichen. Ferner psychologische Diagnostik, Beratung bei persön-
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liehen Problemen und — in einer organisatorisch unabhängigen universitäts­

unmittelbaren Einriditung — psychologisch-therapeutische Beratung. Enge Ko­
operation besteht mit der Bundesanstalt für Arbeit und den Beratungsdiensten 

in den Schulen. Die Forschungsstelle Studienberatung ist für die wissenschaft­

liche Begleitung des Modellversuchs zuständig und erstellt wissenschaftliche 

Analysen zur Studiensituation (s. AUGENSTEIN 1974). 

Bei dem landesweit angelegten Modellversuch „Kooperat ionssystem Studien­

beratung" in Hessen geht es vor allem um die Effizienz der Rückkoppelung 
von Daten aus der Studienberatung für die Studienreform ( „ K o o p e r a t i o n s ­

system Studienberatung" 1974). Dabei werden als Teilprojekte dieses Model l ­

versuchs an allen Universi täten Hessens verschiedene Beratungsschwerpunkte 

angeboten, die zentral koordiniert und ausgewertet werden. 

1 . 4 . 3 . Realität der S t u d i e n b e r a t u n g 

Zusammenfassend ist zu sagen: Das scheinbar günstige Bi ld , d a ß an fast allen 

U n i v e r s i t ä t e n Beratungsstellen bestehen, sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 

d a ß eine wirksame Praxis der Studienberatung noch am A n f a n g steht. Die Hoff ­

nungen, die sich die Studenten über die Wirksamkeit der Studienberatung zur 

U n t e r s t ü t z u n g ihrer emanzipatorischen Bestrebungen gemacht haben, sind nicht 

erfüll t worden. Ebensowenig sind die anfangs hoch gesteckten Erwartungen der 

Bildungspolitiker, mit Studienberatung die Mängel der Bildungsplanung zu be­

seitigen oder doch mildern zu wollen, in Erfüllung gegangen (s. Bericht der 

Bundesregierung von 1970). Gründe dafür sind: 

— Das eklatante Mißverhältnis zwischen Zahl der Studenten und Beratern 

(nach Ermittlungen der Verfasser betreuen gegenwärtig 140 Studienberater 

660 000 Studenten) läßt jedes Beratungssystem unwirksam werden. 

— Die Beratungsstellen, die sich nur mit Informationsvermittlung befassen, 

können selbst diese Ansprüche nicht erfüllen. Sie verfügen meist weder über 

ausreichende Beratungsunterlagen noch finden sie die Zeit, die Informationen 

schriftlich oder in Beratungsgesprächen und Gruppenveranstaltungen so zu 

vermitteln, daß sie in spürbarem M a ß e prophylaktisch wirksam werden 

könnten . Die therapeutischen Beratungsstellen werden, da sie völlig überlau­

fen sind und Forderungen nach neuen Stellen in letzter Zeit vermehrt abge­

lehnt werden, zu psychischen Notfallambulanzen. 

— Eine von Fachleuten und Politikern gleichermaßen anerkannte Beratungs­
konzeption besteht nicht. Das betrifft sowohl die Beratungsmethoden als 

auch die Ziele. Die Bildungspolitiker wollen mit der Studienberatung die 

Hochschulkapazität besser ausnutzen, und es besteht immer noch weithin der 

Glaube, dies könne ausreichend geschehen durch intensive Informationsver­
m i t t l u n g über das d i f f e r e n z i e r t e A u s b i l d u n g s s y s t e m und die A r b e i t s m a r k t ­
lage. Demgegenüber hat sich in der Praxis integrierter Beratungsstellen im­

mer wieder gezeigt, daß ein großer Teil der Studenten auf diese Weise gar 

nicht zu erreichen ist, sondern d a ß die ganze Person des Ratsuchenden in den 
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Beratungsprozeß miteinbezogen werden muß. Das Eintreten für die E r h a l ­

tung des therapeutischen Beratungsangebotes bzw. für die Erhaltung inte­

grierter Beratungssysteme ist auch bei dieser — unseres Erachtens zu engen — 

Zielsetzung der Kapazi tätsausnutzung unumgänglich. Der Modellversuch in 

Saarbrücken scheint diese Erfahrung neuerlich zu bestätigen. 

— Abgesehen von den laufenden Modellversuchen wird den Beratungsstellen 

gar nicht oder nur in völlig unzureichendem M a ß e die Möglichkeit zur wis­
senschaftlichen Auswertung der Erfahrungen gegeben. Das macht es den Be­

ratern unmöglich, die Effizienz der Beratungsmethoden zu überprüfen und 

zu verbessern. Insbesondere wird dadurch eine konkrete Analyse der Zusam­

menhänge zwischen objektiven Studien- und Lebensbedingungen und S t ö r u n ­

gen der Studenten (z. B. erhöhte Prüfungsangst in bestimmten Studiengän­

gen), die Voraussetzung für eine gezielte Systemberatung wären, unterbun­

den. So verstandene Studienberatung berät einseitig auf die bestehenden Be­

dingungen der Hochschule hin ohne Einflußmöglichkeiten auf die Studien­
reform, wie es in den Gesetzesentwürfen immer wieder Zumindestens ange­

deutet wird (s. H R G , K M K - P a p i e r ) . Bei den sich verschärfenden Studien­

bedingungen erlebt der Berater seine tägliche Beratungspraxis als F a ß ohne 

Boden, und er muß sich fragen, welche Effizienz eine solche Beratung haben 

kann und wem sie dient. 

1.5. Perspektiven 

Der eklatante Beratungsnotstand und die Unsicherheit darüber, was Beratung 

gegenwärtig bewirkt und was sie bewirken soll, läßt bei den Beratern ein immer 

größeres Unbehagen aufkommen. Sie sehen mit Sorge einer Entwicklung des 

Beratungswesens entgegen, das das Interesse der Ratsuchenden immer mehr aus 

dem Auge verliert. In dieser Situation haben sich Studienberater zusammen mit 

Beratern in der Schule und Beratern in der Bundesanstalt für Arbeit zu gewerk­

schaftlichen Arbeitsgruppen „Berater im Bildungsbereich" bei Ö T V und G E W 

zusammengeschlossen.4 

Aus der Erfahrung und Analyse der gegenwärtigen Praxis heraus ergeben sich 

für die Berater Ansprüche an ein funktionsfähiges Beratungssystem, die K Ö H L E R 

( 1 9 7 3 ) p r ä g n a n t zusammengefaßt hat: 

— Beratung m u ß mehr sein als Anpassung an vorgegebene Strukturen der A u s ­

bildungssysteme und des Arbeitsmarktes. 

— Beratung darf sich nicht nur auf Symptome und Folgen der Ausbildungs­

systeme ausrichten; die Untersuchung der Ursachen und deren Beseitigung 

gehören dazu. 

— Beratung kann nicht unparteiisch sein. 

— Beratung m u ß die Bedingungen des Arbeitsmarktes den Ratsuchenden trans­

parent machen. Sie darf keine falsche Planmäßigkei t der Arbeitsmarktent­

wicklung vortäuschen. 
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F ü r die Organisadon von Beratungssystemen fordern die gewerkschaftlich orga­

nisierten Berater daher (Plattform 1973; Forderungskatalog 1973): 

— Beratung muß so organisiert sein, daß sie eine größtmögliche Autonomie 
gegenüber der Institution hat, in deren Auftrag sie b e r ä t . 5 

— In allen Beratungssystemen soll die Mitbestimmung aller Beteiligten (Bera­

ter, Ratsuchende, T r ä g e r ) gewährleistet sein. 

— Kooperative und tendenziell integrative Beratungsmodelle sind bisher auf 

Initiative von Beratern selbst entwickelt worden, wobei die Trägerinst i tutio­

nen zunehmend kritisch auf solche Modelle reagieren. Als Entscheidungshilfe 

sollen Modellversuche durchgeführt werden, deren Effekt iv i tä t wissenschaft­

lich und, über die bisherige Praxis hinausgehend, gesellschaftspolitisch kon­

trolliert werden. 

— Entwicklung von sinnvollen Ausbildungsgängen für Berater. W ä h r e n d einer 

solchen Ausbildung soll der angehende Berater lernen, wissenschaftliche M e ­

thoden der Informationsvermittlung anzuwenden, die gesellschaftliche Funk­

tion von Beratung kritisch zu reflektieren und Mißbrauch aufzudecken und 

zu verhindern. Denn „emanzipatorische Beratung ist nur durch emanzipierte 

Berater möglich" (Forderungskatalog 1973). 

A n m e r k u n g e n 

1 Der Text des H R G in der Fassung, wie sie vom Bundestag am 12. 12. 1974 in 
3. Lesung verabschiedet wurde, lag bei Redaktionsschluß noch nicht vor. 

2 Die Frage psychotherapeutischer Beratungsstellen wird im KMK-Papier ausdrücklich 
nicht behandelt. 

3 Genau vergleichbare Statistiken zur ersten Untersuchung liegen nicht vor. Die Daten 
beruhen auf der Statistik von LINDIG (1973) sowie eigenen Ermittlungen. 

4 Die gemeinsame konstituierende Sitzung fand im Oktober 1973 in Fulda statt. 
5 In der gegenwärtigen Situation würde das für die Studienberater bedeuten, sich 

dafür einzusetzen, daß Studienberatungsstellen zentrale Einrichtungen mit eigener 
Satzung werden. Als Fernziel allerdings ist die institutionelle Trennung von Bil-
dungs-, Berufs- und Arbeitsberatung aufzuheben „zugunsten einer selbstverwalteten 
Beratung, die Arbeitsmarkt-, Arbeitsplatz-, Berufs- und Ausbildungssituation kritisch 
untersucht und darstellt" (GEW 1974). 
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D i e t e r Pfau 

2 . Kontinuierliche Begleitung und Kooperation: 
Grundgedanken eines Modells zur Studienberatung 

2.1. Vorüberlegungen 

Probleme des Hochschulzugangs (Numerus Clausus, Wartezeiten, „ P a r k s t u ­
dium") und des Studienablaufs (Fachwechsel, Studienabbruch, überlanges Stu­
dium), die in den vergangenen Jahren bei ständig steigenden Abiturientenzah­
len ( = Studierwillige) immer akuter wurden, haben eine Reihe von A k t i v i t ä t e n 
zur Bewäl t igung dieser Situation ausgelöst. Neben der Neueinrichtung von A u s ­
bildungsgängen als echte Alternativen zum Hochschulstudium wird vor allem 
eine Intensivierung der Beratung angestrebt, um durch das Bereitstellen v o n 
Orientierungshilfen Fehlentscheidungen zu reduzieren und vorhandene K a p a z i ­
täten auszunutzen. 

So wurde in B a d e n - W ü r t t e m b e r g ab 1971 durch die Neueinrichtung v o n B i l ­
dungsberatungsstellen schwerpunktmäßig in Universi tätsstädten eine weitere 
Beratungsinstanz neben die bereits arbeitenden Beratungsdienste (Berufsbera­
tung für Abiturienten und Hochschüler ; Studienberatung der Hochschulen) ge­
stellt. Dies geschah aus der Notwendigkeit heraus, die Abiturienten- und Stu­
dentenberatung als Tei l der komplexen Einheit Bildungsberatung zu intensivie­
ren. 

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben jedoch gezeigt, daß konventionelle 
Studienberatung (einmalige allgemeine Studienberatung und/oder Fachbera­
tung beim Ü b e r t r i t t von der Schule in die Hochschule) Fehlentscheidungen nicht 
verhindern konnte. Die Ursachen sind nicht nur in der unzureichenden perso­
nellen K a p a z i t ä t der Beratungsdienste zu suchen, sondern sind vor allem auch 
auf die der Problemstellung häufig nicht angemessene Beratungsstrategie z u ­
rückzuführen. Einmal kann bei einem einmaligen Beratungskontakt der P r o z e ß ­
charakter einer Entscheidung nicht berücksichtigt werden, zum anderen machen 
gerade solche Abiturienten und Studenten, die von ihrer Persönlichkeitsstruktur 
her als potentielle Studienabbrecher oder Studienfachwechsler anzusehen sind, 
von dem Beratungsangebot keinen Gebrauch, oder das eigentliche Anliegen 
(z. B. Unsicherheit über einen geplanten Ausbildungsweg) kann bei einem ein­
maligen Beratungskontakt nicht artikuliert werden. 
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2.2. Problemstellung 

Die Bildungsberatungsstelle Ulm/Donau wurde 1971 mit der Aufgabe be­
traut, ein Beratungsmodell zu konzipieren, bei dem der Realisierung der fo l ­
genden drei Forderungen entscheidende Bedeutung zukommt: 
a) Studienberatung soll sich als kontinuierlich begleitende M a ß n a h m e dem Pro­
zeßcharakter der Studienwahl anpassen und möglichst frühzeitig bereits in der 
Sekundarstufe II einsetzen. Eine einmalige Beratung unmittelbar im Zusam­
menhang mit dem Abitur erfolgt zu spät, weil die dann zu treffende Entschei­
dung sorgfältig vorzubereiten ist und sich erst nach einer längeren Entwicklung 
vollzieht. Es ergeben sich daraus folgende Beratungsphasen: 

— Studienvorbereitende M a ß n a h m e n (Sekundarstufe II) 
— Studienentscheidungshilfen (Übergang Schule — Hochschule) 
— Studienbegleitende M a ß n a h m e n (Hochschule) 
b) Wie bei anderen Aufgaben der Bildungsberatung in Baden-Würt temberg 
steht Beratung nicht nur auf Anfrage zur Verfügung, sondern wird an die be­
troffene Personengruppe herangetragen. D a r ü b e r hinaus ist die Beratung mög­
lichst breit anzulegen, d. h. es ist nicht nur die gesamte Schülerpopulation der 
Region zu erfassen, sondern es sind auch nach Möglichkeit alle relevanten Be­
ratungsaspekte (Schullaufbahn, Beruf, Studium, allgemeine Lebenshilfe usw.) 
anzubieten. 

c) D a die Abdeckung des gesamten Beratungs-Spektrums nur durch die Zusam­
menarbeit mit anderen Beratungsstellen ermöglicht werden kann, ist eine (nach 
Möglichkeit institutionalisierte) Kooperation mit anderen Beratungsdiensten 
anzustreben. Insbesondere sind hier zu nennen: Berufsberatung der Arbeitsver­
waltung, hochschulinterne Studienberatung, psychotherapeutische Beratungsstel­
len, kommunale und kirchliche Beratungsstellen usw. 

2.3. Aufriß eines Organisationsschemas 

2 . 3 . 1 . S t u d i e n v o r b e r e i t e n d e Maßnahmen 

Das Beratungsprogramm beginnt in den 11. Klassen der Gymnasien, da auf 
dieser Jahrgangsstufe oft bereits studienbezogene Vorentscheidungen (Fächer- , 
Kurswahl) getroffen werden müssen. Die Beratung sollte im Regelfall auf val i ­
den psychologischen Befunden hinsichtlich Interessen, Motivation, Begabung 
u. a. gegründet sein. Diese Befunde werden im Rahmen von Gruppenunter­
suchungen in den Schulen erhoben. Die sich in den 11. Klassen anschließenden 
Einzelberatungen sollen einmal die weitere schulische Laufbahn angehen, zum 
anderen eine erste Orientierung über die nachschulischen Pläne ermöglichen. In 
Gruppeninformationsveranstaltungen werden weitere Orientierungshilfen an­
geboten. 

M i t einer ergänzenden psychodiagnostischen Untersuchung wird das Programm 
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in der 12. Klasse fortgesetzt, in Gruppenveranstaltungen werden Informatio­
nen über Hochschulzugang und Hochschulstudium konkretisiert, in Einzelge­
sprächen werden Schüler auf ein beabsichtigtes Fachhochschulstudium vorberei­
tet. 

Als Abschluß der vorbereitenden M a ß n a h m e n wird allen Schülern des Abitur­
jahrgangs ein zusammenfassendes Gespräch angeboten (Abiturientenberatung). 
Damit ist die vorbereitende Phase abgeschlossen. 

2 . 3 . 2 . S t u d i e n e n t s c h e i d u n g s h i l f e n 

Unmittelbar vor oder nach Ablegen der Reifeprüfung soll die individuelle 
Situation des Abiturienten in dem Spannungsfeld Abiturnote, Hochschulzulas-
sung, Berufschancen mit und ohne Studium, Berufsprognose usw. zum A n l a ß 
genommen werden, konkrete H i l f e n anzubieten bei grundsätzlichen Fragen 
über Aufnahme oder Nichtaufnahme eines Studiums, Bewerbungsmodali täten, 
sinnvollem Einsatz von Wartezeiten usw. 

2 . 3 . 3 . S t u d i e n b e g l e i t e n d e Maßnahmen 

Auftretende Probleme im Verlaufe des Studiums, die zu Studienabbruch, -fach-
wechsel etc. führen können, sind nicht ausschließlich auf Mängel in der Vorbe­
reitung dieser Ausbildungsphase zurückzuführen. Persönliche Probleme erwach­
sen in gleichem Umfange aus der aktuellen Situation. Das studienbegleitende 
Beratungsangebot für die Hochschuleinrichtungen der Region U l m m u ß deshalb 
in s tärkerem Umfange auch therapeutische Aspekte berücksichtigen. Bei den an 
diesen Hochschuleinrichtungen Immatrikulierten ist zwischen zwei Gruppen zu 
unterscheiden: Die eine Gruppe setzt sich zusammen aus ehemaligen Schülern, 
die bereits im Rahmen des studienvorbereitenden Programms betreut wurden 
(Statistiken der Hochschulregion besagen, d a ß etwa die H ä l f t e der Studieren­
den aus der Region stammt), die andere Gruppe Studierender dürfte hinsicht­
lich ihrer Studienvorbereitung sehr heterogen sein. Das Beratungsangebot be­
steht jedoch für beide Gruppen, wird jedoch nicht — wie in den Schulen — so 
unmittelbar an die Studenten herangetragen. 

2 . 3 . 4 . K o o p e r a t i o n s p a r t n e r 

Die Aufgaben der einzelnen Beratungsschritte sind von ihrer Heterogeni tä t her 
von einer einzelnen Beratungsinstanz nicht zu bewältigen. Eine Zusammen­
arbeit ist grundsätzlich erforderlich mit der/den 
B e r u f s b e r a t u n g für A b i t u r i e n t e n u n d Hochschüler 
— in allen Fragen der Studien- und Berufswahl 
— auf allen Klassenstufen der Sekundarstufe II 
— im Tertiärbereich 
S t u d i e n b e r a t u n g der H o c h s c h u l e i n r i c h t u n g e n 
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— bei Fragen des Hochschulzugangs 
— der fachlichen Information 
P s y c h o t h e r a p e u t i s c h e n B e r a t u n g s s t e l l e n 
— bei persönlichen Krisen 
Diese Kooperation sollte nach Möglichkeit auf der Grundlage rechtsgültiger 
Vereinbarungen erfolgen, Zielvorstellung ist die Schaffung einer integrierten 
Beratungsinstanz mit einem umfassenden Beratungsprogramm. 

2.4. Realisierung 

D i e Bildungsberatungsstelle U l m begann 1972 — bei anteiliger Finanzierung 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft — mit der Realisierung 
des vorher skizzierten Konzepts. 
V o m Schuljahr 1972/73 an wurde der erste Schülerjahrgang von der 11. Klasse 
an kontinuierlich betreut. Dieser Jahrgang legt(e) im F r ü h s o m m e r 1975 die 
Reifeprüfung ab. Im Verlaufe der Sekundarstufe I haben die Schüler das Pro­
gramm studienvorbereitender M a ß n a h m e n durchlaufen und mehrheitlich an der 
abschließenden Studienberatung teilgenommen. Diese Abschlußberatung wurde 
z. T . als Tisch-an-Tisch-Beratung von Berufsberater und Bildungsberater durch­
geführt . Nach Abschluß der schulischen Beratungsphase kann auf Grund der 
Erfahrungen sowohl der Beratenen als auch der Berater eine erste Bestands­
aufnahme erfolgen. 

Parallel zum schulischen Regelprogramm führt die Beratungsstelle allgemeine 
Studienberatung, vor allem jedoch psychologische Beratungen für Studierende 
der Hochschulregion U l m durch und arbeitet dabei eng mit anderen Beratungs­
instanzen zusammen. Es besteht eine Vereinbarung zwischen Hochschulregion 
und Bildungsberatungsstelle über die Kooperation im Beratungswesen; die Z u ­
sammenarbeit von Schule, Bildungsberatung und Berufsberatung ist in Baden-
W ü r t t e m b e r g zwischen Kultusministerium und Landesarbeitsamt geregelt. 
Eine Zielvorstellung des Beratungsmodells allerdings, irrationale Entscheidungs­
motive zu reduzieren und damit auch zu einer Reduzierung der Studienabbre-
cher- und Studienfachwechslerquoten beizutragen, m u ß heute wegen der über­
gewichtigen Bedeutung der Abiturnote als Kriterium der Studienwahl wesent­
lich pessimistischer beurteilt werden. 
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K u r t H e l l e r 

3. Konzeption eines Beratungssystems für Abiturienten 
und Studenten 

3.1. E i n l e i t u n g 

Uber die Notwendigkeit, die Studienberatung in der Bundesrepublik Deutsch­

land zu intensivieren, sind sich Experten und Bildungspolitiker weitgehend 

einig. Weniger Einmütigkeit herrscht dagegen über das Wie der Studienbera­

tung und das Wozu, etwa die Pr ior i tä t der Beratungsziele, und die damit z u ­

sammenhängende Frage nach den Ursachen der heute vielfach beklagten Stu­

dienschwierigkeiten. Das Thema „Studienberatung" ist interessant und brisant 

zugleich, prallen doch die Erwartungen (der Studienbewerber bzw. Studenten) 

einerseits und die realen Gegebenheiten für eine gezielte Studien-/Berufsbera-

tung (durch die bestehenden Institutionen) andererseits in der Hochschulwirk­

lichkeit oder auch in deren Vorraum hart aufeinander. Der im Bericht des A r ­

beitskreises „Hochschulgesamtplan" beim Kultusministerium B a d e n - W ü r t t e m ­

berg (1967) vorgeschlagene dreifache Ansatz desiderabler Studienberatung, 

nämlich Beratung und Lenkung innerhalb des Gymnasiums (auf der Sekundar­

stufe II), in der Übergangsphase zwischen Abitur und Studienaufnahme (pro­

pädeutische Lenkungskurse) sowie innerhalb der Hochschule selbst (also w ä h ­

rend des eigentlichen Studienverlaufs), kann als nach wie vor gültige A u s ­

gangsbasis im Hinblick auf die Neukonzeption der Studienberatung angesehen 

werden. Das hier dargestellte Beratungsmodell für Abiturienten und Hochschü­

ler wurde seinerzeit im Auftrag des Kultusministeriums B a d e n - W ü r t t e m b e r g 

von einem Expertenteam unter Leitung des Verfassers (vgl. H E L L E R U . a. 1969) 

erarbeitet und bildete u. a. die Grundlage für den seit 1972/73 in U l m lau­

fenden Modellversuch (vgl. den vorangehenden Beitrag in K a p . 2 dieses A b ­

schnittes), der vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft finanziell ge­

förder t wird. Die nachstehende — stark gekürzte — Wiedergabe des M o d e l l ­

entwurfs und seiner Implikationen soll die theoretische Diskussion um eine auf­

gabengerechte Studienberatung und ihre organisatorische und bildungspolitische 

Realisation gleichermaßen fördern. Insofern knüpft dieser Beitrag direkt an die 

in den voranstehenden Beiträgen von JÖHRENS & R A U S C H (vgl. K a p . 1.4 und 

1.5) sowie von P F A U (vgl. K a p . 2.2 u. 2.3) erhobenen Forderungen nach einem 

kooperativen bzw. integrierten Studienberatungsmodell an. 

Das Unbehagen über die derzeitigen Verhältnisse der Bildungsberatung ist — 

nicht nur in der Bundesrepublik — weit verbreitet. D a ß zwischen erkannter 
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Notwendigkeit bildungspolitischer Entscheidungen (hier bezüglich der Studien­

beratung) und ihrer Umsetzung in das praktische Handeln sehr oft Jahre oder 

Jahrzehnte verstreichen, hängt meines Erachtens nur zum Teil von finanziellen 

G r ü n d e n ab. Sehr viel gewichtigere Bremsklötze sind oft die Institution geworde­

nen Wertungen, Einstellungen und Vorurteile (um ein Wort DAHRENDORFS auf­

zugreifen), ohne deren Abbau auch eine funktionsgerechte Studienberatung 

kaum eine Realisierungschance hat. Vordringlich erscheint eine rational und 

sachlich begründete Konzeption der Studienberatung, die individuellen und ge­

sellschaftlichen Erfordernissen in einem ausgewogenen Verhältnis gerecht zu 

werden verspricht. Das hier beschriebene Modell stellt einen solchen Versuch 

dar. Seine relativ ausführlich gehaltene theoretische Fundierung (vgl. K a p . 3.2 

u. 3.3) soll dabei der Gefahr begegnen, dieses oder ähnliche Modelle einseitig 

aktionistisch oder politisch umzufunktionieren. Andererseits verkennen wir 

nicht die gegenteilige Gefahr des Sich-Verlierens in die Unverbindlichkeit un­

geprüfter Theorien und bloßer Spekulationen versus die Faszination starrer, 

ideologisch begründeter Positionen. 

3.2. Notwendigkeit der Studienberatung 

3 . 2 . 1 . Sozioökonomischer A s p e k t ( B e d a r f s o r i e n t i e r u n g ) 

Das Grundrecht auf Bildung, wie es verfassungsmäßig verankert ist, kann nicht 

ohne Bezug auf die Arbeitswelt von morgen, auf welche die Bildungsinstitutio­

nen vorbereiten müssen, verwirklicht werden. Ausbildung hat nach RIESE (1967, 

S. 15) heute eindeutig Dual i tä tscharakter : Sie dient der Erziehung und For­

mung des Menschen, zugleich ist sie aber auch Vorbereitung auf den späteren 

Beruf, so daß Fragen der Arbeitsplatzbeschaffung, Bedarfsprognosen, kurz der 

Themenkreis von Angebot und Nachfrage, hier relevant werden. Engpaßsi tua­

tionen auf dem Arbeitsmarkt können als Symptom dafür gelten, „daß die t r a ­

ditionelle Form der Entscheidungsfindung in Bildungs- und Berufswahl einer 

rasch wachsenden Wirtschaft nicht gerecht werden konnte" (WIDMAIER 1966, 

S. 35). 

Eine Steigerung der Abiturientenzahl zieht eine Erhöhung der Nachfrage nach 

akademischen Arbeitsplätzen nach. sich. In dieser sich verändernden Situation 

m u ß speziell dem Abiturienten bei der Studienwahl geholfen werden. Infor­

m a t i o n e n über Beschaffenheit u n d A u s s i c h t e n der e i n z e l n e n Studiengänge dürf­
ten ein besseres Verhältnis von Angebot und Nachfrage an Studien- und A r ­

beitsplätzen nach sich ziehen. Die ungleiche Verteilung der Studierenden auf die 

einzelnen Fakultäten und das nachfolgende Überangebot bzw. der Mangel an 

Hochschulabsolventen einzelner Sparten könnten durch eine entsprechende in­

formierende Studienberatung vermindert werden, da zukünftige Berufsaussich­

ten erfahrungsgemäß bei der Studienwahl stark berücksichtigt werden. Die 

U N E S C O hat in diesem Zusammenhang verschiedentlich auf die Bedeutung der 
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Schullaufbahnberatung hingewiesen, da sie eine Koordination von freier Stu­

dien- und Berufswahl einerseits und dem Bedarf der Gesellschaft andererseits 

ermögliche. 

Neben der Ermittlung von Fähigkeiten und Begabungen wird in der Literatur 

und von erfahrenen Praktikern die Aufgabe der Beratung via Information von 

Eltern und Schülern bzw. Studenten über das Studium und die späteren Berufs­

aussichten betont. E i n Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 10. 4. 1968 

empfahl in diesem Sinne die Intensivierung der Berufsberatung in der Ober­

stufe der Gymnasien auf der Grundlage differenzierter Bedarfsprognosen. V a -

lide Aussagen über den zukünftigen Bedarf an Akademikern können jedoch 

nicht aufgrund der augenblicklichen Situation, sondern nur mit H i l f e systemati­

scher Prognosen gemacht werden. So ergab z. B. eine Untersuchung des Wissen­

schaftsrates, daß mehr Studienanfänger in Medizin gebraucht werden, um den 

Bedarf an Ä r z t e n bis 1975 zu decken, w ä h r e n d die Ä r z t e k a m m e r vor dem M e ­

dizinstudium gewarnt hatte, da ihrer Meinung nach viele Hochschulabsolventen 

nicht in der Lage sein würden, ihren Lebensunterhalt zu verdienen (vgl. EDDING 

1964, S. 165). Inzwischen ist diese Streitfrage zu einem Problem der Studien­

fachkapazitäten geworden, wobei der Numerus Clausus keine sachangemessene 

Lösung darstellt. 

Die Erfahrungen der Vergangenheit lehren freilich, d a ß auch wissenschaftliche 

Bedarfsprognosen nicht immer zutreffend waren. Vielfach stellten sich Bedarfs­

schätzungen als zu vage heraus, um eine H i l f e bei der Anpassung an die Nach­

frage des Arbeitsmarktes zu bedeuten (vgl. z. B. U N E S C O 1965, S. 145). Der 

Wissenschaftsrat sieht Bedarfsprognosen als wertvolle H i l f e , nicht aber als aus­

reichende Grundlage für die geforderten Entscheidungen an, da seiner Meinung 

nach die derzeitigen Vorhersagemethoden nicht genügend treffsicher entwickelt 

seien und die Vielzahl der Studienfächer in keiner eindeutigen Beziehung zur 

noch größeren Zahl beruflicher Laufbahnen stünde. Nach F L O U D (1967, S. 64) 

ist die Vorhersage des Bedarfs an Arbeitskräften gewagt, solange technische 

Neuerungen ständig die Beschäftigungsstruktur in der Industrie v e r ä n d e r n . 

In der Zwischenzeit trat jedoch eine Beschränkung im Anspruch gegenüber der­

artigen Prognoseleistungen ein; zudem wurden die Methoden ständig verbes­

sert. Im Auftrag des Wissenschaftsrates und der Deutschen Forschungsgemein­

schaft ermittelte RIESE (a. a. O.) auf der Grundlage eines zunächst für die 

O E C D entwickelten Modells den Bedarf an Akademikern in der Bundesrepu­

blik Deutschland bis 1980. Ferner wurde das Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) von der Bundesanstalt für Arbeit 1967 in Erlangen ein­

gerichtet. Dieses Forschungsinstitut, das Ende der sechziger Jahre seine Arbeit 

aufnahm, hat zur Aufgabe, die gegenwärtigen und zukünftigen Entwicklungen 

auf der Angebots- und Nachfrageseite des Arbeitsmarktes zu bestimmen. 2 Im 

Mittelpunkt des Interesses steht hierbei das frühzeitige Erkennen langfristiger 

Struktur schwächen des Arbeitsmarktsystems, um der Bundesanstalt und den ihr 

unterstellten Berufsberatungsdiensten vorbeugende M a ß n a h m e n auf der Ange­

botsseite und somit fundierte Beratungsunterlagen zu ermöglichen. Ü b e r die 
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verschiedenen methodischen A n s ä t z e vgl. WIDMAIER (1966), v. R E C U M (1969), 

H Ü F N E R (1970) u. a.; zur Kr i t ik der „bürgerlichen Bildungsökonomie" vgl. die 

Ausführungen von D Ö R I N G in K a p . 4.1 des I. Abschnittes in diesem Handbuch­

band und die dort angeführte Literatur. 

Allgemein werden bei den zu erwartenden Prognosen präzise Zahlenangaben 

jedoch selten sein, vielmehr werden Tercrfewzantworten überwiegen, da von den 

drei Merkmalen „hoher Genauigkeitsgrad", „lange Prognoseperiode" und „ g r o ­

ße Schichtungstiefe" quantitative Prognosen meist nur zwei Kriterien enthalten 

können, wenn sie genügend sicher sein sollen. Statt isolierter Prognosen über 

den Bedarf in bestimmten Einzelberufen müssen Gesamtprogramme entworfen 

werden. N u r wenn die Forschung von Gesamtverhältnissen und Interdependen-

zen ausgeht, können bessere Aussagen über einzelne Berufsaussichten getroffen 

werden. 

Aber auch Tendenzantworten ermöglichen bereits eine Information der A b i t u ­

rienten und Studenten. Das Prinzip der negativen Auslese an der Hochschule 

und in der Praxis könnte weitgehend durch eine aktive Beratung der Studie­

renden bzw. Hochschulbewerber ersetzt werden. Eine gezielte Information über 

die K a p a z i t ä t der einzelnen Fachbereiche und Disziplinen, insbesondere an den 

traditionellen Universi täten, führte so zur Verminderung von Fehlinvestitionen 

im Hochschulwesen, indem die Zahl der Studienwechsler und Drop-outs verrin­

gert w ü r d e (vgl. u. a. BARTENWERFER 1970). Informationen über die Entwick­

lung langfristiger Berufschancen erleichtern die Bildungs- und Berufswahl. Dies 

gilt auch im Hinblick auf die derzeitige prekäre Situation des Numerus Clausus 

für eine zunehmende Zahl von Studienfächern. Nach Auffassung des Wissen-

schaftsrates sollte soweit wie möglich die Z a h l der Hochschulabsolventen mit 

der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt übereinstimmen; die genaue Kenntnis der 

Bedarfslage stellt somit eine unabdingbare Voraussetzung für eine gleicherma­

ßen zeitgemäße wie erfolgversprechende Studienberatung dar (EDDING, a. a. O . , 

S. 166). V o n Interessengruppen unabhängige und umfassende Prognosen sind 

gerade dann nützlich, wenn an der freien Entscheidung im Studiengang fest­

gehalten wird, damit der einzelne seinen Entschluß in Kenntnis der Situation, 

die ihn später erwartet, treffen kann. 

3 . 2 . 2 . A k a d e m i s c h e r A s p e k t ( S t u d i e n s c h w i e r i g k e i t e n u n d i h r e U r s a c h e n ) 

Das in den letzten Jahren sprunghaft angewachsene Interesse an weiterführen­

der Bildung und die Bemühungen der Gymnasien, den Prozentsatz der vorzei­

tig Abgehenden zu verringern, hat zu einem erheblichen Andrang an den U n i ­

versitäten und Hochschulen geführt, dessen Höhepunkt möglidierweise noch 

nicht einmal erreicht ist. Unter dieser Expansion, die sich rein äußerlich in über­

füllten Hörsälen , Seminaren und Bibliotheken bemerkbar macht, haben Lehr­

kräf te und Studenten gleichermaßen zu leiden. DAHRENDORF weist in diesem 

Zusammenhang auf drei Symptome hin, die die Problematik des akademischen 

Studiums in der Bundesrepublik Deutschland kennzeichnen. 4 
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Auffal lend, wenn auch schwer erfaßbar , ist seiner Meinung nach die zum Teil 

u n z u r e i c h e n d e Qualität der K e n n t n i s s e der H o c h s c h u l a b s o l v e n t e n . Ferner mo­
niert er die fast schon selbstverständlich gewordene Verlängerung der Studien­

zeit über die laut Studien- bzw. Prüfungsordnung geforderte Dauer hinaus. So 

überschreiten z. B. die A n w ä r t e r für das H ö h e r e Lehramt, aber auch Volks­

wirte u. a., ihre vorgeschriebene Studienzeit von 8 Semestern um 50 % und 

mehr, wobei sich noch eine negative Korrelation zwischen Examensnoten und 

Semesterzahl ergibt. 5 Das dritte besorgniserregende Symptom ist der vorzei­

tige Abgang von der Universität. So schließen von 10 bundesrepublikanischen 

Studenten nur 7, von 10 Studentinnen nur 5 ihr begonnenes Studium mit einem 

Staats- bzw. Universi tätsexamen ab. Das bedeutet, daß ein Drittel aller Stu­

dienanfänger das Studium zu irgendeinem Zeitpunkt abbricht. Die Kultus­

ministerkonferenz, die die Effizienz der Hochschulen unter dem Gesichtspunkt 

der verschiedenen Hochschultypen und Fächer für die sechziger und siebziger 

Jahre beurteilt hat, veröffentlichte dazu folgende Zahlen (nach H E L L E R U . a. 

1969, S. 114). 

Tabelle 1: A b s c h l u ß q u o t e n d e r v e r s c h i e d e n e n H o c h s c h u l t y p e n u n d S t u d i e n f ä c h e r 

H o c h s c h u l t y p / S tud ien fach A b s c h l u ß q u o t e n in % 

1. U n i v e r s i t ä t e n / Techn . Hochschu len 64 
T h e o l o g i e 73 
K u l t u r w i s s e n s c h a f t e n (ohne Vo l ksschu l l eh ramt ) 46 
Rechts- , W i r t s c h a f t s - und Soz ia lw issenscha f ten 65 
M e d i z i n 80 
M a t h e m a t i k und Na tu rw issenscha f ten (e insch l . Pharmaz ie) 75 
Techn. W i s s e n s c h a f t e n 64 
Land- und Fors tw issenscha f ten 91 
V e t e r i n ä r m e d i z i n 81 

2. P ä d a g o g i s c h e Hochschu len 84 

3. Kuns t - und M u s i k h o c h s c h u l e n 80 

Ähnlich berichtet RIEDER (1968) von 51 °/o Studienabbrechern und 49 erfolg­

reichen Lehramtskandidaten an Österreichs Universi täten. Auch GERSTEIN 

(1965) kam aufgrund ihrer Untersuchung zu dem Resultat, daß die philosophi­

schen Fächer die am meisten, die medizinischen und pharmakologischen die am 

wenigsten abbruchgefährdeten Disziplinen sind. Sie findet zwei Begründungen 

für dieses P h ä n o m e n : Einmal sei das Studium der philosophischen Fächer ihrem 

Wesen nach eher „Bildungsstudium" als berufs- und examensbezogen. „Das 

Staatsexamen, das ohnehin nicht in allen Fächern der philosophischen Fakul tä t 

abgelegt werden kann, ist im strengen Sinne kein Abschluß dieses Studiums, son­

dern ein Zulassungsexamen für einen einzigen Berufszweig, den des Lehrers, ein 

Beruf, der mit Vorurteilen belastet ist und viele schon bei Beginn des Studiums 

schreckt. Aber ,Philosoph* an sich oder ,Philologe f an sich bezeichnet eben 

keinen Beruf, der seinen bestimmten Platz im Gefüge der Sozialstruktur ein­

nimmt, wie etwa ,der Mediziner* oder der ,Pharmakologe c . . . Durch die 

mangelnde Bezogenheit zur beruflichen Praxis und durch die oft völlig unge-
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klärten Berufsmöglichkeiten nach dem Studium in der philosophischen Fakul tä t 

übt die Prüfungschance gerade bei Studentinnen oft nur eine geringe Anzie­

hungskraft aus . . . " (S. 38). Als zweiter möglicher G r u n d für die hohe A b ­

bruchquote werden die fehlende Straffheit der Organisation des Studienganges 

und die fehlende Anleitung angegeben. Dies w ä r e ein weiterer Ansatzpunkt für 

die Studienberatung. 

Eingehende soziologische Untersuchungen zum Drop-out-Problem erbrachten 

genauere Aufschlüsse über das Verhältnis von Semesterzahl und Abbruchquote. 

Alle Abgänge zwischen dem ersten und dem sechsten Semester sind als Abgänge 

ohne Examen zu bezeichnen. Erst vom sechsten Semester an besteht die M ö g ­

lichkeit, in Pharmazie, Mittlerem Lehrfach und Fremdsprachen eine Prüfung 

abzulegen. D a diese Möglichkeit, schon nach relativ kurzer Studiendauer einen 

Abschluß zu erlangen, besonders von Studentinnen genutzt wird, blieb der A n ­

teil der erfolgreich bestandenen Examina in den ersten Semestern bei den Stu­

dentinnen höher als bei den männlichen Kommilitonen, die dagegen ihrerseits 

mit ihrer „Prüfungskurve" die Studentinnen spätestens bis zum 12. Semester 

überholt haben. Betrachtet man die Dynamik der prüfungslosen Abgänge 

( = Differenz zwisdien den Gesamtabgängen und den Abgängen mit Examen), 

so stellen sich deutlich geschlechtsspezifische Unterschiede heraus. Es hat sich ge­

zeigt, daß bei den männlichen Studierenden w ä h r e n d der Prüfungssemester 

(8. bis 11. Semester) keine Steigerung der Abbruchquote zu verzeichnen ist; sie 

scheiden vorher oder erst in höheren Semestern aus. W ä h r e n d also das N ä h e r ­

rücken der Prüfungstermine bei den Studenten offensichtlich einen positiven 

Effekt hat, übt die unmittelbar bevorstehende Prüfung auf Studentinnen keine 

so leistungsfördernde Wirkung aus. Hier nimmt die Abbruchquote von Seme­

ster zu Semester um etwa den gleichen Betrag (rund 4 %) zu. Betrachtet man 

die Entwicklung der Abbruchquote in den letzten Jahren, so ist bei den Stu­

dentinnen eine steigende Tendenz zu bemerken, w ä h r e n d der Anteil der prü­

fungslosen Abgänge bei den Männern im gleichen Zeitraum eher abnimmt und 

sich zu den Abgängen mit Prüfung tendenziell indifferent verhäl t . Bei den 

weiblichen Studierenden ist seit 1959/60 die Zahl der Erfolglosen größer als 

die Zahl der Erfolgreichen (nach GERSTEIN , a. a. O . , S. 17 ff.). 

Die Verschiedenartigkeit der Abbruchsquoten bei männlichen und weiblichen 

Studierenden legt den Schluß auf eine geschlechtsspezifische Motivation des vor­

zeitigen Abgangs von der Universität nahe. HITPASS (1968, S. 135) nennt 

9 Kategorien als Ursachenvariablen für den vorzeitigen Abbruch: finanzielle 

Ursachen, Unzufriedenheit mit Uni-Betrieb, intellektuelles U n v e r m ö g e n , abnor­

me Persönlichkeit, häusliche Verpflichtungen, bessere Chancen (ohne Studium), 

Heirat, T o d , ohne Angaben. 

D a ß an österreichischen Hochschulen die beschriebenen Probleme in ähnlicher 

Weise bestehen, zeigt eine Studie von TITSCHER & WISGRILL aus dem Jahre 

1966. Im Rahmen einer Längsschnittuntersuchung ging man hier von einer fest­

gesetzten Anzahl von Studierenden der juristischen F a k u l t ä t ( N = 6382) aus, 

deren Studium Semester für Semester bis zum Examen, Abbruch oder Ende des 
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6. Studienjahres weiterverfolgt wurde. Aufgrund systematischer Beobachtung 

bestimmter Merkmalsdaten (Verlauf des Studiums, Examina, Studienabbruch 

usw.), die in regelmäßigen Abständen erhoben wurden, gelangten die Verfasser 

zu einigen aufschlußreichen Ergebnissen, von denen wir hier vier besonders re­

levante zitieren (S. 30 ff.). 

„(1) Nur 44% der Jusstudenten schließen ihr Studium innerhalb von 7 Jahren positiv 
ab; nur 37% mit dem Doktorat! Diesem sehr geringen Anteil stehen 40% 
gegenüber, die das Studium erfolglos abgebrochen haben! 

(2) Das Jusstudium schließt nur eine Minderheit mit dem angestrebten Grad ab; wird 
aber das Doktorat erreicht, so geschieht dies meist ohne nennenswerte Verzöge­
rung. 

(3) Zu der Tatsache, daß von den weiblichen Erstsemestrigen im Vergleich zu den 
männlichen ein geringerer Prozentsatz das Studium mit Erfolg abschließt, kommt 
noch hinzu, daß diese im Durchschnitt auch länger studieren als ihre männlichen 
Kollegen. 

(4) Fast zwei Drittel der erfolglos Studierenden blieben höchstens 2 Jahre an der 
Fakultät; das sind 25 % aller Neuinscribenten!" 

Neben dem Drop-out-Komplex stellt der Studienwechsel ein weiteres wichtiges 

Problem dar. E i n erfolgreicher Studienverlauf ist nach HITPASS (a. a. O . , S. 57) 

weitgehend bestimmt von der „rechten Wahl des Studienganges (d. h. von der 

Übereinstimmung selbst eingeschätzter Potenz und ihrer Realisierung während 

des Studienganges) und den finanziellen Gegebenheiten". Leider stehen uns nur 

die Zahlen von HITPASS , die sich auf nordrhein-westfälische Hochschulen be­

ziehen, zur Verfügung. E r schätzt die Häufigkeit des Fachwechsels auf unter 

10%, von denen 2h den Wechsel in den ersten 4 Semestern vollziehen. Diese 

Tatsache macht deutlich, wie wichtig es wäre , bereits die Primaner ausführlich 

über die einzelnen Studienfächer zu informieren, um unrealistische Vorstellun­

gen über bestimmte Disziplinen zu beseitigen. 

Selbst wenn es nicht zum Fachwechsel oder gar zum Verlassen der Universi tä t 

kommt, so treten doch wohl häufig zu irgendeinem Zeitpunkt des Studiengan­

ges mehr oder weniger spezifische Schwierigkeiten auf. V o r allem die ersten Se­

mester verlaufen oft nicht ganz problemlos; Fragen der Finanzierung und Z i m ­

merbeschaffung, Unkenntnis über zweckmäßige Einteilung des Studiums, man­

gelnde Orientierung über Studiengewohnheiten und Eingewöhnungsschwierig­

keiten komplizieren die erste Zeit an der Universi tä t bzw. Hochschule. Selbst 

die Suche nach den verschiedenen Instituten und verstreuten Universitätsgebäu­

den kann verwirrend sein. Student zu sein, bringt einen neuen Lebensstil mit 

sich, die Veränderung bezieht sich praktisch auf alle Lebensbereiche. Der Abi tu­

rient, der bisher an festgelegte Stunden- und Lehrpläne gewöhnt war, sieht sich 

plötzlich einer Vielzahl von Veranstaltungen und Lehrbüchern gegenüber, für 

deren Auswahl er nun selbst verantwortlich ist. Auch im privaten Bereich wird 

Selbständigkeit gefordert. 

Zur Verunsicherung t rägt ferner die Diskrepanz der Einschätzung des Abiturs 

durch den Studenten und die Gesellschaft bei. W ä h r e n d der Studienanfänger 
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stolz auf das bereits Erreichte ist, stellt die abgelegte Reifeprüfung in unserer 

Gesellschaft faktisch nur eine Übergangsqualifikation dar, aber keinen selbstän­

digen Abschluß für irgendeinen Beruf (vgl. PREUSS-LAUSITZ & SOMMERKORN 

1968, S. 437). Solange sich die Studenten noch vorwiegend aus den „oberen" 

Gesellschaftsschichten rekrutierten und von zu Hause schon konkrete Vorstel­

lungen über das Studium und Anweisungen für das Leben an der Universi tät 

mitbekamen, was heute wegen des größer gewordenen Abstandes zu Universi­

t ä t und Lehrfächern auch bei akademisch gebildeten Eltern so nicht mehr möglich 

ist (PREUSS-LAUSITZ), als es noch üblich war, sich studentischen Korporationen 

anzuschließen, wo man bei älteren Semestern Ratschläge einholen konnte, hat­

ten es die akademischen Anfänger etwas leichter (CASELMANN 1964, S. 9 f.). 

Eine weitere Erschwerung gegenüber früheren Zeiten ist in der starken Diffe­

renziertheit und immensen Stoffülle der einzelnen Disziplinen zu erblicken. Die 

Unfähigkei t , einen Überblick zu gewinnen, führt zu einem diffusen Gefühl der 

Überforderung und der eigenen Unzulänglichkeit . Erschwerend kommen dazu 

nicht selten noch Kontaktschwierigkeiten. Der Massenbetrieb an der Universi tät 

bringt die Anonymität des einzelnen mit sich, die zumindest am Anfang nicht 

jedem angenehm ist. Neue Umgangsformen müssen erlernt werden, da sich die 

Spielregeln für den Umgang mit seinesgleichen im Klassenverband nicht ohne 

weiteres auf den Umgang mit Kommilitonen übertragen lassen. Stößt der junge 

Student schon bei der Kontaktaufnahme mit Kollegen auf Schwierigkeiten, so 

gilt das noch in verstärktem M a ß e für die Kommunikation mit Dozenten. M i t 

dem sprunghaften Anwachsen der Studentenzahlen konnte die Vermehrung der 

Lehrstühle — und damit der Kontaktmöglichkeiten — nicht Schritt halten. 

Nicht selten haben die Anfänger sich auch mit einem Problem auseinanderzu­

setzen, das durch unzureichende Ausbildung in dem gewählten Studienfadi 

w ä h r e n d der Gymnasialzeit verursacht wird. Manchem fällt es anfangs schwer, 

den Ausführungen der Professoren zu folgen, obwohl die Schulleistungen auf 

diesem Sachgebiet durchaus befriedigend gewesen waren. In den Praktika der 

naturwissenschaftlichen Fakul tä t werden Fertigkeiten vorausgesetzt, die von 

den Gymnasien nicht vermittelt wurden, ebensowenig wie selbständiger metho­

discher Umgang mit Quellen, Katalogen, Sekundärl i teratur usw. Ein weiteres 

Problem stellt die Beschaffung der von den Lehrenden empfohlenen Literatur 

dar, auch wenn sich diesbezüglich die Verhältnisse in den letzten Jahren gebes­

sert haben. U n d wenn die Anfangsschwierigkeiten bewältigt sind, ist damit 

noch keine Garantie gegeben, daß das Studium erfolgreich beendet wird. Nach 

den ersten Semestern kommen viele der Studierenden in ein Stadium allgemei­

ner Desinteressiertheit und einer (je nach Wesensart verschieden akzentuierten) 

Unzufriedenheit mit der eigenen Person, mit Lehrstoff oder Dozenten 

(REICHENBECHER 1962). Sei es, daß der Ubergang vom „Lernen" in der Schule 

zum „Studieren" nicht bewältigt wurde, d a ß Studium und eigene Fähigkeiten 

sowie spätere Berufschancen falsch beurteilt wurden oder plötzlich andere 

Fachgebiete das Interesse fesseln, jedenfalls wird die Richtigkeit der nach dem 

Abitur getroffenen Entscheidung plötzlich in Zweifel gezogen. Unstimmigkei-
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ten persönlicher und fachlicher A r t mit Professoren und Dozenten können noch 

zusätzlich zur Verschlimmerung dieser Krise beitragen. 

Nicht weniger kritisch als die Anfangszeit sind auch die Prüfungssemester\ Wie 

schon erwähnt , nimmt ein hoher Prozentsatz der Studenten diese H ü r d e nicht; 

ein Teil scheitert an den intellektuellen Anforderungen, die an Examenskandi­

daten gestellt werden, ein T e i l an der Prüfungsangst, sie melden sich erst gar 

nicht oder treten wieder zurück. Aus verschiedenen Gründen wird die P r ü f u n g 

von Semester zu Semester hinausgeschoben, z. B. wenn ein Lehrstuhl vakant 

und nicht sofort wieder besetzt wird oder wenn der neue Ordinarius eine der 

bisherigen Ausbildung entgegengesetzte Lehrmeinung vertritt, was eine lang­

wierige Umorientierung für die Studenten zur Folge hat. Auch finanzielle 

Schwierigkeiten können Ursache für die jahrelange Verzögerung sein. 

3 . 2 . 3 . Persönlich-soziale A s p e k t e ( K o n f l i k t e ^ s o z i a l e H e r k u n f t u. a . ) 

Soziale Herkunft , wirtschaftliche Lage, familiärer Bildungsstandard, gesell­

schaftlicher Status der Eltern und damit häufig die berufliche Stellung des V a ­

ters spielen bei der Schul- und späteren Berufswahl der Kinder und Jugend­

lichen eine nicht zu unterschätzende Rolle (vgl. K A T H 1964, S. 26; H E L L E R 1970, 

S. 28 ff. u. 163 ff.). Die soziale Schicht ist von zentraler Bedeutung „für die 

Sprachstruktur, die damit verbundene Motivationsstruktur, das Aspirations­

niveau und für die Vermittlung der kulturellen N o r m e n " (PREUSS-LAUSITZ & 

SOMMERKORN , a. a. O . , S. 442). W ä h r e n d es sich in der Bundesrepublik bei je­

dem zweiten Erwerbstät igen um einen Arbeiter handelt, stammen nach einer 

Zusammenstellung von DAHRENDORF aus dem Jahre 1965 nur rd. 5 °/o aller 

Studierenden aus Arbeiterfamilien; heute (zehn Jahre später) liegt der entspre-

diende Prozentsatz zwischen 10 und 15° /o . Das bedeutet, daß die H ä l f t e der 

Bevölkerung nur durch 1/20 (1965) bzw. 1/10 (1975) aller Universi tätsstu­

denten repräsentiert wird (in den Jahren 1893 waren es 0,1 %>, 1928/29 — 

2,2%, 1953/54 - 4 ,7%). V o n diesen 5 , 2 % bzw. rd. 1 0 % sind etwa 4/5 

der V ä t e r Facharbeiter, was darauf schließen läßt, d a ß die unteren 25 % un­

serer Gesellschaft nur 1 bis 2 % der Studentenschaft stellen. DAHRENDORF (a.a. 

O . , S. 5): „Die Zahlen lassen sich nahezu umkehren: Aus den nach Einkommen, 

Prestige, Einfluß und Ausbildung oberen 1 % rekrutierten sich (1960; d. Verf . ) 

nicht viel weniger als l U aller Universitätsstudenten. Noch eindringlicher ist ein 

anderer Vergleich, in dem sich zugleich erste Ansätze einer Erklärung ankündi ­

gen. Es gibt in der Bundesrepublik etwa 1 M i l l i o n Landarbeiter; aus deren F a ­

milien rekrutierten sich im W S 1958/59 genau 80 Universitätsstudenten. Es 

gibt in der Bundesrepublik etwa 1 M i l l i o n Beamte (heute vermutlich mehr; 

d. Verf . ) ; aus deren Familien rekrutierten sich im gleichen Semester 52 199 Stu­

denten an deutschen Wissenschaftlichen Hochschulen (Univers i tä ten) . " In den 

Jahren 1955/56 ergab sich, gemessen an dem Schichtbild von JANOWITZ , fo l ­

gende Sozialschichtung der Studentenschaft. 
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Tabelle 2: S o z i a l e H e r k u n f t ( w e s t - ) d e u t s c h e r U n i v e r s i t ä t s s t u d e n t e n i m W S 1 9 5 5 / 5 6 6 

Soz ia l sch ich t G e s a m t b e v ö l k e r u n g 
% - A n t e i l 

S tuden tenscha f t 
%-An te i l 

O b e r e M i t t e l sch i ch t 4,6 47,2 
Un te re M i t t e l sch i ch t 38,6 47,4 
O b e r e Un te rsch i ch t 13,3 5,0 
Un te re Un te rsch ich t 38,6 — 
Unk lass i f i z i e rba r 4,9 0,4 

100,0 100,0 

Der überwiegende Teil aller Studierenden stammt demnach aus Beamten- und 

Angestelltenfamilien, das Verhältnis dieser beiden Berufsgruppen zueinander 

hat aber in den letzten Jahrzehnten eine Änderung erfahren. „1928/29 kamen 

auf 100 studierende Beamtenkinder 26 Kinder von Angestellten, 1952/53 wa­

ren es 60, im Winter 1962/63 bereits 87. Es scheint nur noch eine Frage der 

Zeit zu sein, daß die Söhne und Töchter von Angestellten die stärkste Gruppe 

in der Studentenschaft bilden" ( K A T H 1964, S. 28). Inzwischen hat sich dieser 

Trend weiter verstärkt . 

Verschiedene Untersuchungen haben gezeigt, d a ß der Beruf des Vaters auch auf 

die Berufswahl und Interessen der Kinder von Einfluß ist. So studiert(e) über 

die H ä l f t e der Söhne von Ä r z t e n Medizin, 40 % der Söhne von Juristen wäh­

len ebenfalls Jus als Studienfach, Söhne von selbständigen Ingenieuren und A r ­

chitekten technische Fächer ; Vs der Söhne von Großhändlern und Fabrikan­

ten interessiert sich für Wirtschaftswissenschaften, und jeder 4. Student der 

evangelischen Theologie ist Pfarrerssohn ( K A T H 1964, S. 29 f.). Akademiker­

kinder bevorzugen Medizin, Jura, evangelische Theologie ( K A T H ) und Höheres 

Lehramt (HITPASS); Kinder von Landwirten streben Berufe an, die auf dem 

D o r f bekannt sind und Ansehen genießen: Geistliche und Lehrer (HITPASS). 

Ähnlich liegen — oder lagen bis zur Einführung des totalen Numerus Clausus? 

— die Verhältnisse auch bei Arbeiterkindern. 

Was die Effizienz des Studiums bei Kindern verschiedener sozialer Herkunft 

betrifft, so fand HTTPASS (1967, S. 69), daß die höchste Erfolgsquote im Stu­

dium die Akademikerkinder und Kinder aus der Mittelschicht haben ( 9 0 % ) , 

geringere Quoten erreichen Kinder von Selbständigen und Arbeitern sowie die 

Halbwaisen (85 % ) . Ähnliches berichten TITSCHER & WISGRILL (1968, S. 85) 

in bezug auf das Jusstudium an der Univers i tä t Wien. Auch sie kamen zu dem 

Resultat, daß der Anteil der erfolgreich abschließenden Studenten mit steigen­

dem Sozialstatus zunimmt. „ W ä h r e n d von den Arbeiterkindern nur 29 % bis 

zum Doktorat kamen, schloß von den Söhnen und Töchtern von Angestellten 

und Beamten mehr als ein Drittel mit einem akademischen Grad ab; Studie­

rende, deren V ä t e r selbst eine abgeschlossene Hochschulbildung besaßen, waren 

zu 44 % erfolgreich" (a. a. O.) . D a f ü r studieren die Arbeiterkinder, die bis 

zum Ende kommen — ein Drittel von ihnen ver läßt die Fakultät bereits in den 

ersten zwei Studienjahren — schneller als ihre Kollegen aus oberen Schichten, 
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was sich schon darin äußert , d a ß über 50 % der Doktoranden der unteren So­

zialschicht zum frühestmöglichen Termin promovieren (aus Akademiker-, Be­

amten- und Angestelltenfamilien nur etwa V 3 ) . Gleichzeitig ist aber auch der 

Anteil derjenigen, die v e r z ö g e r t abschließen, größer als bei anderen Berufs­

gruppen (21 °/o). 

Bei den weiblichen Studierenden spielt die soziale Herkunft eine noch größere 

Rolle als bei den männlichen. Weit mehr als die H ä l f t e stammt aus Familien 

der sog. Oberschicht, wo sich offenbar eine größere Aufgeschlossenheit und Be­

reitschaft, die finanziellen Kosten zu tragen, findet. Im Gegensatz zu den bisher 

beschriebenen Ergebnissen erbrachte GERSTEINS Untersuchung, daß mehr als 

die H ä l f t e der ausgeschiedenen Studentinnen der Schicht des gehobenen Bürger ­

tums entstammt, d a ß also gerade Mädchen aus der wohlhabenden Bildungs­

schicht leichter zum Abbruch neigen als Arbeiterkinder. Dies wird damit be­

gründet, „daß in einer sozialen Umwelt , in der der Schritt zur Universi tät sehr 

nahe liegt oder nahe gelegt wird, in der keine soziale Distanz überwunden 

werden muß und in der ein Studium so selbstverständlich ist, daß die Entschei­

dungsschwelle vom Abitur zur U n i v e r s i t ä t gar nicht wahrgenommen wird, auch 

der Schritt von der Univers i tä t leichter getan w i r d " (a. a. O . , S. 25 f.). Die Aus­

einandersetzung mit dem Studium erfolgt hier erst nach Beginn desselben und 

ist nicht Voraussetzung für den Entschluß selbst. Hier wird Verzicht auf Been­

digung des Studiums durch ein Examen nicht unbedingt als Prestigeverlust er­

lebt. 

Freilich beeinträchtigen nicht nur soziale Gesichtspunkte den Studienerfolg, in 

kaum geringerem M a ß e spielen hierbei Persönlichkeitsfaktoren eine Rolle. Wir 

haben schon auf einige der verschiedenen Schwierigkeiten, die während eines 

Studiums auftreten und zu Fachwechsel bzw. vorzeitigem Verlassen der Hoch­

schule führen können, verwiesen und wollen nun noch kurz die Ursachen der­

selben andeuten, die in den meisten Fällen in Konflikten verschiedener A r t und 

Ausprägung sowie in Emotionen subjektiv erlebter Belastung (z. B. Insuffi­

zienzgefühlen) zu suchen sein dürften. So vermutet FRANKE aufgrund einer 

Morbiditätsstatistik aus dem Jahre 1956, d a ß mindestens 20 bis 30 Vo der ge­

samten Studentenschaft „mit Schwierigkeiten fertig werden muß, die nicht aus 

eigener Kraf t gelöst werden k ö n n e n " (zit. nach REICHENBECHER , a. a. O . , S. 

17). Siehe ergänzend dazu den Beitrag von JÖHREN & R A U S C H in diesem 

Handbuchband. 

Neben den Grundtypus des Berufswahlkonfliktes, der im Idealfall bereits mit 

Beginn des ersten Semesters seine Lösung gefunden hat, sich aber oft noch über 

Jahre hinziehen kann, tritt nicht selten der Konflikt zwischen Berufswunsch 

{— Studienwunsch) und Realisierungsmöglichkeit in der Praxis. Hier ließe sich 

durch rechtzeitige Beratung vor dem Abitur in vielen Fällen Abhilfe schaffen. 

Ebenso könnte manchem durch gründliche psychodiagnostische Untersuchung 

ein Konflikt zwischen Wollen und Können, zwischen Interessen und intellek­

tuellem Vermögen, erspart bleiben. Falsche Einstellungen und unrealistisdie E r ­

wartungen aufgrund unzureichender Information tragen ebenfalls zur subjek-
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tiven Belastung der Betroffenen bei (PREUSS-LAUSITZ & SOMMERKORN). In ein­

zelnen Fällen ergeben sich auch Konfliktsituationen, die in der Eltern-Kind-Be­

ziehung und der Unsicherheit über den Status der eigenen Person ihre Wurzeln 

haben, insofern, als entweder Studienwunsch der Eltern und Kinder auseinan­

dergehen oder aber, als die Ablösung, die Verselbständigung des Jugendlichen 

vom Elternhaus, von dem er ja größtenteils auch weiterhin finanziell abhängig 

ist, nicht geleistet wird. A u f die Konflikte, die durch fehlenden Kontakt und 

mangelnde fachliche Zusammenarbeit mit Studenten und Dozenten entstehen 

können, wurde bereits hingewiesen. 

Auch auf dem Problemfeld der gegengeschlechtlichen Partnerschaft können sich 

für die Studierenden ernsthafte Konfliktsituationen ergeben. Körperliche Reife 

und der Wunsch nach Bindung lassen sich nur selten mit E r w ä g u n g e n über wirt­

schaftliche Sicherheit in Einklang bringen. Hier kann einmal mehr die sexuelle 

Problematik, zum andern die Partnerwahl im Vordergrund stehen (REICHEN­

BECHER , a. a. O . , S. 56). 

A n dieser Stelle soll noch auf die besondere Problematik der Studentin hinge­

wiesen werden (vgl. GERSTEIN , a. a. O . , S. 63 ff.). Z u den persönlichkeitsbeding­

ten Faktoren, die nicht unbedingt alle geschlechtsspezifisch sein müssen, treten 

hier noch Probleme sozial-ideologischer Provenienz, z. B. solche rollen-spezifi-

scher A r t oder gesellschaftliche Vorurteile. 

E i n wesentliches Moment für den Studienerfolg ist das persönliche Engagement. 

Als hauptsächliche Antriebsfedern, die für einen hohen persönlichen Einsatz vor 

allem bei Studentinnen verantwortlich gemacht werden, gelten starkes Fach-

interesse, intensiver Berufswunsch, Ehrgeiz, Wunsch nach Anerkennung, ausge­

p r ä g t e Aufstiegsmotivation. Zielinadäquate Motivationsformen wären demge­

genüber : Studium zur Allgemeinbildung, Ausbildung als Rückversicherung, 

Akademikertradition, Wunsch der Eltern. Hieraus ergäben sich für die Studien­

beratung sehr relevante Ansatzpunkte, insofern durch eine gezielte Motivati ­

onsanalyse eine Reihe potentieller Drop-outs bereits vor Studienbeginn ermit­

telt werden könnte . 

Z u den ideologischen Faktoren gehört zunächst einmal der Konflikt zwischen 

dem Hausfrau-Dasein und der Berufsausübung, ferner eine immer noch spür­

bare Diskriminierung der weiblichen Studierenden. Umfragen von V E T T E R und 

A N G E R haben ergeben, d a ß sowohl bei Studenten als auch bei Professoren noch 

allgemein die Meinung vertreten wird, daß gute Leistungen bei Männern auf 

intellektuelle Fähigkei ten , bei Frauen hingegen auf größeren Fleiß und Lern­

eifer zurückzuführen seien (nach GERSTEIN , a. a. O . , S. 87 f.). Eine weitere 

Schwierigkeit für die Studentin ergibt sich aus der Rolle der Frau in unserer 

Sozialstruktur. Die Berufswelt war lange Zeit ausschließlich vom Manne ge­

p r ä g t . Die Frau m u ß sich, wi l l sie sich behaupten, diesem Lebensstil weitgehend 

anpassen. Z u einer Synthese zwischen Beruf und Familie fehlen die Vorausset­

zungen in unserer Gesellschaft, hier heißt es meist „entweder — oder". Akade­

mikerinnen und Studentinnen sind diesem Konflikt in besonderem M a ß e aus­

geliefert. Z u irgendeinem Zeitpunkt sehen sie sich vor die Entscheidung gestellt: 
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Studium oder Ehe, da beides auf die Dauer nicht bzw. nur unter starken Bela­

stungen möglich ist. 

Die Bedeutung, die der Informiertheit im Hinblick auf die Erwartung resp. 

Studienmotivation und somit letztlich auch für den erfolgreichen Abschluß z u ­

kommt, wurde unlängst wieder durch einige empirische Untersuchungen hervor­

gehoben. Eine Befragung Berliner Studenten ergab, d a ß fast alle i n a d ä q u a t e 

Vorstellungen von Hochschule und Studium hatten und d a ß die H ä l f t e der Be­

fragten ihre Ansichten über die „Lehr inhal te" nicht verwirklicht sah. „Beson­

ders die Mathematiker waren nicht auf die inhaltlichen Aspekte der Universi ­

tä tsmathematik vorbereitet." Meist herrscht auch Unkenntnis über neben- und 

hilfswissenschaftliche Fächer ; in diesem Zusammenhang wird eine „systemati ­

sche und regelmäßige Information und Beratung zumindest w ä h r e n d der gesam­

ten Oberstufenzeit" gefordert, um die Behinderung, die durch mangelnde 

Kenntnisse der Studienmöglichkeiten, des Studienverlaufs und der Verhaltens­

weisen an der Univers i tä t verursacht wird, vor oder spätestens zu Beginn der 

Studienzeit zu beseitigen. So fordern PREUSS-LAUSITZ & SOMMERKORN an jeder 

Schule die Einrichtung eines Informationsdienstes, nicht zuletzt mit der B e g r ü n ­

dung, daß die amtliche Berufsberatung in ihrer jetzigen Form unbefriedigend, 

weil sachlich ungenügend, sei (S. 452). In diesem Sinne äußer ten sich auch 

DAHRENDORF & PEISERT (1967, S. 75). 

Ü b e r die Notwendigkeit eines umfassenden, intensivierten Beratungsdienstes 

für Abiturienten und Studenten bzw. Sekundaroberstufenschüler , der in seiner 

heutigen Form weithin unzureichend ist, dürften nach den bisherigen E r ö r t e r u n ­

gen kaum mehr Zweifel bestehen. O b und wie umfangreich die bereits bestehen­

den Beratungsdienste in Anspruch genommen werden, ist freilich vorerst der 

Entscheidung jedes einzelnen (Studenten) überlassen. M i t ihrer Forderung nach 

obligatorischer Beratung gehen PREUSS-LAUSITZ & SOMMERKORN beträchtlich 

weiter, wie das folgende Zitat (a. a. O . , S. 452) belegt. 

„Fehlende Kenntnisse der Berufs- und Studienmöglichkeiten, der Studiengänge und 
der Verhaltensweisen an der Universität erwiesen sich als wesentliche Behinderung des 
Studienbeginns. Daher ist eine systematische und regelmäßige Information und Be­
ratung zumindest während der gesamten Oberstufenzeit notwendig. Es sollte über­
legt werden, ob nicht in E r w e i t e r u n g des baden-württembergischen M o d e l l s der Schul­
b e r a t u n g an jeder Schule ein Informationsdienst eingerichtet werden könnte, der auch 
von sich aus aktiv würde. Die Unzulänglichkeiten der amtlichen Berufsberatung las­
sen eine schuleigene Stelle nötig erscheinen. — Auch die vom Wissenschaftsrat gefor­
derte individuelle Beratung der Studienanfänger ist noch unzureichend. Es genügt 
nicht, auf das Problembewußtsein der Studenten zu vertrauen und zu hoffen, daß sie 
in ihrer Verwirrung und Unsicherheit zu einer Beratungsstelle gehen. In einer o b l i g a t o ­
rischen B e r a t u n g z u m S t u d i e n b e g i n n müßten die fachliche Interessenrichtung, die Stu­
dienbedürfnisse und -qualifikationen sowie die Berufsmöglichkeiten der einzelnen Stu­
denten ermittelt und diskutiert werden, und es wäre zugleich zu klären, ob und wie 
die Universität ihnen entsprechen kann." 

Dieser Vorschlag ist meines Erachtens wert, ernsthaft geprüft zu werden. Selbst 

wenn man eine Scheu vor allzuviel Dirigismus im Bildungswesen nicht leugnen 
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kann, kommt man nicht umhin, sich den Aufgaben der Studienberatung zu stel­

len. Deren Effizienz wird — neben organisatorischen, personellen und finanziel­

len Voraussetzungen — nicht zuletzt von der Bereitschaft und der Aufgeschlos­

senheit der Abiturienten und Studenten abhängen, die gebotenen Möglichkeiten 

zu nutzen. U n d da eine prophylaktische Beratung die besseren Chancen auf E r ­

folg bereithält, sollten die Anstrengungen um den Ausbau der Studienberatung 

bereits auf der Sekundarstufe II ohne Zögern vers tärkt werden. Gerade hier 

böte sich — nimmt man das Losungswort von der „Bera tung als Strukturele­

ment des Bildungswesens" ernst — eine echte Chance, ungleiche soziale und per­

sönlichkeitspsychologische Studienvoraussetzungen abzubauen oder wenigstens 

zu mildern (siehe noch H E R L Y N 1974). 

3.3. Aufgaben eines kooperativen bzw. integrierten 
Studienberatungsdienstes 

Unsere Erör terungen konzentrierten sich auf drei Aspektdimensionen: den so-

zio-ökonomischen, den akademischen und den persönlich-sozialen Aspekt der 

Studienberatung. Die drei Problemkomplexe sind freilich in Wirklichkeit nicht 

unabhängig, sie repräsentieren mehr oder weniger verzahnte Hintergrund­

strukturen im Hinblick auf den nachstehenden Aufgabenkatalog: 

(1) Information über spätere Berufsaussichten; 

(2) Aufklärung über die jeweiligen Hochschulkapazitäten in den einzelnen 

Fachbereichen; 

(3) Orientierung über Studiengang und Studienaufbau; 

(4) Information über Beziehung von Studienfach und späterer beruflicher Lauf­

bahn; 

(5) Erfassung von Begabungs- und Interessenstruktur (Studieneignung); 

(6) Beratung an sich geeigneter Abiturienten, die jedoch aus sozialideologischen, 

mangelnden motivationalen oder informatorischen Gründen ihre Studien­

eignung nicht aktivieren; 

(7) Beratung von Abiturientinnen und Studentinnen; 

(8) Beratung bei Studienschwierigkeiten; 

(9) Beratung bei Persönlichkeits- und sozialbedingten Schwierigkeiten. 

Ad. 1 . Aufgrund der sich ständig verändernden Beschäftigungsstruktur in der 

Wirtschaft ist es notwendig, Abiturienten und Studenten über spätere Berufs­
aussichten ausreichend zu informieren. Die Orientierung über die Lage auf dem 

Arbeitsmarkt und die wahrscheinlichen Trends sollte Engpaßsituat ionen weit­

gehend ausschließen und die Studien- und Berufswahl der Abiturienten erleich­

tern. Eine solche Orientierungsfunktion bedeutet eine echte Hilfe zur freiheit­
lichen, in Kenntnis der realen Voraussetzungen und Möglichkeiten getroffenen, 

also bewußten Entscheidung des Studienanfängers. Wirtschaftswissenschaftliche, 
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marktpsychologische und soziologische Untersuchungen werden hierzu die not­
wenigen Informationsunterlagen beschaffen müssen. 

Ad 2. Studienanfänger sollten über die Aufnahmekapazität der Hochschulen in 
den einzelnen Disziplinen orientiert sein. A u f diese Weise könnte eine Vermin­
derung der Fehlinvestitionen im Hochschulbereich erzielt werden, da die Zahl 
der Studienwechsler und Drop-outs durch die weitgehende Aufgabe des Prinzips 
der negativen Auslese herabgesetzt würde . 

Ad 3. Die genaue Orientierung, insbesondere der Studienanfänger, über Stu­
diengang und Studienaufbau, über den wissenschaftlichen Stellenwert der ein­
zelnen Disziplinen usw. ermöglicht von Beginn an eine zielstrebige Ausrichtung 
des Studiums und hilft bei der Uberwindung anfänglicher Unsicherheiten. 

Ad 4. Informationen über die Beziehung von Studienfach und späterer beruf­
licher Laufbahn sind notwendig, weil der Zahl der Studienfächer eine größere 
Anzahl von Berufsmöglichkeiten gegenübersteht. Zudem besteht oft die Gefahr, 
daß der Hochschulabsolvent in der Praxis enttäuscht wird, weil er über A r ­
beitsfunktion und Aufgabenbereich nicht ausreichend orientiert war. 

Ad 5. In den einzelnen Verfassungen des Bundes und der L ä n d e r , so auch in 
Artikel 11 der Landesverfassung von Baden-Würt temberg , ist das „Grundrecht 
auf Bildung" unmißverständlich verankert. Die Zeit, da die Univers i tä t in der 
Regel nur Kindern der Oberschicht offenstand, ist vorbei. U m den Abiturienten 
bzw. Studienkandidaten den ihnen adäquaten Ausbildungsweg aufzeigen zu 
können, ist zuvor eine Erfassung der M o t i v a t i o n , der Begabungs- und Interes­
senstruktur, des Arbeits- und Leistungsverhaltens etc. nötig. Dadurch können 
persönliche Unsicherheiten über eigenen und geforderten Leistungsstandard be­
seitigt werden. 

Ad 6. D a in der Bundesrepublik (wie in fast allen europäischen und außereuro­
päischen Staaten) die sozial niederen Schichten an den Universi täten unterreprä­
sentiert sind, bestünde eine weitere Aufgabe der Studienberatung in der E r m u ­
tigung und pädagogisch-psychologischen L e n k u n g der A b i t u r i e n t e n u n d S t u ­
dienanfänger, deren Testunterlagen eine günstige Prognose für den erfolgrei­
chen Abschluß eines Hochschulstudiums zulassen, die aber, aus welchen Gründen 
immer, ein langes Studium scheuen. 

Ad 7. Die Tatsache, daß mehr als die H ä l f t e aller studierenden Mädchen ohne 
Examen die Univers i tä t wieder verläßt , legt den Schluß nahe, daß ein hoher 
Prozentsatz der Abiturientinnen — oft handelt es sich gerade um Töchter aus 
gehobenen, finanziell gut gestellten Schichten — ein Studium beginnt, ohne aus­
reichend und entsprechend intensiv motiviert zu sein, um die damit verbunde­
nen Belastungen durchzuhalten. Hier w ä r e eine spezifische Studentinnen-Bera­
tung über Sinn, Zweck und Ziel sowie Aufbau des Studiums angebracht. 
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Ad 8. Schwierigkeiten verschiedenster Art , z. B. Konflikte zwischen Interessen-
und Begabungsstruktur, Berufswunsch und Realisierungsmöglichkeit, E i n g e w ö h ­
nungsschwierigkeiten, Konflikte mit Dozenten und Studienkameraden können 
zu Fachwechsel und vorzeitigem Verlassen der Universi tät führen. Hier w ä r e 
im Beratungsgespräch, nötigenfalls auch durch eingehende individualdiagnosti-
sche Falluntersuchung, die Situation zu klären und Hilfestellung bei notwendi­
gen Entscheidungen zu leisten. 

Ad 9. Der laut Morbiditäts-Statist ik hohe Prozentsatz der Studierenden mit 
neurotischen Symptomen verschieden starken Ausprägungsgrades legt die Ein­
richtung psychotherapeutisch orientierter Beratungsstellen nahe. A n verschiede­
nen Universitäten existieren solche Stellen, die meist unter Leitung eines psy­
chologisch ausgebildeten Studentenarztes stehen, bereits seit einigen Jahren. 
Solche Institutionen bedürfen einer schnellen und großzügigen Erweiterung, 
insbesondere in personeller Hinsicht, um die anwachsende Aufgabenlast auch 
nur einigermaßen hinreichend bewältigen und einen dauerhaften Therapieerfolg 
gewährleisten zu können. 

3.4. Modell eines Guidance-Systems für Abiturienten und Studenten 

3 . 4 . 1 . B e s c h r e i b u n g des M o d e l l s 

Nachdem die Notwendigkeit der Studienberatung eingehend begründet und 
daraus ein detaillierter Aufgabenkatalog entwickelt worden ist, soll nunmehr 
unser Vorschlagsmodell zur Studienberatung 7 näher erläutert werden. Dieses 
wurde zwar im Hinblick auf baden-württembergische Verhältnisse konzi­
piert 8 , dem Modell kommt jedoch meines Erachtens grundsätzliche Bedeutung 
— zumindest für die Bundesrepublik Deutschland und eine Reihe benachbarter 
L ä n d e r — zu. Zunächst sei das Beratungsmodell in toto vorgestellt. 
Im Hinblick auf den oben skizzierten Aufgabenkatalog und unter Berücksich­
tigung bereits bestehender Beratungsansätze oder -einrichtungen erachten wir 
ein Guidance-System m i t vier Funktionsschwerpunkten als derzeit praktikabelste 
Lösung. Hierbei käme der (kultusministeriell zugeordneten) Studienberatung — 
die sich aus den zentralen Bildungsberatungsstellen (BBS) entwickeln oder als 
selbständige, jedoch mit den BBS eng kooperierende Beratungsinstanzen etablie­
ren könnte — eine gewisse Schlüsselfunktion zu, insofern ihr als Hauptaufgaben 
die E r m i t t l u n g der S t u d i e n e i g n u n g und die E r t e i l u n g entsprechender S t u d i e n -
wahlv or schlage obliegen. Eine „reine" Studien(fach)-Beratung ohne anschlie­
ßende oder begleitende Berufsberatung bedeutete aber, zumindest in einer auf 
Zweckfunktion eingestellten Hochschulausbildung, ein nonsense, weshalb eine 
gezielte Akademische Berufsberatung (durch die BAA-Dienste) notwendig hin­
zukommen muß. Stehen diese beiden Orientierungsdienste, die möglichst syn­
chron arbeiten sollten, schwerpunktmäßig an der Schwelle vom Gymnasium zur 
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Hochschule — sie werden freilich auch w ä h r e n d der gesamten Studiendauer für 
einen Tei l der Studierenden unentbehrlich bleiben —, so treten der Hochschul-
i n f o r m a t i o n s d i e n s t und die P s y c h o t h e r a p e u t i s c h e S t u d e n t e n b e r a t u n g s s t e l l e erst 
an der Hochschule selbst voll in Erscheinung. W ä h r e n d ersterem Beratungsauf­
gaben bezüglich des Studienaufbaus, der zweckmäßigen Fächerwahl , der Stun­
denplangestaltung u. ä., kurz: der Studienplanung i . e. S. und somit eine ge­
wisse Orientierungsfunktion innerhalb des Hochschulsystems zukommen, oblie­
gen der psychologisch-medizinischen Studentenberatung vorab diagnostische, z. 
T . auch therapeutische Aufgaben im Kontext psychisch-sozialer Störungen und 
Auffälligkeiten w ä h r e n d des akademischen Ausbildungsganges, also mehr eine 
psychohygienische Funktion. Al le vier Beratungsinstanzen kooperieren mitein­
ander; zugleich stellt das Modell ein offenes System dar, insofern sämtliche Be­
ratungsimpulse letztlich nach „ a u ß e n " zielen (spätere Berufs- und Arbeitswelt, 
Hinordnung auf gesellschaftliche, staatsbürgerliche, caritative, kirchliche u. a. 
Aufgabenfunktionen). Die folgende Modellskizze diene der Veranschaulichung 
des soeben Ausgeführten (vgl. A b b . 1). 

Hieraus wird ersichtlich, daß es sich um ein kommunizierendes System mehrerer 
Zelleinheiten (einschließlich der dazugehörigen Forschungszentren) handelt, wo­
bei die Pfeile in der Skizze das Bezugsgeflecht kennzeichnen sollen, indem sie 
Art , Gewicht und Richtungstendenzen der jeweiligen Funktionsabläufe andeu­
ten. Es ist evident, daß die I n t e g r a t i o n dieser F u n k t i o n s z e l l e n z u e i n e m r e i ­
bungslosen Guidance-System angesichts seiner K o m p l e x i t ä t nur im stufenweisen 
Aufbau gelingen wird, über dessen schrittweise Verwirklichung bzw. Koordina­
tion mit dem Ziel eines integrierten oder — vorerst wenigstens — Koopera­
tions-Modells ein detaillierter Plan ausgearbeitet werden müßte . Dieser hätte 
sich sowohl an den sachlichen Notwendigkeiten (Aufgaben) einer Studienbera­
tung als auch an den realen (personellen und finanziellen) Möglichkeiten zu 
orientieren. D a ein solcher Plan, wie wir ihn beispielsweise für das Land Baden-
Würt temberg entwickelten 9, ohne empirische Fundierung nur vorläufigen Gül­
tigkeitscharakter hat, können entsprechende Modifikationen nur im Zuge der 
Realisierung und aufgrund erster praktischer Erfahrungen als notwendige M a ß ­
nahmen erkannt werden. Auch ausländische Vorbilder, so wertvoll und unent­
behrlich ihre Anregungen sein mögen, können hiervon, d. h. der Notwendigkeit 
eigener praktischer Erprobung, nicht entbinden. M i t anderen Worten: Es gilt, 
im Zuge der Realisierung eines solchen Planes eine sukzessive Annäherung von 
Modell und Wirklichkeit zu verfolgen; die Approximation von Modell (Theo­
rie) und empirisch ermittelten Aufgabenfunktionen (Praxis) bleibt auch hier 
oberstes Postulat. 

Zwei Probleme, die bei der Realisierung eines Beratungssystems nach dem vor­
geschlagenen Modell virulent werden könnten, seien noch besonders angespro­
chen: die Zusammenarbeit von B A A - und BBS-Diensten sowie die Rolle der 
Forschungszentren. Die Kooperation zwischen (1) Studienberatung durch die 
BBS und (2) Akademischer Berufsberatung durch die B A A bzw. L A A ist zwar 
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Legende: 
U n i / P H = Un i ve rs i t ä t , Päd. Hochschu le u. ä. 
B B S = Z e n t r a l e B i l dungsbe ra tungss te l l e 
I B S = Ins t i tu t fü r B i l dungsp lanung und S t u d i e n i n f o r m a t i o n S tu t tga r t 
B A A = Bundesans ta l t für A r b e i t (Nü rnbe rg ) 
L A A = Landesa rbe i t sämte r (Be ru fsbe ra tung ) 
I A B = Ins t i tu t fü r A rbe i t smark t - und Be ru f s fo r schung (Er langen) 
Z A P = Z e n t r a l e A r b e i t s g r u p p e für G r u n d l a g e n a r b e i t e n im Psycho log i schen D iens t der 

B A A (Nü rnbe rg ) 

durch Verlautbarungen und (schriftliche) Abkommen (1971) zwischen der K M K 

und der B A A formal geregelt — so scheint es auf den ersten Blick; nichtsdesto­

weniger ergeben sich in der Praxis der Studienberatung immer wieder Rei­

bungsflächen und Probleme, die A n l a ß zu ernster Sorge geben. Solange die B A A 

aus dem „ M o n o p o l der Berufsberatung" einen Alleinvertretungsanspruch in be­

zug auf die (gesamte) Studienberatung ableitet 1 0, wird ein Guidance-System 

für Primaner und Studenten im Sinne unseres Vorschlagsmodells kaum funktio­

nieren können. Im gleichen Sinne äußerte sich jüngst K Ö H L E R (1973, S. 7), 

wenn er fordert: „Das Spannungsverhältnis zwischen Kultusverwaltung (Bil­

dungsberatung) einerseits und Arbeitsverwaltung (Berufsberatung) andererseits 

wird offenkundig. Die Kompetenzabgrenzung — das Problem wird deutlich 

an der Frage ,integrierter* Beratungsprobleme — ist so schwierig, daß gesetz­

liche K l ä r u n g notwendig erscheint." Solange diese K l ä r u n g nicht zustande 

kommt, erscheint eine sachlich begründete Zusammenarbeit von Studien- und 

Berufsberatung bereits im kooperativen Modell (z. B. in Form von „ T ü r - a n -

T ü r - B e r a t u n g e n " ) , erst recht jedoch in einem integrierten Beratungssystem weit­

gehend utopisch. 

Die Forschungszentren, mit denen die Bildungsberatung und somit auch ein 

etabliertes Studienberatungssystem interagieren, übernehmen insbesondere die 

Aufgabe methodischer Entwicklungsarbeit. Der Mangel an validen und zuver­

lässigen diagnostischen Instrumenten wird von erfahrenen Praktikern und For­

schungsexperten genauso beklagt wie das Fehlen wirklich brauchbarer Progno­

semodelle für die Schullaufbahn- und Studienberatung. 1 1 Auch über die eigent­

lichen Beratungsverfahren, deren Effizienz und Gütekriterien, gibt es so gut wie 

keine verläßlichen Angaben. Hier liegt für die Bildungsforschung noch ein wei­

tes Aufgabenfeld bereit. 

Trotz der in den letzten Jahren angestiegenen Forschungskapazitäten auf insti­

tutioneller Ebene (z. B. IBS in Stuttgart, Z A P in Nürnberg , I A B in Erlangen 

u. ä.) werden die skizzierten Aufgaben nur dann in absehbarer Zukunft einiger­

m a ß e n zufriedenstellend bewältigt werden können, wenn sich die wissenschaft­

lichen Hochschulen stärker als bisher an der Bildungsforschung aktiv beteiligen. 

Das Engagement einschlägiger Disziplinen sollte sich dabei nicht nur auf die — 

zweifelsfrei notwendige — Grundlagenforschung beschränken, sondern ver­

stärkt auch auf die angewandte Bildungsforschung richten. Umgekehrt könnte 

die Bildungs- bzw. Studienberatung wertvolle innovatorische Impulse geben, 

etwa im Hinblick auf die (hoch)schuldidaktische Forschung und Praxis. Die 
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Interdependenzen werden durch den „oberen" Zellenverbund unseres in A b ­

bildung 1 dargestellten Beratungssystems verdeutlicht. 

Analoge, wenn auch die praktische Arbeit der Studienberatung möglicherweise 

weniger belastende Probleme ergeben sich in bezug auf die Koordination der 

übrigen Beratungszellen, also zwischen den Funktionseinheiten (1) und (3), 

zwischen (2) und (3), (1) und (4) usw. Näheres dazu vgl. H E L L E R u. a. (1969). 

3 . 4 . 2 . P l a n u n g s p e r s p e k t i v e n 

In der Endausbaustufe sollte an jeder Univers i tä t bzw. in jeder (Gesamt-) 

Hochschule oder Hochschulregion eine Studienberatungsstelle im Sinne von 

Funktionseinheit (1) mit jeweils mindestens 3 bis 5 Psychologen resp. Studien­

beratern eingerichtet sein, die mit einem Kranz von mehreren Funktionseinhei­

ten (Akademische Berufsberatung, Hochschulinformationsdienst, Psychothera­

peutische Studentenberatungsstelle) umgeben ist. Diese m ü ß t e ( n ) in engem K o n ­

takt zum IBS oder vergleichbaren Einrichtungen der Bildungsforschung stehen 

(vgl. A b b . 1). O b diese Kernzellen der Studienberatung (1) sich aus den beste­

henden Bildungsberatungsstellen (BBS) entwickeln bzw. mit diesen eine Funk­

tionseinheit bilden oder zweckmäßigerweise als zusätzliche Einrichtungen am 

Sitz der Hochschulen neu geschaffen werden sollten, ist zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt schwer zu entscheiden. Ebenso w ä r e das F ü r und Wider einer hoch­

schuleigenen versus hochschulunabhängigen bzw. autonomen Trägerschaft der 

Beratungszentren sorgfältig zu überlegen und gegeneinander abzuwägen, ehe 

man diese Frage entscheidet. F ü r die Funktionseinheit mit den (zentralen) B i l ­

dungsberatungsstellen spricht meines Erachtens die Notwendigkeit, die Studien­

beratung mit der Abiturientenberatung (Beratung in der Ubergangsphase vom 

Gymnasium zur Hochschule) und der Bildungsberatung auf der Sekundarstufe 

II möglichst eng zu koordinieren oder gar zu integrieren. Vielleicht sollte man 

zunächst die Ergebnisse entsprechender Modellversuche (s. den Beitrag in K a p . 

IV/2 oben) abwarten; eine genaue Analyse der dort gewonnenen Erfahrungen 

dürfte in der Zuordnungsfrage bzw. der Entscheidung bezüglich der endgülti­

gen Trägerschaft weiterhelfen. A n der prinzipiellen Notwendigkeit einer für 

jede Hochschule — in der oder jener Statusform — verantwortlichen Studien­

beratungsorganisation wird durch solche Erör terungen nicht gerührt, ebenso­

wenig an der Notwendigkeit zur Kooperation in mannigfacher Weise. Doch 

darauf wurde schon verschiedentlich hingewiesen. 

So ist zu hoffen, daß in wenigen Jahren genügend ausgebildete und kompe­

tente Studienberater (Bildungsberater, Akademische Berufsberater, Informa­

tionsexperten, Psychotherapeuten) sowie erprobte und wissenschaftlich gesi­

cherte Untersuchungsmethoden für die Zwecke der Studieneignungsermittlung 

und -beratung, der Bedarfsprognose, der Informationsdienste usw. bereitstehen, 

mit deren Unterstützung jeder Abiturient und Studierende Aufschlüsse über 

seine individuelle Eignung und Studien-/Berufschancen erhalten kann. D a r ­

über hinaus müßten — im Bedarfsfalle — differenzierte Lenkungs- und Orien-
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tierungshilfen für die gesamte Dauer der Ausbildung und den Start ins Berufs­

leben angeboten werden. D a ß diese Aufgaben nur von einem differenzierten 
(kooperativen oder integrierten) Studienberatungs5;ys£e;w einigermaßen zufrie­

denstellend bewältigt werden können, entspricht der Überzeugung zahlreicher 

Experten. 

3.5. Schlußbemerkung 

Die Notwendigkeit eines wissenschaftlich fundierten Beratungs- und Lenkungs­

systems beim Hochschulzugang und innerhalb des Studienablaufs wird heute 

allgemein im In- und Ausland anerkannt. Der Einhelligkeit dieser Auffassung 

stehen die Uneinigkeit bzw. Vielzahl der Meinungen über das „ W i e " der 

Durchführung und mannigfache, teilweise divergierende Forderungen gegen­

über. Das hier beschriebene Beratungsmodell, das sicherlich in vielen Punkten 

dem internationalen Forderungskanon entspricht, läßt gleichwohl vermutlich 

eine Reihe von berechtigten Wünschen offen. V o r allem müßte geprüft werden, 

auf welche Weise das Modell dem akuten — durch den Numerus Clausus zu­

nehmend sich verschärfenden — Problem der Studienplatzzuordnung gerecht 

werden kann. Das vorgelegte Model l repräsentiert somit noch kein vollkom­

menes System der Abiturienten- und Studentenberatung — sofern so etwas 

überhaupt möglich und realisierbar erscheint. Es erhebt freilich den Anspruch, 

für die anstehenden Aufgaben einer umfassenden Studienberatung einen ersten 

systematischen Ansatz und zugleich praktikable Lösungsvorschläge anzubieten. 

Das Ziel eines funktionsfähigen Guidance-Systems für unsere Abiturienten und 

Hochschüler, das die vielfältigen Aufgaben der Studienberatung im Interesse 

des einzelnen und der Gesellschaft unverkürzt wahrnimmt, gebietet den Einsatz 

und die Mitarbeit aller verfügbaren K r ä f t e . 

A n m e r k u n g e n 

1 Im folgenden können nur die wichtigsten Aspekte angesprochen werden. Zum aus­
führlicheren Quellennachweis siehe den Originalbericht (HELLER u. a. 1969, S. 111 ff.). 

2 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (LAB) Erlangen (Hrsg.): Mitteilun­
gen Nr. 1 (März 1968). 

3 IAB, a. a. O. , S. 10. 
4 In: H . GERSTEIN, Studierende Mädchen. München 1965, S. 7. 
5 HITTPASS (1967, S. 91) nimmt als mittlere Studiendauer 12 Semester ( ± 2 Semester) 

an, d. h. bis zu diesem Zeitpunkt schließt die Hälfte der Studierenden ihre Ausbil­
dung ab. Physiker und Chemiker mit einer Durchschnittssemesterzahl von 14 brau­
chen die meiste, Pharmazeuten die wenigste Zeit. 

6 Quelle: M . JANOWITZ, Soziale Schichtung und Mobilität in Westdeutschland. In: 
Kölner Zeitschr. f. Soziol. u. Sozialpsychol., 10 (1958), S. 1 ff. 

7 Die Modellskizze ist —mit geringfügigen Änderungen — entnommen aus: K. HELLER; 
E. DEMEL ; G . SCHORRE, Modell eines Guidance-Systems für Abiturienten und Stu­
denten. Villingen 1969, S. 152 f. 
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8 Dabei wurde insbesondere davon ausgegangen, daß die Institution der (zentralen) 
Bildungsberatung durch ein regional gut gestreutes Netz sog. Bildungsberatungs­
stellen (BBS) repräsentiert ist. Diese Einrichtung, die im Hinblick auf bestehende 
Verhältnisse und entsprechende Zielvorstellungen der Bundesländer in der B R D als 
vorbildlich bezeichnet werden kann, existiert in Baden-Württemberg bereits seit 
1966. Zur Zeit (1975) sind 21 Bildungsberatungsstellen eingerichtet und voll funk­
tionsfähig. Der 1972 vorgelegte „Stufenplan zum Ausbau der Bildungsberatung in 
Baden-Württemberg", dem der Stuttgarter Landtag am 28. 6. 1973 zugestimmt hat, 
sieht im Endausbau (1980), für jeden Stadt- bzw. Landkreis eine zentrale Bildungs­
beratungsstelle, d. h. insgesamt 37 solcher Stellen, vor (vgl. den Beitrag von H . 
REICHENBECHER in Kap. II/l im ersten Band dieses Handbuchs). 

9 Entsprechende Vorschläge für das Land Baden-Württemberg finden sich in HELLER 
u. a. (1969, S. 154 ff.); vgl. auch den Beitrag von D . PFAU im vorhergehenden Kapi­
tel dieses Abschnittes. 

0 Im Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ( A V A V G ) in der 
Fassung vom 3. 4. 1957 bzw .im 8. Änderungsgesetz vom 18. 12. 1967 ist immer nur 
vom „Monopol der Berufsberatung" die Rede; vgl. § 35 (§ 49) ff. und § 44 (§ 56) ff. 
Ebenso ist im Arbeitsförderungsgesetz vom 25. 6. 1969 im § 4 und § 26 lediglich 
die Berufsberatung als Monopol der B A A verankert. Gleichzeitig wurde jedoch im 
§ 32 des Arbeitsförderungsgesetzes die B A A zur Zusammenarbeit mit den Schulen 
und Hochschulen verpflichtet. Dazu steht die Erklärung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung — dem die B A A untersteht — aus dem Jahre 1972 in 
offensichtlichem Widerspruch (vgl. Kap. II/l.7 im I.Band dieses Handbuchs, wo 
REICHENBECHER die betr. Passage zitiert). 

1 Ähnliches gilt für die Berufsberatung. Auch diese ist auf zuverlässige und gültige 
Eignungsdiagnosen vs. Bedarfsprognosen angewiesen. Entsprechende Unterlagen wer­
den von den BAA-eigenen Forschungseinrichtungen, z. B. der Z A P oder dem IAB, 
erarbeitet. 
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Konzepte der Human Wissenschaften 

U w e Laucken 

Naive Verhaltenstheorie 
E i n Ansatz zur Analyse jenes Konzeptrepertoires, mit dem im alltäglichen 
Lebensvollzug das Verhalten der Mitmenschen erklärt und vorhergesagt wird. 
249 Seiten, kartoniert I S B N 3-12-925260-6 

Wohl ein jeder erfährt an sich selbst, d a ß er das T u n seiner Mitmenschen, mit 
denen er täglich umgeht, deutend zu verstehen sucht und daß er sein eigenes 
soziales Verhalten nach diesen Deutungen ausrichtet. Diese schlichte Erfahrung 
ist dem Autor A n l a ß , sich als Psychologe zu fragen, wie das diese Deutungen 
fundierende Wissen beschaffen ist. Ausgehend von alltagsgebräuchlichen E r k l ä ­
rungen menschlichen Verhaltens sucht er daher explikativ die zugrundeliegende 
„Theorie des naiven Verhaltens" zu erschließen und seinen Befund in Ansätzen 
kognitionspsychologisch zu interpretieren. 

G . A . Miller / E . Galanter / K . H . Pribram 

Strategien des Handelns 
Pläne und Strukturen des Verhaltens 
Aus dem Amerikanischen übersetzt von Paul Bärtschi 
M i t einer Einführung von Hans Aebli 
228 Seiten, kartoniert I S B N 3-12-925890-6 

Die drei bedeutenden amerikanischen Psychologen, deren Erfolg nicht zuletzt 
auf dieses 1960 erschienene Werk zurückzuführen ist, beziehen eine ungewöhn­
liche wissenschaftliche Position. 
In 14 hochinteressanten Kapiteln, die sich alle auf die Grundlage „Welche Pro­
zesse laufen ab, wenn sich unser Denken in T u n umsetzt und verwirklicht?" 
beziehen, gehen Miller , Galanter und Pribram den vitalen und geistigen V o r ­
gängen während der operationalen Prozesse nach, die zum Teil nachvollzogen 
werden können aufgrund spannender Computersimulationen. 

C a r l R. Rogers 

Entwicklung der Persönlichkeit 
Psychotherapie aus der Sicht eines Therapeuten 
Aus dem Amerikanischen übersetzt von Jacqueline Giere 
407 Seiten, kartoniert I S B N 3-12-906880-5 

Rogers gibt in diesem Buch die Summe seiner persönlichen Erfahrungen als 
Psychotherapeut, Psychotherapie-Forscher und Universitätslehrer. In den Lern­
situationen der Erziehung und Ausbildung vollziehen sich ähnliche Verände­
rungsprozesse wie in der Psychotherapie: Das Aneignen und Entdecken von 
Wissen geschieht im weiteren Zusammenhang persönlicher Entfaltung. Rogers* 
Ideen sind daher in großem Umfang auch in die pädagogische Psychologie ein­
gegangen. 


